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Beginn: 10:33 Uhr. 

 

 

Eröffnung 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

freue mich, dass wir die 35. Sitzung der achten 

Wahlperiode jetzt eröffnen können. Hierzu  

begrüße ich Sie auf das Herzlichste.  

 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen  

Hauses fest. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 

27. Januar wird in Deutschland seit dem Jahr 

1996 als Tag des Gedenkens an die Opfer des 

Nationalsozialismus begangen. Dementspre-

chend haben wir soeben in Magdeburg eine 

Kranzniederlegung vollzogen. Ich möchte Sie an 

dieser Stelle bitten, der Opfer zu gedenken und 

sich zu einer Schweigeminute von den Plätzen 

zu erheben. - Danke. 

 

Wir setzen nunmehr die 17. Sitzungsperiode 

fort. Wir beginnen mit dem sogenannten Priori-

tätenblock, bestehend aus den Tagesordnungs-

punkten 7, 8, 9 und 10. Danach kommen wir 

zum Tagesordnungspunkt 11, der Aussprache 

zu einer Großen Anfrage.  

 

Ich möchte noch einmal daran erinnern, dass 

der Kollege Willingmann heute ganztägig in Ber-

lin ist. Aber der Finanzminister ist heute wieder 

bei uns. Darüber freuen wir uns. 

 

Dann geht es los. Ich rufe auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 7 

 

Beratung 

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Das 

Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk durch Transparenz und Reformwillen 

stärken“ 

 

Antrag Fraktionen CDU, SPD, FDP und DIE LINKE 

- Drs. 8/2144 

 

Änderungsantrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN - Drs. 8/2177 
 

 

Die Einbringung wird Herr Markus Kurze vor-

nehmen.  

 

Wir haben gleichzeitig die Möglichkeit, Schüle-

rinnen und Schüler des Gymnasiums „Pierre 

Trudeau“ in Barleben zu begrüßen, die ich kurz 

vor dem Sitzungsbeginn vor dem Plenarsaal 

empfangen konnte. Willkommen im Hohen 

Haus! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Herr Kurze darf einbringen. 
 

 

Markus Kurze (CDU):  

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Der öffentlich-rechtliche Rundfunk 

begleitet uns schon viele Jahre lang. Wir haben 

heute etwas ganz Besonderes vor. Wir wollen 

eine Kommission einsetzen, um mit dem öffent-

lich-rechtlichen Rundfunk, den Anstalten und 

deren Intendanten und der Politik gemeinsam 

Vorschläge zu erarbeiten, die letztlich dazu bei-

tragen sollen, den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk zu stärken und zukunftsfest zu gestalten 

sowie das Vertrauen der Beitragszahler, die ihn 

konsumieren sollen und können, wieder zurück-

zugewinnen. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 

öffentlich-rechtliche Rundfunk ist richtig und 

wichtig. 
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(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD, lacht) 

 

Aber an vielerlei Stellen ist er zu groß und zu 

teuer.  

 

(Zuruf: Ja!)  

 

Er befindet sich in einer der schwersten Ver-

trauenskrisen seit seiner Gründung. Er wurde in 

den alten Bundesländern nach dem Zweiten 

Weltkrieg gegründet, um neutral und ausge- 

wogen berichten zu können. Das sollte beitrags-

finanziert geschehen, eben nicht abhängig von 

Werbeeinnahmen.  

 

Dieser öffentlich-rechtliche Rundfunk ist wichtig 

für unser Land. Aber, wie gesagt, er befindet 

sich in einer schweren Krise. Das haben wir uns 

nicht ausgedacht. Das haben die Intendanten 

selbst in der Öffentlichkeit dargelegt. Ich will 

nur an Herrn Buhrow als einen von mehreren 

erinnern. Er hat gesagt: Wenn der öffentlich-

rechtliche Rundfunk jetzt nicht selbst etwas tut, 

dann wird es ihn, so wie wir ihn kennen, in zehn 

Jahren nicht mehr geben. 

 

(Zuruf von der AfD: Ja!) 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 

glauben schon, dass wir im dualen Rundfunk- 

system einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

als starke neutrale Säule brauchen.  

 

(Zuruf von der AfD: Das weiß ich nicht!)  

 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

wir haben neben dem öffentlich-rechtlichen 

Rundfunk eben auch die privaten Anbieter. 

Auch diese sind wichtig für unsere Demokratie. 

Wir müssen am Ende schauen, wie beides im 

Einklang zukunftsfest gestaltet werden kann. 

 

Für uns als Union ist es wichtig festzuhalten - 

wenn ich mich an die Berichterstattung in den  

 

letzten Wochen erinnere, dann stelle ich fest, 

dass wir uns dabei mittlerweile über alle Farben 

hinweg einig sind -, dass wir hinsichtlich der  

Beitragsfrage momentan niemandem eine Er-

höhung vermitteln könnten. 

 

Deshalb müssen wir uns die Strukturen des  

öffentlich-rechtlichen Rundfunks anschauen. 

Wir müssen gucken, wo wir Dinge miteinander 

verbinden können und wo wir auch Dinge  

einsparen können; denn Sie wissen, meine sehr 

verehrten Damen und Herren, dass es viel Glei-

ches vom Gleichen gibt. Das kann man ändern.  

 

Natürlich braucht man auch einen gewissen 

Druck, um sich selbst zu erneuern. Aber den  

haben nun einmal - ich sage das, auch wenn es 

die Anstalten vielleicht nicht gern hören - viele 

Anstalten selbst erzeugt mit den Dingen, die wir 

in der Öffentlichkeit wahrnehmen konnten. Der 

Beitrag ist an manchen Stellen nicht so transpa-

rent eingesetzt worden, wie man sich das als 

Beitragszahler, der verpflichtet ist, diesen Bei-

trag zu zahlen, wünscht. 

 

(Daniel Roi, AfD: Vorsichtig formuliert!) 

 

- Ja, Sie wissen ja, dass man es vorsichtig ange-

hen kann. Man kann natürlich auch einmal  

etwas direkter werden. Aber wir wollen ja nicht 

populistisch sein,  

 

(Zuruf von der AfD: Warum nicht?) 

 

sondern wir wollen uns sachlich und konstruktiv 

als Partner empfehlen, 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

und zwar als Partner für den öffentlich-recht- 

lichen Rundfunk und natürlich auch als Partner 

für den Beitragszahler. Das ist für uns als Politik 

nicht immer einfach. Aber wenn es einfach 

wäre, könnten es ja auch andere machen. 
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(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD, lacht) 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 

als Koalition haben uns zumindest erst einmal 

für den Einsetzungsbeschluss Partner gesucht, 

mit denen wir schon länger Schnittstellen hin-

sichtlich der inhaltlichen Auseinandersetzung 

mit der Thematik hatten.  

 

Uns ist es wichtig - wir leben in Sachsen-Anhalt 

und damit in einem neuen Bundesland -, dass 

wir natürlich auch in der Berichterstattung vor-

kommen. Das passiert so bei unserem eigenen 

Sender. Der MDR hat steigende Zuschauer- und 

Zuhörerzahlen zu verzeichnen. Das kann er am 

Ende nur mit einem guten Programm erreichen.  

 

Das Programm muss nicht jedem gefallen. Aber 

den Zuschauern und Zuschauerinnen und Zu- 

hörern gefällt es. Darin unterscheidet sich der 

MDR als junge Anstalt auch von anderen Anstal-

ten, also von den schweren Kolossen, die wir in 

den alten Bundesländern haben, die am Ende 

an der einen oder anderen Stelle aufgebläht 

sind und an ihrer Struktur etwas machen  

müssen. 

 

Auch wir sind in Mitteldeutschland bereit, dar-

über nachzudenken, wie man hier vielleicht  

etwas verschlanken kann. Aber der MDR - das 

will ich noch einmal ganz klar sagen - hat gerin-

gere Personal- und Produktionskosten und ist 

natürlich in der Anstalt selbst aufgrund seines 

jüngeren Alters etwas moderner als andere An-

stalten in Deutschland aufgestellt. Das, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, will ich hier 

einfach einmal betonen.  

 

(Zustimmung bei der CDU)  

 

Wir müssen aber gemeinsam, auch mit den an-

deren Ländern, an diese Frage herangehen. Ich 

meine, wir bohren ja an dem Brett schon meh-

rere Jahre lang, und das mit unserem Staats- 

 

minister und unserem Ministerpräsidenten vor-

weg. Wir haben gedacht, wir versuchen, ein 

normales Eichenbrett anzubohren. Aber es 

stellte sich heraus, dass es doch eher ein Mam-

mutbaum ist, an dem wir uns dabei abarbeiten.  
 

Aber es lohnt sich, sich an dem Mammutbaum 

abzuarbeiten. Genau das wollen wir mit der  

Enquete-Kommission machen. Wir wollen also 

gemeinsam mit Fachleuten, mit der Politik und 

mit den Anstalten Vorschläge erarbeiten, über 

die man dann in Gesamtdeutschland nach- 

denken kann.  
 

Sie wissen, dass es die Rundfunkkommission der 

Länder gibt. Diese ist sicherlich richtig und wich-

tig. Aber sie hat ein Problem: Sie hat das Ein-

stimmigkeitsprinzip. Das ist wie mit einem Spiel-

platz: Alle wollen einen Spielplatz, aber bloß 

nicht vor der eigenen Haustür.  
 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD)  
 

So ist es vielleicht an uns, gemeinsam mit der 

Rundfunkkommission, der Enquete-Kommis-

sion und auch im Geleitzug mit der Verabschie-

dung des Dritten Medienänderungsstaatsver-

trages genau diese Struktur- und Auftrags- 

reform jetzt so ernsthaft mit allen Partnern an-

zugehen, wie man es sich wünscht; denn nur 

wenn man ernsthaft an die Sache herangeht, 

kann man am Ende den öffentlich-rechtlichen 

Rundfunk schlanker gestalten. Und nur wenn 

wir ihn schlanker gestalten, können wir auch 

den Beitrag stabil halten. 
 

Es gibt halt viel Gleiches vom Gleichen. Sie  

kennen den Vorschlag, der mittlerweile in 

Deutschland doch Gehör findet. Vor einem Jahr 

sah das noch ganz anders aus. Das ist der Vor-

schlag, wenn wir die ARD einmal näher betrach-

ten, die Produktionen der Länder stärker in dem 

Vollprogramm Das Erste unterzubringen und 

nicht alle Inhalte des Vollprogramms noch ein-

mal extra produzieren zu lassen.  
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Wir haben ja die Länderanstalten. Wir haben die 

regionalen Aspekte. Ich glaube, wenn es uns ge-

lingt, dieses Schaufenster der Regionen - so 

wurde es einmal genannt - so umzugestalten, 

dann könnte man die Struktur insgesamt auch 

schmaler machen. Aber wir wissen natürlich 

auch, dass man dafür Mehrheiten in Gesamt-

deutschland braucht.  

 

Aber mittlerweile gibt es, was Reformen angeht, 

einen Überbietungswettbewerb, auch durch 

alle Farben der Parteien hinweg. Wir wollen uns 

hier nicht an einem Überbietungswettbewerb 

orientieren. Wir wollen konstruktiv die Vor-

schläge unterbreiten, die wir auch schon seit 

Längerem in die Debatte mit einbringen. Aber 

wir sind auch offen für neue Vorschläge. Denn 

wir haben Partner, mit denen wir die Kommis-

sion dann ausgestalten wollen. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 

haben schon über das Programm gesprochen. 

Ich habe es eben angerissen. Wir hören natür-

lich auch von vielen Menschen und vielen Bei-

tragszahlern, dass sie manchmal das Gefühl ha-

ben, wenn sie öffentlich-rechtliche Angebote 

konsumieren, dann werden sie nicht informiert, 

sondern missioniert. 

 

(Zuruf von der AfD: Richtig!) 

 

Das ist an der einen oder anderen Stelle so. 

Sonst würden es uns die Bürger nicht sagen. 

Deshalb muss man auch über diese Frage - das 

hat etwas mit dem Auftrag zu tun - reden dür-

fen. Für eine neutrale und ausgewogene Be-

richterstattung gibt es einen Beitrag. Man ist un-

abhängig. Aber man sollte eigene Überzeugun-

gen nicht in die Berichterstattung einfließen  

lassen. Dafür gibt es auch Beispiele. Denn im 

Pressegesetz ist ganz klar geregelt: Was für  

die Printmedien gilt, gilt am Ende auch für die 

anderen Anbieter. Berichterstattung ist Bericht-

erstattung und Kommentar ist Kommentar.  

Darauf, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren, wollen wir hinarbeiten, damit das vielleicht 

auch wieder etwas ausgeglichener wird. Denn 

der Vertrauensverlust muss irgendwo herkom-

men. Der Vertrauensverlust hat sicherlich etwas 

damit zu tun, dass mit dem Beitrag an manchen 

Stellen nicht so umgegangen wurde, wie man 

sich das wünscht. Es wurde am Ende auch nicht 

entsprechend kontrolliert. Deshalb wollen wir 

mit dem Dritten Medienänderungsstaatsvertrag 

auch das Vertrauen und die Rechte der Gremien 

stärken. 

 

Aber auch im Programm - - Ich will nicht die  

Beispiele aufzählen, die die Gemüter manchmal 

erhitzen. 

 

(Zustimmung von Andreas Schumann, CDU, 

und von Lars-Jörn Zimmer, CDU) 

 

Natürlich gibt es die Freiheit des Journalismus, 

keine Frage. Aber es kann auch nicht immer  

alles unter dem Begriff Satire oder Comedy ab-

gebildet werden. Der gute Geschmack sollte 

schon erhalten bleiben. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Was auch  

immer das ist!) 

 

- Das sieht natürlich jeder anders. Wir kennen 

den guten Geschmack der GRÜNEN. 

 

(Dr. Andreas Schmidt, SPD: Oh!) 

 

Der hat natürlich wenig mit unserem Ge-

schmack zu tun. 
 

(Lachen und Zustimmung bei der CDU - Olaf 

Meister, GRÜNE: Es wollen nicht alle Silber- 

eisen hören!) 

 

Aber wir wollen trotzdem gemeinsam an einem 

Tisch sitzen und über Vorschläge diskutieren. 

Dass wir unterschiedliche politische Ansichten  
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vertreten, ist so. Ansonsten wären wir alle in 

ein- und derselben Partei. Das hatten wir schon 

einmal. Das wollen wir eigentlich nicht wieder. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

bin gespannt auf die Debatte zu unserem jetzi-

gen Thema. Ich werde mir die einzelnen Stand-

punkte sehr genau anhören; denn ich bin am 

Schluss noch einmal an der Reihe und kann 

dann unseren Kommentar dazu abgeben. -  

Vielen herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der 

SPD und bei der FDP - Zuruf: Ich dachte, das 

war’s!) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke, Herr Kurze. Sie haben es gerade er-

wähnt. Wir führen eine Fünfminutendebatte. - 

Für die Landesregierung spricht Herr Robra. - 

Bitte. Rainer, du hast das Wort. 

 

 

Rainer Robra (Staats- und Kulturminister): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit 

der Einsetzung einer Enquete-Kommission „Das 

Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk durch Transparenz und Reformwillen  

stärken“ wird eines der großen Zukunftsthemen 

für den demokratischen Meinungsbildungs- 

prozess und den gesellschaftlichen Zusammen-

halt in unserem Land überfraktionell aufge- 

griffen. Das ist verdienstvoll.  

 

Verlässliche und faktenbasierte Angebote sind 

Daseinsberechtigung und zugleich immer  

wieder einzufordernder Anspruch an den  

öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Natürlich 

hängt die Frage seiner Finanzierung damit zu- 

 

sammen. Sie wird als staatlich angeordnete Ab-

gabe nur dann auf Dauer Bestand haben, wenn 

für den Einzelnen ein Mehrwert erkennbar ist. 

Die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks beruht gleichermaßen auf den Program-

men und den äußeren Rahmenbedingungen. 

Das ist noch nicht allen Rundfunkanstalten  

bewusst. 

 

Die Länder, insbesondere auch die Landesparla-

mente, haben die verfassungsrechtliche Auf-

gabe, die Medienordnung den sich verändern-

den Bedingungen anzupassen. Das heißt, sie 

müssen entschlossen Reformen vorantreiben, 

wenn sie merken, dass der öffentlich-rechtliche 

Rundfunk an Vertrauen in der Bevölkerung ver-

liert.  

 

Ich teile den Befund, wie er im Antrag zum Aus-

druck kommt. Die Akzeptanz des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks in breiten Teilen der Be-

völkerung befindet sich schon lange im Sinkflug 

und ist durch jüngste Ereignisse beim RBB und 

bei anderen Sendern dramatisch weiter abge-

sackt. 

 

Für große und grundlegende Reformschritte 

braucht es gute Ideen und frische Impulse. Das 

ist es, was die Enquete-Kommission leisten 

kann. Es gilt, dafür zu sorgen, dass es auch in der 

Zukunft öffentlich-rechtliche Angebote in her-

ausragender Qualität gibt, dass sie von vielen 

gesehen und vor allem auch gern bezahlt wer-

den. Das setzt voraus, dass die Angebote dort 

aufzufinden sind, wo Nutzerinnen und Nutzer 

aller Generationen sie nachfragen. 

 

Die Arbeit der Enquete-Kommission - der Abg. 

Herr Kurze hat es schon gesagt - wird sich mit 

dem verzahnen, was im Länderkreis von der 

Rundfunkkommission vor einer Woche im Sinne 

einer vorerst nur qualifizierten Themensamm-

lung beschlossen wurde. Um den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk zukunftsfest machen,  
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muss ein nachhaltiger Veränderungsdruck er-

zeugt werden, auch durch Impulse von externen 

Fachleuten unterschiedlicher Disziplinen. Wir 

haben uns deshalb auf einen acht- bis zehn-

köpfigen Zukunftsrat verständigt, der reformbe-

gleitend der Rundfunkkommission Handlungs-

empfehlungen geben soll. Einen konkreten Ein-

setzungsbeschluss wird es Mitte Februar geben. 

 

Wir waren uns auch einig, dass die Verbreitung 

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in einer  

digitalen Welt aus inhaltlichen wie aus Kosten-

gründen nur auf einer gemeinsamen techni-

schen Plattform und ohne Verlinkung vorstell-

bar ist. Teure Parallelentwicklungen werden 

ausgeschlossen. Übergangsweise wird es natür-

lich auch noch lineare Angebote geben müssen. 

 

Die Reformen sollen dazu beitragen, die Struk-

turen und die Zusammenarbeit der öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten zu optimieren, 

nicht zuletzt um Beitragsstabilität zu sichern. 

ARD und ZDF werden, wie ich es schon lange 

fordere, ihr inhaltliches Profil schärfen müssen, 

die ARD insbesondere mit mehr Regionalität. 

Die Grundsätze guter Unternehmensführung 

sind in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-

stalten weiter zu stärken. Für mich heißt das: 

Die quasi absolutistische Intendantenverfas-

sung ist passé; die Zukunft gehört einem kolle-

gialen Vorstand, wie es das Aktienrecht vor-

schreibt und in jeder Institution mit Milliar-

denumsätzen auch sonst üblich ist. Bei der SRG 

in der Schweiz wurde das bereits umgesetzt. 

 

Außerdem müssen die Leitungs- und Aufsichts-

strukturen der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-

anstalten, der Gemeinschaftseinrichtungen und 

der Beteiligungsunternehmen reformiert wer-

den. Vieles, was insoweit historisch gewachsen 

ist, hat weder mit gesellschaftlicher Kontrolle 

noch mit Good Governance zu tun. Für die 

Gründung von und die Beteiligung an Unterneh-

men sollte der Grundsatz der Subsidiarität- 

 

gelten, wie wir ihn hier aus den Landeshaus-

haltsordnungen und den Kommunalverfassun-

gen kennen. Wo anstaltsübergreifend Doppel- 

oder Mehrfachstrukturen bestehen, müssen 

diese durch Zusammenarbeit ersetzt werden. 

 
Zu einem transparenteren, effizienteren und 

sparsameren Wirtschaften sollten zudem ge-

meinsame und einheitliche Controlling-Linien 

beitragen. Nicht zuletzt brauchen wir eine we-

sentlich intensivere Finanzkontrolle durch die 

KEF und die Landesrechnungshöfe. Hierzu  

können und sollen auch die im Dritten Medien-

änderungsstaatsvertrag, der sich in der Ratifika-

tion befindet, auf Druck von Sachsen-Anhalt 

eingeführten Kennzahlen beitragen. 

 
Betonen möchte ich abschließend, dass die 

Rundfunkanstalten selbst wesentlich zur Zu-

kunftsfähigkeit des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks beitragen können und müssen. Wir erwar-

ten daher weiterhin massive Anstrengungen  

aller Beteiligten des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks, den bereits angestoßenen Erneue-

rungsprozess aktiv voranzutreiben und kon-

struktiv fortzusetzen. Dazu gehören Bedarfsan-

meldungen, die die Erkenntnis berücksichtigen, 

dass es in den Jahren 2024 und 2025 nach  

Äußerungen verschiedener Ministerpräsiden-

tinnen und Ministerpräsidenten keine Beitrags-

erhöhungen geben wird. Aus meiner Sicht  

wären wir gut beraten, die Beitragsperiode wie-

der einmal um zwei Jahre zu verlängern, um  

Erfolge der Reformdebatte bereits einpreisen zu 

können. 

 
Meine Damen und Herren! Die Landesregierung 

ist offen für Impulse aus der Enquete-Kommis-

sion und wird deren Arbeit gern unterstützen. - 

Ich danke Ihnen. 

 
(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der 

SPD und bei der FDP) 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke, Herr Robra. - Als Debattenredner für die 

AfD-Fraktion spricht Herr Rausch. - Bitte. 

 

 

Tobias Rausch (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte  

Kollegen Abgeordnete! Den Ausführungen des 

Kollegen Kurze konnten wir entnehmen, was 

dazu beigetragen hat und welche Umstände es 

gab, warum wir diesen Antrag auf Einsetzung ei-

ner Enquete-Kommission heute besprechen. 

Fraktionsübergreifend gab es den Konsens zu  

einem Reformbedarf. Darüber hat man sich ver-

ständigt. Auch hat man sich auf Entschließungs-

anträge und Sonstiges verständigt. Wir sind ge-

spannt, ob die in der Zukunft kommen werden 

oder nicht. 

 

Den Ausführungen des Ministers konnten wir 

lauschen und entnehmen, dass die Regierung 

gern bereit ist, Reformvorschläge anzuhören 

und eventuell auch umzusetzen.  

 
Vorab möchte ich aber noch einige generelle 

Bemerkungen zum öffentlich-rechtlichen Rund-

funk anbringen. Das erste Thema ist: Warum ist 

der öffentlich-rechtliche Rundfunk nicht mehr 

zeitgemäß? - In Anbetracht von Zwangsgebüh-

ren und unattraktiven Formaten, die es gibt, so-

wie mit Blick auf die Nutzer- bzw. Zuschauerzah-

len zeigt sich einfach, dass Streamingdienste 

und private Anbieter im 21. Jahrhundert mitt-

lerweile das Rennen gemacht haben. Nieman-

dem ist mehr zu vermitteln, warum man 

zwangsweise, obwohl man Dinge gar nicht mehr 

konsumiert oder nutzt, trotzdem bezahlen 

muss. Das ist im Prinzip keine Gebühr, sondern 

eine Zwangsabgabe. 

 
(Beifall bei der AfD) 

Der ARD-Chef Tom Buhrow hat selbst gesagt: Es 

muss Reformen geben. - Ja, wir wollen Refor-

men durchführen. Sie haben es selbst ausge-

führt, Herr Kurze: Der MDR ist im Verhältnis zu 

den anderen Länderanstalten gut aufgestellt. Es 

geht eigentlich um solche Anstalten wie im 

Saarland oder in Bremen. Das können aber nicht 

wir in Sachsen-Anhalt beschließen, sondern das 

müssen die Kollegen im Saarland und in Bremen 

beschließen. Wir könnten aber Druck machen, 

indem wir hierzu einmal einen Entschließungs-

antrag vorlegen. Das wäre eine Maßnahme. Das 

werden wir Ihnen mit an die Hand geben, damit 

wir das auch umsetzen können. Denn wir konn-

ten es den Ausführungen von Herrn Buhrow im 

Ausschuss entnehmen: Die Politik setzt die Leit-

planken dafür. Bisher gab es keinen politischen 

Willen, der tatsächlich vorangetrieben hat, dass 

es zu wesentlichen, signifikanten Änderungen 

kommt. - So viel erst einmal dazu. 

 

Nun zu dem Antrag. Sie stellen auf Seite 3 unter 

Punkt 4 zu Recht fest - ich zitiere -: 

 

„In den neuen Bundesländern ist ein stärke-

rer Vertrauensverlust in den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk zu erkennen als in den 

westlichen Bundesländern.“ 

 

Sie haben das in Ihrer Rede selbst auch ausge-

führt, Herr Kurze, und haben die Frage gestellt, 

woran das liegt. Ja, woran liegt das? - Das liegt, 

wie Sie auch richtig festgestellt haben, an der 

Wahrnehmung, dass die Berichterstattung in 

wesentlichen Fragen wie der Migrationspolitik 

ab 2015, der Coronapolitik 2020 oder jetzt der 

Ukrainepolitik und der Russlandkrise so war, 

dass breite Teile der Bevölkerung gesagt haben: 

Das, was uns hier erzählt wird, ist einseitig, nicht 

objektiv und sachorientiert, sondern mit vielen 

Kommentaren verbunden. Die Leute stellen sich 

zu Recht die Frage: Warum muss ich mir das an-

hören, warum muss ich solche Leute wie Jan 

Böhmermann mit zig Millionen finanzieren,  
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obwohl die uns das Gehirn waschen wollen? - 

Das ist so. 

 

(Lebhafter Beifall und Jawohl! bei der AfD - 

Sebastian Striegel, GRÜNE: Was sollen die 

denn waschen bei euch?) 

 

Die Leute denken, sie bekommen Sachen ver-

mittelt, die völlig an ihrer Lebensrealität im Land 

vorbeigehen. Das ist einfach so. 

 

Was sind denn die Sachverhalte struktureller 

Art, die dazu führen, dass die Akzeptanz nicht 

mehr vorhanden ist?  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Also, ich freue 

mich auf Böhmermann heute!) 

 

Ich erinnere an das Gutachten eines ehemaligen 

Mitglieds der KEF, das dem MDR bescheinigt, 

dass alles in Ordnung ist. Es ist ganz klar eine  

Befangenheitsstruktur zu erkennen.  

 

Das Nächste sind die Gehaltszahlungen. Wir  

hören immer: Ja, die Reformen müssen kom-

men. Die Intendantengehälter seien zu hoch, 

heißt es dann, sie müssten einen Deckel bekom-

men. - Es geht doch nicht allein um die Inten-

dantengehälter. Es geht um die Leute, die sich 

außerhalb der tariflichen Versorgungsstruktur 

befinden. Beim RBB - das habe ich beim letzten 

Mal schon erzählt - bekommt der Abteilungs- 

leiter Gebäudemanagement so viel Geld wie der 

Ministerpräsident, der Verantwortung für 

2,2 Millionen Leute hat. Das kann doch gar nicht 

sein. Das sind die Probleme, die es gibt. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Das nächste Problem ist, dass in einer Sitzung 

über Vorlagen abgestimmt wird, die von der In-

tendantin eingebracht wurden, und die Vertre-

ter wissen gar nicht, worüber sie abstimmen, 

weil die Vorlagen gar nicht vorhanden sind. Wir  

 

alle haben uns im Ausschuss von Herrn Buhrow 

anhören dürfen, was für Zustände herrschten.  

 

Ich muss Ihnen eines sagen: Wir können zehn 

Reformen auf den Weg bringen, aber wenn die 

Zusammensetzung dieser Gremien - - Jetzt bin 

ich bei Herrn Striegel mit seinem dummen  

Zwischenruf: Wenn solche Leute wie Sie und 

Ihre Parteikollegen in solchen Gremien sitzen, 

dann werden nun einmal Fehlentscheidungen 

am Fließband getroffen. Das ist das Problem. 

 

(Lebhafter Beifall und Jawohl! bei der AfD - 

Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Weil alle auf 

uns hören!) 

 

- Na klar. 

 

(Lachen bei der AfD - Zuruf von Cornelia  

Lüddemann, GRÜNE) 

 

Man muss sagen, dass die CDU in Sachsen-An-

halt in der deutschlandweiten Betrachtung eine 

Sonderrolle spielt. Herr Kurze ist Vorkämpfer für 

Reformen. Aber ich frage mich dennoch, warum 

die CDU in Sachsen-Anhalt sich gemeinmacht 

und den Antrag gemeinsam mit der LINKEN ein-

bringt. Die Partei der LINKEN ist der Nachfolger 

der SED-Mauerschützen und -Mauermörder. 

Sie ist der Nachfolger des SED-Unrechtsregimes. 

Mit denen machen Sie sich gemein. 

 

(Beifall und Jawohl! bei der AfD) 

 

Ich erinnere Sie daran, dass Sie einen Bundes-

parteitagsbeschluss dazu haben, sich nicht mit 

der LINKEN gemeinzumachen. Daran sollten Sie 

sich halten.  

 

(Guido Kosmehl, FDP, lacht - Zurufe von  

Stefan Ruland, CDU, und von der AfD) 

 

Sie sollten sich schämen, so etwas zu machen. 

Das ist eine Katastrophe. Dennoch werden wir  
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dem Antrag auf Einsetzung einer Enquete-Kom-

mission zustimmen, damit wir Ihnen erklären 

können, wie ein Rundfunkkonzept aussehen 

kann. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Heuer, bitte. 

 

 

Guido Heuer (CDU): 

 

Danke, Herr Präsident. - Herr Rausch, soll ich 

Ihnen einmal erklären, warum Sie dort nicht 

aufgeführt sind? - Weil Sie, im Unterschied zu 

uns, den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ab-

schaffen wollen,  
 

(Zurufe von der AfD: Stimmt nicht! - Unfug!) 
 

und das ist in vielen, vielen Reden in den letzten 

Jahren auch genau so zum Ausdruck gebracht 

worden. Wir wollen Reformen. Wir wollen ei-

nen zukunftsfähigen, bezahlbaren öffentlich-

rechtlichen Rundfunk mit Beitragsstabilität. Das 

hat die CDU in Sachsen-Anhalt immer gesagt. 
 

(Zuruf von der AfD: Das reicht aber nicht!) 

 

Ganz ehrlich: Von Ihnen brauchen wir als CDU 

Sachsen-Anhalt mit Sicherheit keine Belehrung. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Christian Hecht, 

AfD: Doch! - Weitere Zurufe von der AfD: 

Doch!) 

 

 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Vielen Dank für Ihre Ausführungen, Herr Heuer. 

Das ist eigentlich bezeichnend; denn als Sie 

noch finanzpolitischer Sprecher Ihrer Fraktion  

 

waren, waren Ihre Reden völlig anders. Kaum 

sind Sie Fraktionsvorsitzender, könnte man  

meinen, Sie sind eine andere Person geworden. 
 

(Zustimmung bei der AfD - Zuruf von Daniel 

Roi, AfD - Zuruf von der AfD: Jawohl!) 
 

Ich sage Ihnen eines: Die AfD hat hier immer ge-

sagt: Wir wollen Reformen und wir wollen die 

Abschaffung der Zwangsgebühren.  

 

(Zuruf von der AfD: Das ist der Unterschied!) 

 

Wir wollen den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

in anderen Strukturen erhalten. Das verstehen 

Sie nicht und das ist das Problem. Sie sind je-

mand, der alles so allgemein, so verengt sieht, 

der nicht breit gefächert denkt. Deshalb denken 

Sie: Abschaffung der Zwangsgebühren ist gleich 

Abschaffung des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks. Daran sieht man, wie kleinkariert Sie  

denken.  
 

(Jan Scharfenort, AfD: Genau! - Zuruf von 

Frank Otto Lizureck, AfD) 
 

Ich bin der Meinung, Sie sind für die Position, 

die Sie in der CDU ausfüllen, eigentlich nicht ge-

eignet. Der Kollege Borgwardt war dort besser 

aufgehoben. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Zuruf von der 

AfD: Jawohl! - Zuruf von Daniel Roi, AfD) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Hövelmann, kommen Sie ruhig nach vorn. 

- Sie haben das Wort, Herr Hövelmann. Bitte. 

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Vielen herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Vertrauen  
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hat flüchtige Eigenschaften. Ich glaube, das  

wissen wir als Politikerinnen und Politiker aus 

unserem beruflichen Alltag nur zu gut. Man 

kann es schnell verlieren und es dauert lange, 

bis man es wieder aufgebaut hat.  

 

Dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk in 

Deutschland bringt der Großteil der Bürgerin-

nen und Bürger in diesem Lande ein hohes Ver-

trauen entgegen. 

 

(Zuruf von der AfD: Nein, das stimmt nicht!) 

 

Aber der Skandal um die Intendanz des Rund-

funks Berlin-Brandenburg sowie fragwürdige 

Führungsentscheidungen in anderen Anstalten 

im vergangenen Jahr haben dieses Vertrauen 

untergraben. Nicht erst jetzt gibt es Zweifel da-

ran, dass die Rundfunkbeiträge der Bürgerinnen 

und Bürger immer so effizient eingesetzt  

werden, wie es zu wünschen wäre und wie es zu 

erwarten wäre.  

 

Dieses Hohe Haus, meine sehr verehrten Da-

men und Herren, hat deswegen bereits oft und 

ausgiebig über Strukturreformen bei den Rund-

funkanstalten diskutiert. Wir alle wissen, dass 

diese Debatten nicht immer einfach waren. Sie 

waren teilweise polemisch - ein bisschen war 

das auch heute wieder der Fall. 

 

Ich freue mich daher, dass wir von der Regie-

rungskoalition, dass wir von der CDU, der SPD 

und der FDP, gemeinsam mit der Fraktion DIE 

LINKE heute einen Antrag zur Einsetzung einer 

Enquete-Kommission mit dem Titel „Das Ver-

trauen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

durch Transparenz und Reformwillen stärken“ 

einbringen. Mit dieser Enquete-Kommission 

verbinden wir die Hoffnung auf eine Befriedung 

und insbesondere auf eine Versachlichung der 

Debatte. Es ist wohl die einhellige Überzeugung 

in diesem Haus, dass es Veränderungen 

braucht, damit das Vertrauen der Bürgerinnen  

 

und Bürger in ihren öffentlich-rechtlichen Rund-

funk sichergestellt bleibt und dort, wo es ver- 

loren gegangen ist, zurückgewonnen werden 

kann. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Denn, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren, der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist ein 

wichtiger Bestandteil für die Versorgung der Be-

völkerung mit verlässlichen Informationen, mit 

Kultur, mit Unterhaltung, und das unabhängig 

von privatwirtschaftlichen Interessen. Wir wol-

len mit der Enquete-Kommission Wege finden, 

wie diese Aufgabe auch in Zukunft erfüllt und 

möglicherweise sogar noch besser erfüllt wer-

den kann.  

 

Wo können und sollten sich die Anstalten in  

ihren Inhalten profilieren? Wie lässt sich der 

Rundfunkbeitrag effektiv nutzen? Welche Rolle 

nehmen künftig die Gremien der Sendeanstal-

ten ein? Wie finden ostdeutsche Perspekti-

ven - ich denke, das ist eine für Sachsen-Anhalt 

besonders wichtige Frage - im Programm mehr 

Berücksichtigung? 

 

Sie sehen bereits an diesen Fragen, meine sehr 

verehrten Damen und Herren, dass es ein  

großes Vorhaben ist, dem wir uns zuwenden. 

Ihre Beantwortung wird dementsprechend Zeit 

beanspruchen. Ich bin mir sicher, wenn wir 

diese Zeit investieren und Geduld aufbringen, 

bekommen wir auch ein ordentliches Ergebnis 

zustande. 

 

Natürlich muss uns, meine sehr verehrten Da-

men und Herren, eines klar sein: Die Änderung 

der Strukturen im öffentlich-rechtlichen Rund-

funk ist eine Sache aller 16 Bundesländer in der 

Bundesrepublik Deutschland und nicht von 

Sachsen-Anhalt allein. Aber wir können mit der 

Enquete-Kommission Impulse für Reformen 

aussenden und damit - diese Bemerkung gestat- 
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ten Sie mir bitte - auch das Vertrauen wieder-

herstellen, das Sachsen-Anhalt mit dem Stopp 

der Rundfunkbeitragserhöhung im Jahr 2020 

medienpolitisch verloren hat. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Das ist doch Quatsch!) 

 

Ich bitte den Landtag daher um Zustimmung zu 

dem Antrag und danke Ihnen herzlich. 

 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU und 

bei der FDP) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Ich danke Ihnen. - Für die Fraktion DIE LINKE 

spricht Herr Gebhardt. - Bitte. 

 

 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Gestatten Sie mir, dass 

ich mich zu Beginn erst einmal ganz herzlich bei 

den Koalitionsfraktionen für die Sachlichkeit 

und für die Zusammenarbeit bedanke. Ich 

glaube, wir können mit dem Text, den wir  

hinbekommen haben, ganz zufrieden sein. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Genau so liest er sich 

auch! Genossen im Geiste!) 

 

Ich glaube, heute ist ein guter Tag für die  

Medienlandschaft in Sachsen-Anhalt. Und es ist 

ein guter Tag für Sachsen-Anhalt, weil Sachsen-

Anhalt bei bestimmten medienpolitischen  

Debatten wieder einmal Vorreiter ist. 

 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 

 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an eines: 

Die Vertrauenskrise des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks gibt es nicht erst seit gestern. Es gab  

 

schon vor geraumer Zeit eine Initiative von ehe-

maligen Intendantinnen und Intendanten, die 

an den Bundespräsidenten Frank-Walter Stein-

meier herangetreten waren und ihn gebeten 

haben, einen runden Tisch für eine Reform des 

öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutsch-

land einzurichten. Der Bundespräsident hat da-

von, weil das in der Länderkompetenz liegt, die 

Finger gelassen und hat gesagt: Das ist für mich 

als Bundespräsident ein schwieriger Punkt. 

Demzufolge ist dieser runde Tisch immer wieder 

einmal in den Medien gefordert worden, aber 

er ist bisher nicht zustande gekommen. 

 

Jetzt richten wir ihn in Sachsen-Anhalt in Form 

einer Enquete-Kommission ein. Ich finde, dort 

ist er gut aufgehoben und das ist eine richtige 

Entscheidung. 

 

Herr Heuer, Sie haben völlig recht: Wenn man in 

dieser Enquete-Kommission produktiv mitarbei-

ten möchte, muss man sich erst einmal grund-

sätzlich zur Existenz des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks bekennen.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Das eint die antragstellenden Fraktionen. Des-

wegen sage ich klar: Meine Fraktion, meine Par-

tei, steht klar zum öffentlich-rechtlichen Rund-

funk; aber auch wir sind der Auffassung, dass 

der Zustand des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks besorgniserregend ist. Die RBB-Skandale, 

die Herr Hövelmann eben kurz angesprochen 

hat, schaden nicht nur dem RBB selbst, sondern 

dem Ansehen des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks insgesamt. Denn natürlich werden alle  

anderen Anstalten hierbei in Mithaftung ge-

nommen. 

 

An dieser Stelle sage ich auch klar: Wenn man 

sich in der ARD-Mediathek die Reportage „In-

side RBB“ anschaut und dort sieht, wie die Jour-

nalistinnen und Journalisten in den eigenen  
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Rundfunkanstalten kritisch mit ihren Sendern 

umgehen, dazu recherchiert haben und dabei 

auch Dinge ans Tageslicht bringen, dann merkt 

man, welche positive journalistische Kraft im  

öffentlich-rechtlichen Rundfunk steckt, die wir 

auch künftig weiter nutzen müssen. 
 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei den 

GRÜNEN) 
 

Ich sage auch klar: Wer will, dass es in zehn, in 

20 Jahren noch einen öffentlich-rechtlichen 

Rundfunk in Deutschland gibt, der muss auch 

wollen, dass er sich deutlich verändert.  
 

(Zustimmung von Anne-Marie Keding, CDU) 
 

Wer das nicht will, der hat die Zeichen der Zeit 

nicht erkannt. Denn wir haben ein völlig ver- 

ändertes Nutzungsverhalten von Fernsehzu-

schauerinnen, von Internetnutzern usw. Wir  

haben völlig neue Abspielmöglichkeiten. Heut-

zutage geht das lineare Rundfunkprogramm, 

das, was man früher als klassischen Rundfunk 

bezeichnet hat, in den Nutzungszahlen deutlich 

zurück. Immer mehr wird im Internet, zeit- und 

ortsunabhängig, veranstaltet. Das stellt die 

Rundfunkmacher, aber auch die Nutzerinnen 

und Nutzer vor völlig neue Fragen und Heraus-

forderungen. Natürlich steht dann auch das 

Verhältnis zu den privatwirtschaftlich organi-

sierten Medien, z. B. zu Verlagen, im Raum, weil 

sich dann alle auf einem Abspielweg, nämlich im 

Internet, auf verschiedenen Plattformen tum-

meln und dort Konkurrenz angesagt ist.  

 

Ich und meine Fraktion sind davon überzeugt, 

dass wir vor einer großen Medienreform in 

Deutschland stehen. Ich finde es gut, dass Sach-

sen-Anhalt hierbei Vorreiter ist und sich vorge-

nommen hat, die berühmten dicken Bretter in 

der Politik zu bohren. 

 

Markus Kurze hat den schönen Satz gesagt: Wir 

sollten Partner für den öffentlich-rechtlichen  

 

Rundfunk sein. Ich mache das gleich einmal 

transparent: Wir hatten in dieser Woche eine 

Gremiensitzung, in der der neue Funkhauschef 

von Sachsen-Anhalt die Einsetzung der  

Enquete-Kommission nicht nur begrüßt hat, 

sondern auch ganz offensiv Unterstützung von-

seiten des MDR für die Enquete-Kommission an-

geboten hat. Das spricht dafür, dass die Partner-

schaft auf beiden Seiten beruhen sollte. Deshalb 

danke ich für dieses Angebot. Ich denke, wir 

sollten das annehmen. 

 

Ich habe große Lust und freue mich auf die  

Enquete-Kommission. Ich freue mich auf die 

spannenden Debatten. Ich bitte um Zustim-

mung zu dem vorliegenden Antrag. - Danke 

schön. 

 
(Zustimmung bei der LINKEN, bei der CDU, 

bei der SPD und bei der FDP) 

 

 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 
Danke. - Als nächsten Debattenredner habe ich 

Herrn Kosmehl von der FDP auf der Liste. - Herr 

Kosmehl, Sie haben das Wort. 

 
 

Guido Kosmehl (FDP): 

 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! In der Tat - das kann 

man, glaube ich, auch erwarten - wird sich der 

öffentlich-rechtliche Rundfunk und damit auch 

der Mitteldeutsche Rundfunk mit der Arbeit der 

Enquete-Kommission beschäftigen und dabei 

letztendlich auch ein Stück weit mitwirken.  

 
Ich hoffe sehr, dass die öffentlichen Sitzungen 

der Enquete-Kommission auch dafür sorgen, 

dass viele Interessierte den Sitzungen folgen 

und dass darüber berichtet wird. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kol-

lege Kurze hat bei seiner Einbringung, die er für 

alle vier Antragsteller vorgetragen hat, natürlich 

ein klein wenig aus seiner Historie berichtet. 

Deshalb sei mir an dieser Stelle gestattet, darauf 

hinzuweisen, dass dieser Landtag schon einmal 

einen Entschließungsantrag verabschiedet hat. 

Das war leider - oder vielleicht auch richtiger-

weise - vor der Zeit, als Kollege Kurze medien-

politischer Sprecher war, nämlich im Februar 

2005.  
 

Wer sich diesen Entschließungsantrag - ich 

werde ihn natürlich in die Arbeit der Enquete-

Kommission einbringen - einmal vor Augen 

führt, der erkennt, dass darin Dinge beschrie-

ben und in diesem Haus beschlossen worden 

sind, die wir uns heute erneut vornehmen, näm-

lich:  
 

„Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkveran-

stalter werden aufgefordert, den Prozess der 

Strukturreformen voranzutreiben, mit dem 

Ziel, das öffentlich-rechtliche Profil weiter zu 

schärfen.“ 
 

Das ist der Eingangssatz des genannten Ent-

schließungsantrages. 
 

Wir sind heute in der Situation, dass sich ein 

Fenster dafür öffnet, über die Reform des  

öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu diskutieren, 

weil wir zur Kenntnis nehmen, dass auch die 

Rundfunkanstalten selbst bereit sind, sich Re-

formprozessen zu stellen. Denn der Druck 

wurde viel zu hoch, durch Skandale, aber eben 

auch durch einen schleichenden Verlust von  

Akzeptanz und Vertrauen in den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk. Wir brauchen nicht nur 

Akzeptanz und Vertrauen, sondern wir brau-

chen auch ein Bekenntnis der Beitragszahler 

zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Denn nur 

dann sind sie auch bereit, einen angemessenen 

Beitrag zur Finanzierung des öffentlich-recht- 

lichen Rundfunks zu zahlen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

nehme auch die Worte von Herrn Staatsminis-

ter Robra wahr, der seit vielen Jahren im Be-

reich des öffentlich-rechtlichen Rundfunks tätig 

ist und sozusagen federführend - - Nicht feder-

führend; federführend ist das Land Rheinland-

Pfalz. Aber als Chef der Staatskanzlei ist er einer 

von 16, die uns als Landtag die Staatsverträge 

vorlegen. Deshalb, sehr geehrter, lieber Herr 

Robra: Wir brauchen, glaube ich, nicht neue 

Gremien der Rundfunkkommission wie den Zu-

kunftsrat, um Vorschläge zu machen, sondern 

wir brauchen einen Dialog zwischen der Rund-

funkkommission und den Landtagen, also  

denjenigen, die am Ende über Vorschläge be-

schließen sollen, und zwar so frühzeitig, dass wir 

über die Dinge tatsächlich diskutieren können. 

 
(Zustimmung von Stefan Gebhardt, DIE 

LINKE, von Dr. Falko Grube, SPD, und von 

Dr. Katja Pähle, SPD) 

 
Deshalb würde ich mich sehr freuen, wenn Sie, 

Herr Staatsminister, einmal proaktiv - vielleicht 

in der nächsten Sitzung des Ausschusses für 

Bundes- und Europaangelegenheiten, Medien 

sowie Kultur - über den Stand des Vierten  

Medienrechtsänderungsstaatsvertrages berich-

ten würden, der nämlich schon sehr weit gedie-

hen ist, wie ich höre, und zwar aus den Anstal-

ten usw. Bei uns ist er noch nicht aufgeschlagen, 

obwohl wir mit dem Landtagsinformations- 

system ein sehr frühzeitiges Beteiligungsverfah-

ren haben. Die Diskussionen über weitere struk-

turelle Änderungen werden jetzt schon geführt, 

und die sind beitragswirksam und die müssen 

wir angehen, wenn wir wirklich einen stabilen, 

langfristig haltbaren Beitrag zum öffentlich-

rechtlichen Rundfunk leisten wollen. 

 
(Zustimmung bei der FDP) 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 

letzter Punkt sei mir gestattet in Richtung des 

Kollegen Rausch. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Tobias! - Tobias 

Rausch, AfD: Ja, hier ist er!)  

 

- Tobias Rausch, ja. Das muss man der Ordnung 

halber sagen. - Ich habe mich einmal mit dem 

„Grundfunk“-Papier beschäftigt, das Sie als AfD 

in die Diskussion eingebracht haben. Erstens 

kann man sich an vielen Stellen fragen, wie das 

alles finanziert werden soll, wie man ein Pro-

gramm daraus machen kann, wenn Sie die  

Finanzierung quasi auf 10 % begrenzen und die 

Werbefreiheit herausnehmen wollen. Wir wis-

sen aus dem KEF-Bericht, dass der Beitrag um 

1,23 € steigen müsste, wenn wir eine komplette 

Werbefreiheit im öffentlich-rechtlichen Rund-

funk umsetzen wollten.  

 

(Tobias Rausch, AfD: Und alles andere bleibt, 

wie es ist?)  

 

Im Endeffekt wollen Sie überhaupt keinen  

öffentlich-rechtlichen Rundfunk. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Nein, wir wollen eine 

Strukturänderung!) 

 

Das ist der Grund dafür, dass wir Sie natürlich 

nicht gefragt haben, ob Sie an dem Text für  

einen Antrag zur Einrichtung einer Enquete-

Kommission mitarbeiten können. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Ich glaube, das hatte 

andere Gründe, Guido!) 

 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

wir setzen heute mit breiter Mehrheit eine  

Enquete-Kommission ein. Wir wollen in dieser 

Enquete-Kommission mit Experten zusammen 

Vorschläge dazu erarbeiten, wie wir unseren  

 

öffentlich-rechtlichen Rundfunk zukunftsfest 

machen können, und zwar mit einer klaren Auf-

tragsdefinition, aber auch mit Strukturverände-

rungen, und das nicht nur allgemein, sondern 

auch für unseren MDR, für den wir als einer von 

drei Landtagen auch Verantwortung tragen. 

Wenn uns das gelingt, dann bringt dieser Land-

tag als erster Landtag einen signifikanten Bei-

trag in die Diskussion ein. Wir hoffen, dass die 

Landesregierung das dann auch in die Diskus-

sion auf der Länderebene mitnimmt. - Vielen 

Dank. 

 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU, bei 

der SPD und von Stefan Gebhardt, DIE LINKE) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Kosmehl. - Für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN spricht Frau Frederking. - 

Bitte. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Für meine Fraktion kann ich sagen, 

dass uns der öffentlich-rechtliche Rundfunk viel 

wert ist. 

 

(Alexander Räuscher, CDU, lacht - Zuruf von 

Guido Heuer, CDU) 

 

Sein Auftrag lautet, faktenbasiert,  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

umfassend und unabhängig zu berichten. Und 

selbstverständlich müssen ostdeutsche Realitä-

ten abgebildet werden.  

 

(Zustimmung von Olaf Meister, GRÜNE) 
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Damit ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk  

essenziell für die öffentliche Meinungsbildung 

und für unsere Demokratie. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Er ist auch ein Gegenpol zu Falschmeldungen, 

die öffentliche Diskurse manipulieren.  

 

(Oh! bei der AfD) 

 

Fakten sind verbindlich und auf ihrer Grundlage 

müssen wir in unserer Gesellschaft diskutieren. 

Doch dieses Grundverständnis bröckelt manch-

mal. So wirft die CDU den Sendern Unausgewo-

genheit und Minderheitenmeinungen und, wie 

in der heutigen Debatte, Missionierung vor. Ich 

habe den Eindruck, hier werden Berichterstat-

tungen manchmal als Minderheitenmeinungen 

abgetan - vielleicht deshalb, weil es nicht unbe-

dingt zu den eigenen politischen Vorstellungen 

passt. 

 
(Zustimmung bei den GRÜNEN - Markus 

Kurze, CDU: Frau Frederking, das ist zu ein-

fach! - Zuruf von Guido Heuer, CDU) 

 
Aber der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat 

keine politische Agenda. 

 
(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Hat er 

nicht? - Lachen bei der AfD) 

 
Die Erzählung über Zweifel an seiner Unpartei-

lichkeit lassen wir nicht zu.  

 
Wenn er seinem Auftrag nicht nachkommt  

oder, wie aktuell ein freier Mitarbeiter des 

WDR, auf seinen Kanälen unangemessen gegen 

die CDU agiert, dann muss es selbstverständlich 

auch Beschwerden beim Sender geben.  

 
(Zuruf: Aber?) 

 

Dass die Rundfunkräte in diesem Fall aktiv ge-

worden sind, ist völlig richtig, das ist auch ihre 

Aufgabe. Aber ein politischer Einfluss auf die In-

halte der Sender oder eine Drohung mit Blick 

auf die Rundfunkbeiträge wäre verfassungs- 

widrig. Auch eine Enquete-Kommission zur Re-

formierung des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks, deren Einsetzung wir ausdrücklich be- 

grüßen, muss an den Grundfesten Pressefrei-

heit und Programmautonomie festhalten. In der 

Enquete-Kommission muss es um einen Auf-

bruch gehen, zusammen mit allen demokrati-

schen Kräften. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Dennoch steht der öffentlich-rechtliche Rund-

funk in der Kritik - zu Recht. Die Häufung der 

Skandale in den letzten Monaten gibt uns Anlass 

zu der Sorge, dass die Rundfunkbeiträge nicht in 

jedem Fall angemessen eingesetzt werden. 

Missstände, aber auch das in den letzten Jahren 

stark veränderte Mediennutzungsverhalten hin 

zu Onlineangeboten erfordern grundlegende 

Reformen und Modernisierungen. Der öffent-

lich-rechtliche Rundfunk muss zukunftsfest auf-

gestellt werden, damit er auch noch in den 

nächsten Jahrzehnten genutzt wird. Dieser Aus-

löser für Veränderungen sollte im Einsetzungs-

beschluss betont werden. Deshalb haben wir 

das auch in unserem Änderungsantrag aufge-

schrieben. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Ebenso haben wir darin Aspekte ergänzt hin-

sichtlich der Verweildauer von Inhalten, der  

Dialogformate mit den Bürgerinnen und  

Bürgern, mit Blick auf mehr Effizienz bei den 

Strukturen, hinsichtlich der Altersversorgungen 

in den Führungsebenen, aber auch - so war es in 

dieser Woche in der „Volksstimme“ zu  

lesen - für die festen Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter sowie hinsichtlich der Deckelung der  

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

22 

Spitzengehälter. Bei den von der Solidargemein-

schaft entrichteten Rundfunkbeiträgen ist die-

ser letzte Punkt eine Frage der Gerechtigkeit 

und der Angemessenheit. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Guido Kosmehl, 

FDP: Aber Sie haben doch im MDR-Staatsver-

trag diese Regelung getroffen!) 
 

Werden Gehälter maßvoller und nach den 

Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirtschaft-

lichkeit gezahlt, dann wird das wiederum zu 

mehr Akzeptanz führen. 
 

(Alexander Räuscher, CDU: Die machen  

sittenwidrige Pensionsverträge!) 
 

Herr Kosmehl, wir haben uns tatsächlich dafür 

eingesetzt, dass die Gehälter gedeckelt werden.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Sie haben doch dem 

Staatsvertrag zugestimmt, wo das nicht drin-

steht!) 

 

- Wir haben darüber vorher verhandelt und 

konnten - -  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Und dann haben Sie 

zugestimmt!) 
 

Wenn wir hier in Sachsen-Anhalt eine Enquete-

Kommission mit viel Fachexpertise einsetzen, 

dann müssen andere auch von unseren Reform- 

und Modernisierungsvorschlägen erfahren. So 

sollten wir auch sehr zeitnah unsere Vorschläge 

als Impulse an den noch einzusetzenden Zu-

kunftsrat der Länderrundfunkkommission ge-

ben. Aber auch auf der parlamentarischen 

Ebene sollten wir unsere Vorschläge den ande-

ren Bundesländern vortragen. Denn die Refor-

men müssen letztlich von allen 16 Bundes- 

ländern mitgetragen werden. 

 

In einer Enquete-Kommission kann der allseits 

geäußerte Reformwille unter Beweis gestellt  

 

werden, und zwar konstruktiv und mit Sach- 

arbeit statt mit populistischen Scheindebatten - 

für einen starken öffentlich-rechtlichen Rund-

funk, der ein Rundfunk für alle sein muss. -  

Vielen Dank. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Herr Scharfenort würde gern wieder 

einmal eine Intervention abgeben. - Bitte. 
 

 

Jan Scharfenort (AfD): 
 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel dafür nennen, 

dass es beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

immer weniger um Fakten geht. Ich denke, Sie 

alle sollten dieses Framing-Manual, dieses  

Arbeitspapier kennen, das einmal in Auftrag ge-

geben wurde und das den Titel „Unser gemein-

samer, freier Rundfunk ARD“ trägt. Ich zitiere 

zwei Sätze daraus: 
 

„Das bedeutet, dass die Worte, Slogans und 

Narrative, die Sie verwenden, ein primäres 

Ziel haben müssen: das Ziel, bei der Diskus-

sion von Fakten rund um die ARD und The-

men wie ‚Beitragszahlungen‘ oder ‚Struktur-

reform‘ immer zunächst ihre moralische Per-

spektive sprachlich offenzulegen. Denken 

und sprechen Sie nicht primär in Form von 

Faktenlisten und einzelnen Details.“ 
 

An dieser Stelle höre ich auch schon auf. So geht 

das immer schön weiter. Das sollte jedem be-

kannt sein.  

 

Wir erleben nun immer mehr, dass auch CDU 

und FDP Opfer werden. Mit einem Reförmchen 

ist es also nicht getan. Dass diese Narrative im-

mer mehr Einzug in den Alltag halten, erleben 

wir auch in der Regierung. Wörter wie „Sonder- 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

23 

vermögen“ oder „Klimaschutz“ - all das sind  

solche Unwörter. 

 

(Lachen) 

 

Das ist genau das, was hier abläuft. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE - Zuruf 

von der AfD: Mensch, halt doch die Klappe da 

drüben! - Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: 

Einfach mal lesen!) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Sie können, bitte. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Herr Scharfenort, ich habe nicht wirklich be- 

griffen, was Sie sagen wollten. 
 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das  

glauben wir!) 

 

Das war sehr diffus.  
 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD)  
 

Ich habe mitgenommen, dass es um Fakten und 

Meinungen ging. - Der öffentlich-rechtliche 

Rundfunk trennt Fakten, Meinungen und  

Kommentare. 
 

(Zurufe von der AfD: Das macht er eben 

nicht! - Das macht er gar nicht; das ist ja das 

Problem! - Der betreibt Haltungsjournalis-

mus! - Er benutzt Narrative, um zu manipu-

lieren! - Zurufe von der CDU - Unruhe) 
 

Mitunter steht sogar darunter: Dies ist ein Kom-

mentar, gesprochen von …  
 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD - Unruhe)  

 

Wenn Sie Klimaschutz als Unwort bezeichnen, 

dann lässt das tief blicken in Ihre Auffassungen. 

 

(Zuruf von Jan Scharfenort, AfD - Weitere Zu-

rufe von der AfD) 

 

Ich habe den Eindruck, dass Sie hier diktieren 

wollen,  

 

(Zuruf von der AfD: Nein! - Lachen bei der 

AfD) 

 

wie wir alle in Deutschland zu ticken haben. 

 

(Zurufe von der AfD: Da steht doch drin, dass 

Sie das wollen! - Sie sind es doch, die uns  

etwas oktroyieren wollen! - Unruhe) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Ganz ruhig! Ganz ruhig! Alles gut. - Danke. - Wir 

kommen zum Ende der Debatte. - Herr Kurze, 

wenn Sie wollen, können Sie sprechen. Wenn 

Sie nicht wollen, dann können Sie sitzen  

bleiben. Das ist gar kein Thema. Aber Sie haben 

gesagt, dass Sie zum Abschluss noch einmal 

sprechen wollen.  

 

(Zuruf: Er muss!) 

 

Sie haben zugehört und wollen darauf reagie-

ren. Bitte, Herr Kurze. 

 

 

Markus Kurze (CDU):  

 

Herr Präsident, danke schön. Ich weiß, dass Sie 

immer straff führen, aber zum Ende der Debatte 

seien mir noch ein paar Worte erlaubt. 

 

Frau Frederking, es ist tatsächlich so: Was da im 

WDR mit dem Herrn Kindler passiert ist, war 

ganz klar Hetze gegen die CDU: „Die CDU ist un- 
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ser Feind.“ - Das sind Dinge, die man wirklich 

nur schwer ertragen kann. Ich meine, wir sind 

zwar ein tolerantes Land, aber solche Dinge 

müssen natürlich in den Gremien erörtert  

werden. Das ist ja auch der Fall. 

 

Wir finden es gut, dass das auch in dem Fall nun 

endlich mal zur Sprache kommt. Man könnte 

viele Beispiele aufzählen; das würde aber den 

Rahmen sprengen. Selbst wenn wir einmal zur 

Sendung „Hart aber fair“ schauen, dann sehen 

wir, dass es dort auch einen Wechsel bei den 

Journalisten gegeben hat. Wir sind in einem 

freien Land, das ist keine Frage. Aber er ist der 

Partner von Luisa Neubauer. Bei der Einstellung 

hätte man das zumindest sagen können. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP) 

 

Das ist scheinbar nicht erfolgt. Dann brauche ich 

mich danach auch nicht zu wundern, wenn die 

Zuschauerzahlen plötzlich zurückgehen; denn 

das muss ja eine Ursache haben. 

 
(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 
Wenn Zuschauerzahlen zurückgehen, dann gibt 

es dafür beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

zwei Gründe. Den einen haben wir schon erläu-

tert, das ist der an einigen Stellen verschwende-

rische Umgang mit dem Beitragsgeld. Der  

andere muss auch etwas mit der Programmge-

staltung zu tun haben, wenn Menschen den  

öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht mehr 

schauen oder hören wollen. 

 
(Tobias Rausch, AfD: Weil es an der Lebens-

realität vorbeigeht!) 

 
Von daher haben wir gesagt, wir wollen gemein-

sam als Partner daran arbeiten, dieses Ver-

trauen zurückzuholen. 

Ich möchte noch ein Beispiel für den verschwen-

derischen Umgang nennen und schaue nach 

Bayern. Wenn dort eine Direktorin mehr ver-

dient als der Bundeskanzler und zwei Fahrer 

und zwei Dienstwagen hat, dann fragt man sich 

natürlich. Ich habe bisher noch niemanden ken-

nengelernt, der Fahrer und Auto in doppelter 

Ausführung haben muss. 

 

Wenn man aber weiß - das wurde ja auch alles 

veröffentlicht -, dass sie dazu noch Nebenein-

künfte in Höhe von 500 000 € angemeldet hat, 

dann ist mir klar, dass sie zwei Autos brauchte; 

denn sie wusste ja gar nicht, wohin sie zuerst 

fahren sollte. Das sind Dinge, die den Beitrags-

zahler mit seinen knapp 20 € Gebühren wütend 

machen. 

 

Seine Wut lädt er montags oder dienstags, 

wenn wir unsere Sprechstunde im Wahlkreis 

haben, bei uns ab. Wir sind nicht diejenigen, die 

das jeden Tag auf die Agenda setzen wollen. 

Aber wir sind es dem Beitragszahler schuldig, 

dass wir die Dinge, die er uns als direkt gewähl-

ten Abgeordneten mitgibt, hier zu präsentieren. 

Das ist unsere Aufgabe, meine sehr verehrten 

Damen und Herren, und das muss auch jeder 

verstehen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD und bei der 

FDP) 

 

Herr Kosmehl hat - darüber haben wir uns schon 

unterhalten - noch einmal auf den alten Ent-

schließungsantrag hingewiesen; der ist mir auch 

nicht ganz unbekannt. Sie haben die Frage ge-

stellt, warum mit diesem Antrag nicht so richtig 

etwas passiert ist. Das hat etwas damit zu tun, 

dass es damals, als wir von der Gebührenfinan-

zierung auf die Beitragsfinanzierung umgestellt 

haben, deutliche Mehreinnahmen für das Ge-

samtsystem gegeben hat. Da sind natürlich die 

Dinge, die die KEF in mehreren Berichten kriti-

siert hat, schnell in der Schublade verschwun- 
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den; denn man hatte ja den Druck nicht mehr; 

man hatte ja wieder genug Geld. 

 

Es ist aber jetzt an der Zeit, weil der Druck rela-

tiv groß ist, etwas zu tun. Man weiß, dass man 

nicht unbedingt mehr Geld fordern kann, weil 

man schon viel Geld im System hat. Deshalb hat 

es sicherlich lange gedauert. Aber das zeigt  

natürlich auch, dass man an manchen Themen 

fast Jahrzehnte lang dranbleiben muss, bis sie 

sich bewegen. 
 

(Zuruf von der AfD: Sind wir ja!) 
 

- Sind wir ja. Das ist immer das, was uns ausge-

macht hat. Wenn ich mich an das Jahr 2020 zu-

rückerinnere, dann muss man sagen: Das fällt 

uns nicht erst jetzt ein. Dazu brauche ich nur ins 

Parlament zu schauen. Zumindest von der Seite 

wurde uns immer vorgeworfen: Warum macht 

ihr das jetzt? Das ist ja auch populistisch. - Das 

war von uns schon im Jahr 2020 nicht populis-

tisch gemeint; denn wir sind ja schon seit dem 

Jahr 2005 an diesem Thema dran, meine sehr 

verehrten Damen und Herren. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Deshalb freuen wir uns, dass heute am Ende so 

viele in dieser Enquete-Kommission mitarbeiten 

wollen. Wie gesagt, ich kann es nur wieder- 

holen: Wir wollen dieser Partner sein und ge-

meinsam etwas erreichen. 

 

Eines vielleicht noch am Ende, was uns auch 

wichtig ist: Wir haben es vorhin kurz gehört, es 

geht um die an manchen Stellen mögliche Wett-

bewerbsverzerrung. Die öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten haben einen breiten On-

linebereich, während die Print-Medien nicht so 

breit aufgestellt sind. 

 

Dafür haben wir eine Schiedsstelle, wenn es 

diesbezüglich Konfrontationen geben sollte. Ob 

die Schiedsstelle ausreicht, weiß ich nicht. Auch  

 

diese Frage müssen wir diskutieren. Ich kann 

nur an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk  

appellieren, dass man hier ein Stück weit Fair-

ness walten lässt, auch die Print-Medien als Mit-

bewerber im Blick hat 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

und diesen Wettbewerb nicht überzieht. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 

Sehverhalten wurde auch angesprochen und 

gesagt, dass das Lineare immer weiter zurück-

geht. Dazu kann ich Tom Buhrow zitieren, der 

einmal gesagt hat: Es muss eine große Media-

thek geben, und das ist die Zukunft. - Er hat hier 

vorn am Rednerpult gestanden und sich zum 

ersten Mal hineinversetzen können, wie es ist, 

als Parlamentarier dieses Thema zu bearbeiten. 

Er hatte damals schon gesagt: Eine große  

Mediathek ist die Zukunft. - Damit hat er auch 

Recht gehabt.  

 

Lassen Sie uns den Gesprächsfaden aufgreifen 

und gemeinsam daran arbeiten. Wir werden 

den Änderungsantrag der GRÜNEN ablehnen, 

weil wir uns bei unserem Antragstext schon  

etwas gedacht haben. Ansonsten bitte ich um 

Zustimmung zu unserem Antrag. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke, Herr Kurze. Ihre Schlussrede hat natür-

lich für viele Nachfragen gesorgt. Die erste 

Frage kommt von Herrn Roi. Es gibt aber noch 

weitere Fragen. - Herr Roi, bitte. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Kurze, Sie sprachen den Kom-

mentar von jemandem, der im öffentlich-recht- 
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lichen Rundfunk aktiv ist, an, bei dem es um die 

CDU und die Kritik, die es daran gab, ging. Ich 

will Sie konkret fragen und dazu auch ein Zitat 

vorlesen, weil ich dazu gern Ihre Einschätzung 

wissen möchte. 

 

Kai Gniffke ist ja bekannt, er ist jetzt Chef der 

ARD. Er hat in einem Interview schön fröhlich 

sitzend auf einer Bank oder auf einem Sofa  

neben Frau Hayali, die sich eins grinste, Folgen-

des gesagt: 

 

„[…] gerade zu Beginn […] des AfD-Großwer-

dens […] hatten wir schon einen gewissen 

missionarischen Eifer. […] Wenn man sich 

unsere Texte anguckt, sind die alle irgendwie 

unangreifbar. Aber zwischen den Zeilen kam 

es aus jeder Pore […]: ‚Ihr sollt die bitte doof 

finden.‘ 

 

Das hat eine ganze Weile gebraucht. Deshalb 

haben wir das immer noch wie so ein Stigma 

hinten dran geklebt: die ‚rechtspopulisti-

sche‘ AfD. […] Die Leute kennen diese Partei 

noch nicht. […] Was hat dieses Etikett ge-

macht? Es hat genau diese Wirkung entfal-

tet, dass die Leute sich irgendwie stigmati-

siert fühlten.“ 

 

Das ist ein Zitat von Kai Gniffke, der jetzt Vorsit-

zender der ARD ist. Er war in den Jahren von 

2006 bis 2019 Chefredakteur der „Tagesschau“ 

und von „ARD aktuell“. Dazu muss ich Sie ganz 

klar fragen: Ist denn so ein Mann überhaupt ge-

eignet, an der Spitze der ARD zu stehen? - Das 

ist wirklich eine ernst gemeinte Frage. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Markus Kurze (CDU):  

 

Ich glaube - das habe ich vorhin auch von bei der 

Einbringungsrede unterstrichen -, journalisti- 

 

sche Freiheiten, die Programmfreiheit - das ist 

nicht unser Thema. Dort greifen wir als Politik 

nicht ein.  

 

(Christian Hecht, AfD: Aber die Unabhängig-

keit des journalistischen Gedankenguts ver-

pflichtet!) 

 

- Darf ich ausreden? 

 

(Christian Hecht, AfD: Entschuldigung, das ist 

eine Frechheit! - Zuruf von der FDP) 

 

Wir greifen dort nicht ein. Das ist halt so. Auch 

wenn es einem nicht gefällt - auch darüber ha-

ben wir hier oft debattiert -: Demokratie ist an 

mancherlei Stellen schwer zu ertragen. Auch 

Meinungen, die einem nicht gefallen, muss man 

halt ertragen. Wie gesagt, ob man die nun schön 

findet oder nicht, es ist so. 

 

Jeder hat das Recht - nun muss ich für Gniffke 

nicht den Oberverteidiger spielen; ich kenne ihn 

persönlich nicht -, in seinen verschiedenen Rol-

len, die er nacheinander ausfüllen kann, seine 

Meinung zu ändern. Ich glaube nicht, dass er als 

Chef der ARD heute ähnliche Zitate bringen 

würde. Aber wenn er Redakteur oder Chef- 

redakteur ist und an der einen oder anderen 

Stelle kommentieren kann, dann muss man ihm 

das, auch wenn es schwerfällt, zugestehen. - 

Das will ich so weit dazu sagen. 

 

(Zuruf von der AfD: Es ist also in Ordnung?) 

 

- Das habe ich nicht gesagt. Ich habe auch nicht 

gesagt, dass mir das gefällt. Also, da sollten wir 

schon bei dem bleiben, was man auch vorträgt. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. Es gibt weitere Fragen. - Herr Tillschnei-

der. 
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Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Herr Kurze, ganz kurz: 

 

(Lachen) 

 

Die CDU hat jetzt einmal - wie soll ich es sa-

gen? - so ein laues Lüftchen von dem Sturm der 

Hetze abbekommen, der die AfD immer trifft. 

Jetzt frage ich Sie angesichts dieser Erfahrung: 

Finden Sie es gut - ja oder nein? -, wie die AfD 

im öffentlich-rechtlichen Rundfunk verhetzt 

wird? 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Also, ich finde es 

gut! - Oliver Kirchner, AfD: Das ist klar, Herr 

Lange! - Weitere Zurufe von der CDU und von 

der AfD) 

 

 

Markus Kurze (CDU):  

 

Ich möchte darauf nur kurz antworten: Vielerlei 

Dinge muss man einfach ertragen, ob uns die 

Dinge gefallen oder nicht. Wir leben in einem 

toleranten Land. Ich muss hier nicht derjenige 

sein, der am Ende alles bewertet. - Das vielleicht 

ganz klar und kurz dazu. 

 

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Herr Scharfenort würde gern eine  

Intervention machen. 

 

 

Jan Scharfenort (AfD):  

 

Ich möchte noch einmal kurz auf das vorhin Ge-

sagte zurückkommen, weil das für die CDU und 

die FDP gerade wichtig ist. Mein Eindruck ist,  

 

dass ich mich nicht klar und deutlich ausge-

drückt habe. Es wurde nicht verstanden. 

 

Es gibt tatsächlich ein Gutachten, das die ARD in 

Auftrag gegeben hat. Der Arbeitstitel ist auch 

anglizistisch betitelt. Es ist ein Gutachten mit 

dem Titel: „Unser gemeinsamer, freier Rund-

funk ARD.“ Ich kann das Gutachten gern herum-

schicken, es ist geleakt worden. Das ist auch 

über die Mainstream-Presse geleakt worden. 

 

In diesem Gutachten geht es wirklich darum, 

wie man seine Zuschauer manipuliert; nämlich 

über Narrative. Es soll nicht mehr um Zahlen, 

Daten, Fakten gehen, sondern mit Moral, mit 

Narrativen erreiche ich die Bürger viel besser. 

Wir merken doch, dass das immer stärker statt-

findet und nun auch die CDU und die FDP immer 

mehr trifft; Sie sind ja nun teilweise auch schon 

Nazis und Rechtspopulisten. Wenn Sie das so 

weiterlaufen lassen, dann sind Sie letztlich auf 

einer Bank mit uns. 

 

(Zurufe von der CDU) 

 

Deshalb kann das hier mit Reförmchen nicht ge-

tan sein. 

 

(Zurufe von der CDU und von den GRÜNEN) 

 

Deswegen meine Bitte: Geben Sie dabei ein 

bisschen mehr Gas! - Wir werden es sehen. 

 

 

Markus Kurze (CDU):  

 

Auch dazu abschließend: Ich habe in der Be-

schreibung der Inhalte der Enquete-Kommis-

sion darauf hingewiesen, dass wir uns mit all 

diesen Themen beschäftigen und auch Vor-

schläge unterbreiten wollen, damit am Ende 

Vertrauen wieder zurückgewonnen werden 

kann. Wir sollten das so handhaben, wie es hier 

gesagt worden ist. Wir gehen jetzt in die  
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Enquete-Kommission. Dort haben wir genügend 

Raum und Zeit, um uns darüber zu verständigen 

und ordentliche Vorschläge zu erarbeiten. -  

Vielen Dank. 

 
(Beifall bei der CDU) 

 

 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 
Augenblick, Herr Kurze, es gibt eine weitere 

Frage. - Herr Kosmehl, bitte.  

 

 
Guido Kosmehl (FDP):  

 
Die Chance muss ich nutzen, wenn ich Herrn 

Kurze mal eine Frage stellen kann. 

 
(Guido Heuer, CDU: Hast ja selten Gelegen-

heit dazu! - Zuruf von Wulf Gallert, DIE 

LINKE) 

 
Im Sommer 2021 ist der neue MDR-Staatsver-

trag in Kraft getreten, den der Landtag der letz-

ten Legislaturperiode mit den Stimmen der CDU 

beschlossen hat. Ich denke, Sie werden das als 

Medienpolitiker auch federführend begleitet 

haben. 

 
Sind Sie mit mir der Auffassung, dass die Nicht-

aufnahme einer konkreten Regelung in den Text 

des Staatsvertrages zur Deckelung der Gehälter 

der Direktorin/des Direktors und der Intendan-

tin/des Intendanten des MDR rückblickend ein 

Fehler war, wenn man diese Forderung tatsäch-

lich umsetzen will? 

 
(Daniel Roi, AfD: Das ist eine interessante 

Frage, Herr Kurze!) 

Markus Kurze (CDU):  

 
Herr Kosmehl, auch wenn Sie viele Jahre in  

einem anderen Bundesland waren, wird Ihnen 

sicherlich nicht verborgen geblieben sein, dass 

die Verabschiedung des MDR-Staatsvertrags 

eine endlose Geschichte war, und zwar deshalb, 

weil nicht nur wir in diesem Parlament sagen 

konnten, was wir uns wünschen und was wir 

wollen, sondern es waren drei Parlamente mit 

unterschiedlichen Farben und auch mit unter-

schiedlichen Regierungen. Außerdem fand mit-

tendrin ein Regierungswechsel statt. Dann  

können Sie sich sicherlich vorstellen, warum der 

Staatsvertrag so zustande kam, wie er am Ende 

war. 

 
(Holger Hövelmann, SPD: Die CDU in Sachsen 

hat es abgelehnt!) 

 

- Herr Hövelmann sagt gerade, wer es abgelehnt 

hat. Also, an uns hätte es sicherlich nicht ge- 

legen. 

 

Aber Paketlösungen sind nun einmal Paket- 

lösungen, bei denen alle Parlamente in dieser 

Frage mit ihrer Regierungsmehrheit zustimmen 

mussten. Diese Frage war damals nicht mehr-

heitsfähig. 

 
(Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 

 

Hätte es den öffentlichen Druck von heute  

gegeben, dann hätten, glaube ich, alle freiwillig 

zugestimmt. 

 
(Zustimmung bei der CDU) 

 
Denn wir sind ja mittlerweile in einem Überbie-

tungswettbewerb. Jetzt wollen alle, dass wir 

viele Reformen umsetzen. Wir wollen die not- 
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wendigsten Reformen umsetzen und darauf 

sollten wir uns konzentrieren. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Kurze. Jetzt können Sie sich setzen, 

denn es gibt jetzt wirklich keine weiteren Fragen 

mehr. 
 

Abstimmung 
 

Wir kommen zum Abstimmungsverfahren. Uns 

liegt ein Änderungsantrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN in der Drs. 8/2177 vor, über 

den ich zuerst abstimmen lassen würde. Wer 

dem Änderungsantrag seine Zustimmung gibt, 

den bitte ich um das Kartenzeichen. - Das sind 

die GRÜNEN. Wer ist dagegen? - Das sind alle 

anderen Fraktionen. Dann ist der Änderungs- 

antrag abgelehnt worden. 

 

Wir kommen zur Abstimmung über eigentlichen 

Antrag der Koalitionsfraktionen und der Frak-

tion DIE LINKE in der Drs. 8/2144. Wer dem An-

trag zustimmt, den bitte ich um das Karten- 

zeichen. - Das sind alle Fraktionen. Damit haben 

wir den Tagesordnungspunkt 7 erledigt. 

 

In der Zwischenzeit blättere ich um und komme 

zur Begrüßung. Die Tribüne ist wieder gefüllt. 

Begrüßen Sie mit mir gemeinsam Schülerinnen 

und Schüler der Freien Gesamtschule „Gustav 

Adolf“ aus Lützen. - Willkommen im Hohen 

Haus! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Bei so vielen Schülerinnen und Schülern gibt es 

auch einen großen Beifall. 
 

Wir kommen zum 

Tagesordnungspunkt 8 

 

Beratung 

 

Transparenz zur Intel-Ansiedlung in Sachsen-

Anhalt 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/2134 

 

Alternativantrag Fraktionen CDU, SPD und FDP - 

Drs. 8/2166 

 

 

Herr Gallert ist der Einbringer. - Herr Gallert, Sie 

haben das Wort. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit unserem 

Antrag, den wir heute einbringen, reagieren wir 

eigentlich darauf, dass es keine Ankündigung 

gegeben hat, die wir nach den Debatten über 

die Intel-Ansiedlung hier in der Nähe von Mag-

deburg bzw. in Magdeburg eigentlich erwartet 

hatten. Wir sind nämlich davon ausgegangen, 

dass es in dieser Landtagssitzung eine Regie-

rungserklärung dazu geben wird,  
 

(Zuruf von Daniel Roi, AfD) 
 

wie sich die verschiedenen Aussagen, die sich 

zum Teil widersprechenden Aussagen der Lan-

desregierung, des Intel-Konzerns selbst, von 

Vertretern aus der Region zusammenführen las-

sen, was wir davon zu halten haben und dass wir 

hier heute erfahren, was die Landesregierung 

weiß oder woran sie nur glaubt. All das ist bisher 

nicht passiert. Deswegen ist es wichtig, dass wir 

diesen Antrag hier heute vorstellen, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Wir wissen, eine solche Regierungserklärung, 

die heute notwendig wäre, ist ersetzt worden 

durch ein Interview des Wirtschaftsministers in 

der „Volksstimme“. Wir sind damit, glaube ich, 

schon genau im Zentrum des Problems, um das 

es sich hier dreht. 

 

Aber kommen wir noch einmal zurück zur ei-

gentlichen Entscheidung. Zu Beginn des letzten 

Jahres ist die Entscheidung des Konzerns, der  

Intel Corporation, verkündet worden, in Magde-

burg eine Gigafactory für die Halbleiterproduk-

tion hinzustellen. Erste Aussagen rankten sich 

um eine Investitionssumme von 17 Milliarden € 

und 3 000 Arbeitsplätze. 

 

Es sind dann innerhalb weniger Wochen meh-

rere weitere Aussagen über mögliche Erweite-

rungen getroffen worden bis hin zu acht solcher 

Fabriken bzw. bis hin zu 30 000 Arbeitsplätzen, 

nur dort in diesen Fabriken. Hinzu kommt natür-

lich eine vielfache Zahl von zusätzlichen Arbeits-

plätzen im Kontext dieser Ansiedlung. 

 

Gucken wir heute, ein Jahr später, darauf, kön-

nen wir nach wie vor festhalten, trotz aller De-

batten und trotz aller Zweifel können wir mit gu-

tem Gewissen davon ausgehen, dass es diese 

Ansiedlung hier in Magdeburg geben wird. Das 

ist ein Erfolg für diese Stadt, ein Erfolg für dieses 

Land Sachsen-Anhalt und ein positiver Ausblick 

für diese Region. - Das bleibt festzuhalten. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Es ist die größte Auslandsinvestition hier in 

Deutschland zumindest in den letzten Jahrzehn-

ten, wenn man die Preise miteinander ver-

gleicht. Ob es sie noch sein wird, wenn nachher 

wirklich mit dem Bau begonnen wird, ist eine 

andere Frage. 

 

Es ist eine Auslandsinvestition in eine Schlüssel-

technologie. Der CEO von Intel Gelsinger hat ge- 

 

sagt, Halbleiter werden in Zukunft das Öl sein, 

über das wir in der Vergangenheit geredet  

haben, also die zentrale Ressource für die Ent-

wicklung neuer Industrien und neuer Wert-

schöpfungsketten. 

 

Wir haben einen Schwerpunkt in Magdeburg, 

der im Kern einer europäischen Wirtschaftsstra-

tegie liegt, also einen Kern der europäischen 

Wirtschaftsentwicklung, den wir hier nach Mag-

deburg bekommen. Wir haben eine Reihe von 

mit hoher Wahrscheinlichkeit gut bezahlten 

und gut gesicherten Arbeitsplätzen. Wir haben 

die Chance - die Chance! -, ein Innovationszent-

rum im Umfeld dieser Produktionsstätte zu wer-

den. Wir haben die Chance, Internationalität 

und Attraktivität für diese Region zu organisie-

ren. Manche träumen sogar von einem ICE-An-

schluss für Magdeburg. 

 

(Lachen bei der LINKEN) 

 

All das steht auf der Habenseite. Aber - das will 

ich sagen - damit ist natürlich politische Verant-

wortung verbunden, und zwar politische Ver-

antwortung dieses Hauses. Ich will zu dieser  

politischen Verantwortung kommen.  

 

Wir haben es damit zu tun, dass mehr als 7 Mil-

liarden € öffentliches Geld für diese Investition 

veranschlagt werden, mit hoher Wahrschein-

lichkeit deutlich mehr, öffentliche Mittel, die zur 

Ermöglichung dieser Investition notwendig sind. 

Wir haben es mit Steuergeldern zu tun. Und 

Menschen, die Steuern bezahlen, haben ein 

Recht darauf zu erfahren, wie diese Mittel  

eingesetzt werden, was dadurch erreicht wird, 

welche Konditionen es dafür gibt. 

 

Wir haben es mit einem riesigen Flächen- 

management zu tun. Natürlich - das will ich hier 

auch sagen - verstehe ich hier und da Stirnrun-

zeln, wenn eine solche Industrieinvestition auf 

einer Fläche von 100 ha oder noch mehr hier  
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ausdrücklich auf dem hochwertigsten landwirt-

schaftlichen Boden erfolgt. 

 

Wir sagen aber natürlich, gerade das zwingt uns 

dazu, einen Erfolg auch in dieser Richtung zu  

organisieren und die Folgen für die Landwirt-

schaft und natürlich auch für den Boden und für 

das gesamte Bodenmanagement so günstig wie 

möglich zu gestalten. 

 

Wir haben eine riesige Herausforderung im Be-

reich der Wasserversorgung und des Energie-

ausbaus. Wir benötigen ein intellektuelles - in-

tellektuell vielleicht sogar auch, aber ich weiß 

nicht, ob es hierbei richtig wäre -, ein intelligen-

tes Verkehrskonzept. Wir brauchen die Siche-

rung von Fachkräften. Wir brauchen eine Inter-

nationalisierungsstrategie. Wir brauchen ein  

Innovationskonzept. 

 

Wir brauchen die Entwicklung sozialer Infra-

struktur, um Engpässe vorausschauend zu ver-

meiden. Wir brauchen die Unterstützung der 

Kommunen, die davon betroffen sind. Wir brau-

chen insgesamt eine Kommunikationsstrategie 

sowohl für Verantwortungsträger als auch für 

die gesamte Öffentlichkeit. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das ist die politische Verantwortung, und für 

diese politische Verantwortung ist eben auch 

gerade dieses Haus verantwortlich. 

 

Natürlich - das ist schon im Wirtschaftsaus-

schuss deutlich geworden - gibt es dazu sehr un-

terschiedliche Meinungen. Wir hatten dazu eine 

kurze Debatte in der öffentlichen Sitzung des 

Wirtschaftsausschusses. Es war schon interes-

sant, was man hört. Eine der Aussagen eines Ko-

alitionsabgeordneten fand ich ganz besonders 

interessant. Er guckt mich gerade an. Ich sage 

den Namen nicht; das sollte man nicht machen. 

(Lachen bei der CDU) 

 

Zentrum seiner Aussage war: Ich glaube an die-

ses Projekt. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE, schlägt die Hände 

wie zum Gebet zusammen) 

 

Ja, Intel hat eine Dimension mit einer fast schon 

pseudoreligiösen Tragweite, aber, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, es geht nicht um Religion. 

Es geht um Politikgestaltung. Es geht darum, 

was wir wissen und was wir wollen, liebe Kolle-

gen. Es geht nicht um Glauben. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Ein anderer Vertreter der Koalition meint: Nicht 

darüber reden! Ihr schon gar nicht! Wer dar-

über redet, der zerredet dieses Projekt. 

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine typische 

Reaktion von Koalitionsfraktionen: Lasst die Re-

gierung bloß machen, nur nicht darüber reden. 

- Entschuldigung, bitte. Gucken Sie sich bitte 

einmal das an, was in der Öffentlichkeit in den 

letzten Wochen über dieses Projekt diskutiert 

worden ist. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Ja!) 

 

Dazu sage ich, an manchen Stellen haben Ver-

treter der Landesregierung viel zu viel geredet 

und an manchen Stellen haben sie viel zu wenig 

geredet. Ganz Sachsen-Anhalt, ganz Deutsch-

land, Europa diskutiert öffentlich über dieses 

Projekt, über Chancen und Risiken. Deswegen 

gehört diese Debatte genau hierher, in den 

Landtag, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Wir haben z. B. die Debatte um den Baustart. 

Wissen Sie, Herr Schulze, in letzter Zeit kamen 

öfter Aussagen von Ihnen, ein paar Monate 

mehr oder weniger tun uns nicht weh. Wissen 

Sie, Sie haben recht. Aber wissen Sie, wie groß 

eine Pressemappe wäre, die ich hier heute nach 

vorne bringen könnte, wenn ich alle Aussagen 

und Spekulationen des Ministerpräsidenten 

und anderer Vertreter der Landesregierung 

über den Baustart sammeln würde? - Die wäre 

so groß. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE, hält die Hände  

einen halben Meter auseinander - Ulrich 

Thomas, CDU: Das stimmt doch gar nicht! 

Quatsch!) 

 

Ich nenne jetzt nur zwei Beispiele. - Herr 

Thomas, wenn Sie keine Zeitung lesen, dann tut 

es mir leid. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Ulrich Thomas, CDU: 

Nein! Das ist Quatsch!) 

 

- Dann tut es mir leid. - Zum Beispiel kommt der 

Ministerpräsident im Oktober aus Brüssel zu-

rück und verkündet - im Oktober des letzten 

Jahres! -, dass er davon ausgeht, dass noch im 

Jahr 2022 öffentliche Beihilfen in Höhe von 

2,2 Milliarden € fließen sollen. Dann sagt der 

Ministerpräsident am 15. Dezember, dass er da-

mit rechnet, dass die ersten öffentlichen Mittel 

im ersten Quartal 2023 fließen werden und dass 

der Baustart im Frühjahr 2023 passiert. 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Das hat er vermutet, 

nicht behauptet!) 

 

Zwei Tage später sagt Gelsinger, dass er keine 

Aussage über den Baustart mehr macht. Drei 

Wochen nach der Aussage von Gelsinger sagt 

sein Verantwortlicher hier vor Ort, Baustart 

werde im Jahr 2024 sein. Was ist Informations- 

 

chaos, liebe Kolleginnen, wenn nicht genau das? 

Das kritisieren wir. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Ulrich Thomas, CDU: 

Das ist ein Zerrreden!) 

 

Wenn wir weitergehen, dann kommt der Wirt-

schaftsminister und sagt,  

 

(Zuruf von Sven Rosomkiewicz, CDU) 

 

der Baustart ist nicht so ganz sicher, aber er ist 

sich eigentlich sicher, dass die Produktion im 

Jahr 2027 beginnt. Das war vor 14 Tagen; heute 

sagt er, 2027 oder 2028. - Ja, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, es ist nicht extrem wichtig, ob der 

Produktionsstart im Jahr 2027 oder im Jahr 

2028 ist, aber bitte doch nicht permanent  

irgendwelche Spekulationen darüber. Dann 

kann man doch sagen, erst wenn die Vorausset-

zungen garantiert sind, wird es losgehen, und 

darum geht es.  

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

Deswegen sage ich, dieses Informationschaos 

hat zum Teil natürlich der Konzern selber, aller-

dings ganz maßgeblich auch die Landesregie-

rung zu verantworten. Das werden wir hier kri-

tisieren, Herr Thomas, ob es Ihnen passt oder 

nicht, liebe Kolleginnen. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Ulrich Thomas, CDU: 

Mir passt es immer, Herr Gallert!) 

 

Jetzt kommen wir einmal zu den Problemen, um 

die es eigentlich in der Sache geht. Wir  

brauchen diese Investition und wir müssen 

diese Investition zum Erfolg führen, aber das 

passiert eben nicht von allein. Natürlich, klar, 

gibt es Risiken, auf die man hinweisen kann,  

Risiken, die wir hier allerdings - das will ich auch 

sagen - nicht beeinflussen können.  
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Ich weiß nicht, wer von Ihnen bei dem IHK-Neu-

jahrsempfang hier in Magdeburg gewesen ist.  

 

(Zuruf von Matthias Lieschke, AfD) 

 

Vielleicht haben einige, die dort waren, nicht 

genau zugehört. Der Präsident der IHK Magde-

burg hat einige interessante Sätze gesagt, unter 

anderem, dass er der Meinung ist, dass sich 

Deutschland inzwischen nicht nur in einem 

Wirtschaftskrieg mit Russland und China,  

sondern auch mit den USA befindet. 

 

Eigenartigerweise - ich hätte ein tiefes Raunen 

dort im Saal erwartet - gab es keine Reaktion 

darauf. Ich würde den Begriff „Wirtschaftskrieg“ 

gegenüber den USA nicht in den Mund nehmen, 

aber er ist der Fachmann; ich akzeptiere seine 

Position. Wir müssen wissen, dass das, was  

Biden mit dem Inflationsbekämpfungsgesetz 

macht, natürlich nichts anderes ist als eine  

etwas grün angestrichene America-First-Politik.  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Richtig! - Jan Scharfen-

ort, AfD: Richtig! Jawohl!) 

 

Natürlich setzt das amerikanische Konzerne un-

ter Druck, die starke Auslandsinvestitionen rea-

lisieren, und zwar mit einem erheblichen Sub-

ventionsversprechen für amerikanische Stand-

orte. 

 

Ich will vielleicht noch kurz ein anderes Risiko 

benennen: Intel ist inzwischen wahrlich nicht 

mehr der Einzige. Wolfspeed, ein innovativer 

Chiphersteller aus den USA, und zwar explizit 

von Halbleitern für die Automobilindustrie, hat 

für Saarbrücken eine Vielmilliardeninvestition 

genau in diesem Bereich angekündigt. 

 

Intel ist weltweit nicht der Marktprimus. Der 

Marktprimus ist der taiwanische Großkonzern. 

Er hat angekündigt, nach Deutschland zu  

 

kommen und mit hoher Wahrscheinlichkeit 

nach Dresden, zu denjenigen, die in der Stand-

ortsuche knapp unterlegen waren.  

 

Infineon hat mehrere Milliardeninvestitionen in 

Deutschland für die Halbleiterindustrie ange-

kündigt. Wolfspeed will übrigens im Jahr 2026 

produzieren. Wir haben ähnliche Positionen von 

Bosch und anderen. 

 

All das würde, wenn sie alle mit einer 40-pro-

zentigen Förderquote ausgestattet wären, För-

dermittel allein aus der Bundesrepublik 

Deutschland in Höhe von rund 15 Milliarden € 

bedeuten. Gucken wir uns die Dimension des 

Chips Act an, wissen wir, wir sind bald an einer 

Grenze. Man muss das einfach benennen. Man 

muss einfach wissen, dass diese Rahmenbedin-

gungen existieren. Gerade deswegen ist es 

wichtig, das Projekt hier vor Ort schnell und gut 

zu einem Ende zu bringen.  

 

Dazu zählen eben all diese Rahmenbedingun-

gen: Internationalisierungsstrategie, Fachkräf-

tegewinnung, Wasserbewirtschaftung, Energie-

produktion.  

 

Wir erfahren heute aus der Zeitung, dass es  

irgendein Projekt geben soll, bei dem Intel für 

seine Ansiedlung mit einem Arbeitspreis von 

10 ct/kWh versorgt werden soll. Ich habe meine 

Kolleginnen im Energieausschuss einmal  

gefragt, ob es bislang irgendeine Debatte oder 

irgendeinen Bericht der Landesregierung zum 

Stand dieser Geschichte gab - nichts, gar nichts! 

Das erfahren wir heute aus der „Volksstimme“.  

 

Wir erfahren übrigens, dass es natürlich eine 

Stabsstelle dafür in der Staatskanzlei gibt. Wir 

erfahren, dass es im Wirtschaftsministerium 

eine Stabsstelle gibt. Wir erfahren, dass es im 

Bildungsministerium eine Stabsstelle geben soll 

und vieles andere. Wir erfahren allerdings nicht,  
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wie dort die Kompetenz- und Kommunikations-

verteilung ist und wer uns gegenüber eigentlich 

rechenschaftspflichtig ist.  

 

Ich sage noch einmal ganz klar: Diese 500 Mil- 

lionen €, die der Wirtschaftsminister hier als 

Landesgeld für diese Investition ansagt, müssen 

hier in diesem Parlament beschlossen werden. 

Das ist unsere Aufgabe. Es ist aber auch unser 

Recht und unsere Pflicht, dieses Projekt so zu 

begleiten, dass wir es wirklich einschätzen kön-

nen. Deswegen haben wir heute diesen Antrag 

gestellt. Deswegen wollen wir diesen zeitweili-

gen Ausschuss. Ich denke, es ist wichtig und ver-

nünftig, im Interesse der Selbstachtung dieses 

Parlamentes, die Dinge so anzugehen und nicht 

einen Haushalt zu verabschieden, in dem eine 

Generalklausel steht, die lautet: Wenn die  

Landesregierung Geld haben will, soll sie es be-

kommen, egal woher, interessiert uns nicht. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN - Olaf Meister, 

GRÜNE, lacht) 

 

Das ist nicht unser Rollenverständnis, liebe  

Kolleginnen und Kollegen. - Danke. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 

Olaf Meister, GRÜNE, und von Hannes Loth, 

AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Gallert. - Wir kommen zur Fünf- 

minutendebatte. Zuvor spricht der Wirtschafts-

minister Herr Schulze. - Sie haben das Wort. 

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! - Herr Gallert, der Kampf, den Sie  

 

gerade geführt haben, war ganz spannend an-

zusehen. Auf der einen Seite müssen auch Sie 

sagen, dass das Projekt gut ist, und auf der an-

deren Seite würden Sie am liebsten sagen, dass 

Sie das Projekt Intel gar nicht haben wollen. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Wulf Gallert, DIE 

LINKE: Sage mir ein Signal, nur eine Aus-

sage!) 

 

- Es reicht schon, dass ich Sie mit meinem ersten 

Satz auf 180 bringe. Das zeigt, wie zerrissen Sie 

auch innerhalb der LINKEN sind. 

 

(Zurufe von Wulf Gallert, DIE LINKE, und von 

Christian Hecht, AfD - Weitere Zurufe) 

 

- Ich habe Ihnen zugehört und vielleicht hören 

Sie mir auch zu.  

 

(Zurufe von der LINKEN) 

 

Sie haben einen Satz gesagt, der vollkommen 

richtig ist: Es ist ein Erfolg für die Region, für 

Magdeburg, für Sachsen-Anhalt, für Deutsch-

land. Aber - jetzt kommt das Problem, das Sie 

haben -: Es ist auch ein Erfolg für diese Landes-

regierung. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP - 

Zuruf von der LINKEN) 

 

Das stört Sie an der Sache. Es ist natürlich schön, 

hier solche Dinge vorzutragen. Ich als Wirt-

schaftsminister habe jedoch im zuständigen 

Ausschuss - das können hier alle Fraktionen be-

stätigen - immer und vollumfänglich informiert. 

Im Übrigen reden wir nicht - wie Sie hier gerade 

vorgetragen haben - über 100 ha, sondern über 

1 000 ha. Das heißt, wir sollten uns an den Fak-

ten orientieren und nicht so tun, als wäre das, 

was hier vorgetragen wird, falsch. 

 

(Zustimmung von Ulrich Thomas, CDU) 
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Was ich auch nicht verstanden habe: Sie reden 

von Informationschaos, Ihre Partei zumindest, 

und dann kritisieren Sie wiederum, dass ich die 

Bevölkerung über die Fakten, die ich habe, über 

die Medien informiere. Was ist denn daran 

falsch, wenn man in einem Interview - egal in 

welcher Zeitung, in welchem Radio- oder Fern-

sehsender - die Fakten, die man hat, präsen-

tiert? Was ist daran falsch? Warum sollte ich das 

nicht machen? Das ist die Frage, die man stellen 

sollte. Die Bevölkerung hat auch ein Recht  

darauf, entsprechend informiert zu werden. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Wir auch!) 

 

Das machen wir auch. Und das machen wir - das 

sage ich auch ganz klar - im Wirtschaftsaus-

schuss. Das wissen auch Sie. Sie sind dort Mit-

glied. Im Übrigen muss ich sagen, dass die Zu-

sammenarbeit mit Ihnen dort anders ist als das, 

was Sie hier heute vorgetragen haben. Sie stel-

len dort sehr kluge Fragen und wir beantworten 

diese Fragen auch alle. Deshalb sollten Sie nicht 

so zu tun, als wenn das nicht der Fall wäre. Ich 

glaube, das gehört auch in den Wirtschaftsaus-

schuss. Warum sollte man sich als Abgeordne-

ter diskreditieren und sagen: Wir können das 

nicht im Wirtschaftsausschuss machen? Das ist 

der zuständige Ausschuss. Deswegen finde ich 

es vollkommen richtig, wenn man es dort be-

lässt. 

 

Fakt ist eines, sehr geehrte Damen und Herren: 

Das ist das größte Projekt in der Geschichte der 

Bundesrepublik Deutschland seit dem Zweiten 

Weltkrieg, wenn man die Gesamtinvestition be-

trachtet. Dabei gibt es Herausforderungen. Je-

der, der wie ich viele Jahre in der Wirtschaft, im 

Projektmanagement, verbracht hat, der weiß, 

dass Projekte auch reagieren müssen auf unter-

schiedliche Gegebenheiten.  

 

(Sandra Hietel-Heuer, CDU, nickt) 

 

Die Gegebenheiten haben sich nun einmal ein 

Stück weit geändert im Vergleich zu dem Tag, 

als verkündet wurde, dass Intel nach Magde-

burg geht.  

 

(Zustimmung) 

 

Darauf reagieren wir, gemeinsam übrigens. Da-

rauf reagiert der Bund, darauf reagiert das Land, 

darauf reagiert Intel. Aber - das ist wichtig - das 

Projekt steht am Ende.  

 

Ich will einmal ein kleines Beispiel nennen, das 

auch sehr positive Effekte hat. Wir haben  

gestern viel über Bildungspolitik berichtet. Zu-

künftig wird hier an den Berufsschulen das Fach 

Mikroelektronik angeboten. Ich bin Eva Feußner 

sehr dankbar dafür, dass sie sich dafür einsetzt. 

So machen wir das als Landesregierung. Da 

könnte ich Petra Grimm-Benne nennen, da 

könnte ich Armin Willingmann nennen, Tamara 

Zieschang, Reiner Haseloff, Sven Schulze - alle 

arbeiten in ihren Ressorts an diesem Projekt, 

damit es erfolgreich ist. Deswegen werden wir 

das, glaube ich, auf diesem Weg genau so  

machen.  

 

Ich will einmal zwei Aussagen gegenüberstellen, 

und dann kann man sich entscheiden, wem man 

glaubt und wem man folgt. Zum einen will ich 

Frau Nicole Anger nennen, das ist eine Land-

tagsabgeordnete der LINKEN, Magdeburg II ist 

ihr Wahlkreis. Sie sagte am 17. Dezember 2022: 

„In Magdeburg ist gerade eine Seifenblase zer-

platzt.“  

 

(Sandra Hietel-Heuer, CDU: Ja! Das habe ich 

gelesen!) 

 

Dagegen stelle ich einmal die Aussage von Pat 

Gelsinger, das ist der CEO von Intel. Er sagte am 

17. Januar 2023 auf dem Weltwirtschaftsforum 

in Davos:  
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„Wir haben ein paar Themen, aber wir bauen 

eine Megafabrik. Insgesamt liegen wir im 

Zeitplan. Das Projekt geht voran.“  

 

Jetzt können wir uns überlegen, wem wir fol-

gen. Folgen wir dem CEO, der in Davos sagt, 

dass das Projekt vorangeht, oder einer Abgeord-

neten, die bei Twitter sagt, hier ist eine Seifen-

blase geplatzt? Ich glaube, das ist einfach die 

Realität, an der wir uns orientieren müssen.  

 

Ich bin allen Fraktionen dankbar, die in der letz-

ten Woche im Wirtschaftsausschuss noch ein-

mal bestätigt haben, dass sie zu diesem Projekt 

stehen. Das waren die Koalitionsfraktionen, das 

waren die GRÜNEN und das war die AfD. Von 

den LINKEN habe ich diese Aussage, auch im 

Wirtschaftsausschuss, vermisst. 

 
(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 
Daran müssen wir arbeiten. Dieses Projekt - das 

sage ich auch - wird nur dann erfolgreich sein, 

auch in Sachsen-Anhalt, wenn wir alle zusam-

menarbeiten: die regierungstragenden Fraktio-

nen und die Oppositionsfraktionen. Dazu gehört 

volle Transparenz. Dem werde ich als Wirt-

schaftsminister gerecht - immer, ständig und 

überall, im Ausschuss, im Landtag, in den  

Medien. Ich denke, es kann auch jeder Medien-

vertreter bestätigen, dass ich schnell darauf ein-

gehe, wenn Fragen kommen. Das sollten wir 

auch in der Zukunft so halten - deswegen wei-

terhin im Wirtschaftsausschuss. - Vielen Dank 

für die Aufmerksamkeit. 

 
(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 
 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Schulze, es gibt zwei Fragen. Die erste 

Frage kommt von Herrn Gallert. 

(Daniel Roi, AfD: Vielleicht ist ja da eine kom-

munistische Seifenblase geplatzt?) 
 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  
 

Nennen Sie mir bitte einen Satz, Herr Schulze, 

eine Bemerkung, eine Pressemeldung von mir, 

in der ich in irgendeiner Art und Weise die Sinn-

haftigkeit bzw. das Wünschenswerte dieses Pro-

jektes angezweifelt habe. Sie haben gesagt, dass 

ich es eigentlich nicht will. Dafür müssen Sie  

einen Beleg haben. Das würde ich gern von 

Ihnen hören.  
 

Dann stelle ich Ihnen eine Frage, die ich bereits 

in der letzten Wirtschaftsausschusssitzung auf-

geworfen habe. Darauf habe ich leider keine 

Antwort bekommen. Ich habe noch einmal aus-

drücklich gesagt, dass ich bislang noch keine be-

friedigende Antwort auf die Frage bekommen 

habe, ob die Verabschiedung des Chips Act auf 

der EU-Ebene die Voraussetzung für die Notifi-

zierung der Beihilfe in Höhe von 6,8 Milliarden € 

für dieses Projekt ist. Ich habe dazu im Aus-

schuss von Ihnen keine Antwort bekommen. 
 

Wenn ich mir jetzt den Alternativantrag der  

Koalitionsfraktionen durchlese, gehe ich davon 

aus, dass offensichtlich die Koalitionsfraktionen 

der Meinung sind: Erst wenn dieser Chips Act 

verabschiedet ist, kann es überhaupt die von  

Intel verlangte Voraussetzung geben, nämlich 

eine Freigabe für die 6,8 Milliarden €, die Intel 

in die Lage versetzt, dieses Projekt zu beginnen. 

Im Wirtschaftsausschuss habe ich dazu von 

Ihnen nichts gehört. Das hat mich überrascht. 

Sie waren lange genug Europaabgeordneter. 

Dazu hätte ich eigentlich eine Antwort bekom-

men können. Wieso winken Sie jetzt ab? 
 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 
 

Na, weil das - - 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

37 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Wenn das so einfach ist, dann sagen Sie es doch 

einmal. Wenn meine Vermutung stimmt und 

dieser Chips Act die Voraussetzung ist, wieso 

kommt es dann seit dem letzten Jahr seitens der 

Landesregierung permanent zu Spekulationen 

darüber, wann diese Fördermittel freigegeben 

werden und wann jetzt der Baustart erfolgen 

kann? Diese Frage hätte ich gern von Ihnen be-

antwortet. 

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Herr Gallert, ich will einmal mit einem Lob be-

ginnen. Sie sind rhetorisch mit Sicherheit einer 

der stärksten Abgeordneten hier im Landtag. 

Das nutzen Sie auch. Ich bin Ihrer Rede gefolgt. 

Man muss Dinge gar nicht direkt aussprechen, 

sondern man kann mit dem, wie man es rheto-

risch rüberbringt, auch eine Meinung suggerie-

ren. Mein Gefühl war, als ich Ihnen eben zuge-

hört habe, dass ich mir nicht zu 100 % sicher 

war, ob Sie zu diesem Projekt stehen oder nicht.  

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP - 

Hendrik Lange, DIE LINKE: Das ist unterir-

disch! Billig!) 

 

Ich meine auch - das können wir gern noch ein-

mal recherchieren -, dass ich vor einigen  

Wochen eine Aussage aus der Linksfraktion ge-

hört habe, die in etwa lautete: Das Projekt 

müsste man einmal hinterfragen. Das Zitat habe 

ich jetzt nicht da, deswegen will ich darauf nicht 

weiter eingehen. 

 

Jetzt noch einmal zum Thema Notifizierung und 

European Chips Act. Es ist immer so kommuni-

ziert worden, dass beides miteinander zusam-

menhängt. Wir brauchen das Notifizierungsver-

fahren. Das ist übrigens ein übliches Vorgehen,  

 

wenn man Projekte, an denen Brüssel beteiligt 

ist, umsetzen will. Wir brauchen den European 

Chips Act; denn dieser ist die Voraussetzung da-

für, dass das beihilferechtlich in der Größenord-

nung im Gesamtprojekt überhaupt möglich ist. 

 

Es gibt bereits ein abgeschlossenes Notifizie-

rungsverfahren für ein Projekt in Italien. Intel, 

der Bund und die Europäische Kommission  

arbeiten an dem Notifizierungsverfahren. Die-

ses wird nach unserem Kenntnisstand in den 

nächsten Monaten umgesetzt werden. Jetzt 

können Sie wieder kritisieren, dass ich sage: Das 

ist unser Kenntnisstand. Aber es gibt Dinge, an 

denen wir nicht beteiligt sind und auch nicht  

beteiligt sein müssen.  

 

Ohne den European Chips Act ist es am Ende 

nicht möglich, solche Projekte auf den Weg zu 

bringen, weil wir dann beihilferechtlich ein 

Problem haben.  

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Genau!) 

 

Denn es ist nicht erlaubt, dass einzelne Mitglied-

staaten der Europäischen Union in der Größen-

ordnung Unternehmen unterstützen.  

 

Ich möchte sagen, damit es niemand in den  

falschen Hals bekommt: Wir als Land Sachsen-

Anhalt zahlen an Intel keinen Cent, sondern wir 

qualifizieren den High-Tech-Park, und zwar mit 

allem, was dazugehört. Das machen wir mithilfe 

von GRW-Mitteln. Es ist Ihnen allen möglich, 

weil Sie in Mathe aufgepasst haben, das herun-

terzurechnen: Aktuell - das habe ich heute ge-

sagt - gehen wir von 500 Millionen € Landesgeld 

für die nächsten zehn Jahre aus, also von 50 Mil-

lionen € pro Jahr, wenn man es auf ein Jahr her-

unterrechnet. Nageln Sie mich nicht darauf fest; 

denn es wird unterschiedlich verteilt werden. 

Wenn man sieht, was man dafür bekommt, 

dann ist das eine Menge und dann ist das, 

glaube ich, ein guter Return auf Invest.  
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Daher sage ich Ihnen, dass das Projekt aus mei-

ner Sicht - so hat es Intel uns bestätigt und in 

den Medien entsprechend kommuniziert - von-

seiten der Kommunen und vonseiten des  

Landes hervorragend begleitet ist. Es gibt nicht 

eine einzige Aussage von Intel, dass man irgen-

detwas in Zweifel stellt, was wir zu machen  

haben. Im Gegenteil: Wir sind bereit, wenn Intel 

bereit ist.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Gebhardt und Herr Loth haben sich gemel-

det.  

 

 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Minister, zu 

dem, was Sie bei der Rede meines Kollegen Gal-

lert gefühlt haben, kann ich nur Loriot zitieren: 

Mit Ihrem Gefühl stimmt offenbar etwas nicht.  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Denn der erste Satz in unserem Antrag lautet:  

 

„Der Landtag von Sachsen-Anhalt bekräftigt 

seine Unterstützung für die angekündigte In-

vestition der Intel Corporation in Sachsen-

Anhalt.“ 

 
Deutlicher geht es, glaube ich, nicht. Meine 

Frage ist, warum die Koalitionsfraktionen einen 

Antrag vorlegen, in dem diese Unterstützung 

des Parlamentes nicht mehr in dieser Form ent-

halten ist, Sie uns aber unterstellen, dass wir 

diese Unterstützung nicht leisten würden.  

 

Ich war in der von Ihnen genannten Sitzung des 

Wirtschaftsausschusses nicht anwesend,  

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Sie waren noch nie in einer Sitzung des Wirt-

schaftsausschusses, bei der ich anwesend war. 

 

 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE):  

 

aber mehr, als es im ersten Satz des Antrages 

aufzuschreiben, kann man als Unterstützung 

nicht verlangen.  

 

Herr Minister, ich habe folgende Frage an Sie: 

Teilen Sie Auffassung, dass sich diese Größen-

ordnung der Investitionen nicht nur auf den 

wirtschaftlichen Bereich in Sachsen-Anhalt kon-

zentriert, sondern dass natürlich viele andere 

Politikbereiche tangiert sind? Ich nenne die Bil-

dungspolitik - wir brauchen neue Schulen und 

entsprechendes Personal - und die Kindertages-

stätten - wir brauchen entsprechendes Personal 

und Einrichtungen. Wir brauchen Investitionen 

in den Straßenbau usw. usf. Der ganze Bereich 

des Umweltschutzes spielt ebenfalls eine Rolle.  

 

Trauen Sie es sich zu, dass Ihr Haus das allein 

leistet, oder sehen Sie nicht auch die Notwen-

digkeit, dass der Landtag in einem Extraaus-

schuss darüber informiert wird, in dem sich all 

diese Themen wiederfinden, und dies nicht nur 

im Wirtschaftsausschuss passiert? 

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten):  

 

Ich gebe Ihnen an einer Stelle - das fällt mir bei-

nahe schwer - zu 100 % recht. Das ist schon das 

zweite Mal, dass ich der Linkspartei heute recht 

gebe. Natürlich sind ganz viele andere Politikfel-

der damit befasst. Wenn Sie sich an meine Rede 

zurückerinnern, die gerade einmal fünf Minuten 

vorüber ist,  
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(Tobias Rausch, AfD: Sie war großartig!) 

 

dann wissen Sie, dass ich gesagt habe, dass bei-

nahe alle Häuser - ich habe beinahe alle er-

wähnt; ich hätte alle erwähnen können, aber ich 

habe nur eine Redezeit von fünf Minuten - be-

teiligt sind. Das machen wir, aber irgendwo 

muss es koordiniert sein; in diesem Fall bei mir 

in der Stabsstelle Silicon Junction. Das machen 

wir gemeinsam mit der Staatskanzlei und alle 

Häuser arbeiten entsprechend zu.  

 

Ein Beispiel habe ich gerade genannt und ich 

könnte Ihnen ad hoc 20 weitere Beispiele nen-

nen, bspw. das Thema Mikrotechnik im Bereich 

Berufsschulen. Man sieht, es geht auch in die-

sen Bereichen voran, und zwar in dem Rahmen, 

in dem wir es machen können. Dies betrifft zu-

dem das Thema Infrastruktur.  

 

Im Übrigen - das wissen bspw. die Abgeordne-

ten des Stadtrats Magdeburg Olaf Meister und 

Kollege Schumann - gibt es Aufgaben, die die 

Kommunen ausführen müssen, bei denen wir 

am Ende des Tages nur unterstützend wirken 

können. Das ist in der kommunalen Selbstver-

waltung so und das finde ich richtig, gut und 

wichtig. Auch diesbezüglich arbeiten wir inten-

siv zusammen.  

 

Ich muss Ihnen sagen, dass das, was Sie darge-

stellt haben, und zwar nach dem Motto „das 

passiert alles nicht“, aus meiner Sicht falsch ist.  

 

Aber es ist nun einmal so, dass es einen feder-

führenden Ausschuss gibt, nämlich den Wirt-

schaftsausschuss. In diesem Ausschuss diskutie-

ren wir über diese Themen, so oft wir wollen 

und so oft es nötig ist. Dort informiere ich pro-

aktiv. Die Abgeordneten müssen nicht fragen, 

ob es etwas Neues gibt. Wenn es Informationen 

gibt, die ich Ihnen zur Verfügung stellen kann, 

dann mache ich das.  

Besuchen Sie den Ausschuss. Sie waren noch nie 

anwesend; zumindest nicht, seitdem ich Minis-

ter bin. Sie sind herzlich eingeladen, und zwar 

wie jeder Bürger Sachsen-Anhalts; denn diese 

Ausschusssitzungen sind öffentlich. Jeder soll 

zuhören und wissen, worüber dort diskutiert 

wird.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Es folgt Herr Loth. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Minister, als Bürger dieses 

Landes blüht man natürlich auf, wenn man hört, 

dass Intel mit einer riesigen Investition kommt 

und viele Arbeitsplätze, und zwar auch für die 

Bürger in Sachsen-Anhalt, entstehen könnten. 

Als Landwirt blutet einem natürlich das Herz, 

wenn man hört: 1 000 ha versiegelter Börde- 

boden. An dieser Stelle befindet man sich in  

einem gewissen Interessenkonflikt.  

 

Interessenkonflikte hat auch Intel. Sie haben 

diese Interessenkonflikte letztens in der Zeitung 

im Rahmen eines Interviews geschildert. Intel 

meint, dass die Strompreise in Sachsen-Anhalt 

zu hoch seien und sie sich einen Preis von 

50 ct/kWh nicht leisten könnten, sondern man 

an 5 bis 6 ct/kWh denkt.  

 

Wie wollen Sie als Wirtschaftsminister sicher-

stellen, dass Intel diese Strompreise bekommt?  

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten):  

 

Ich will auf den ersten Punkt Ihres Statements 

eingehen. Darin haben Sie vollkommen recht.  

 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
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Ich bin, wie Sie wissen, auch Landwirtschafts- 

minister, und wir arbeiten, da Sie diesem Aus-

schuss angehören, im Landwirtschaftsausschuss 

zusammen. Ich habe immer kommuniziert, dass 

es eine Sache der Abwägung ist, und zwar auf 

der einen Seite in Bezug auf die Investitionen in 

die Industrie, die notwendig sind, um dieses 

Land weiter voranzubringen, und auf der an- 

deren Seite in Bezug auf die Versiegelung von 

Flächen, gerade wenn es um Ackerflächen in der 

Börde geht, also um die besten Böden Deutsch-

lands. Das ist, glaube ich, zu keinem Zeitpunkt 

von mir in irgendeiner Form anders dargestellt 

worden. Es ist eine schwierige Abwägung, aber 

in dem Fall, glaube ich, gibt es viele gute Gründe 

dafür, so zu handeln, wie wir handeln.  

 

Wichtig ist zudem - das ist klar -, dass am Ende 

des Tages geschaut werden muss, dass jeder 

Hektar, der dort eingesetzt wird, effektiv einge-

setzt wird. Wenn es an anderer Stelle möglich 

ist, dass es vielleicht nicht 1 000 ha werden, 

sondern weniger, dann werden wir dafür sor-

gen. Das ist das, was ich den Landwirten in Sach-

sen-Anhalt immer wieder sage. Wir arbeiten gut 

zusammen und die Landwirte haben ein gutes 

Verständnis.  

 

Was die anderen Themen angeht: Die Themen 

Energie, Baukosten und Personal - das habe ich 

heute öffentlich gesagt, aber es ist von mir vor 

Kurzem im Wirtschaftsausschuss auch so kom-

muniziert worden - sind im Moment die The-

men, über die in erster Linie zwischen Intel und 

dem Bund, aber auch zwischen der Landesregie-

rung, dem Bund und Intel diskutiert wird.  

 

Wir haben hierzu eine Taskforce eingerichtet, 

weil ich denke, dass das im Rahmen des Projekt-

managements eine gute Möglichkeit ist, in  

Bezug auf Dinge, die vielleicht zu Beginn eines 

Projektes noch nicht absehbar sind, sich ent-

sprechend zu verständigen und Möglichkeiten 

aufzuzeigen.  

Ich bin sehr dankbar dafür, dass wir mit Intel 

keine Diskussion - das wird manchmal von Ein-

zelnen vorgebracht - über mehr Subventionie-

ren führen, sondern Intel sagt, lasst uns an den 

Lösungen arbeiten, die wir für die Zukunft  

sehen.  

 
Ein Thema - ich habe es bereits angespro-

chen - ist, dass erneuerbare Energien - das wird 

die GRÜNEN freuen - eingesetzt werden sol-

len - dies ist auch ein Wunsch von Intel - und 

man versucht, auf diesem Weg die Stromkosten 

zu senken.  

 
Ein weiterer Weg ist, dass man, wie bei solchen 

großen Projekten üblich, regelmäßig schaut: 

Welches Unternehmen, welches Konsortium 

kann in dem Fall elektrische Energie liefern? Das 

ist aber - das will ich sagen - nicht nur ein Thema 

für Intel. Es ist nicht so, dass eine Sonderlösung 

für Intel geschaffen wird und alle anderen nicht 

profitieren, wenn wir über solche Themen dis-

kutieren. Dies ist in Gänze eine Diskussion, die 

wir mit der Bundesregierung führen, weil ich als 

Wirtschaftsminister sage, wir brauchen bezahl-

bare Energie für alle Unternehmen in Sachsen-

Anhalt, in Deutschland und gleichermaßen für 

alle Bürgerinnen und Bürger in Sachsen-Anhalt 

und in Deutschland. Deswegen ist dies ein all-

umfassendes Thema.  

 
Ich habe heute klar gesagt - ich denke, das kam 

auch so rüber -, dass die hohen Preise, die wir 

zeitweise im Jahr 2022 gesehen haben, nicht die 

Preise sind, die ich für realistisch halte. Wir müs-

sen jetzt gemeinsam schauen, welche Preise in 

der Zukunft realistisch sein können. Auf der ei-

nen Seite stehen die Vorstellungen von Unter-

nehmen und auf der einen Seite die Möglichkei-

ten der Politik und der Gesellschaft. Am Ende 

muss man schauen, dass man einen gemein- 

samen Kompromiss findet. Ich glaube, das ist 

der richtige Weg.  
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Fakt ist: Ich denke, dass wir in Bezug auf die Dis-

kussionen, die bisher in dieser Taskforce mit 

dem Bund - ich bin dem Ostbeauftragten Cars-

ten Schneider sehr dankbar dafür, dass er sehr 

intensiv mit uns, also dem Land und Intel,  

zusammenarbeitet - geführt worden sind, auf 

einem guten Weg sind.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke, Herr Minister.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Jetzt kommen wir zu den Debattenbeiträgen. 

Als Erster spricht für die SPD Herr Falko Grube.  

 

In der Zwischenzeit begrüße ich Schülerinnen 

und Schüler des Beruflichen Gymnasiums der 

Berufsbildenden Schulen „Conrad Tack“ des 

Landkreises Jerichower Land. - Herzlich will-

kommen!  

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Herr Grube, bitte.  

 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Herr Präsident! Hohes Haus! Am 25. Mai 1961 

erklärte John F. Kennedy vor dem amerikani-

schen Kongress, dass die USA einen Menschen 

zum Mond schicken sollten: Landing a man on 

the moon. Das Ergebnis ist bekannt: Neil Arm-

strong betrat am 21. Juli 1969 als erster Mensch 

den Mond. Sie kennen das: Ein kleiner Schritt für 

den Menschen, ein großer Schritt für die 

Menschheit. Die Astronauten sind heil zurück-

gekommen - Konfettiparade in New York.  

 

Dass Intel im Norden Sachsen-Anhalts, in der 

Magdeburger Börde 17 Millionen € für eine  

 

Chipproduktion der nächsten Generation inves-

tieren will, das ist unsere Mondlandung.  

 

(Andreas Silbersack, FDP: Milliarden! - Wulf 

Gallert, DIE LINKE: Dezimalstellen!) 

 

- Milliarden. Also: 1 000 ha, 100 ha - ich würde 

ganz ruhig sein, Herr Vizepräsident.  

 

(Lachen bei der CDU und bei der FDP - Zu-

stimmung bei der CDU) 

 

Nach dem Verlust Tausender Arbeitsplätze, 

nach dem Auseinanderreißen von Familien, weil 

viele das Glück in der Fremde suchen mussten, 

weil es zu Hause keine Jobs gab, nach den elen-

den bundesweiten Debatten um dieses Sach-

sen-Anhalt als rote Laterne der Republik ist das 

unsere Mondlandung.  

 

Meine Damen und Herren! Die Menschen in 

Sachsen-Anhalt haben diese Mondlandung ver-

dient.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Sie haben das Signal verdient: Jawohl, hier geht 

was. Sie haben das Signal verdient, dass Sach-

sen-Anhalt nicht nur ein Land mit viel Ge-

schichte ist, sondern ein Land mit viel Zukunft. 

Sie haben das Signal verdient, dass Exzellenz 

und Erfolg Teil unserer Geschichte sind, aber 

dass sich diese Geschichte wiederholt. Sie  

haben verdient, dass das Land endlich in der 

ersten Liga spielt. Lassen Sie uns gemeinsam  

alles dafür tun, dass die Menschen bekommen, 

was sie verdienen.  

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Dazu gehört im Übrigen auch, dass man das Pro-

jekt Intel nicht kaputtredet. Was die Menschen 

nicht verdient haben, ist diese zweifelnde  

Miesepetrigkeit.  
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Ich habe mich gefragt, was passiert wäre, wenn 

die LINKEN damals im amerikanischen Kongress 

gesessen hätten.  

 

(Ulrich Thomas, CDU: Oh, oh!) 

 

Ich stelle mir das so vor: drei Fragen, eine For-

derung. Die Fragen:  

 

Erstens. Ihr wolltet am 20. Juli 1969 auf dem 

Mond landen, warum habt ihr das erst einen 

Tag später geschafft?  

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

Zweitens. Ihr wolltet in dem Krater landen, wa-

rum war es das Plateau ein paar Meter weiter?  

 

Drittens. Warum habt ihr uns nicht gefragt,  

welche Farbe das Konfetti auf der Parade haben 

soll?  

 

Die Forderung wäre die gleiche wie heute ge- 

wesen: Wir brauchen einen Ausschuss, um das 

alles zu untersuchen.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Es geht um Be-

gleitung!) 

 

Die Frage ist: Ist das wirklich Ihr Beitrag? Wenn 

ja, dann ist das wirklich, wirklich wenig.  

 

Eines ist völlig klar: So verwirklicht man keine 

Zukunftsvisionen. So zeigt man der Welt, wie die 

deutsche Bürokratie entstanden ist.  

 

(Zustimmung bei der SPD und bei der CDU) 

 

Was Sie Informationschaos nennen, ist einfach 

das Nennen der Realitäten, in denen wir alle  

leben. Das ändert sich im Zweifelsfall wochen-

weise.  

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Bei einem 17-Milliarden-€-Projekt ändert sich 

das im Zweifelsfall auch einmal wochenweise. 

Ich will an unsere eigenen Projekte erinnern, 

bspw. an den Magdeburger Tunnel, um einmal 

ganz selbstkritisch zu sein,  

 

(Oh! bei der AfD) 

 

die A 14, um ein paar Jahrzehnte zu nennen. Ich 

will nicht wissen, wie lange wir schon am Herz-

zentrum der Uniklinik herumdoktern.  

 

(Guido Heuer, CDU: 2001!) 

 

- 2001. - Es stellt sich tatsächlich die Frage, ob 

man nicht darauf verzichten kann, zu kritisieren, 

dass es einen Monat länger dauert.  

 

(Unruhe) 

 

Mir ist schon klar, dass es DIE LINKE als Opposi-

tionsfraktion zutiefst schmerzt, dass ihre linken 

Mitglieder in den Stadträten von Magdeburg 

und Wanzleben und im Gemeinderat vom  

Sülzetal mehr wissen als Sie. Ich sage Ihnen, 

dass das auch so bleiben wird, weil dies im  

Wesen des Projekts liegt. Dieses Projekt unter-

liegt der kommunalen Selbstverwaltung; es ist 

ein kommunales Projekt.  

 

Die Landesregierung - der Minister hat es ge-

sagt - begleitet das, und zwar bei dem Thema 

Förderung, bei dem Thema Kommunikation mit 

dem Kanzleramt, Europa und bei dem Thema 

Genehmigung und zum Teil auch bei den Ver-

kehrsanbindungen.  

 

Die Fragen, die Sie aufgeworfen haben, sind alle 

richtig, unstrittig. Aber die sind auch nicht neu. 

Die hätten Sie gar nicht aufschreiben müssen; 

die sind doch lange in der Welt und die werden 

im Übrigen auch bearbeitet. Ja, die Landesregie-

rung berichtet, wenn es einen neuen Stand gibt. 

Dies tut sie im Wirtschaftsausschuss. Die Ver- 
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kehrsministerin wird es im AID tun, wenn das 

Verkehrskonzept vorliegt. Der Umwelt- und 

Wissenschaftsminister wird es in seinem Aus-

schuss tun, wenn z. B. das Thema Wasser 

spruchreif ist. Und die Arbeitsministerin wird es 

tun, wenn das Thema Fachkräfte endlich 

spruchreif ist. So handhabt es die Landesregie-

rung auch in Zusammenarbeit mit den drei 

Kommunen. Am 9. Januar 2023, bei der ersten 

Veranstaltung in diesem Jahr: die Räte von Mag-

deburg, Sülzetal, Wanzleben, der Kreistag des 

Landkreises Börde, alle Hauptverwaltungsbe-

amten, der Wirtschaftsminister, Intel, der 

Staatssekretär.  

 

Das Einzige in Ihrem Antrag, über das man wird 

sprechen müssen, ist das Thema Unterstützung 

der Kommunen beim Flächenankauf - das hat 

übrigens der Wirtschaftsminister auf der  

gleichen Veranstaltung schon zugesagt -, weil 

sie natürlich, anders als bei der Magdeburger 

Gemarkung, nicht wissen, dass die Grundstücke 

alle an Intel gehen. Sie wissen noch nicht, an 

wen sie gehen, und sie müssen vorfinanzieren. 

Dafür wird es eine Lösung geben. 

 

Lassen Sie mich zwei Schlussbemerkungen  

machen. Erstens. Für all jene, die hieran Zweifel 

säen oder sogar sagen: „Wir brauchen Intel 

nicht“ - bleibt dann bitte auch zu Hause, wenn 

es den Spatenstich mit den schönen Bildern 

gibt. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 

Zweitens. Wir müssen mehr Optimismus  

wagen. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Lassen Sie unsere Mondlandung Wirklichkeit 

werden. Ich persönlich möchte den Moment er-

leben, in dem Pat Gelsinger den ersten Chip aus 

Magdeburger Produktion hochhält und sagt: Ein  

 

kleiner Chip für Intel, ein großer Schritt für Sach-

sen-Anhalt. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei der 

FDP - Dr. Jan Moldenhauer, AfD: Ich fände es 

gut, wenn die SPD auf dem Mond landen 

würde!) 

 

- Ja, wir landen auch, wir schießen sie nicht bloß 

dorthin. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Herr Gallert hat eine Frage. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Keine Angst, Herr Grube, ich werde zu Ihrem 

Selbstverständnis als Landtagsabgeordneter 

nachher in meiner Abschlussrede etwas sagen. 

Aber das ist jetzt nicht das Thema.  

 

Das Thema jetzt ist das Problem Flächenver-

kauf. Wenn Sie sich mit den Kollegen aus Wanz-

leben unterhalten - - Sie sagten, das sei das ein-

zige Thema, das es überhaupt noch gebe oder 

das zumindest diskussionswürdig sei. Dann 

frage ich Sie jetzt einmal: Wie ist denn Ihr Kennt-

nisstand? Die Leute aus Wanzleben sagen mir: 

Wir können nicht 50 Millionen € oder mehr für 

den Ankauf von Flächen ausgeben, von denen 

wir nicht wissen, wer sie wann kaufen wird. 

 

Es gibt dann die Aussage des Ministers - ich 

hoffe, ich habe ihn richtig verstanden -: Das  

wickeln wir über die Landgesellschaft ab. Das 

wusste man in Wanzleben zumindest im De-

zember noch nicht; aber das ist ja möglich. Jetzt 

habe ich mir das, wenn das der Plan ist, einmal 

angeschaut. Ich habe zumindest bisher im Haus-

halt, im Wirtschaftsplan 51 - Grundstock -, noch 

nichts dazu gefunden. Nun kann es ja sein, dass  
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Sie sagen, Sie wissen, wie es laufen soll und wo 

die Gelder veranschlagt sind. Dann können Sie 

es mir jetzt sagen. Ansonsten frage ich einmal: 

Wie soll es denn dann passieren? Wo ist das ge-

plant? Wie ist es verabredet? 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Herr Dr. Grube, bitte. 

 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Ich habe nicht gesagt, dass das das einzige 

Thema ist, das noch besprochen werden muss. 

Ich habe gesagt, das ist das einzige Thema, das 

neu in dem Antrag ist und das in der Öffentlich-

keit noch nicht besprochen wurde - das sind 

zwei Unterschiede. Und: Nein, ich weiß noch 

nicht, wie das laufen soll. Das wissen auch die 

Gemeinderäte nicht. Das wusste am 9. Januar 

2023 auch der Wirtschaftsminister nicht. Aber 

es gibt die klare Zusage der Landesregierung, 

dass es dafür eine Lösung geben wird, weil es sie 

geben muss. Das sind etwa 380 ha auf Magde-

burger Gemarkung. Der Rest der 1 000 ha ist bei 

Wanzleben; das ist der kleinste aller Teile. Der 

allergrößte, der Restteil,  

 

(Guido Heuer, CDU: Sülzetal!) 

 

ist Sülzetal. 

 

Mit dem Haushalt, den man dort hat, können sie 

die Erschließungskosten nicht vorfinanzieren. 

Das funktioniert einfach nicht. Denn sie wissen 

tatsächlich nicht, wer von den anzusiedelnden 

Unternehmen, die nicht Intel heißen, die Zulie-

ferer sind, wie sie immer genannt werden, wann 

kommt. Das heißt, sie werden die Erschließung 

mitfinanzieren; das wird die Landesregierung 

über GRW auch fördern, und dann werden sie  

 

das irgendwie zwischenfinanziert bekommen 

müssen. Worüber das geht, kann ich Ihnen nicht 

sagen. Das werden wir sicherlich vorgestellt be-

kommen und wir werden das unterstützen. 

 

Lassen Sie mich noch ein Thema nennen, das wir 

besprechen werden müssen. Das ist auch  

etwas, bei dem der Landtag möglicherweise ge-

setzgeberisch tätig werden muss. Ich spreche 

von dem Thema Wasser. Wir werden an das 

Wassergesetz herangehen müssen,  

 
(Sandra Hietel-Heuer, CDU: Ja!) 

 
weil Intel einen Teil des Prozesswassers am 

Ende wieder in die Umwelt abgibt. Nach heuti-

ger Rechtslage in Sachsen-Anhalt würde das be-

deuten: Das geht in die Elbe; denn woanders 

darf es nicht hin. Das macht natürlich überhaupt 

keinen Sinn. Wenn das Wasser so hoch gereinigt 

ist, dass es in die Elbe darf, dann kann es auch 

ringsum auf die Felder. Dort gehört es hin, und 

dort wird es auch gebraucht; denn die Sommer 

werden in diesem Land mit Sicherheit im Durch-

schnitt nicht viel kälter werden, möglicherweise 

sogar wärmer. Wenn sie nur so warm werden 

wie in den letzten Jahren, sollte das Wasser 

nicht in die Elbe - ob sie dann um 0,1 mm höher 

wird oder nicht, ist eine andere Frage -, sondern 

es gehört  

 

(Sandra Hietel-Heuer, CDU: In die Fläche!) 

 

in die Umgebung, auf die Felder, in die Fläche. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 
Herr Grube, das war zwar keine Antwort mehr, 

das war schon eine neue Aussage, aber der 

Fraktionsvorsitzende der CDU hat noch eine 

Frage. 
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Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Ich habe ein wenig geschummelt, Herr Präsi-

dent. Sehen Sie es mir nach. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Ja, aber wir haben es gemerkt. Das wollte ich 

Ihnen nur sagen. 
 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Das hätte ich Ihnen nicht anders zugetraut. 

 

 

Guido Heuer (CDU):  

 

Sehr geehrter Kollege Grube, ist das richtig: Das 

Wasser muss auf die Felder? Denn die ganze  

Region von Bernburg bis zur Börde und zu uns 

nach Sülzetal und Wanzleben ist nicht nur  

wegen der Sommer von Hause aus die nieder-

schlagsärmste Region Deutschlands. 
 

(Sandra Hietel-Heuer, CDU: Ja!) 
 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Ja. Dann wird die Debatte ja schnell gehen. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Okay, danke. - Für die Fraktion der AfD spricht 

Herr Kirchner. Bitte. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Werte Abgeord-

nete! Hohes Haus! Zunächst stelle ich fest, dass  

 

die Transparenz und die Kommunikations- 

strategie des Wirtschaftsministers eine andere, 

eine bessere ist als die der Beigeordneten der 

Stadt Magdeburg. Denn wenn ich zu diesem 

wirtschaftspolitischen Vorgang hier eine Buch-

überschrift erfinden müsste, die auf Magdeburg 

bezogen ist, dann würde sie lauten: Wie ein glo-

baler Weltkonzern mit Umsetzungsamateuren 

den Deal seines Lebens abschließt. Der Unter- 

titel lautete: Augen zu und durch.  

 
Intel ist ein amerikanischer Weltkonzern, der 

vor allem den Interessen seiner Aktionäre ver-

pflichtet ist. Intel ist kein Freund, sondern ein 

globaler Spieler, der seinen Vorteil sucht. Das ist 

auch in Ordnung. Doch natürlich und trotzdem 

wollen auch wir die Ansiedlung von Intel hier in 

Sachsen-Anhalt, und zwar zu Konditionen, die 

für beide Seiten passen, für Intel und für die 

Bürger Sachsen-Anhalts.  

 
Der weltgrößte Chip-Auftragsfertiger ist der  

chinesische Konzern TSN. Die weltweite Nach-

frage nach Chips normalisiert sich gerade. Der 

Halbleitermarkt war bis vor Kurzem noch rück-

läufig. Auch ohne Rezession hatte Intel bereits 

Probleme. Konzernchef Gelsinger will mit viel 

Geld die weltweite Führung in der Halbleiter-

branche zurückerobern; das ist auch in Ord-

nung.  

 
Die Intel-Aktie hat im letzten Jahr ca. 42 % an 

Wert verloren. Intel hat aktuell eine Investition 

in Oregon im Umfang von 700 Millionen US-Dol-

lar gestrichen. Ebenso soll eine Investition von 

200 Millionen US-Dollar für Forschung und Ent-

wicklung in den Matam-Businesspark in Haifa 

gestrichen worden sein. In Haifa bekommt das 

dortige Entwicklungszentrum - so berichtete die 

israelische Zeitung „Globes“ - keine neuen 

Büro- und Laborräume, sondern lediglich einen 

größeren Parkplatz. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 

Konzernergebnis nach Steuern betrug im Jahr 

2021  19,8 Milliarden US-Dollar; das ist fast das 

Doppelte des Landeshaushalts von Sachsen-An-

halt. Intel verfügt über ein Eigenkapital von 

95 Milliarden US-Dollar; das ist das Neunfache 

unseres Landeshaushalts.  

 
Ein Wirtschaftsgigant trifft in Magdeburg mit 

800 Millionen Jahresetat aufeinander, und eine 

Kohorte von international erfahrenen Wirt-

schaftsjuristen trifft auf Sandra Yvonne S. aus 

dem Dezernat Wirtschaft, Tourismus und regio-

nale Zusammenarbeit. Frau S. ist immerhin Bei-

sitzerin im CDU-Kreisvorstand. Davor war sie 

Geschäftsführerin der stadteigenen Marketing- 

und Tourismusgesellschaft. Der Informations-

austausch der AfD-Landtagsfraktion sowie der 

AfD-Stadtratsfraktion Magdeburg mit Frau S. 

gestaltet sich schwierig bis überhaupt nicht. 

Eine Anfrage der Landtagsfraktionen zu einer 

Kontaktaufnahme mit Intel wurde mit Zynismus 

und Widerwillen abgebügelt. Ein Schelm, wer 

da jetzt die CDU und die AfD in Verbindung 

bringt und worum es da eigentlich geht. Das 

kann jeder machen, wie er will.  

 
Diese Frau handelt also die Verträge mit Intel 

aus, was Magdeburg betrifft. Wer hierbei das 

Sagen hatte und hat, kann sich jeder vorstellen. 

Im Stadtrat wurde mehrfach beklagt, dass kei-

nerlei Vertragsinhalte kommuniziert wurden. Es 

gibt keinerlei verbindliche Aussagen dazu, ob 

und wie viel Gewerbesteuer Intel nach Ge-

schäftsaufnahme vor Ort zahlen wird. Der Kauf-

preis für dieses Gewerbeland macht für Intel ca. 

1 % des Gewinns nach Steuern für das Jahr 2021 

aus. Das bezahlt Intel aus der Portokasse und 

nicht mit einem großen Scheck. Als Zuschuss 

sind vom deutschen Steuerzahler Fördermittel 

in Höhe von 6,8 Millionen € zu erwarten. 

 
(Zurufe von der CDU: Milliarden!) 

 

Das ist das 37-Fache des Grundstückspreises. 

Und das noch nicht genug - Intel erwartet einen 

Industriestrompreis von 6 bis 8 Eurocent. Der 

deutsche Steuerzahler muss für Strom deutlich 

mehr bezahlen: 40 ct. bis 50 ct. Wie ist das dem 

deutschen Bürger und dem Mittelstand zu er-

klären? Das kann man machen, man muss es 

aber nicht. 

 
Wenn ich an eine Debatte mit Frau Frederking 

erinnern darf, die damals sagte, Intel komme 

nur nach Magdeburg, weil wir hier Strom durch 

erneuerbare Energien bereitstellen,  

 

(Lachen bei der AfD)  

 

dann muss ich wirklich lachen, Frau Frederking. 

Die kommen hierher, weil sie günstige Energie 

brauchen, und nicht erneuerbare. Das ist näm-

lich ein globaler Player. 

 
Es bleiben darüber hinaus die Fragen: Sind die 

vertraglichen Bindungen so gefasst, dass Intel 

zwei Halbleiterfabriken bauen muss? Gibt es 

eine vertragliche Rückfallklausel für den Gewer-

begrund oder für die staatliche Förderung, 

wenn Intel nicht liefert? Fragen über Fragen. Ist 

es für die Stadt Magdeburg, für das Land Sach-

sen-Anhalt klug, die Mitgestaltungsmacht für 

ein so großes geschlossenes Gewerbegebiet aus 

der Hand zu geben? Das kann man sich auch ein-

mal fragen.  

 
Ein Beispiel, bei dem kleinere Brötchen geba-

cken wurden, sieht man bei dem Lkw-Hersteller 

Daimler Truck in Halberstadt. Dort sollen auf 

26 ha Gewerbefläche 400 bis 600 Arbeitsplätze 

entstehen. Der Baustart ist noch für dieses Jahr 

geplant. - So kann man es auch machen. Ich 

muss sagen, ich bin wirklich ein bisschen ent-

täuscht von der Kommunikationsstrategie der 

Stadt Magdeburg - nicht von der des Wirt-

schaftsministers. 
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Damit es dort besser wird, stimmen wir dem An-

trag der LINKEN zu. Denn der Alternativantrag 

der Koalition ist für uns keine Alternative, und 

ein „Weiter so“ wollen wir in dieser Frage nicht. 

- Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Der nächste Debattenredner ist Herr 

Silbersack für die FDP. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und 

Herren! Die Ansiedlung der Firma Intel in Sach-

sen-Anhalt ist der Big Bang für unser Bundes-

land. Das ist der Urknall für das Image dieses 

Landes. Das müssen wir begreifen. Es gab nie-

mals in der Geschichte Sachsen-Anhalts eine 

solche Imageaufwertung. Wer nach München, 

Köln, Hamburg, Paris oder London kommt, stellt 

fest: Über Sachsen-Anhalt wird anders gespro-

chen, als es vor der Intel-Ansiedlung der Fall 

war. Das heißt, schon zum jetzigen Zeitpunkt 

muss man klar sagen: Wir haben gewonnen.  

 

Allein, dass seitens Intel die Entscheidung für 

Sachsen-Anhalt getroffen wurde, ist ein ganz 

klarer Beleg dafür, dass sich das Image unseres 

Bundeslandes, an dem wir über Jahre und Jahr-

zehnte gearbeitet haben, wesentlich verbessert 

hat. Deshalb können wir mit Selbstvertrauen 

und Rückgrat an diese Thematik herangehen. 

Das heißt nicht, dass man keine Fragen stellen 

könnte. Das heißt auch nicht, dass es keine 

Probleme gäbe und dass es keine Verhandlun-

gen gäbe, dass man nicht überzeugen müsste. 

Aber etwas, das wir nicht brauchen, sind Zwei-

fel, wo Überzeugungen wesentlich wichtiger 

sind, meine Damen und Herren. 

Das, was ich von Ihnen, Herr Gallert, gehört 

habe, dass Sie den Glauben an sich selbst nicht 

so wichtig finden oder ihn eher herabsetzend 

formulieren würden oder ihn als religiös be-

zeichnen, ist eigentlich ein Trauerspiel, muss ich 

sagen. Ich wünsche mir nicht, dass Sie Trainer 

einer Mannschaft sind und die Mannschaft in 

der Halbzeitpause in der Kabine vom Sieg über-

zeugen müssen, für den sie alle Kräfte einsetzen 

müssen. Aber wenn dann der Zweifel größer ist 

als der Glaube an den eigenen Sieg, dann wird 

es nichts mit dem Sieg. Das ist das Problem. 
 

(Zustimmung bei der CDU) 
 

Die Intel-Ansiedlung ist für uns in Sachsen-An-

halt im Grunde genommen ein Glücksfall, der 

über die nächsten Generationen von Bedeutung 

sein wird. Europa entscheidet sich für unser 

Bundesland, natürlich auch, was die Fördermit-

tel betrifft. In dem European Chips Act, der im 

Sommer beschlossen werden soll, wird festge-

legt bzw. entschieden - davon gehen wir fest 

aus -, dass die Unterstützung stattfindet. Das 

heißt, Brüssel, Berlin, Magdeburg werden in  

einem Kontext genannt. Intel als Firma wird es 

schaffen, uns im Norden des Landes Sachsen-

Anhalt, aber auch für das Land insgesamt die 

Dinge voranzubringen. 

 

Etwas, das natürlich diskutiert wird, ist die Frage 

der Wettbewerbsfähigkeit. Dazu gehört das 

Thema der Energiekosten. Natürlich sind Fragen 

der Energiekosten für ein Unternehmen wie  

Intel ganz entscheidend. Es ist doch völlig klar: 

Wenn es sich nicht rechnet - das muss man nun 

einmal einem Unternehmen überlassen -, dann 

wird man sagen: Wir müssen die Rahmenbe- 

dingungen klären. Und genau das findet statt.  

 

Das ist genau das, was der Wirtschaftsminister 

im Augenblick tut: Er verhandelt in Brüssel, er 

verhandelt mit den Amerikanern und er verhan-

delt natürlich auch in der Bundesrepublik  
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Deutschland. Mehr geht an dieser Stelle nicht. 

Das ist das, was wir von einem Wirtschafts- 

minister erwarten können. Das ist aber nur ein 

Teil des Ganzen.  

 

Wir haben natürlich auch die Ebenen hier in 

Sachsen-Anhalt. Es wurde schon gesagt: Wir  

haben 1 000 ha, drei Gebietskörperschaften, 

die sich darum kümmern, und sie alle haben 

Fragen. 

 
Jetzt kommen wir zu des Pudels Kern. Wir sind 

in einem laufenden Prozess. Wir haben eine  

Situation, in der im Grunde heute niemand 

weiß, wie die Dinge am Ende laufen. Aber wir 

sind überzeugt davon, dass das der richtige Weg 

ist, um den Erfolg zu erreichen. Das heißt, alle 

Player, die dafür erforderlich sind, auch der 

Staatssekretär Ude, dessen Hauptaufgabe es 

mit ist, leisten dort Dinge, die wichtig und erfor-

derlich sind. Deshalb kann ich die Dauerkritik 

und die immer wiederkehrenden Zweifel, dass 

es zu wenig Information gibt usw., nicht ver- 

stehen. Alle Ebenen sind eingebunden. 

 
Wenn ich nicht selbst im Wirtschaftsausschuss 

dabei wäre, in dem wir über genau diese The-

men reden, dann würde ich glauben, da wäre 

etwas dran. Aber da ist nichts dran. Im Wirt-

schaftsausschuss wird ausdrücklich über diese 

Themen gesprochen. Wir können tagelang dar-

über reden. 

 
(Beifall bei der CDU) 

 

Deshalb weiß ich nicht, ob Sie in Personalunion 

gleichzeitig im Wirtschaftsausschuss und im In-

tel-Ausschuss sitzen, ob wir über die Dinge dann 

doppelt reden. Das erschließt sich mir nicht. 

Deshalb ist es, glaube ich, wichtiger, nicht dar-

über zu lamentieren, ob auch der Letzte infor-

miert ist. Wichtig ist vielmehr: Die großen Linien 

müssen stimmen, bestimmte Ebenen müssen  

 

dabei sein und die drei Kommunen müssen mit-

genommen werden. Es ist wichtig, dass Wanz- 

leben, Sülzetal und Magdeburg mit am Tisch  

sitzen. Das war auch am 9. Januar 2023 der Fall; 

das wurde eben gesagt. Wir bringen die Dinge 

gemeinsam nach vorn. Das ermöglicht den Er-

folg.  

 
Natürlich gibt es Fragen bei Wasser und Infra-

struktur. Aber das ist das, was unsere Infrastruk-

turministerin - sie ist jetzt nicht anwesend - ge-

rade macht. Sie ist schon dabei, die Dinge vor-

zudenken.  

 
(Beifall bei der FDP) 

 
Nicht umsonst schaut sie sich die Sache an. Sie 

war selbst vor Ort und hat geschaut, wie es mit 

einem ICE-Anschluss aussieht. Das ist etwas, das 

in dem Kontext erfolgen muss. Deshalb kann 

man davon ausgehen, dass all diese Dinge inner-

halb der Koalition, innerhalb der Regierung  

vorangebracht werden. Aber niemand von uns 

weiß, wie die Dinge am Ende des Tages wirklich 

kommen.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 
Aber ich weiß, wie es jetzt geht. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Aber eines wissen wir: Es wird größer. Abschlie-

ßen - - 

 

 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 
Nein. Sie bekommen ohnehin noch zwei Fragen 

und können dann - -  
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Andreas Silbersack (FDP): 

 

Abschließen möchte ich mit Shakespeare. Er 

sagte einmal: Der Zweifel raubt uns, was wir ge-

winnen könnten, wenn wir nur wagen würden. 

- Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Herr Silbersack, Sie bekommen jetzt noch zwei 

Fragen, die erste von Herrn Rausch und danach 

von Herrn Gallert.  

 

 

Tobias Rausch (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrter 

Herr Kollege Silbersack, Sie haben hier sehr  

engagiert vorgetragen. Warum gibt es denn Be-

denken? Sie kennen bestimmt das Sprichwort 

„Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser“. Gerade 

bei einem solchen Projekt, das historisch ist und 

das eine Riesenchance darstellt, sollte man an 

der einen oder anderen Stelle vielleicht doch lie-

ber kontrollieren und schauen, wer wie welche 

Entscheidung trifft. Vielleicht ist es gar nicht so 

verkehrt, das im Dreiklang von Regierung,  

Opposition und Kommunen zu begleiten. Das 

wäre wichtig. - Das vorab zu der Bemerkung. 

 

Zweitens. Sie haben gesagt, Sie wollen einen 

Strompreis von 6 bis 8 ct gewährleisten. Dazu 

finden viele Gespräche statt. Ich frage Sie jetzt 

ernsthaft: Aus welcher Energiequelle und wie 

wollen wir es bewerkstelligen, Intel so viel 

Strom zur Verfügung zu stellen - dabei geht es 

nicht um Kilowatt, sondern um Megawatt -, 

wenn wir keine 180-Grad-Wende in der Ener-

giepolitik hinlegen? Wie wollen wir das gewähr-

leisten? 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Vielen Dank, Herr Rausch. Das Thema Energie ist 

ein wesentliches Thema. Intel hat immer ge-

sagt, dass gerade die erneuerbaren Energien für 

sie ein wesentlicher Punkt sind, nach Sachsen-

Anhalt zu kommen. Aber natürlich ist es das 

nicht allein. Deshalb hatten wir gestern die  

Debatte zu dem Thema Atomenergie. Wir brau-

chen alles, wir brauchen Technologieoffenheit. 

Wir müssen dafür sorgen, dass es bezahlbaren 

Strom, bezahlbare Energie gibt. Das sind Diskus-

sionen, die miteinander zusammenhängen. Ich 

habe keinen Zweifel daran, dass das zueinander 

führt. Denn Intel wird dort den Finger in die 

Wunde legen. Sie werden sagen: Wenn wir den 

Strom nicht bezahlen können, dann müsst ihr 

das irgendwie kompensieren. Dann ist es unsere 

Aufgabe, dafür zu sorgen, bezahlbaren Strom 

und bezahlbare Energie in Sachsen-Anhalt und 

in Deutschland zu schaffen. 

 

 

Tobias Rausch (AfD):  

 

Geht das mit Erneuerbaren?  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke.  

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Die erneuerbaren Energien sind Teil davon.  

 

Der zweite Teil der Frage, die Sie gestellt haben, 

ist das Thema des Ausschusses. Noch einmal: 

Wir haben einen Wirtschaftsausschuss, der in 

dieser Frage absolut kompetent ist, in dem alle 

Fraktionen dieses Hauses vertreten sind, in dem 

man sich mit allen Fragen auseinandersetzt und  
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wo die Dinge weitergetragen werden können. 

Einen zusätzlichen Ausschuss halte ich einfach 

nicht für Sinn bringend; denn im Zweifel werden 

dieselben Leute darin sitzen. Sich zweimal zu 

treffen, würde ich nicht für sinnvoll halten.  

 

Insofern können Diskussionen aus dem Aus-

schuss immer wieder in den Landtag gebracht 

werden. Die Regierung, der Wirtschaftsminis-

ter, informiert immer. Insofern ist die Aufforde-

rung, einen zusätzlichen Ausschuss zu schaffen, 

nicht besonders sinnvoll. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Jetzt ist Herr Gallert an der Reihe. - 

Bitte. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Wie umfassend und vollständig alle Fragen im 

Wirtschaftsausschuss im Kontext dieser Ansied-

lung beantwortet worden sind, das haben wir ja 

letztens erlebt. Kollege Meister wird zu dieser 

Frage möglicherweise gleich noch ausführen. 

Ich erwarte das, ehrlich gesagt. Die Wahrneh-

mung oder das Gefühl, wie man darauf reagiert, 

ist sehr unterschiedlich. - Das ist keine Frage, 

sondern eine Intervention. 

 

Ich meine, Sie können sich alle hinsetzen und  

sagen: die zweifeln, die zweifeln, die zweifeln. 

Das ist übrigens wieder die religiöse Dimension. 

Warum nicht gleich Ketzer? Das würde eher 

passen. 

 

(Oh! bei der CDU) 

 

Ich will Ihnen nur sagen, Herr Silbersack: Wir 

wollen ein Infrastrukturkonzept für diese An-

siedlung unter Beachtung des Verkehrswege-

plans, eine Fachkräftegewinnungsstrategie, den  

 

Ausbau sozialer Infrastruktur, Forschung und 

Entwicklung im Umfeld der industriellen Ferti-

gung. Wir brauchen ein Kommunikationskon-

zept. Wir brauchen ein Begleitkonzept. Die ein-

zelnen Dinge haben wir aufgeschrieben. Glau-

ben Sie, wir würden sie aufschreiben, wenn wir 

denken, das Ding kommt sowieso nicht? Das ist 

doch Blödsinn! Es geht gerade um die Beglei-

tung.  

 

Schauen Sie einmal einige Kilometer weiter öst-

lich, schauen Sie sich einmal die Debatte um 

Tesla an. Schauen Sie sich an, wie dort inzwi-

schen die Reaktion vor Ort ist. Um genau solche 

Dinge zu vermeiden und das vielmehr zu opti-

mieren, um den Nutzeffekt für diese Region zu 

maximieren, brauchen wir diese politische Be-

gleitung und diese Diskussion.  

 

Wenn wir nicht daran glauben würden, dann 

hätten wir das nicht aufgeschrieben. Wir  

machen keinen Untersuchungsausschuss. Wir 

wollen einen zeitweiligen Ausschuss, der dieses 

Projekt begleitet, mit all seinen Verästelungen. 

Wenn wir nicht daran glauben würden, dann 

würden wir das nicht machen, Herr Silbersack. 

Nein! Ich denke auch, dass diese Ansiedlung 

kommt. Ich hoffe es intensivst. Ich habe einen 

realistischen Blick auf Risiken - wie andere übri-

gens auch -, aber ich will, wir wollen, dass das zu 

einem Erfolg wird, und zwar zu einem maxima-

len Erfolg. Deshalb wollen wir diesen Ausschuss 

haben. Das würden wir nicht tun, wenn wir 

zweifeln. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrter Kollege Gallert! Leider war Ihre 

Rede, wenn man ein Psychogramm darüber er-

stellt hätte, eher vom Zweifel geprägt als von 

der Hoffnung. 
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(Zurufe von der LINKEN und von den GRÜ-

NEN) 

 

Deshalb muss ich sagen: Im Ergebnis geht die 

Waage eher in Richtung Zweifel. Ich möchte 

Ihnen aber eines sagen: Natürlich habe ich ge- 

lesen, was Sie geschrieben haben, dass Sie sich 

das wünschen. Natürlich gibt es Fragen. Aber 

ich kann - ich habe es gerade gesagt - nicht er-

kennen, was ein zusätzlicher Ausschuss dabei 

machen soll. Sie entwerten den Wirtschaftsaus-

schuss, der die diesbezügliche Kompetenz hat. 

Das ist mit uns nicht zu machen.  

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Eines möchte ich auch sagen - das sind für mich 

die dringenden und drängenden Fragen; die 

Landesregierung ist da gerade dran -: Wir  

müssen den Kommunen - - Magdeburg ist im 

Grunde die Landeshauptstadt und hat viele  

Ressourcen.  

 

(Zuruf) 

 

- Ich hätte auch gern Halle gesagt, aber Landes-

hauptstadt ist nun einmal Magdeburg. 

 

(Lachen und Beifall bei der FDP und bei der 

CDU) 

 

Aber wir müssen den kleineren Gebietskörper-

schaften, Sülzetal und Wanzleben, die Sicher-

heit geben, was Finanzierungen anbetrifft. Dort 

sind die Gespräche. Das sind die unmittelbaren 

Themen. Da müssen wir ran und da muss auch 

Information erfolgen. Sie müssen eingebunden 

werden, das ist ganz klar. Genau das sind The-

men, die wir im Wirtschaftsausschuss bespre-

chen müssen. Wir hatten vorhin das Thema: 

Wie erfolgt die Finanzierung der Flächenan-

käufe? Das ist eine wesentliche und dringende 

Frage der Kommunen. Das sind die Themen, die 

wir im Wirtschaftsausschuss besprechen. Dafür  

 

brauchen wir keinen zusätzlichen Ausschuss. - 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Ich danke auch. - Herr Meister hat schon von der 

Erwartungshaltung gehört, die man an ihn hat.  
 

(Olaf Meister, GRÜNE, lacht) 
 

Herr Meister, Sie haben das Wort. 

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Danke, Herr Präsident. - Sehr geehrte Damen 

und Herren! Um es am Anfang klar zu sagen: 

Wenn man für die Investition ist, muss man dem 

Antrag zustimmen. Hintergrund ist der aktuelle 

Umgang der Landesregierung mit konkreten In-

formationen zum Projekt Intel. Der ist eine 

schwache Nummer. Ich neige sogar zum 

schlimmstmöglichen Urteil: Das ist unprofessio-

nell. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 

Ich verdeutliche das einmal an dem Beispiel der 

Frage des Wasserverbrauchs. Es ist klar, das 

Großprojekt hat einen erheblichen Wasserbe-

darf. Dementsprechend wird das breit disku-

tiert. Es kommen Interessierte und Bürgerinitia-

tiven auf Abgeordnete zu und wollen das be-

sprechen. Bei mir kam außerdem eine Nach-

frage der Europakollegen; denen habe ich sagen 

müssen: Es tut mir leid, wir wissen nichts zu 

Wasser; ich kläre das, ich mache eine detail-

lierte Anfrage. Dann mache ich die, und die  

Beantwortung ist irgendetwas zwischen er-

schütternd und einfach frech.  
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Zwei Beispiele aus dieser Kleinen Anfrage. Die 

Frage war: Wie und aus welchen Quellen soll 

der Wasserbedarf gedeckt werden? Ich erwar-

tete - man ist ja naiv - eine Skizzierung der Vor- 

und Nachteile - es gibt verschiedene Optionen: 

Harz, Elbe, Colbitz etc. -, einen Zwischenstand 

der Überlegungen. Das war mein Gedanke, und 

ich dachte, dass man das so kommunizieren und 

vertreten kann. Ich verlese einmal die kom-

plette Antwort darauf: „Es gibt noch keine Ent-

scheidung.“ Das war mir klar, daher die Frage. 

Wenn ich eine Entscheidung hätte, brauchte ich 

die Frage nicht zu stellen. 

 

Zweites Beispiel. Auf die Frage, welche Aus- 

wirkungen sich ergeben könnten, lautete die  

erschöpfende Antwort der Landesregierung: Es 

ist zu erwarten, dass der Wasserbedarf und der 

Abwasseranfall steigen. Punkt.  

 

(Zurufe: Oh! - Wow!) 

 

Das ist ja ein Ding! Darauf wäre ich nicht gekom-

men. Die brauchen mehr Wasser? Das ist ja ein 

Ding! 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Was ist das denn für 

eine Frage? - Zuruf von Sebastian Striegel, 

GRÜNE) 

 

Soll ich damit zu den BI gehen und sagen:  

Machen Sie sich keine Sorgen wegen des  

Wassers, alles klar, da steigt der Bedarf? Habt 

ihr einen Vorschlag, was ich jetzt den EU-GRÜ-

NEN sagen soll, wie das mit dem Wasser läuft?  

 

(Zuruf von der AfD: Ja! Geht nach Hause! - 

Weitere Zurufe) 

 

Habt ihr dazu eine Vorstellung? Ich habe keine 

Idee dazu.  

 

(Zurufe von der AfD und von Guido Kosmehl, 

FDP) 

 

Ich habe lieber über den Präsidenten protes-

tiert. Dann kam ein Schreiben der Landesregie-

rung: Ich solle nicht nerven und mich vom Acker 

machen. Sie haben es etwas netter formuliert, 

aber nicht viel.  

 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE - Wei-

tere Zurufe) 

 

Da bleibt man ratlos zurück. Es geht nicht um 

Fragen wie Baustart oder so etwas. Das ist, finde 

ich, keine wesentliche Diskussion. Es geht um 

unsere Ressourcen. Dazu sollte und muss man 

einfach und offen und ohne Geheimniskrämerei 

kommunizieren. Ich halte die Probleme für lös-

bar. Wir stehen zu diesem Projekt. Aber wenn 

man diese Kommunikation verweigert, gefähr-

det man einen zentralen Grund,  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

wieso Intel hier überhaupt am Start ist. Das ist 

nämlich vor allem die bei uns für ein solches 

Vorhaben bestehende Akzeptanz. Sie können 

die Intel-Leute einmal zu sich einladen und dar-

über sprechen, was für Magdeburg spricht. Das 

ist ein ganz entscheidendes Argument.  

 

Diese negative Debatte heute - ich nehme sie als 

negativ wahr für das Projekt - ist ein erstes 

sichtbares negatives Ergebnis genau dieses Ver-

haltens.  

 

Zu dem Alternativantrag. Also, Investitionen 

nicht zerreden - - Es als Zerreden darzustellen, 

wenn jemand solche Dinge wissen will - das mit 

den Umweltdaten; darauf gibt es übrigens  

einen Rechtsanspruch -, geht gänzlich in die  

falsche Richtung. Das muss doch konstruktiv ge-

würdigt werden. Das ist eine Frage des kon-

struktiven Umgangs mit dem zentralen Projekt 

in Sachsen-Anhalt. Dabei geht es nicht um Pes-

simismus, Optimismus oder Zweifel. Ich glaube 

an dieses Projekt, es wird kommen. Aber die  
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Fragen, die wir dazu haben, müssen doch ge-

klärt werden.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Das wird nach und nach schlimmer, da eine Be-

sinnung nicht erkennbar ist. Sie werden dem 

Antrag heute nicht zustimmen. Der Alterna-

tivantrag ist eine Zumutung; er geht am Thema 

vorbei und behandelt diese Informationsfrage 

überhaupt nicht, sondern beschäftigt sich mit 

Fragen von Zweifeln. Das war überhaupt nicht 

das Thema.  

 

Es ist auch ein Verfall der Sitten zu verzeichnen. 

Die Landesregierung sagt mir, dass sie nichts 

über Wasser wisse - das Schreiben vom 21. No-

vember 2022 ist genau so zu sehen -, während 

der MP zuvor einen vorgezogenen Maßnah-

menbeginn verlangt. Entweder ist die Forde-

rung des MP kompletter Schabernack, weil man 

nicht einmal im Ansatz weiß, was man dort 

tut - das glaube ich aber nicht -, oder die minis-

terielle Stellungnahme mir gegenüber ist eine 

schriftliche Lüge, gegenüber dem Teil eines Ver-

fassungsorgans,  

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

von dem man weiß, dass es ein Akteneinsichts-

recht hat. - Das habe ich jetzt hier angekündigt. 

Wenn jetzt keine Information kommt, dann 

können wir dieses Schreiben einmal dort hinle-

gen und dann schauen wir uns die Akten an. 

Schauen wir einmal, ob das zu diesem Zeitpunkt 

eine ordnungsgemäße Aussage war. Ich weiß, 

dass das keine ordnungsgemäße Aussage war, 

natürlich nicht. Sonst würde der MP nicht um 

die Ecke kommen und einen Monat vorher  

sagen: Lasst uns einen vorzeitigen Maßnahmen-

beginn machen. Das würde er nicht machen, 

wenn es nicht einmal im Ansatz eine Über- 

legung dazu gibt, wie man mit dem Wasser  

umgeht. Das ist doch unrealistisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Ein anderes Beispiel ist § 10 Abs. 7 des Haus-

haltsgesetzes. Wenn man es übersetzt, steht 

darin, dass der Haushaltsplan von der Landes- 

regierung zukünftig in unbenannter Höhe erst 

später gemacht wird. Der Finanzausschuss muss 

allerdings zustimmen. Das ist in grotesker Weise 

rechtswidrig. Wir haben das prüfen lassen, um 

etwas in der Hand zu haben. Aber es ist doch  

offenkundig, dass das nicht geht. Auch dazu gibt 

es keine Kommunikation. Wir könnten über zu 

erwartende Kosten ganz offen reden. Sülzetal 

wurde angesprochen. Natürlich ist das ein ech-

tes Problem. Das kann man lösen. Es ist lösbar. 

Meine Fraktion und ich stehen zur Verfügung, 

dabei mitzuwirken. - Es passiert nichts. 

 

So solltet ihr nicht weitermachen. Wenn man 

sich dem Antrag nähern will, würde sich viel-

leicht anbieten, beim Ausschuss einen Gang zu-

rückzuschalten. Ich könnte mir einen Unteraus-

schuss des Wirtschaftsausschusses vorstellen, 

in dem man solche Fragen im Kreis der Interes-

sierten besprechen kann und dann eine ver-

nünftige Kommunikation kommt. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Ich danke Herrn Meister. - Für die CDU-Fraktion 

kommt Herr Thomas nach vorn. - Herr Thomas, 

Sie haben das Wort. 

 

 

Ulrich Thomas (CDU):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen 

und Herren! Im Ergebnis der bisherigen Debatte 

ist es mir wichtig, zu Beginn ganz klar zu formu-

lieren: Die CDU-Fraktion begrüßt die Intel-An-

siedlung ohne Wenn und Aber. 
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Zuruf 

von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Meine Damen und Herren! Auch dass die Intel-

Ansiedlung nicht wirklich ein Glücksfall ist, will 

ich heute sagen. Sie ist vielmehr das Ergebnis 

stetiger Bemühungen der Landesregierung und 

der sie tragenden Fraktionen, unseren Standort 

attraktiv zu halten und zu machen. Endlich tra-

gen wir die Früchte unserer Saat. Wir können 

uns miteinander bei allen Akteuren bedanken, 

die zu dieser Ansiedlung beigetragen haben. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

Meine Damen und Herren! Was waren wir im 

letzten Jahr noch stolz wie Bolle - Intel kommt 

nach Sachsen-Anhalt, Intel kommt nach Magde-

burg. Parteien und Fraktionen übergreifend wa-

ren wir erfreut und haben gesagt, jetzt geht es 

voran. Aber leider hielt dieses Feuer der Freude 

nicht in allen Fraktionen lange an; ganz im Ge-

genteil. In einigen Fraktionen verblich das schon 

noch vor Weihnachten. Es kamen Zweifel auf, es 

kam Misstrauen auf und es kam sogar Miss-

gunst auf zu dieser Investition. 

 

Das erinnert mich ein bisschen an eine Zeit, die 

wir in diesem Land erlebt haben, die keine Ruh-

meszeit war, nämlich die Zeit von 1994 bis 2002, 

als Investoren einen großen Bogen um Sachsen-

Anhalt gemacht haben. Wir waren das Land der 

Jammerer, der Lamadei. Wir können das nicht, 

wir trauen uns nicht. Genau das hören wir heute 

wieder. Das wollen wir nicht und dagegen wer-

den wir uns wehren. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)  

 

Ich will es deutlich sagen: Wir sind offen für 

diese Investition und wir werden sie auch posi-

tiv begleiten. Natürlich ist eine Missgunst vor-

handen, Kollegen von der LINKEN. Ich könnte 

mir auch vorstellen, wir stünden heute im Erfur- 

 

ter Landtag und die Investition würde in Erfurt 

stattfinden - wir hätten eine andere Stimmung 

von der LINKEN, die sagen würde: Schaut nach 

Thüringen; hier regieren wir und deswegen 

kommen auch die Amerikaner jetzt zu uns. - Das 

ist doch unehrlich, meine Damen und Herren. 

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Bekennen Sie sich doch zu dieser Investition und 

unterstützen Sie diese auch. 

 

(Zurufe von der LINKEN) 

 

Nun sehen wir die Pirouette der LINKEN, die hin- 

und herschwanken zwischen dem Ansatz, dass 

sie die Investition eigentlich wollen, und dem 

Ansatz, sie wollen sie eigentlich doch nicht, weil 

sie nicht so richtig mit dabei sind und jetzt das 

Haar in der Suppe suchen. Sie machen das an 

mangelnder Kommunikation fest und reden so-

gar vom Chaos, obwohl jeder, der schon einmal 

eine Investition vorbereitet und auch durchge-

führt hat, weiß, dass das immer ein dynami-

scher Prozess ist. Dabei kann es sein, dass das, 

was ich gestern gesagt habe, morgen ungenau 

ist und dass ich übermorgen ganz anders ent-

scheiden muss. Aber das können natürlich nur 

diejenigen wissen, die mit Investitionen ver-

traut sind. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Ich will Ihnen ein Zitat nennen, Herr Gallert, mit 

dem ich das auch begründen will. Ich habe 

Ihnen heute zugehört und ich nehme für Sie in 

Anspruch, Sie wollen diese Investition zumin-

dest persönlich auch. Aber Sie müssen das ein-

mal mit Ihrer Fraktion klären, insbesondere mit 

Ihrer Fraktionsvorsitzenden, die am 5. Januar 

dieses Jahres sagte: Es geht nicht nur um  

Steuermittel oder um die Verschwendung von 

Steuermittel, inzwischen geht es auch um die 

Sinnhaftigkeit dieser Investition. 
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(Guido Kosmehl, FDP: Aha!) 

 

Wenn ich die Sinnhaftigkeit diskutiere, mich 

heute aber hinstelle und sage, ich will es um je-

den Preis, und auch einen Beschlussvorschlag 

vorlege, in dem es heißt, wir bekräftigen sogar, 

dass wir die Investitionen wollen, dann freue ich 

mich auf Ihre Erwiderung, dass Sie sich auch im 

Namen der LINKEN klar zu dieser Investition be-

kennen. Ich freue mich auch auf Ihre Unterstüt-

zung; denn das ist doch das Zeichen an den  

Investor. Es scheint bei Ihnen auch noch nicht 

angekommen zu sein: Seit Intel leuchten die 

Scheinwerfer der Welt auf Sachsen-Anhalt für 

mögliche Investitionen. Wir bewegen uns im  

Kegel dieser Scheinwerfer. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - Guido 

Kosmehl, FDP: Zulieferer!) 

 

Jetzt lassen Sie diese Leute heute mal zugucken 

und Ihren Redebeitrag dazu hören. Daraus wird 

man nicht schlau. Was will er eigentlich? Was 

wollen Sie nicht? Dementsprechend kann ich 

uns alle nur ermahnen: Fragen, wie berechtigt 

sie auch immer sein mögen, zu stellen, ist kein 

Problem. Aber Fragen stelle ich in den Gremien, 

die wir dafür haben. Das sind die Ausschüsse. 

Das sind Gespräche, die wir hier führen. Aber 

Fragen sollten nicht Anlass einer Debatte sein, 

um irgendwelche Sachen womöglich dahin ge-

hend zu hinterfragen, dass man sie gar nicht 

will, oder in den Zweifel zu ziehen. 

 

Wie soll es denn werden bei einer Investition 

von 17 Milliarden €? Wollen wir alle in einem 

Abstand von einem viertel Jahr hier eine De-

batte dazu führen, was bei Intel stattfindet, was 

geklappt hat und was nicht geklappt hat? Meine 

Damen und Herren, das sollten wir uns nicht an-

tun. Vielmehr sollten wir bei der verabredeten 

Meinung aus dem letzten Jahr bleiben: Wir wol-

len diese Investition. Wir stehen dazu und wir 

werden sie nach allen Kräften unterstützen. 

 

Wer sich in kurzer Zeit einmal ein Bild darüber 

machen möchte, wie das funktioniert, den lade 

ich ein, nach Grünheide in das Tesla-Werk zu 

fahren und mal zu schauen, wie Amerikaner 

bauen, investieren, wie die Leute dort ticken 

und wie ganz Brandenburg geholfen hat, damit 

diese Investition zu einem Erfolg wurde. 

 

Genau das, meine Damen und Herren, erwarte 

ich auch von unserem Bundesland. Das erwarte 

ich auch von allen politischen Gremien, die es 

mit nachhaltiger Wirtschaftspolitik ernst  

meinen. Dazu lade ich Sie alle herzlich ein. 

 

Ich danke schon einmal dem Minister auch für 

die Initiative, noch besser mit Intel in Kontakt zu 

kommen. Ich freue mich, dass wir in wenigen 

Jahren sagen können: Die Chips kommen aus 

Magdeburg, made in Sachsen-Anhalt, und das 

war eine Erfolgsgeschichte. Trotz mancher Be-

denkenträger, trotz vieler Versuche, es zu zerre-

den, haben sich die progressiven Kräfte durch-

gesetzt und auf diese sollten wir uns jetzt auch 

stützen und verlassen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Als letzter Debattenredner erhält Herr 

Gallert noch einmal das Wort. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! So ganz über-

raschend war der Verlauf der Debatte nun nicht. 

Es gibt drei Koalitionsfraktionen, die sagen: kein 

Bedarf. 

 

Das hat mich bei der SPD-Fraktion ein bisschen 

überrascht; das sage ich ganz ehrlich. Eine der 

zentralen Fragen, über die wir an dieser Stelle  
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reden und die die Investition und den Investi- 

tionsverlauf zum Erfolg machen, liegt natürlich 

im Bereich von Energie- und Forschungspolitik. 

Ich würde übrigens gern einmal hören, was der 

Energieminister zu dieser Debatte sagt. Ich 

würde übrigens auch ganz gern den Hochschul- 

und Wissenschaftsminister zu der Frage hören, 

wie er die Innovationsstrategie im Umfeld die-

ser Ansiedlung entwickelt. Ich höre dazu genau 

null und gar nichts.  
 

(Zuruf von der CDU) 
 

Nun kann man sagen, in Ordnung, offensichtlich 

ist das kein Problem für ihn. Offensichtlich hat 

er seine Kompetenzen an den Wirtschaftsminis-

ter übertragen; dann ist das so. Aber mich wun-

dert schon ein bisschen, dass dieses angeblich 

kollektive Projekt, das die gesamte Landesregie-

rung, das gesamte Land und übrigens auch den 

gesamten Landtag betrifft, offensichtlich in  

dieser Funktionsverteilung überhaupt nicht auf-

gesplittet wird, dazu offensichtlich überhaupt 

keinerlei Aktion und überhaupt keine Program-

matik stattfindet. Ich habe gehört, es solle ein 

Verkehrskonzept aus dem Infrastrukturministe-

rium geben. Ich bin gespannt. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Das ist schon länger 

bekannt!) 
 

Mal gucken, wann es kommt. Mal gucken, wann 

es vorgelegt wird. Mal gucken, wann wir dar-

über diskutieren. Im Wirtschaftsausschuss war 

das bisher kein Thema; das will ich bloß gesagt 

haben. 
 

(Andreas Silbersack, FDP: Wir hatten genau 

darüber gesprochen, dass es beim nächsten 

Mal kommt!) 
 

- Ach so, in den Wirtschaftsausschuss gehört es 

dann offensichtlich nicht, oder wie? - Keine  

Ahnung. Dann brauchen wir möglicherweise 

doch einen zeitweiligen Ausschuss. 

(Guido Kosmehl, FDP: Nee!) 

 

Also es ist klar und ich habe das schon verstan-

den. Die Koalitionsfraktionen wollen möglichst 

wenig Parlament in diesem Kontext; das ist klar. 

Die Oppositionsfraktionen sehen es anders,  

unterschiedlich begründet. 

 

Ich möchte ganz kurz sagen: Natürlich gibt es  

einige Implikationen dieses Projektes. Ich finde 

übrigens, dass es eine Geschichte besonders  

interessant macht. Natürlich - Herr Kirchner, da 

können Sie über Frau Frederking lachen - war es 

eine der zentralen Investitionsentscheidungen 

für Intel, zu sagen, im Produktionsprozess orien-

tieren wir auf 100 % erneuerbare Energie. 
 

(Beifall bei der LINKEN - Oliver Kirchner, AfD: 

Das passt doch aber nicht zu Ihrer Forde-

rung!) 
 

Eines der zentralen Argumente, nach Magde-

burg zu kommen, war die bereits hohe Quote 

von erneuerbaren Energien durch Wind und So-

lar bei uns im Land. Das war einer der Standort-

faktoren, der neben ganz viel öffentlichem Geld 

und der Fläche dazu geführt hat, dass sie über-

haupt hierher kommen.  
 

(Oliver Kirchner, AfD: Dann können sie doch 

50 Cent bezahlen!) 
 

Wie ich im Wirtschaftsausschuss gehört habe, 

stehen Sie zu diesem Projekt. Damit stehen  

Sie übrigens auch zum massiven Ausbau der er-

neuerbaren Energien vor Ort. 
 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung bei den 

GRÜNEN) 
 

Eigenartigerweise höre ich das aber von Ihnen 

nicht. Ganz klar, die Intel-Entscheidung kommt.  

 

Ja, Intel hat eine eigenartige Vorstellung von ei-

nem plan- und staatswirtschaftlich festgelegten  
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Strompreis. Das ist auch interessant für einen 

US-amerikanischen Konzern. Aber am Ende des 

Tages hat es sogar eine innere Logik. Denn den 

Strompreis, den sie wollen, werden sie nur mit 

erneuerbaren Energien erreichen, und zwar mit 

dem massiven Ausbau hier vor Ort. 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Das ist doch totaler 

Quatsch!) 
 

Insofern sage ich es noch einmal ausdrücklich: 

Dort wird es einen Innovationsschub geben. Ich 

hoffe, dass Intel die Debatte, die wir gestern zur 

Atomenergie hatten, nicht verfolgt hat. Denn 

das ist genau das Gegenteil dessen, worum es 

hierbei eigentlich geht.  
 

(Beifall bei der LINKEN)  
 

Ich garantiere Ihnen eines: Sie werden uns an 

der Stelle nicht los. Sie werden uns nicht des- 

wegen nicht los, weil wir nörgeln wollen oder 

Zweifel hätten. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Ah!) 
 

Ich kann nichts für Ihre Gefühle und nichts für 

Ihr Psychogramm. Ich kann übrigens auch nichts 

dafür, dass der Kollege Thomas meine Reden 

immer nicht versteht. Das wird sich wahrschein-

lich nicht ändern; ich werde mit diesem Schick-

sal leben. 
 

(Beifall bei der LINKEN)  
 

Aber ich sage Ihnen eines: Sie werden uns nicht 

los. Wir werden dieses Projekt begleiten. Wir 

werden es mit Fragen begleiten, wie es der Kol-

lege Meister für seinen Bereich explizit ange-

ordnet hat. Wir werden es in den Ausschüssen 

begleiten. Wir wollen wissen, wie die Dinge im 

besten Fall organisiert werden, wie sie zu einem 

Erfolg geführt werden und wo Defizite zu be- 

heben sind, die den Erfolg gefährden. - Danke, 

liebe Kolleginnen und Kollegen. 
 

(Beifall bei der LINKEN)  

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. Es gibt zwei Interventionen. - Herr Grube 

als Erster.  

 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Herr Kollege Gallert, den Vorwurf an die Koali- 

tionsfraktionen, wir möchten möglichst wenig 

Parlament, weise ich zurück. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Ach so. 

 

(Hannes Loth, AfD: Nämlich gar keins!) 

 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Dass man einen Ausschuss nicht möchte, den 

Sie sich vorstellen, hat nichts damit zu tun, dass 

man weniger Parlament haben will. Ich will höf-

lich daran erinnern, dass wir kein dysfunktiona-

ler Haufen sind, sondern ein funktionierendes 

Parlament mit funktionierenden Fachausschüs-

sen. Ich kann nichts dafür, dass nicht alle  

Sachen, auf denen Intel steht, bei Ihnen in der 

Fraktion besprochen werden. Bei uns ist das ein 

Stück weit anders. 

 

Ich sage es einmal für meinen Ausschuss: Dort 

ist schon lange angekündigt worden, bei der 

NASA wird ein solches Verkehrskonzept erarbei-

tet. Wenn das fertiggestellt ist, wird es im Aus-

schuss auch vorgestellt. Das ist die Vereinba-

rung auch in den anderen Fachausschüssen. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 

Im Übrigen hat es auch einen Sinn, dass wir 

Fachausschüsse haben. Denn dort sind Kollegin- 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

58 

nen und Kollegen vertreten, die entweder eine 

Fachexpertise mitbringen oder sich diese dort 

erarbeiten. Mit dieser Fachexpertise macht es 

auch Sinn, diese ganzen Elemente, die an der  

Intel-Investition hängen, auch fachlich zu be-

sprechen. 

 

Was haben wir denn davon, wenn Sie ein Mit-

glied ihrer Fraktion suchen - in Ihrem Fall wären 

es zwei -, bei dem Intel draufsteht, das aber 

möglicherweise weder Ahnung von Wohnen, 

von Bauen, von Umwelt oder sonst irgendetwas 

hat? Deswegen macht es auch vor dem Hinter-

grund von mehr Parlament keinen Sinn, einen 

Ausschuss einzusetzen. Deswegen werden wir 

das ablehnen. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Zwei Minuten!) 

 

Im Parlament sind wir immer gesprächsbereit. - 

Danke.  

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Herr Grube, dann antworte ich Ihnen einmal mit 

zwei Dingen. Erstens: Sie haben gerade umfang-

reich erläutert, dass ein Verkehrskonzept im 

Kontext der Intel-Ansiedlung in Ihrem Aus-

schuss offensichtlich kurz vor der Beratung 

steht. Der Minister hat es heute noch einmal 

deutlich gesagt: Alle wichtigen Dinge werden im 

Wirtschaftsausschuss behandelt. Was soll es? - 

Dann können wir das auch dort machen. 

 

An dieser Stelle ergibt sich schon eine Differenz. 

Nun sind Sie nicht für den Wirtschaftsausschuss 

verantwortlich und er nicht für Sie, Herr Grube. 

Aber trotz alledem habe ich den Eindruck, es 

bräuchte eine Koalition, zumindest ein Verfah-

ren, das wir hier klarmachen. 

 

Ich zitiere Sie einmal, Herr Grube: Und Sie  

ärgern sich darüber, dass Sie weniger wissen? -  

 

Das ist Ihre Aussage, die Sie vor 20 Minuten ge-

troffen haben. - Sie ärgern sich darüber, dass Sie 

weniger wissen als Ihre kommunalen Abgeord-

neten? Das ist auch völlig richtig so; denn es ist 

ein kommunales Projekt und Sie werden auch in 

Zukunft weniger wissen. - Das ist Ihr Selbstver-

ständnis als Landtagsabgeordneter. Das ist aber 

nicht unser Selbstverständnis. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Von allen drei Koalitionsabgeordneten haben 

Sie es am deutlichsten gesagt, dass das hier 

nichts zu suchen habe und dass Sie das hier 

nicht wollen.  

 

(Tobias Rausch, AfD: Richtig!) 

 

Das geschah in einer Art und Weise, die mir 

zweitweise die Sprache verschlagen hat; das 

dauert bei mir sonst lange. Das können wir alles 

nachlesen, Herr Grube. Damit können wir auch 

argumentieren. Sie haben hier ganz klar gesagt: 

Ihren Informationsbedarf werden wir hier nicht 

befriedigen; schauen Sie in die Kommunen. Dort 

können Sie es machen; bei uns nicht. - Dazu 

muss ich sagen, Herr Grube: Inhaltlich und tak-

tisch sind das eigenartige Positionen der SPD-

Fraktion. - Danke. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Die zweite Intervention kommt wieder einmal 

von Herrn Scharfenort. - Bitte. 

 

 

Jan Scharfenort (AfD):  

 

Herr Gallert, ich möchte ergänzen: Für die  

Standortentscheidung von Intel waren erneuer-

bare Energien sicherlich auch ein Grund. Mitt-

lerweile wird das auch vom Kapitalmarkt be-

lohnt, da es gesetzlich so geregelt wird. 
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Aber viel wichtiger sind doch - das können wir 

der Presse entnehmen - die Energiesicherheit 

und auch die bezahlbaren Preise. Ich frage 

mich - das ist nicht nur an Sie gerichtet und es 

ist nur eine Intervention -, wie das sichergestellt 

werden kann. Wie wird das bei der dümmsten 

Energiewende und Energiepolitik der Welt in 

Zukunft sichergestellt, dass Intel Energiesicher-

heit und auch bezahlbare Preise erhält? Diese 

Fragen wurden heute bereits zu recht gestellt. 

Dazu habe ich auch große Fragezeichen. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Herr Scharfenort, erstens: Wenn Deutschland 

die dümmste Energiepolitik der Welt hätte, 

 

(Zuruf von der AfD: Hat sie!) 

 

dann hätten wir diese Intel-Ansiedlung nicht 

hier. Das wird möglicherweise auch bei Ihnen in 

der AfD - - Ich hatte in einem anderen Kontext 

einmal gefragt, was eigentlich Ihre Präferenz ist. 

Was ist eigentlich Ihre bevorzugte Energiepoli-

tik? Wo auf der Welt haben Sie ein Referenzbei-

spiel? Das habe ich bisher an anderer Stelle 

auch noch nicht gehört. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: In jedem 

anderen Land! - Tobias Rausch, AfD: Ein ge-

sunder Energiemix!) 

 

An dieser Stelle sage ich noch einmal ganz deut-

lich: Dieses Intel-Projekt wird mit seiner Reali-

sierung Ihre Argumentation letztendlich auf den 

Müllhaufen der Geschichte werfen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Oh, oh, oh!) 

 

Denn an der Stelle sage ich ganz klar: Gerade 

niedrige Energiepreise und gerade eine langfris-

tige und dauerhaft gute Energieversorgung wird 

es nur mit einem massiven Ausbau der erneuer- 

 

baren Energien geben. Dazu sage ich: Das ist  

einer der positiven Effekte. 

 

(Zurufe von der CDU und von der AfD) 

 

Die Intel-Ansiedlung wird uns dazu zwingen,  

Debatten, wie wir sie gestern geführt haben, 

 

(Zuruf von der AfD) 

 

in der Energiepolitik in Zukunft nicht mehr abzu-

halten,  
 

(Zurufe von der AfD) 

 

sondern eine ganz andere Diskussion zu führen. 

- Danke. 
 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der CDU 

und von der AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Gallert. - Damit sind wir am Ende 

der Debatte. 
 

(Zuruf) 
 

- Nein, Herr Gürth. 
 

(Detlef Gürth, CDU, meldet sich zu Wort) 
 

- Nein, Herr Gürth. 
 

(Detlef Gürth, CDU, tritt an ein Saalmikrofon) 
 

- Aber später! 
 

(Unruhe - Zuruf von Detlef Gürth, CDU) 
 

- Herr Gürth, nein! 
 

(Tobias Rausch, AfD: Er hat sich gemeldet, 

wurde auch für eine Fragerunde vorge- 

sehen!) 
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- Aber nicht während der Fragerunde. 

 

(Zuruf von der AfD: Das ist nicht richtig! - 

Tobias Rausch, AfD: Das ist gegen die Ge-

schäftsordnung! Das müsst ihr doch wissen! 

- Zuruf von Detlef Gürth, CDU) 

 

- Nein, Herr Gürth, setzen Sie sich bitte hin. - 

Danke. Das war ein guter Versuch. 

 

 

Detlef Gürth (CDU): 

 

Herr Präsident, ich akzeptiere Ihre Entschei-

dung. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Ja.  

 

(Unruhe) 

 

 

Detlef Gürth (CDU): 

 

Ich wollte, Herr Gallert, nur den Vorwurf zu den 

erneuerbaren Energien  

 

(Lachen) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Echt guter Versuch. 

 

(Unruhe) 

 

 

Detlef Gürth (CDU): 

 

zurückweisen, weil Sachsen-Anhalt die meisten 

Arrangements im Bereich erneuerbare Energien 

vorweist. 

(Zurufe von der LINKEN, von den GRÜNEN 

und von der CDU - Unruhe - Zuruf von der AfD 

- Zuruf: Ordnungsruf! - Lachen) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Darüber reden wir in der Kantine. Das klären wir 

selbst. Das müssen wir nicht im großen Rahmen 

machen. - Danke. 

 

Abstimmung 
 

Wir kommen zur Abstimmung. Wir haben einen 

Antrag der Fraktion DIE LINKE in der 

Drs. 8/2134. Wer dem Antrag zustimmen kann, 

den bitte ich um das Kartenzeichen. - Das sind 

die Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der 

AfD und DIE LINKE. 

 

(Oh! bei der AfD - Zuruf: Jetzt gibt es Rück-

tritte! Wo bleiben die Rücktritte? - Weitere 

Zurufe) 

 

Wer stimmt dagegen? - Das sind die Koalitions-

fraktionen. Da sind fast alle da. Deshalb brau-

chen wir nicht auszuzählen. 
 

(Zuruf: Das „Hufeisen“ passt!) 
 

Damit ist der Antrag abgelehnt worden. 
 

(Unruhe) 
 

Dann gibt es einen Alternativantrag zum Antrag 

der Fraktionen der CDU, der SPD und der FDP in 

der Drs. 8/2166. Wer dem zustimmen kann, den 

bitte ich jetzt um das Kartenzeichen. - Das sind 

die Koalitionsfraktionen. - Wer ist dagegen? - 

Das sind logischerweise alle anderen. 
 

(Oh! bei der CDU und bei der FDP) 
 

Die Mehrheitsverhältnisse sind geklärt. Damit 

ist der Tagesordnungspunkt 8 erledigt. 
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Wir treten in die Mittagspause ein. 
 

(Unruhe - Cornelia Lüddemann, GRÜNE, 

packt ihren Rucksack) 
 

- Ich glaube, ein bisschen Contenance kann man 

an der Stelle bewahren, auch wenn man den 

Rucksack schon gepackt hat. 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE, verlässt den 

Plenarsaal - Lachen - Zurufe von der AfD: Das 

kann doch wohl nicht angehen! - Also, Frau 

Lüddemann!) 
 

Bitte nehmen Sie noch einmal kurz Platz. Ich 

würde meine Äußerung gern fortsetzen, wenn 

Sie sich konzentrieren, damit Sie nämlich  

wissen, wie es weitergeht. Wir treten jetzt in die 

Mittagspause ein. Die geht bis 14:05 Uhr. -  

Guten Appetit! 
 

(Lachen und Beifall) 
 

Unterbrechung: 13:08 Uhr. 

 

Wiederbeginn: 14:06 Uhr.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist 

14:06 Uhr, also eine Minute nach der eigentlich 

angekündigten Anfangszeit. Da wir diszipliniert 

weitermachen wollen und ein bisschen im Ver-

zug sind, setze ich die Sitzung fort. Das tun wir 

mit dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 9 

 

Erste Beratung 

 

Alleenfonds für Sachsen-Anhalt 

 

Antrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 

8/2036 

Der Einbringer für die Fraktion ist Herr Aldag. Er 

steht bereits vorn und hat jetzt das Wort. - Bitte 

sehr. 

 

 

Wolfgang Aldag (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen 

und Herren! Alleen gehören wie der Brocken, 

wie die Elbe und wie Luther zu Sachsen-Anhalt. 

Früher dienten sie als Wegweiser und als Schat-

tenspender an Straßen. Heute dienen sie vor al-

lem als Landschaftselement, Sichtschutz, Sauer-

stoffproduzent, Lebensraum für die heimische 

Flora und Fauna, Schadstofffilter und Schutz vor 

Schneeverwehungen und Sonneneinstrahlung. 

Alleen und einseitige Baumreihen sind deshalb 

bei uns unter Schutz gestellt. 

 

In § 21 Abs. 1 Satz 1 des Landesnaturschutzge-

setzes heißt es:  

 

„Alleen und einseitige Baumreihen an  

öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen 

und Feldwegen sind gesetzlich geschützt.“  

 

Der § 21 Abs. 3 Satz 1 besagt:  
 

„Um den Alleenbestand nachhaltig zu  

sichern, hat die zuständige Behörde, insbe-

sondere im Rahmen von Ausgleichs- und  

Ersatzmaßnahmen, rechtzeitig und in aus- 

reichendem Umfang Neuanpflanzungen vor-

zunehmen oder für deren Durchführung zu 

sorgen.“  
 

Der Schutz von Alleen und von Baumreihen 

dient damit der Pflege des kulturellen Erbes 

Sachsen-Anhalts sowie dem Bewahren und dem 

Wiederherstellen ökologischer Schätze. 

 

Meine Damen und Herren! Dies stand in der Be-

gründung der damaligen Beschlussempfehlung 

der Kenia-Koalition, die sich aus der Großen An-

frage meiner Fraktion und infolge der Befassung  
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des Landtages in den Ausschüssen ergab. Das 

gesamte Haus war sich damals darin einig - ich 

denke, das ist auch heute noch so -: Es gilt,  

Alleen und Baumreihen als kulturelles Erbe zu 

schützen, zu pflegen und weiterzuentwickeln. 
 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE, 

und von Stefan Gebhardt, DIE LINKE) 
 

Der Ihnen vorliegende Antrag kommt auf den 

ersten Blick vielleicht etwas schmal daher. Aber 

die Umsetzung dessen, was unsere Forderung 

beinhaltet, ist doch essenziell, um eben das zu 

erreichen, was unser aller Wille ist.  

 

Um was geht es? - Es geht um den Erhalt unse-

rer Alleen in unserem Land und um die Umset-

zung von Beschlüssen im Landtag. Diejenigen, 

die in der letzten Legislaturperiode bereits dem 

Hohen Haus angehörten, erinnern sich vielleicht 

daran. Im Juli 2019 wandten wir uns mit einer 

Großen Anfrage zum Zustand der Alleen und der 

Baumreihen in Sachsen-Anhalt an die Landes- 

regierung. Auslöser für die Große Anfrage  

waren Medienberichte über das drohende Aus 

der Alleen im Land. 

 

Der BUND kritisierte damals die zahlreichen 

Baumfällungen, mehr jedoch die ausbleibenden 

Nachpflanzungen. Nach und nach würden  

Lücken entstehen. Einzelne Alleen bestünden 

nur noch aus spärlichen Einzelbäumen - traurige 

Reste vergangener Pracht. Ein wesentlicher Teil 

der anhaltischen Kulturlandschaft ginge ver- 

loren.  

 

Auf Anfrage des BUND nach dem Umweltinfor-

mationsgesetz teilte die Landesstraßenbaube-

hörde mit Schreiben vom 26. Oktober 2017 mit, 

dass mit Stand vom 1. Oktober 2017 insgesamt 

eine Baumschuld von 7 638 Bäumen aufge- 

laufen ist. 

 

Meine Damen und Herren! Ich will hier ganz 

kurz die wesentlichen Ergebnisse der Großen  

 

Anfrage und der sich daraus ergebenden Be-

schlussempfehlung darstellen, sodass auch die 

neuen Abgeordneten im Hohen Haus unser An-

liegen nachvollziehen können. Die Große An-

frage hat ergeben, dass sich in den letzten  

Jahren tatsächlich eine Baumschuld in einem 

beträchtlichen Umfang ergeben hat. Aufgrund 

von Baumaßnahmen, aus Gründen der Ver-

kehrssicherheit und aufgrund von Sturmschä-

den mussten zahlreiche Bäume, die Bestand-

teile von Alleen waren, gefällt werden. Diese 

Baumverluste wurden bisher nicht erfasst und 

in der Folge auch nicht ersetzt. In der Nachbe-

reitung der Großen Anfrage und infolge der Be-

schlussempfehlung konnte ein Umdenken beim 

damaligen Ministerium für Landesentwicklung 

und Verkehr, beim Landesstraßenbaubetrieb 

und bei einigen unteren Naturschutzbehörden 

erreicht werden. Baumverluste werden nun  

systematisch erfasst. 

 

Bestätigt wurde der Eindruck des BUND, dass 

bei Baumverlusten innerhalb von Alleen nur un-

zureichend Nachpflanzungen erfolgten. Als 

Gründe dafür wurden fehlendes Personal, feh-

lende finanzielle Mittel und fehlender Spiel-

raum durch Vorgaben aus technischen Regel-

werken - hier die Richtlinien für passive Schutz-

einrichtungen an Straßen - angegeben.  

 

Ich komme später auf diesen Punkt zurück; 

denn auch gerade die oft falsche Auslegung die-

ser Richtlinien führt auch heute noch dazu, dass 

Lücken in Alleen bestehen bleiben, also keine 

Nachpflanzungen erfolgen, und damit der Rück-

gang der Alleen in unserem Land weiter fort-

schreitet. Hier hat sich also noch wenig ver- 

ändert. 

 

Ein wesentliches Ergebnis aus der Großen An-

frage und der Nachbearbeitung daraus ist die 

Gründung einer interministeriellen Arbeits-

gruppe zwischen dem damaligen Ministerium 

für Umwelt, Landwirtschaft und Energie und  
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dem damaligen Ministerium für Landesentwick-

lung und Verkehr. Diese besteht weiterhin. Sie 

tagt auch regelmäßig. Und das ist auch gut so. 

 

Der letzte Punkt, den ich als wesentliches Ergeb-

nis der Großen Anfrage nennen möchte, ist der 

Wunsch des Hohen Hauses nach der Einrichtung 

eines Alleenfonds. Alle waren sich darin einig, 

dass es ein neues Instrument braucht, um den 

Alleenbestand im Land zu sichern. Der Alleen-

fonds ist ein geeignetes und in Mecklenburg-

Vorpommern bereits praktiziertes Instrument. 

Bis heute ist die Einrichtung eines solchen  

jedoch nicht erfolgt. Gemäß der Antwort der 

Landesregierung auf die Dringliche Anfrage des 

Kollegen Loth gibt es nach wie vor erheblichen 

Klärungsbedarf zwischen den beiden Ministe-

rien - jetzt dem Ministerium für Umwelt, Wis-

senschaft und Energie sowie dem Ministerium 

für Infrastruktur und Digitalisierung. 

 

Meine Damen und Herren! Der Beschluss des 

Landtages ist vom 8. Dezember 2020. Das ist 

nun zwei Jahre und gut zwei Monate her. Ja - 

bevor jetzt gleich die Rufe kommen -, dieser Be-

schluss fällt in den Zeitraum, in dem wir mit in 

der Landesregierung vertreten waren und in 

dem es auch nicht gelang, eine Einigung zwi-

schen den Ministerien herbeizuführen. Das war 

und ist misslich. Das darf jetzt aber nicht eine 

Entschuldigung dafür sein, dass die Einsetzung 

eines Alleenfonds noch immer nicht erfolgt ist. 

 

Ich kann versichern, dass sich Claudia Dalbert 

damals konsequent für mehr Nachpflanzungen 

und für den Alleenfonds eingesetzt hat. Ich bin 

immer davon ausgegangen, dass Minister  

Webel damals den Fuß auf der Bremse hatte. 

Beide stehen den Häusern heute nicht mehr 

vor. Eine Einigung haben wir dennoch nicht. Das 

Problem scheint also auf anderer Ebene zu lie-

gen. Aber egal, wo es liegt - meine Damen und 

Herren, ich glaube, hierin sind wir uns einig -, es 

muss gelöst werden, und zwar schnell. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 
Genau deswegen stellen wir heute erneut den 

Antrag auf die unverzügliche Einrichtung eines 

Alleenfonds, sodass - darauf hoffe ich - das ge-

samte Haus heute diesen Beschluss erneut fasst 

und mit Nachdruck dessen Umsetzung fordert. 

 
Lassen Sie mich kurz darstellen, was dieser  

Alleenfonds beinhalten soll und weshalb dessen 

Einrichtung so wichtig ist. Die Aufarbeitung der 

Baumschuld, die sich seit dem Jahr 2010 erge-

ben hat - ich erinnere: 7 638 Bäume -, erfolgt 

derzeit. Im Ergebnis der Großen Anfrage hat die 

Landesstraßenbaubehörde mit der Landgesell-

schaft am 5. März 2021 einen Vertrag zur Poten-

zialrecherche für mögliche Standorte und am 

20. März 2022 einen Vertrag zur Planungs- und 

Entwicklungsleistung geschlossen. 

 
Daraus resultieren in der laufenden Pflanz- 

periode am grünen Band Ohrsleben/Wackersle-

ben 339 hochstämmige Obstbäume, Linden und 

Eichen und in Waddekath 234 hochstämmige 

Eichen, Linden und Obstbäume plus 88 Heistern 

und 224 Sträucher. Weitere Pflanzungen erfol-

gen in den Jahren 2023 und 2024 in den Land-

kreisen Altmarkkreis-Salzwedel, Anhalt-Bitter-

feld und Wittenberg mit dem Ziel, die Baum-

schuld massiv zu reduzieren. 

 
Zwei Jahre nach dem Beschluss wurden sage 

und schreibe 661 Bäume nachgepflanzt. Meine 

Damen und Herren! Das ist eindeutig zu wenig 

und nicht im Sinne des Beschlusses.  

 
Zudem tragen diese Pflanzungen in keinerlei 

Weise dazu bei, die bestehenden Alleen im Land 

zu erhalten. Genau deswegen braucht es den  

Alleenfonds. Einen Alleenfonds, der ausdrück-

lich darauf ausgerichtet ist, die Lücken in den 

bestehenden Alleen zu schließen, um diese zu 

erhalten. 
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Nun werden sicherlich gleich wieder diejenigen 

aufschreien, die meinen, dies wäre aufgrund be-

stehender Regelwerke - ich habe dieses schon 

erwähnt - nicht möglich. Das bestehende Regel-

werk, die Richtlinien für passive Schutzeinrich-

tungen an Straßen, RPS 2009, besagt, dass bei 

einer vorgeschriebenen Geschwindigkeit  

zwischen 80 km/h und 100 km/h der Abstand 

zwischen Baumbestand und Fahrbahnrand 

7,50 m betragen muss.  

 

Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat fordert bei 

einer Geschwindigkeit von 70 km/h den Ab-

stand von 4,50 m oder den Bau von Einzelleit-

planken. Danach richtet sich die Straßenbaube-

hörde und begründet aber auch genau damit 

das Nichtpflanzen von Bäumen, ohne dabei ein 

Allgemeines Rundschreiben des Bundesver-

kehrsministeriums zu berücksichtigen. 

 

Laut diesem Allgemeinen Rundschreiben des 

Bundesverkehrsministeriums Nr. 28/2010 gel-

ten zwar bei Neu- und Ersatzpflanzungen in Al-

leen die Empfehlungen zum Schutz vor Unfällen 

mit Aufprall auf Bäumen, aber nur bei Neupflan-

zungen von Bäumen an Straßen. Die RPS 2009 

ist explizit nicht beim Ersatz einzelner Bäume in 

Alleen anzuwenden. Wenn man dieser Aussage 

folgt, dann braucht man folglich eine Leitplanke, 

was wiederum dazu führt, dass die Straßenbau-

behörden von Ersatzpflanzungen absehen. 

 

Aber Brandenburg hat Praxiserfahrung und hat 

mit dem Erlass vom 25. Juli 2011 bewiesen, dass 

durch Geschwindigkeitsreduzierung die Ver-

kehrssicherheit trotzdem gewährleistet werden 

kann. In Brandenburg wurde auf Landstraßen 

mit einem Verkehrsaufkommen von weniger als 

2 000 Fahrzeugen pro Tag die Geschwindigkeit 

auf 70 km/h reduziert. Auf Leitplanken konnte 

danach verzichtet werden. 

 

Meine Damen und Herren! Mit diesem kleinen 

Exkurs will ich deutlich machen, dass es möglich  

 

ist, unsere Alleen im Land zu retten, wenn man 

es will und nach Möglichkeiten sucht, um das 

Gewünschte umzusetzen. 
 

(Zustimmung von Andreas Henke, DIE LINKE) 
 

Ich bin gespannt darauf, wie heute die Debatte 

verläuft. Ich habe eine leise Ahnung. Abgelehnt 

wurden bereits unsere Änderungsanträge zur 

Einführung eines Alleenfonds, die wir in den 

Haushaltsberatungen gestellt haben. Vermut-

lich wird dieser Antrag dasselbe Schicksal er- 

eilen.  
 

Fakt bleibt aber eines: Die Forderung nach der 

Einrichtung eines Alleenfonds ist das Ergebnis 

der Beschlussfassung am 8. Dezember 2020 hier 

im Landtag. Damals bestand ein Konsens dar-

über, dass ein Alleenfonds das richtige Instru-

ment ist, um die Alleen in unserem Land zu ret-

ten. Die Einrichtung eines Alleenfonds ist zudem 

Gegenstand des zurzeit gültigen Koalitionsver-

trages. 
 

Meine Damen und Herren! Mir persönlich ist es 

egal, ob der Fonds aufgrund der Zustimmung zu 

unserem Antrag oder aufgrund des Drucks der 

Koalition auf die Landesregierung - immerhin 

haben zwei Fraktionen den einstigen Beschluss 

mitgetragen - zustande kommt. Die Hauptsache 

ist, dass der Beschluss des Landtages, der am 

8. Dezember 2020 gefasst wurde, endlich um-

gesetzt wird.  
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
 

Es ist nicht zu akzeptieren, dass Streitigkeiten 

zwischen den Ministerien dessen Einrichtung 

weiter verzögern oder gar verhindern. 
 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen diesen 

Alleenfonds dringend zum Schutz unserer  

Alleen, zum Schutz des kulturellen Erbes in un-

serer Kulturlandschaft in Sachsen-Anhalt. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Ich sehe keine Fragen. - Dann steigen wir 

in die Fünfminutendebatte ein. - Zuvor spricht 

für die Landesregierung Frau Dr. Hüskens.  

 

 

Dr. Lydia Hüskens (Ministerin für Infrastruktur 

und Digitales):  

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 

Aldag, ich schätze Ihre sachliche Art auch bei 

schwierigen Themen. Mich hat es jetzt aller-

dings schon gewundert, dass ausgerechnet Ihre 

Fraktion diesen Antrag eingebracht hat - ich will 

es kurz begründen -; denn Sie haben sicherlich 

gesehen, dass im Koalitionsvertrag der Deutsch-

land-Koalition der Alleenfonds steht. Wir haben 

uns darauf verständigt haben, ihn entsprechend 

einzurichten. 

 

(Zuruf von der LINKEN: Wann?) 

 

Es ist, glaube ich, völlig klar - ich erwarte eigent-

lich keinen Dissens bei dem Thema -, dass wir 

Alleen - Sie haben das gerade schön ausgeführt 

- als wesentlichen Bestandteil unserer Land-

schaft sehen und dass wir Bäume an Straßen nur 

dann fällen, wenn sie tatsächlich ein Sicher-

heitsrisiko darstellen. Auch dazu gibt es bundes-

weit im Übrigen entsprechende Rahmenregeln 

und Empfehlungen, denen man entnehmen 

kann, wie man damit umzugehen und was man 

dort entsprechend zu tun hat. 

 

Nun haben Sie beschrieben, dass in den vergan-

genen Jahren eine sogenannte Baumschuld auf-

gelaufen ist. Sie haben auch beschrieben, dass 

es hier im Landtag eine Mehrheit dafür gegeben 

hat, einen Alleenfonds aufzulegen. 

 

Sie haben nicht beschrieben - das finde ich ein 

ganz kleines bisschen unredlich -, dass die da-

hinterliegenden finanziellen Notwendigkeiten  

 

immer bei einem anderen gesehen worden 

sind. In den Unterlagen, die ich in meinem Haus 

vorgefunden habe, habe ich einen veritablen 

Dissens zwischen zwei Ressorts der Landes- 

regierung gefunden, bei dem jedes Ressort zum 

anderen gesagt hat: Das finden wir alles gut, 

aber bezahlen kannst du das mal.  

 

Es gehört aus meiner Sicht zur Ehrlichkeit dazu, 

dass das Ressort, das Ihre Fraktion zu verant-

worten hatte, dabei bisher nicht besonders kon-

struktiv war. Das wird jetzt anders werden. Das 

kann ich schlicht und ergreifend hier schon zu-

sagen. Der Kollege Willingmann und ich werden 

mit dem Thema anders umgehen. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Bisher merkt man 

davon nichts im Hause!) 

 

Ich gehe davon aus - das empfehle ich; natürlich 

sind die Regierungsfraktionen diejenigen, die 

das entscheiden -, dass wir im Ausschuss über 

den Sachverhalt intensiv sprechen werden und 

dass wir eine Lösung finden, wie wir zu einem 

Alleenfonds kommen, der dann einspringt, 

wenn keine Ersatzpflanzungen möglich sind und 

wenn wir tatsächlich fällen und für anderen Er-

satz sorgen müssen.  

 

(Zustimmung bei der FDP)  

 

Ich bin optimistisch, dass wir eine gute Lösung 

finden werden. Wir müssen an das Naturschutz-

gesetz heran und müssen das entsprechend an-

passen. Dann werden wir natürlich mit der Lan-

desstraßenbaubehörde dafür sorgen, dass die 

entsprechenden Maßnahmen auch umgesetzt 

werden. 

 

(Guido Heuer, CDU: Der liegt da!) 

 

- Genau. 

 

(Zustimmung bei der FDP)  
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Frau Ministerin, es gibt zwei Fragen. Die 

erste Frage stellt Herr Loth. - Bitte. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Ministerin! Wer sich mit den 

Alleen in Sachsen-Anhalt wie mein lieber Kol-

lege Wolfgang Aldag schon seit dem Jahr 2016 

beschäftigt - wir tun das auch -, der kriegt mit, 

dass es halt immer so ein gewisses Kompetenz-

geschiebe gab, bei dem es darum ging, wer 

macht jetzt was, wer ist wofür verantwortlich. 

Die letzte Regierung hat sich innerhäusig Briefe 

geschrieben und es kam halt zu keiner Lösung.  

 

Meine Frage ist jetzt: Wie gehen Sie den Kom-

munikationsprozess mit dem anderen Ministe-

rium an? Wird auch Herr Schulze als Forstminis-

ter vielleicht mit einbezogen, um für unsere Al-

leen, für unsere Baumschuld, die wir haben, et-

was zu erreichen? Ausgleichsmaßnahmen ha-

ben Sie auch genannt. Die werden also auch ge-

macht. Das betrifft dann wieder sein Ressort. 

Wie ist die Kommunikation untereinander, da-

mit wir dabei endlich einmal vorwärtskommen? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten. 

 

 

Dr. Lydia Hüskens (Ministerin für Infrastruktur 

und Digitales):  

 

Herr Loth, ich halte immer sehr viel davon, dass 

man miteinander redet und sich nicht Briefe 

schreibt.  

 

(Zustimmung bei der FDP)  

 

Und ich halte immer viel davon, dass dann, 

wenn man unterschiedliche Interessen hat, 

diese entsprechend ausgeglichen werden und 

man sich, wenn es zu finanziellen Lasten 

kommt, die Kosten entsprechend teilt, sodass 

nicht der eine bestellt und der andere bezahlt. 

Ich musste feststellen, dass ich mit so einem 

Grundkompass bisher in der Regel zu guten 

Kompromissen gefunden habe.  
 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt kommt Herr Lange an die Reihe. - Bitte 

sehr. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE):  

 

Danke, Herr Präsident. - Frau Ministerin, Sie  

haben gerade über das neue konstruktive Ver-

hältnis gesprochen. - Machen wir es neutral.  

 

Wir haben jetzt Anträge verschiedener Fraktio-

nen gehabt, die das Ziel hatten, einen solchen 

Alleenfonds einzurichten, explizit auch im Um-

welthaushalt. Dort war permanent die Ansage, 

dieses Ressorts ist dafür nicht zuständig und 

dieser Haushalt ist dafür nicht zuständig. Das 

sollte dort keine Rolle spielen. Dann haben wir 

das jetzt beim LEV noch einmal probiert. Auch 

dort findet das keine Mehrheit. 

 

Können Sie mir einmal sagen, wenn das Minis-

terium von Herrn Willingmann jetzt auch wieder 

so reagiert und uns deutlich macht, 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Vorher denken, dann 

sprechen!) 
 

dass es dort keine Zuständigkeit gibt, wo da jetzt 

wirklich die neue Qualität liegt im Vergleich zu 

der vorherigen  
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(Zuruf von der AfD)  

 

Landesregierung, die auch nichts anderes ge-

macht hat, als die Haushaltsverantwortung hin 

und her zu schieben? 

 

(Zustimmung) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten.  

 

 

Dr. Lydia Hüskens (Ministerin für Infrastruktur 

und Digitales):  

 

Also, Herr Lange, Herr Loth hat auf einen Punkt 

hingewiesen. Tatsächlich haben sich unsere 

Vorgänger Briefe geschrieben. Natürlich ist es 

so: Wenn Sie auf der Fachebene Kollegen  

haben, die für ihr Thema total brennen, die also 

unbedingt etwas umsetzen wollen, dann ver-

härten sich gelegentlich auch die Fronten.  

 

Ich bin der festen Auffassung - weil ich schlicht 

und ergreifend sehe, dass wir das in den Koali- 

tionsvertrag aufgenommen und es darin ent-

sprechend adressiert und verankert haben -, 

dass diese Regierungskoalition einen Alleen-

fonds möchte, um dem Problem, das hier hin-

reichend beschrieben worden ist, zu begegnen. 

Ich gehe davon aus, dass sich die Landesregie-

rung auf den Weg machen wird. Wir können 

über weitere Schritte gern im Ausschuss reden. 

Aber ich bin optimistisch, dass wir eine sinnvolle 

Lösung finden werden. 
 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann können wir in die Debatte der Fraktionen 

eintreten. Herr Krüger kommt schon nach vorn.  

 

Herr Krüger hat für die CDU-Fraktion das Wort. 

- Bitte sehr. 

 

 

Thomas Krüger (CDU):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Alleen sind ein Teil des schützenswer-

ten Natur- und Kulturgutes unseres Landes. Sie 

prägen Landschaften und Straßenbilder. Des-

halb hat die Koalition vereinbart, sich diesem 

Schutz zu widmen. Dabei geht es jedoch nicht 

nur um das anschauliche Landschaftsbild, son-

dern auch um die Erhöhung der Verkehrssicher-

heit auf diesen besonderen Straßenabschnitten 

und darum, die Baumbestände zu erhalten.  

 

Den § 21 des Landesnaturschutzgesetzes muss 

ich nicht noch einmal zitieren. Das hat mein Kol-

lege Aldag bereits getan. Die Koalition hat sich 

im Koalitionsvertrag das Ziel gesetzt, § 21 des 

Landesnaturschutzgesetzes neu zu fassen, um 

die Genehmigungsverfahren der Straßenbau-

verwaltung für den Ersatz von Bäumen, die die 

Verkehrssicherheit beeinträchtigen, im Rahmen 

der Unterhaltung zu erleichtern. Wir bitten des-

halb die Landesregierung, im Ausschuss für Inf-

rastruktur und Digitales über den aktuellen 

Stand der Umsetzung dieses Ziels sowie über 

den Zustand der bestehenden Alleen zu infor-

mieren. 

 

Aufbauend auf diesen Informationen können 

notwendige Anpassungen im Gesetz vorgenom-

men werden. Die Verkehrssicherheit und die Er-

satzpflanzungen sollten allerdings oberste Prio-

rität haben, um dieses einzigartige Natur- und 

Kulturgut für nachkommende Generationen zu 

erhalten. 

 

Der Erhalt der Alleen, werte Kolleginnen und 

Kollegen, kostet Geld, vor allem weil zahlreiche 

Alleen bereits überaltert und abgängig sind. 

Dort kann es aufgrund von Umsturz zur Gefähr- 
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dung des Straßenverkehrs und von Gebäuden 

kommen. Deshalb müssen die Standsicherheit 

der Bäume kontinuierlich geprüft, Ersatzpflan-

zungen genehmigt und umgesetzt sowie beson-

dere Gefahrenstellen durch Leitplanken und an-

dere Verkehrssicherungsmaßnahmen geschützt 

werden. Das erfordert hohe Aufwendungen von 

Bund, Ländern und Kommunen.  

 

Eine vernünftige Güterabwägung zwischen der 

Verkehrssicherheit und dem Schutz der Alleen 

ist notwendig. Beide Ziele sind durchaus mit- 

einander vereinbar. Das eine darf jedoch nicht 

auf Kosten des anderen verwirklicht werden. 

 

Da die vorhandenen Alleen Bestandsschutz ha-

ben, soll die Frage der Finanzierung solcher 

Schutz- und Pflegemaßnahmen im Laufe des 

Verfahrens geklärt werden, wobei dies aus un-

serer Sicht nach dem Verursacherprinzip erfol-

gen sollte, um eine Gleichbehandlung mit Maß-

nahmen, die bei kommunalen Baumschutz- 

aktionen umgesetzt worden sind, zu erreichen.  

 

Die bestehenden Aufgaben sind ressortüber-

greifend zu behandeln. Deswegen plädieren wir 

für eine Überweisung in den Ausschuss für  

Infrastruktur und Digitales und zur Mitberatung 

in den Ausschuss für Wissenschaft, Energie,  

Klimaschutz und Umwelt. - Danke für Ihre Auf-

merksamkeit. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Für die AfD-Fraktion spricht Herr Loth. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Allee, Allee, Allee, eine Straße mit vielen Bäu-

men, das ist eine Allee. 

(Dr. Falko Grube, SPD: Ich hätte es nicht ge-

funden!) 

 

- In Sachsen-Anhalt eher weniger. - Aber ich be-

danke mich bei den GRÜNEN dafür, dass sie 

heute den Antrag gestellt haben, sodass ich den 

Gassenhauer jetzt schon einmal bringen 

konnte. Ein zweiter folgt nachher bei den Tau-

ben. Sie können es sich vorstellen.  

 

Die GRÜNEN möchten einen Alleenfonds ein-

richten, weil sie als Regierungspartei dazu leider 

nicht in der Lage waren, da sich die Ministerien 

lieber, wie es vorhin schon erzählt wurde, Briefe 

geschrieben haben, anstatt miteinander zu  

reden. 

 

Auch die Beantwortung meiner Dringlichen An-

frage ist etwas daran gescheitert, dass die Mini-

sterien nicht miteinander reden. Auch bei den 

Nachfragen zur Einrichtung eines Alleenfonds 

im Ausschuss, insbesondere im Rahmen der 

Haushaltsverhandlungen, gab es leichte Diskon-

gruenzen beim Minister, der dann die Verant-

wortlichkeit auf das zuständige Verkehrsminis-

terium geschoben hat. Das ist halt so, wenn das 

Kompetenzen sind, die ab und zu hin und her 

geschoben werden.  

 

Schon in der letzten Legislaturperiode gab es 

den Versuch der GRÜNEN, den Alleenfonds ein-

zuführen. Leider wurde er nicht umgesetzt. Das 

ist sehr schade. Wir, sowohl die AfD als auch die 

GRÜNEN, haben einen solchen schon mehrfach 

beantragt, auch in den Haushaltsdebatten.  

 

Wir haben uns in unserem Antrag allerdings auf 

das bezogen, was wir hier im Parlament be-

schlossen hatten, nämlich einen Alleenfonds 

nach Mecklenburger Vorbild. Dieser ist ein  

wenig anders als das, was die GRÜNEN vorge-

schlagen haben. Aus diesem Grund konnten wir 

Letzterem in der Haushaltsberatung nicht zu-

stimmen, sondern haben unseren eigenen  
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Antrag eingebracht, der leider auch keine Mehr-

heit fand. 

 

Aus dem Grund hoffen wir einfach, dass der  

Alleenfonds, über den wir heute diskutieren, in 

den Ausschuss für Infrastruktur und Digitales 

sowie in den Ausschuss für Klima, Umwelt und 

den Rest kommt,  

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP)  

 

damit wir darüber sprechen können, wie wir das 

hier ordentlich umsetzen können. 

 

Wir haben eine Baumschuld, diese muss abge-

tragen werden. Herr Aldag hat es gesagt: 7 800 

Bäume fehlen an den Straßen. Das ist eine 

ganze Menge. Der Bestand muss unbedingt wie-

derhergestellt werden. Denn die Allee gehört 

zur Kulturlandschaft unseres Landes. Es ist im-

mer wunderschön, wenn man z. B. durch eine 

Apfelallee, eine Pappelallee oder, wie bei uns, 

eine Allee mit Platanen geht. Das sind wunder-

schöne Schattenspender für Spaziergänge am 

Rand von Straßen hin zu Gewässern, was jedes 

Mal sehr entspannt.  

 

Herr Aldag, leider hat Ihre Ministerin das damals 

wirklich versäumt. Die innerkoalitionäre Zusam-

menarbeit hat das alles verhindert. Das ist wirk-

lich traurig. Wir hätten schon viel weiter sein 

können. Es ist wirklich schlecht für unser Land, 

schlecht für den Klimaschutz und schlecht für 

die Alleen, dass sich die Regierungsstreitereien 

der letzten Legislaturperiode hier so ausgewirkt 

haben. 

 

Ich möchte noch einmal an die verantwort- 

lichen Minister appellieren: Sprechen Sie bitte 

miteinander. Kommen Sie bei der Beantwor-

tung von Kleinen Anfragen vielleicht auch ein-

mal zusammen, sodass man die Informationen 

aus mehreren Ministerien bekommt und nicht 

nur von einem. Versuchen Sie, mit uns zusam- 

 

men die Alleen für unser schönes Bundesland zu 

retten. Denn denken Sie daran: Alleenschutz ist 

Umweltschutz und Umweltschutz ist Heimat-

schutz. - Danke schön. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Für die SPD-Fraktion spricht Herr Grube. - Sie 

haben das Wort, bitte. 

 

 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Hohes Haus! Un-

sere Alleen spielen eine wichtige Rolle für den 

Klima- und den Umweltschutz. Alleen sind Le-

bensraum für Tiere und Pflanzen und sind damit 

auch für den Artenschutz relevant. Sie filtern 

Staub und Schadstoffe aus der Luft, wandeln 

Kohlendioxid um und produzieren Sauerstoff. 

Meist liegen auf der straßenabgewandten Seite 

Landwirtschaftsflächen, für die die Bäume auch 

eine wichtige Rolle spielen. Bereits ältere For-

schungen zeigten, dass der Ertrag steigt, weil 

Feuchtigkeit besser gehalten und wertvoller Bo-

den nicht abgetragen wird. In diesen Zeiten ist 

das doppelt wichtig. Alleen sind aber auch ein 

schützenswertes Kulturgut mit unverwechsel-

barem Charakter. Kollege Krüger hat darauf hin-

gewiesen.  

 

Das sind die drei hauptsächlichen Gründe, wa-

rum wir im Koalitionsvertrag einen Alleenerlass, 

einen Alleenfonds und einen dritten Punkt fest-

gelegt haben. Dafür schauen wir uns das Natur-

schutzgesetz an. Dazu stehen wir als Koalition. 

Das ist nicht umsonst im Koalitionsvertrag ge-

landet. 

 

Kollege Aldag, ein ganz kleiner Einschub forma-

ler Natur: Es ist schön, dass der Landtag das im  
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Jahr 2020 beschlossen hat. Wir haben das da-

mals gern mitbeschlossen. Zwischendurch gab 

es allerdings eine Landtagswahl. Wir werden es 

wohl neu beschließen müssen. 

 

Bei dem Thema Alleen sind zwei Hauptanliegen 

abzuwägen: die Sicherheit auf der Straße, 

sprich: der Schutz von Menschenleben, und der 

Erhalt der schützenswerten Baumbestände an 

den Straßen, insbesondere in Form von Alleen, 

das gilt aber auch für Einzelbäume. Die Empfeh-

lungen zum Schutz vor Unfällen mit Aufprall auf 

Bäume von der Forschungsgesellschaft für  

Straßen- und Verkehrswesen aus dem Jahr 2006 

bringt das auf den Punkt - Zitat -: 

 

„[…] durch ortsbezogene Maßnahmen insbe-

sondere Unfälle mit Abkommen von der 

Fahrbahn zu vermeiden sowie die Folgen von 

Abkommensunfällen auf baumbestandenen 

Straßen zu vermindern. Dabei sind die Be-

lange des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege […] angemessen in die Ab- 

wägung einzustellen.“ 

 

Wie machen das die anderen? - Mecklenburg-

Vorpommern hat die Alleenstrategie bzw. das 

neue Alleenentwicklungsprogramm-plus, auch 

ein Fonds. In die Fonds wird z. B. eingezahlt, 

wenn die gesetzlich vorgeschriebene Aus-

gleichspflanzung für gefällte Bäume nicht erfol-

gen kann, weil es keine Flächen mehr gibt, weil 

sie aufgrund von Straßenbaumaßnahmen, Rad-

wegen etc. nicht mehr vorhanden sind. Meck-

lenburg-Vorpommern zeigt auch, dass das funk-

tioniert. Seit 1996 werden die Baumfäll- und die 

Pflanzzahlen statistisch erfasst. Mecklenburg-

Vorpommern hat keine Baumschuld, sondern 

einen positiven Baumsaldo: 125 000 Neupflan-

zungen, 91 000 Fällungen - Sie können es sich 

selbst ausrechnen. Das ist im Übrigen eine posi-

tive Entwicklung des Baumbestandes an  

Straßen, die wir uns auch für Sachsen-Anhalt 

wünschen. 

Das Beispiel zeigt klar und deutlich: Wir müssen 

zum Thema Alleen das Rad in Sachsen-Anhalt 

nicht neu erfinden. In der Tat müssen die beiden 

zuständigen Häuser auf einer Seite der Straße 

gehen - auf dem Fußweg bitte; nicht dass hier 

Gerede entsteht -, dann wird das auch etwas. 

 

Von West nach Ost, zwischen Osterwieck bis 

kurz vor Groß Marzehns in Brandenburg laufen 

über den Huy, durch Halberstadt, Staßfurt, Kön-

nern, Köthen, Dessau und Wittenberg die Ab-

schnitte der Deutschen Alleenstraße in Sachsen-

Anhalt. 
 

(Zurufe von der CDU: Huy!) 
 

- Huy. Was habe ich gesagt? 
 

(Zurufe von der CDU: Hui! - Lachen bei der 

CDU - Guido Kosmehl, FDP: Hoi!) 
 

- Hui, d. h. Huy. Gut. 

 

Uns als Koalition ist es wichtig, dass diese Al-

leenstraße auch ein Genuss für die kommenden 

Generationen bleibt. Wir werden uns deshalb 

federführend im Ausschuss für Infrastruktur 

und Digitales sowie mitberatend im Ausschuss 

für Umwelt mit der Thematik beschäftigen. Ich 

bitte daher um eine Überweisung des Antrags in 

die genannten Ausschüsse. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der 

CDU und bei den GRÜNEN) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt spricht Herr Lange für die Fraktion DIE 

LINKE. - Bitte, Sie haben das Wort. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Danke, Herr Präsident. - Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Der Antrag der GRÜNEN ist  
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eine Konsequenz aus dem Erleben der letzten 

Jahre. Er ist aber auch Ausdruck des eigenen Re-

gierungsversagens. Denn, meine Damen und 

Herren, wir debattieren seit 2019 über die  

Alleen in Sachsen-Anhalt. Von der Großen An-

frage im Juli 2018 bis zur Plenardebatte im April 

2019 ist schon mächtig viel Zeit vergangen.  

 

Im Mai 2019 hat meine Fraktion einen umfang-

reichen Antrag in den Landtag eingebracht, der 

unter anderem einen Alleenfonds nach dem 

Vorbild von Mecklenburg-Vorpommern for-

derte. Es dauerte bis in den Dezember 2020 hin-

ein, bis sich die Kenia-Koalition zu einer Be-

schlussvorlage durchringen konnte. Allerdings 

ist das darauf folgende Regierungshandeln ent-

täuschend. Zwar ist in dem Text von einem  

Alleenfonds die Rede, aber sämtliche Haushalts-

verhandlungen offenbaren an dieser Stelle: 

Fehlanzeige. Und das, obwohl dringend gehan-

delt werden muss. Mittlerweile scheint es auch 

in dieser Koalition einen Willen dazu zu geben. 

Bitte tun Sie also etwas; denn bislang sind den 

Worten in den Haushalten noch keine Taten ge-

folgt. 

 

Meine Damen und Herren! Wenn man sich im 

Netz beim Amtlichen Straßeninformations-

dienst einmal die kartierten Bäume ansieht, 

dann fallen erstaunlich viele rote Punkte, also 

Bäume in einem schlechten Zustand, auf. Es ist 

dringend geboten, diese Bäume zu ersetzen, 

und zwar an Ort und Stelle. Denn Alleen und 

Baumreihen erfüllen wichtige ökologische Funk-

tionen. Sie sind Ökosystemverbünde und wich-

tige Trittleitern für Arten in der Landschaft.  

 

Umso besser ist es, dass sich das Verkehrsminis-

terium offensichtlich nicht mehr wehrt, seinen 

ökologischen Verpflichtungen nachzukommen. 

Ich musste nach Ihrer Rede glatt ganze Passagen 

streichen; das ist fast schon bedauerlich für die 

Opposition. Und doch würde ich mir wünschen, 

dass sich an der Stelle tatsächlich einmal etwas  

 

bewegt, bevor wir hier wieder den nächsten An-

trag einbringen müssen. Mal schauen, wie lange 

es im Ausschuss dauert; ich bin gespannt. 

 

Meine Damen und Herren! Innovation: Fehlan-

zeige. Das ist allerdings etwas, das ich trotzdem 

noch sagen möchte. Das gilt für das von uns ge-

forderte Alleenkataster. Das war damals Teil un-

seres Antrages. Nun gibt es im Netz Karten, auf 

denen an den Bundes- und den Landesstraßen 

Bäume kartiert sind. Es gibt drei Farben für den 

Zustand sowie Informationen über das Alter 

und den Stammumfang. So weit, so gut. Aber 

wir haben ein Baumkataster in einem offenen 

maschinenlesbaren Format gefordert. Im Ge-

gensatz zu Mecklenburg-Vorpommern wird bei 

uns nicht vermerkt, wann die Begutachtung 

stattfand und ob diese im belaubten oder im  

unbelaubten Zustand erfolgt ist. Zudem fehlen 

die Angaben aus den Kommunen. Dort gäbe es 

richtig viele Daten, wenn man sie denn erheben 

würde.  

 

Meine Damen und Herren, versuchen Sie ein-

mal, diese Karten im Netz zu finden. Geben Sie 

einmal den Namen unseres Bundeslandes und 

„Alleen“, „Alleenkataster“, „Karte“ oder ähn- 

liche Suchbegriffe ein. - Das, was man eigentlich 

sucht, findet man nicht. Übrigens findet man in-

teressanterweise ein Baumkataster der Stadt 

Magdeburg. Große Überschrift: „modern- 

denken“,  

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Ja!) 

 

und dann kommt die Stadt Magdeburg. Das darf 

der Hallenser einmal sagen. Aber ich sage ein-

mal: Das, was man eigentlich sucht, findet man 

unter den Suchbegriffen nicht. Deswegen war 

ich froh, dass ich in der Beschlussrealisierung 

den Amtlichen Straßeninformationsdienst 

nachlesen konnte. Vielleicht könnte sich das ach 

so hippe Digitalministerium etwas bürger-

freundlicher zeigen und dort nachhelfen. 
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Meine Damen und Herren! Wir haben den  

Alleenfonds nicht umsonst gefordert. Wir  

haben immer gesagt, dass es mehr Geld für die 

Nachpflanzungen braucht. Es braucht vor allem 

auch Geld für die Betreuung, insbesondere in 

Anbetracht der Trockenheit. Wir brauchen den 

Alleenfonds auch dafür, um neue Flächen er-

werben zu können und Alleen erneut anpflan-

zen zu können. Denn das ist eine Generationen-

frage. Deswegen unterstützen wir den Antrag. 

Wir freuen uns auch, wenn wir darüber in den 

Ausschüssen debattieren. - Ich bedanke mich 

für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. Herr Lange, gerade noch rechtzeitig vor 

dem Ende der Rede hat sich Frau Frederking ge-

meldet. Sie will Ihnen eine Frage stellen. Wollen 

Sie diese beantworten? 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Das mache ich unglaublich gern. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann bitte, Frau Frederking. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Bevor Sie im Ausschuss fachlich diskutieren, 

habe ich eine Fachfrage an Sie.  

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Oh. 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 
 

Sie erwähnten die Trockenheit. Wie schätzen 

Sie die Situation ein: Über welchen Zeitraum 

müssen neu gepflanzte Alleebäume gewässert 

werden? 
 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 
 

Ich bin zwar Biologe, aber kein Gärtner, 
 

(Olaf Meister, GRÜNE, lacht) 
 

sodass ich das - - Das ist natürlich vom Standort 

abhängig. Es ist sicherlich auch von der Baumart 

abhängig, die man pflanzt. Auch ist es davon ab-

hängig, wie der Baum gezüchtet wurde. Es gibt 

mittlerweile übrigens interessante Zuchtmetho-

den, bei denen man die Bäume so züchtet, dass 

sie schon eine ziemlich tiefe Pfahlwurzel ausbil-

den, sodass sie wesentlich schneller an tiefer 

gelegenes Grundwasser herankommen. Von da-

her ist es sehr von der Situation abhängig. 
 

In einem Punkt - das konnte ich eben nicht  

sagen - gebe ich den GRÜNEN in ihrem Antrag 

übrigens auch noch recht: Die Allee sollte Vor-

rang haben vor dem Bedürfnis nach schnellem 

Fahren auf den Straßen. - Danke. 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Wobei Letzteres jetzt, glaube ich, nicht direkt 

die Frage war. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja, ja, ja!) 
 

Wir kommen zu dem nächsten Redebeitrag. 

Dieser kommt von Frau Tarricone von der FDP-

Fraktion. - Bitte.  
 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 
 

Hier ist sie schon. 
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Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie haben das Wort. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Wie heute hier schon 

öfter erwähnt wurde: Alleen sind prägend für 

das Landschaftsbild Sachsen-Anhalts. An einem 

warmen Sommertag - jetzt knüpfe ich an Herrn 

Lange an -  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Ja!) 

 

bei einer Fahrt durch die heimatlichen Gefilde 

den kühlenden Schatten des Blätterdachs zu ge-

nießen, 

 

(Zuruf von der AfD: Oh! Schön!) 

 

dürfte für die meisten von uns ganz einfach zu 

dem Lebensgefühl gehören, das mit individuel-

ler Mobilität verbunden ist. 

 

(Zustimmung von Jörg Bernstein, FDP, und 

von Guido Kosmehl, FDP)  

 

Eine Allee ist in diesem Sinne aber nur deshalb 

eine Allee, weil sie gleichzeitig ein Verkehrsweg 

und eben kein Park ist. Obwohl ein Alleebaum 

ohne Frage auch einen Wert als Biotop hat, 

sollte er nicht auf diesen reduziert werden.  

 

Wenn ein Baum gefällt werden muss, weil nur 

dann die Allee sicher befahrbar ist, dann ist das 

immer bedauerlich. Das ist dann aber auch 

gleichzeitig nötig, um das lebendige Kulturgut 

Allee zu erhalten; denn das geht nur, wenn Al-

leen weiterhin Verkehr ermöglichen und ihn 

nicht verhindern. Freilich erfordert der Erhalt 

dieses Kulturgutes ebenso - das ist für uns als 

Freie Demokraten ein Aspekt in dieser  

 

Debatte -, dass die Bäume dann auch ersetzt 

werden. Das ist uns nicht nur in Sachsen-Anhalt, 

sondern in Deutschland insgesamt aus den un-

terschiedlichsten Gründen zu häufig nicht ge-

lungen, obwohl bereits vor einigen Jahrzehnten 

ein Wandel in der Wertschätzung der Alleen 

stattgefunden hat.  
 

Ich widerspreche allerdings entschieden, wenn 

die GRÜNEN in der Begründung zu ihrem Antrag 

von einem vorgeschobenen Argument der Ver-

kehrssicherheit sprechen. Denn damit ist letzt-

endlich eine Unterstellung verbunden, nämlich 

die, dass die Behörden nicht in einem Abwä-

gungsprozess - dessen Ergebnis einem gefallen 

mag oder auch nicht - zu einer Entscheidung ge-

langen, sondern mit voller Absicht gegen Recht 

und Gesetz verstoßen. 
 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Das ist aber die 

Erfahrung des Ganzen!) 
 

Als sehr wohl vorgeschoben kann man es aller-

dings empfinden, wenn die GRÜNEN Geschwin-

digkeitsbegrenzungen zum Teil des Alleenschut-

zes erklären wollen. Denn dann kommen wir 

ganz schnell in eine Situation, in der sich eine  

Allee eben nicht mehr als Verkehrsweg von aus-

reichender Bedeutung qualifiziert - mit allen 

Folgen für die Unterhaltungspflichten des Bau-

lastträgers.  
 

Stattdessen sollten wir schauen, ob die recht- 

lichen Bestimmungen wirklich effektiv dem Er-

halt des Kulturgutes dienen. Auch wir wollen 

wieder mehr Bäume an unseren Straßen sehen. 

Dabei geht es etwa um das Thema Anerkennung 

von Pflege als Ausgleichsmaßnahme. 

 

Der Klimawandel wird vor den Alleebäumen 

nicht haltmachen - Frau Frederking hat es be-

reits erwähnt. Womöglich sind sie aufgrund der 

unterschiedlichsten Schwierigkeiten, also Be- 

lastung, die Bäume an den Straßen überhaupt 

haben, sogar noch stärker betroffen. 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

74 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 

GRÜNE) 

 

Deshalb werden wir bereits jetzt schauen müs-

sen, ob wir frühzeitig auf andere Baumarten 

umschwenken müssen. Die Einrichtung eines 

Alleenfonds, in den die Straßenbaulastträger 

einzahlen können, wenn sie für Baumfällungen 

nicht kleinsträumig eine Ersatzpflanzung vor-

nehmen können, sieht meine Fraktion mit  

großer Sympathie. Wir haben mit den beteilig-

ten Ministerien und innerhalb der Koalition  

bereits gemeinsam Ideen für einen besseren  

Alleenschutz besprochen. Ich bin optimistisch, 

dass wir uns auf eine gute Lösung verständigen 

werden. Das haben wir uns im Koalitionsvertrag 

so vorgenommen.  

 

Das alles werden wir zusammen mit dem Antrag 

der GRÜNEN gern federführend im Ausschuss 

für Infrastruktur und Digitales und im UWE-Aus-

schuss beraten. 

 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und 

bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. - Dann kommen wir zum Abschluss der 

Debatte. Herr Aldag ist schon auf dem Weg nach 

vorn. Er hat jetzt die Chance zu reagieren. 

 

 

Wolfgang Aldag (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich möchte ganz 

kurz auf die Debatte eingehen. - Frau Ministerin, 

Sie haben in Ihrem ersten Satz wertschätzend 

meine sachliche Einbringung erwähnt. Das kann 

ich ebenso wertschätzend an die Kolleginnen 

und Kollegen zurückgeben: Herzlichen Dank für 

die sachliche Debatte. Ich glaube, diese wurde 

dem Thema gerecht. Ich versuche immer,  

 

meine Beiträge sachlich zu halten, weil ich das 

Gegröle und das Gejohle einfach nicht ertragen 

kann. 

 

(Zuruf: Oh! - Weitere Zurufe) 

 

Kommen wir zu dem Antrag und zur Debatte zu-

rück. - Frau Hüskens, Sie haben in Ihrer Rede er-

wähnt - das habe ich bereits selbstkritisch in 

meiner Rede gesagt -, dass es in der letzten  

Legislaturperiode nicht so richtig funktioniert 

hat. Sie haben gesagt: Wir machen das jetzt an-

ders. Das habe ich - ähnlich wie es die Kollegin-

nen und Kollegen erwähnt haben - noch nicht 

erkennen können. Denn in den Haushaltsbera-

tungen haben wir im Ausschuss für Wissen-

schaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt einen 

entsprechenden Antrag zum Haushaltsplan für 

die Einrichtung eines Alleenfonds eingebracht. 

Dort wurde uns vom Staatssekretär entgegnet: 

Wir sind nicht zuständig. Das heißt, es gibt noch 

keine Verbesserung. Aber ich sehe, dass Sie 

heute am Rednerpult standen. Das ist, glaube 

ich, nicht darauf zurückzuführen, dass Herr  

Willingmann heute nicht hier ist.  

 

Dass der Antrag federführend in den Ausschuss 

für Infrastruktur und Digitales überwiesen wird, 

bedeutet, glaube ich, dass Sie das federführend 

in die Hand nehmen. Ziehen Sie den Hut auf;  

ziehen Sie das an sich, und versuchen Sie die 

Klärung dazu in den Ministerien herbeizufüh-

ren, damit man vorankommt. Aber ich sehe, das 

ist auf einem guten Weg.  

 

Ich bin auch dankbar dafür, dass der Antrag in 

die Ausschüsse überwiesen wird. Ich glaube, das 

ist eine gute Gelegenheit, dort über die einzel-

nen Aspekte zu diskutieren.  

 

Herr Grube, Sie haben einen konkreten Vor-

schlag gebracht, wie man das regeln kann. Viel-

leicht ist das damals daran gescheitert, dass wir 

in der Beschlussempfehlung keine konkrete  
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Vorgehensweise für die Landesregierung vorge-

geben haben. Wie man das umsetzen kann, dar-

über können wir dann sicherlich im Ausschuss 

diskutieren. 
 

Frau Tarricone, bei Ihnen habe ich nicht ganz 

verstanden, warum Alleen den Verkehr verhin-

dern würden. Den Dreh habe ich wirklich nicht 

kapiert. Das ist überhaupt nicht der Fall. Alleen 

verhindern keinen Verkehr. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zuruf von 

Kathrin Tarricone, FDP) 
 

Das funktioniert in anderen Ländern wunder-

bar. Sehen Sie nach Frankreich, dort gibt es 

wunderschöne Alleen, durch die man fahren 

kann. Dort werden keine Bäume gefällt, damit 

man Straßen hindurchführen kann. Stattdessen 

wird dort mit partiellen Geschwindigkeitsbe-

grenzungen gearbeitet, um beides möglich zu 

machen: die Straße zu erhalten und die Alleen 

zu erhalten. Sie können es gleich berichtigen, 

wenn ich Sie hierbei falsch verstanden habe.  

 

Ich glaube, diesen Weg müssen wir gehen: die 

Alleen erhalten, aber natürlich auch die Straßen 

entsprechend erhalten. Aber Alleen verhindern 

grundsätzlich nicht den Verkehr. Wir sollten 

auch keine Alleen fällen, um Straßen breiter zu 

machen. Das können wir sicherlich im Aus-

schuss näher besprechen.  

 

Wenn Sie mir genau zu gehört haben, wissen Sie 

auch: Es geht nicht um sämtliche Alleen, son-

dern - nach dem Vorbild von Brandenburg - um 

Straßen mit weniger als 2 000 Fahrzeugen pro 

Tag. Es sind also kleine Straße, bei denen man 

eventuell so etwas wie partielle Geschwindig-

keitsbegrenzungen umsetzen kann. Das ist viel-

leicht ein Weg, den man gehen kann. 
 

Vielen Dank für die sachliche Diskussion. Vielen 

Dank für die Überweisung. Ich freue mich auf 

die Diskussion in den Ausschüssen. 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Es gibt die bereits erwartete Intervention von 

Frau Tarricone. - Sie haben das Wort. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Danke schön. - Herr Aldag, Sie haben mich falsch 

verstanden. Ich habe nicht gesagt: Verkehr ver-

hindern. Ich habe nur gesagt, wenn wir die Kom-

bination „wunderschöne Allee an der Straße“ 

attraktiv halten wollen, dann darf man, sagen 

wir einmal, den Verkehr auf der Straße nicht so 

weit herunterregeln - das habe ich gemeint -, 

dass das unattraktiv wird.  

 

Jetzt kann ich das schöne Beispiel noch anbrin-

gen, das ich in meiner Rede nicht untergebracht 

habe: Brandenburg hat vor vielen Jahren eine 

große Kampagne durchgeführt und hat, um die 

Aufmerksamkeit auf die vielleicht bestehende 

höhere Gefahr zu lenken, große Schilder - ich 

weiß gar nicht, ob sie noch stehen - mit „Fahrt 

bitte nicht gegen die Bäume“ aufgestellt. Viel-

leicht können wir so etwas auch machen. 

 

 

Wolfgang Aldag (GRÜNE): 

 

Vielen Dank für die Intervention und die Richtig-

stellung und für das Beispiel. Wir können im 

Ausschuss sicherlich auch besprechen, ob man 

solche Schilder aufstellen kann.  

 

Was ich vorhin vergessen habe: Vielen Dank an 

Sie dafür, dass Sie uns am Anfang auf eine Reise 

mitgenommen haben. Sie haben sehr bildlich 

dargestellt, wie man durch Alleen fahren kann. 

Vielen Dank, dass Sie den Antrag verbildlicht  

haben. - Herzlichen Dank. 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Tarricone, eine Intervention zu begleiten 

mit „Jetzt bringe ich ein Beispiel unter, das ich 

in meiner Rede nicht geschafft habe“, ist eigent-

lich auch nicht im Sinne des Erfinders. Aber gut, 

das ist halt so. 

 

Es liegen Anträge auf Überweisung vor. Ich habe 

verstanden, dass der Antrag in den Infrastruk-

tur- und in den Umweltausschuss überwiesen 

werden soll. Das waren die beiden.  

 

(Zuruf: AID und UWE!) 

 

Gibt es einen Vorschlag für die Federführung?  

 

(Zuruf: Ausschuss für Infrastruktur und Digi-

tales! - Weitere Zurufe) 

 

- Also zur federführenden Beratung in den Infra-

strukturausschuss - ich mache es mal kurz -, zur 

Mitberatung in den Umweltausschuss? - Alles 

klar. 

 

Abstimmung 

 

Dann stimmen wir darüber ab. Wer dafür ist, 

den bitte ich um das Kartenzeichen. - In erster 

Linie sind die Oppositionsfraktionen und, zeit-

weise zögernd, auch die Koalitionsfraktionen 

dafür. Wer ist dagegen? - Offensichtlich  

niemand. Wer enthält sich der Stimme? - Offen-

sichtlich auch niemand. Damit ist das einstim-

mig beschlossen worden und wir haben den  

Tagesordnungspunkt 9 beendet. 

 

Wir kommen zu dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 10 

 

Beratung 

Gendern? - Nein, danke! Regeln der deutschen 

Sprache einhalten - keine politisch motivierte 

Verfremdung der Sprache 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/2125 

 

 

Herr Tillschneider nimmt die Einbringung vor. - 

Bitte sehr. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Mitte November letzten Jahres hat in Thü-

ringen die dortige AfD-Fraktion für einen CDU-

Antrag gestimmt, der die Abschaffung von Gen-

derschreibweisen in der Kommunikation des 

Thüringer Landtages forderte. So weit, so ge-

wöhnlich; denn wir als AfD stimmen prinzipiell 

jedem Antrag zu, den wir für gut befinden, und 

das sogar dann, wenn er von der CDU kommt. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Das Besondere daran aber war, dass die Regie-

rung unter Bodo Ramelow in Thüringen keine 

Mehrheit hat und deshalb die Abschaffung der 

Genderschreibweisen gegen den Willen der  

roten Ramelow-Regierung durch die vereinten 

Stimmen der AfD und der CDU eine Mehrheit 

gefunden hat. Thüringen zeigt, wie es geht. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Die Konstellation ist unserem Haus freilich eine 

etwas andere. Aber auch hier hätte die CDU zu-

sammen mit der AfD eine Mehrheit. Der Antrag, 

den wir stellen, entspricht, abgesehen von mar-

ginalen Adaptionen, eins zu eins dem Antrag, 

wie ihn die Thüringer CDU gestellt hat. Es ist 

Geist von Ihrem Geist, werte CDU-Kollegen; es 

ist Fleisch von Ihrem Fleisch.  
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(Lachen bei der CDU) 

 

Ich bin sehr gespannt, wie Sie, die Mitglieder 

der CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-An-

halt, sich zu diesem CDU-Antrag aus Thüringen 

verhalten werden. 

 

Nun aber zur Sache. Ich könnte jetzt eine belus-

tigende Rede über den Genderirrsinn halten, 

die Verunstaltung des Schriftbildes und die ge-

spreizte, ungebildete Ausdrucksweise. All das 

böte reichlich Anlass für beißenden Spott. 

 

Ich will das aber nicht tun, weil der Spott über 

das Gendern, so unterhaltsam er sein mag, im-

mer Gefahr läuft, das Gendern in all seiner Per-

fidie und Perversion zu verkennen. Das Gendern 

ist nicht mehr und nicht weniger als der Ver-

such, durch gezielte Sprachmanipulation die 

Gesellschaft zu manipulieren und einen neuen 

geschlechtsneutralen Menschen zu schaffen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Es beruht auf etwas, was ich perverse Linguistik 

nennen will. Ich erkläre, was ich damit meine. 

Die Sprachwissenschaft hat festgestellt, dass es 

unterschiedliche Arten und Weisen gibt, wie 

Männer und Frauen sprechen, wie sie über- 

einander sprechen und wie sie angesprochen 

werden. - Schön und gut. 

 

Weiterhin hat die Sprachwissenschaft festge-

stellt, dass diese Sprechweisen in doppelter Hin-

sicht wandelbar sind. Sie unterscheiden sich von 

Sprache zu Sprache und innerhalb einer Sprache 

wandeln sie sich mit der Zeit. - Schön und gut. 

 

Diese Wandelbarkeit korreliert mit dem Wandel 

der Geschlechterrollen von Zeit zu Zeit und von 

Kultur zu Kultur. Die unterschiedliche Sprache 

reflektiert das je unterschiedliche Verhältnis der 

Geschlechter und die Sprachwissenschaft  

findet, wenn sie solide historisch arbeiten will,  

 

hierin ein weites Feld, das der Durchdringung 

harrt. - Schön und gut. 

 

Nun aber - das ist der entscheidende 

Punkt - sind einige Linguisten auf die Idee ge-

kommen, die Sprache selbst und die Art und 

Weise des Sprechens über Männer und Frauen 

seien das, was eigentlich erst die Geschlechter-

rollen erzeugt. Männlichkeit und Weiblichkeit 

sollen erst dadurch geschaffen werden, dass die 

Sprache diese Unterscheidung trifft. Wir sollen 

Männlichkeit und Weiblichkeit durch die Art 

und Weise konstruieren, wie wir über Männer 

und Frauen sprechen.  

 

Wenn wir dazu noch Saussure mutwillig falsch 

verstehen und aus dem Umstand, dass sprach- 

liche Zeichen arbiträr, also willkürlich gesetzt 

sind, ableiten, sie seien auch beliebig setzbar, 

dann lässt sich - das ist die entscheidende 

Schlussfolgerung der perversen Linguistik - über 

eine bewusste Veränderung der Sprachzeichen 

und des Sprechens auch das Rollengefüge der 

Geschlechter verändern. 

 

Aus einem rationalen Ansatz wird so ein magi-

scher, und zwar magisch in dem Sinne, dass die 

Sprache etwas auf übernatürlichem Wege er-

zeugt. Aus einem deskriptiven Ansatz wird ein 

normativer Ansatz. Da ein normativer Ansatz 

immer ein Sollen formuliert, fragt sich aber, auf 

welches Ziel hin denn die Geschlechterrollen 

manipuliert werden sollen. 

 

An dieser Stelle kommt das marxistische Erbteil 

der Gendertheorie zum Tragen. So ähnlich wie 

im Marxismus die kapitalistische Produktions-

weise als ein Zwangssystem verstanden wird, 

von dem es den Menschen zu befreien gilt, ver-

steht der Genderansatz das System der Zweige-

schlechtlichkeit als ein Zwangssystem. Er spricht 

abwertend auch von der Heteronormativität 

und versucht uns von dieser Heteronormativität 

zu befreien, indem er die Unterscheidung von  
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Mann und Frau mit den Mitteln der Sprache un-

sichtbar macht. 

 

Ob nun statt von dem generischen Maskulinum 

„Studenten“ von „Studierenden“ gesprochen 

wird, ob statt der geschlechtsmarkierenden  

Endung ein „x“ eingesetzt wird und es dann 

nicht mehr „Professor“ heißt, sondern „Pro-

fessx“ oder ob das große Binnen-I verwendet 

wird und ein, sagen wir, gestandenes Mannsbild 

von CDU-Politiker sich als „PolitikerIn“ anspre-

chen lassen muss: Immer ist es das erklärte Ziel, 

die Zweigeschlechtlichkeit an sich aufzuheben. 

 

Die Geschlechtskategorien sollen aus der Spra-

che und aus dem Denken verschwinden. Ziel ist 

ein neuer Mensch, der keine Geschlechterrollen 

mehr kennt, bei dem bis in die Sprache hinein 

Männer und Frauen total gleichgemacht sind. 

 

(Zuruf von der AfD: Richtig!) 

 

Daher gibt es auch den Irrsinn, Frauen mit Ge-

walt in Männerberufe zu drängen und umge-

kehrt, damit es irgendwann keine Männer- und 

keine Frauenberufe mehr gibt und die Unter-

scheidung von Mann und Frau wieder ein Stück 

zurückgedrängt wurde. 

 

An dieser Stelle muss ich jetzt doch einen Witz 

loswerden. Als ich 2016, frisch in den Landtag 

gewählt, das erste Mal mein Postfach geöffnet 

habe, fiel mir eine statistische Mitteilung in die 

Hände: Im Jahr 2015 haben soundso viele 

Frauen ihre Ausbildung als Hebamme absol-

viert. Dies wurde kommentiert mit dem Satz: 

Männer interessieren sich leider noch nicht für 

diesen Beruf. - Sollen sie auch nicht, sage ich. 

Denn solange Frauen die Kinder bekommen, 

wird Hebamme ein reiner Frauenberuf bleiben, 

und das ist auch gut so. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

Ein weiteres Beispiel sind Grundschullehrer. Die 

weit überwiegende Mehrheit der Grundschul-

lehrer sind Frauen, da Frauen naturgemäß eine 

stärkere Affinität zu kleinen Kindern haben als 

Männer. 

 

(Katrin Gensecke, SPD: Oh! - Sandra Hietel-

Heuer, CDU: Hören Sie sich überhaupt zu? - 

Lachen - Unruhe) 

 

Das hat DIE LINKE, DIE GRÜNEN und die SPD im 

Bildungsausschuss noch nie daran gehindert, 

den hohen Frauenanteil unter den Grundschul-

lehrern als ein Problem anzusprechen. Werte 

Kollegen, der hohe Frauenanteil unter Grund-

schullehrern ist normal. Das ist gut so. Das ist 

kein Problem und nichts, was die Politik ändern 

muss. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Normale Menschen empfinden die Geschlech-

terrollen nicht als Einengung, sondern sind da-

mit ganz zufrieden. Der Staat soll weder in die 

freie Berufswahl noch in die Sprache eingreifen. 

Der Staat soll Männer Männer und Frauen 

Frauen sein lassen und soll sich um echte Prob-

leme kümmern. Davon haben wir nämlich ge-

nug in diesem Land. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Rich-

tig!) 

 

Es handelt sich beim Gendern um eine typisch 

identitätsfeindliche neulinke Wahnidee. 

 

(Zuruf von der AfD: Ja!) 

 

Genau wie der Mensch von seiner nationalen 

Identität befreit werden soll, soll er auch von 

seiner geschlechtlichen Identität befreit wer-

den. Dabei verkennt dieses Denken, dass so-

wohl die geschlechtliche als auch die nationale  
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Identität notwendige Elemente der Conditio  

humana bilden und dass derjenige, der beides 

erledigen will, die Tür zur Bestialität aufstößt. 

Ziel der linken Genderer ist eine vaterlands- und 

geschlechtslose Wahnsinnswelt. 

 

Der Genderansatz verkennt erstens, dass die 

Sprache Wirklichkeit abbildet und nicht erzeugt. 

Zweitens verkennt der Genderansatz, dass die 

Geschlechterrollen bei all ihrer historischen und 

kulturellen Wandelbarkeit in biologischen  

Unterschieden fundiert sind, vor denen der 

Genderist einfach die Augen verschließt. Wie 

ein zweiter Vogel Strauß steckt er den Kopf in 

den Sand seines linguistischen Wolken- 

kuckucksheims. 

 

Die Frage nach den Gefahren, die von der mo-

dernen Wissenschaft für den Menschen ausge-

hen, wird meistens am Beispiel der Atombombe 

diskutiert. Wie die Gendertheorie zeigt, kann 

eine geisteskranke Geisteswissenschaft für den 

Menschen aber mindestens genauso gefährlich 

sein. 

 

„Im Anfang war das Wort und das Wort war bei 

Gott“, heißt es im Johannesevangelium. Das ur-

anfängliche schöpfende Wort ist Sache Gottes. 

Wer Sprachmanipulation als einen Hebel ein-

setzt, um von oben nach unten in das Verhältnis 

der Geschlechter einzugreifen, setzt sich an 

Gottes Stelle, wie derjenige, der die mensch- 

lichen Gene manipuliert. Und, so sage ich, 

Gendern ist Gotteslästerung. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Lachen bei den 

GRÜNEN) 

 

Wenn unsere Kirchen noch Kirchen wären und 

keine linken Politvereine, dann würden sie, statt 

eine Bibel in Gendersprache herauszugeben, 

von der Kanzel herab das Gendern als schwere 

Verirrung, als Ausdruck menschlichen Hoch-

muts und als Sünde des Geistes verdammen. 

(Zustimmung bei der AfD) 
 

Der ganze Genderansatz ist dermaßen abwegig, 

manipulativ und auf eine perverse Weise links, 

dass eine Partei, die sich christlich nennt, darauf 

mit nichts anderem reagieren sollte als mit  

klarem, unmissverständlichem und festem  

Widerstand. 

 

Damit wären wir wieder beim Ausgangspunkt, 

der CDU. Die CDU hat von der Masseneinwan-

derung über die Ehe für alle und die Erledigung 

des Elterngeldes bis zum Atomausstieg alles, 

was sie einst an konservativer Politik im Bestand 

hatte, aufgegeben. Der Widerstand gegen das 

Gendern ist so etwas wie der letzte kümmer- 

liche Restbestand an Konservatismus, an den 

man sich auf der Suche nach Unterschieden zwi-

schen CDU und GRÜNEN noch irgendwie fest-

klammern kann. Fragt sich nur, wie lange noch. 

 

In Thüringen haben sich die Genderkritiker  

innerhalb der CDU zu einem Akt des Widerstan-

des aufgebäumt, was aber auch daran liegt, 

dass die CDU dort in der Opposition ist, in Um-

fragen um die 20 % schwankt und ihr das Was-

ser bis zum Halse steht. Bei dieser Gelegenheit 

danken wir Höcke. 
 

(Zustimmung bei der AfD) 
 

In solchen Situationen bemüht sich die CDU, 

konservatives Profil zu zeigen. Sobald sie aber 

bei 30 % steht und an der Macht sitzt, wird das 

konservative Profil schnell unscharf und zer-

fließt wie Wasserfarbe auf feuchtem Papier. 

 

Der erste Versuch, in Deutschland Genderpolitik 

zu machen, das sogenannte Gender-

Mainstreaming, ist von der ersten rot-grünen 

Bundesregierung unter Kanzler Gerhard 

Schröder unternommen worden. Die CDU hat 

damals ähnlich wie jetzt in Thüringen aus der 

Oppositionsrolle heraus wacker gegen das  

Gender-Mainstreaming gewettert. 
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Als die CDU dann aber 2005 an die Macht kam, 

hat das erste Kabinett Merkel beschlossen, das 

Gender-Mainstreaming, das Rot-Grün einge-

führt hatte und gegen das die CDU aus der  

Opposition heraus Widerstand geleistet hatte, 

fortzuführen. Daran kann jeder beispielhaft  

sehen, dass, unabhängig davon, wer gerade in 

der Regierung ist, ein und dieselbe politische 

Agenda durchgesetzt wird. 
 

(Zuruf von der AfD: So ist es!) 
 

Das wiederum legt den Schluss nahe, dass diese 

Agenda woanders festgelegt wird und die politi-

schen Kämpfe in den Altparteien nichts sind als 

ein großes Theater; ein Marionettentheater, um 

genau zu sein. 

 

Zurück zum Thema. Thüringen war eine Aus-

nahme. Der Widerstand gegen das Gendern ist 

in der Gesamt-CDU immer weniger Konsens und 

immer mehr ein Thema der rechten Rebellen, 

deren ganze Verwegenheit darin gipfelt, dass 

sie sich bei Gesprächen unter Gleichgesinnten 

hinter vorgehaltener Hand eingestehen, Mit-

glied im Verein Deutsche Sprache zu sein. 
 

(Lachen bei der AfD) 
 

Derweil laufen immer mehr Opportunisten in 

der CDU - die CDU hat an diesem Politikerschlag 

einen gewissen Reichtum - zur Genderfraktion 

über. Sie gendern wie unsere Bildungsministe-

rin eifrig drauflos und halten sich wahrschein-

lich viel darauf zugute, als eine die alten Zöpfe 

abschneidende Avantgarde zu gelten. Ist Ihnen 

bewusst, was für ein peinliches Bild Sie damit 

abgeben? 

 

Dieser Antrag, den wir aus Erfurt herbeigeholt 

haben, ist eine Brücke. Er bietet Ihnen die Mög-

lichkeit, dieses unwürdige Geeiere zu beenden, 

sich wieder ein wenig aufzurichten, ein Macht-

wort zu sprechen und endlich, endlich zu kon-

servativem Selbstbewusstsein zurückzufinden. 

(Guido Heuer, CDU: Dafür brauchen wie Sie 

nicht!) 

 

- Na ja, doch, doch. 

 

(Guido Heuer, CDU, und Ulrich Siegmund, 

AfD, lachen) 

 

Wenn Sie diesen Antrag der CDU in Thüringen 

dagegen ablehnen, dann erklären Sie damit vor 

aller Augen, dass es nichts, rein gar nichts mehr 

gibt, was die CDU in Sachsen-Anhalt von den 

GRÜNEN unterscheidet. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Auch das wäre dann zumindest eine Art Ehrlich-

keit. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Ja-

wohl!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Es gibt eine Intervention von Frau Kleemann. - 

Frau Kleemann, Sie haben das Wort. 

 

 

Juliane Kleemann (SPD): 

 

Sie haben das Johannesevangelium angespro-

chen, Herr Dr. Tillschneider. Das, was darin 

steht, bezieht sich nicht auf Sprache, sondern es 

bezieht sich auf Christus. Wenn Sie ein Stück-

chen vom christlichen Glauben verstanden  

hätten, dann hätten Sie die Rede, die Sie gerade 

gehalten haben, so niemals halten können. 

 

(Zustimmung von Anne-Marie Keding, CDU) 

 

Sie haben nichts verstanden. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 
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Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 
 

Ja, ja. Wissen Sie: Dort steht „Logos“. Man kann 

lange darüber rätseln, wie das zu übersetzen ist. 

Es gibt eine schöne Szene in Faust, in der er auch 

mehrere Varianten durchgeht. „Wort“ ist nicht 

falsch: „Im Anfang war das Wort.“ 

 

(Christian Hecht, AfD, lacht - Zustimmung 

von Christian Hecht, AfD) 

 

- Gibt es noch etwas? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Nein, Herr Tillschneider, Sie sind fertig. 
 

(Zustimmung bei der AfD) 
 

Wir haben eine Fünfminutendebatte verein-

bart. In dieser Fünfminutendebatte beginnt die 

Landesregierung. Es spricht die Ministerin Frau 

Grimm-Benne. - Sie haben das Wort. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Ich 

möchte meinem Redebeitrag ein kleines Rätsel 

voranstellen. 
 

(Hannes Loth, AfD: Sie sind eine Frau?) 
 

Vater und Sohn fahren im Auto. Sie haben einen 

schweren Unfall, bei dem der Vater noch am 

Unfallort verstirbt. Der Sohn wird mit schweren 

Verletzungen in ein Krankenhaus gebracht, in 

dem ein Chefarzt der Chirurgie arbeitet, der 

eine bekannte Kapazität für Kopfverletzungen 

ist. Die Operation wird vorbereitet. Alles ist fer-

tig, als der Chefarzt erscheint, erblasst und sagt: 

Ich kann nicht operieren, das ist mein Sohn. 

In welchem Verwandtschaftsverhältnis steht 

der Chirurg zum Kind? Wieso kann er es nicht 

operieren? Wissen Sie es? Ist es ein uneheliches 

Kind? Eine Adoption? - Nein, die Antwort ist 

ganz einfach: Der Chirurg ist die Mutter des  

Kindes, also eigentlich die Chirurgin. 

 

(Lachen bei der AfD - Unruhe bei der AfD) 

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Wie 

Sie wissen, wird im Deutschen nach wie vor das 

sogenannte generische Maskulinum verwen-

det. Personen oder Berufsbezeichnungen wer-

den in der grammatikalisch männlichen Form 

verwendet, obwohl in der Regel auch eine weib-

liche Wortform existiert. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Eine Personengruppe, die sich aus allen Ge-

schlechtern zusammensetzt, wird „männlich“ 

bezeichnet. 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Demgegenüber soll in der geschlechtergerech-

ten Sprache die geschlechtliche Vielfalt unserer 

Wirklichkeit auch sprachlich besser abgebildet 

werden, als es allein mit männlichen Personen-

bezeichnungen möglich ist. Unsere Welt be-

steht aus verschiedenen Geschlechtern, des-

halb sollten wir sie auch abbilden. 

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten!  

Leider ist festzustellen - auch gerade heute wie-

der -, dass es bei der Debatte um das Gendern 

nicht immer um den bloßen Austausch der  

besten Argumente geht.  

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Dabei zeigt das von mir gewählte Beispiel deut-

lich, was seit Langem bekannt und im Übrigen 

auch durch die psychologische Forschung in  
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einer Vielzahl verschiedener Experimente nach-

gewiesen wurde: Unsere Sprache bestimmt un-

ser Denken. Worte lösen beim Lesen und Hören 

Assoziationen aus. 

 

Worte manifestieren Machtbeziehungen, d. h. 

auch Sprache schafft Welt. Durch die Nutzung 

männlicher Personenbezeichnungen entstehen 

vorrangig männliche Bilder in unseren Köpfen. 

Bei Nutzung maskuliner Personenbezeichnun-

gen stellt unsere Sprache die Welt also anders 

dar, als sie es eigentlich ist. 
 

(Zuruf von der AfD) 
 

Oder haben Sie bei meinem Rätsel - die meisten 

haben ja nur gelacht - tatsächlich an die Chirur-

gin als erstes gedacht? 

 

Gleichzeitig kennen wir aber auch alle die Bei-

spiele, in denen neue Begriffe gefunden bzw. 

geprägt wurden, da sich Einzelne von uns in den 

tradierten Berufsbezeichnungen eher nicht  

wiederfinden oder mit gemeint sehen. Die 

männliche Krankenschwester wird zum Pfleger 

und die männliche Hebamme - bei uns gibt es 

diese noch - heißt bei uns Entbindungshelfer. 

 

Genau darum geht es bei der geschlechterge-

rechteren Sprache. Sprache ist ein zentrales 

Mittel, um Bewusstsein zu schaffen, Sensibilisie-

rung und Sichtbarkeit zu erreichen und um  

Anerkennung und Respekt zum Ausdruck zu 

bringen. Das muss uns leiten: Respekt.  

 

Kinder trauen sich bspw. - das ist wissenschaft-

lich erwiesen - durch die Verwendung der ver-

schiedenen Geschlechter bei Berufsbezeich-

nungen eher Erfolg in genderuntypischen Beru-

fen zu. Geschlechtergerechtere Sprache anzu-

wenden ist natürlich kein Allheilmittel, sondern 

vielmehr ein Baustein auf dem Weg hin zu mehr 

Gleichberechtigung in unserem Land.  
 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Auch 

der angeführte Rat für deutsche Rechtschrei-

bung hat jüngst explizit betont, dass allen Men-

schen mit geschlechtergerechter Sprache be-

gegnet werden soll und sie sensibel angespro-

chen werden sollen.  

 

Lassen Sie mich zum Ende meiner Rede noch auf 

einen letzten Aspekt eingehen. Zutreffend füh-

ren Sie verschiedene Befragungen an, wonach 

eine Mehrheit der Menschen in diesem Land 

das Gendern ablehnt. Auch hier lohnt der Blick 

ins Detail. 

 

Nach einer Untersuchung des Kölner Rheingold-

Instituts, renommiert im Bereich der Markt- und 

Wirkungsforschung, sehen vor allem junge 

Frauen zwischen 15 und 34 Jahren in geschlech-

tergerechter Sprache ein wichtiges Signal auf 

dem Weg zur mehr Gleichberechtigung und  

einem moderneren Geschlechterverständnis. 

Ca. 44 % der jungen Frauen erachten die Diskus-

sion als wichtig und gerechtfertigt.  

 

(Zuruf von der AfD: Ja, ja!) 

 

Manchmal ist es schwer, sich neuen sprach- 

lichen Vorschlägen zu öffnen, dabei ist der deut-

sche Sprachwandel ein Phänomen, das so alt 

wie unsere Sprache selbst ist. Ein Unglück? - Ich 

meine: keineswegs. - Herzlichen Dank für Ihre 

Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herr Kirchner, es gibt eine Frage?  

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Eine Intervention. 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann müssen Sie das aber auch deutlich  

machen. Es gibt es keine Privilegien für Frak- 

tionsvorsitzende. Stehen Sie auf und stellen Sie 

sich hin. Aber, Herr Kirchner, da eine Ministerin 

eine Frage immer beantworten muss, egal, ob 

sie das will oder nicht, können Sie jetzt noch  

sitzen bleiben und das Wort nehmen. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Alles klar; vielen Dank, Herr Präsident. - Sie führ-

ten die Umfrage an. Ich glaube, 26 000 Befragte 

im Land Sachsen-Anhalt ist schon eine stolze 

Zahl. Es ist eine deutliche Umfrage, die sonst im-

mer mit 1 005 Befragten schon repräsentativ 

ist. 

 

Wenn dort 86 % sagen, dass für sie diese 

Gendersprache unwichtig ist, dann sollten wir 

das doch in diesem Haus oder in anderen Ver-

waltungen akzeptieren und es den Menschen, 

denen es nicht so leichtfällt, Sprache zu verste-

hen, z. B. Menschen mit Behinderung, nicht 

noch deutlich schwerer machen, mit solcher 

Sprache nach vorn zu preschen, sondern gerade 

für diese Menschen einfache Sprache zu benut-

zen. Das passiert in den Verwaltungen nämlich 

auch nicht immer. Für mich persönlich hat aber 

auch diese Gendersprache einen wirklich  

großen Vorteil: Man weiß beim ersten Satz, mit 

wem man es zu tun hat. - Vielen Dank.  
 

(Bravo! bei der AfD - Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Die Ministerin meint, dass sie darauf nicht rea-

gieren muss. Insofern war das klar, es war eine 

Intervention. 
 

(Zuruf von der AfD) 

Dann können wir in der Debatte weiter voran-

schreiten. Es spricht jetzt für die CDU-Frak-

tion - so wie es bei mir steht, für alle drei Koali-

tionsfraktionen - Frau Tschernich-Weiske. - Sie 

haben das Wort. 

 

 

Karin Tschernich-Weiske (CDU):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Sprache war ist schon 

immer mehr als zwischenmenschliche Kommu-

nikation. Sie ist Ausdruck von gesellschaftlichen, 

sozialen und politischen Entwicklungen und 

sollte Respekt vor dem Gegenüber zum Aus-

druck bringen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei der 

FDP) 

 

Und ja, sie darf als Spiegel der gesellschaftlichen 

Strukturen nicht unterschätzt werden. 

 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 

 

Deshalb hat sich unser Land längst aufgemacht, 

die Gleichstellung von Frauen und Männern 

durch die Anwendung einer geschlechterneut-

ralen Sprache in Gesetzen und Rechtsvorschrif-

ten, bei der Gestaltung von Vordrucken, in Stel-

lenausschreibungen und in amtlichen Schreiben 

sicherzustellen. Auch in Schulen ist die ge-

schlechterneutrale Sprache gelebte Praxis. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Die Landtagsverwaltung hält sich an das Regel-

werk für eine inklusive Sprache, welchem der 

Ältestenrat mit der Drs. 1186 in der 8. Legis- 

laturperiode zugestimmt hat. 

 

(Zustimmung von Stefan Gebhardt, DIE 

LINKE) 
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Wir können feststellen, dass wir uns damit im 

öffentlichen Bereich unseres Landes an die 

deutschen Rechtschreibregeln und an die Re-

geln der Rechtsförmlichkeit halten. Wenn nun 

dennoch ein Antrag zum Verbot des Genderns 

im Plenum landet, muss es den Antragstellern 

mutmaßlich darum gehen, den Gebrauch von 

Sprache auch im privaten Bereich regeln zu wol-

len. Hier steht es jedoch jedem frei, so zu reden, 

wie ihm der Schnabel gewachsen ist. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 

SPD, bei der FDP und bei den GRÜNEN) 

 

Sprache wird sich im mündlichen Bereich immer 

allein weiterentwickelt. Es bedeutet Respekt 

vor der Freiheit jedes Einzelnen, dieses auszu-

halten. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung von 

Hendrik Lange, DIE LINKE) 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie können  

sicher sein, dass unsere Bürgerinnen und Bürger 

genauso sprechen, wie sie es für richtig halten, 

und sich das nicht von uns vorschreiben lassen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 

SPD, bei der FDP und bei den GRÜNEN) 

 

Einen Antrag, wie er hier eingebracht wurde, 

brauchen wir deshalb nicht. 

 

Zuletzt noch ein Wort zur antragstellenden 

Fraktion der AfD: Mit dem kopierten Antrag  

eines politischen Mitbewerbers aus Thüringen 

haben Sie Folgendes bewiesen: 

 

Erstens. Ihnen fallen keine eigenen Themen 

mehr ein und Sie schreiben deshalb von ande-

ren ab. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei der 

FDP - Zurufe von der AfD) 

 

Zweitens. Sie merken gar nicht, dass der Antrag 

im Thüringer Landtag einen ganz anderen Hin-

tergrund hatte. Dort waren die Abgeordneten 

mit Schriftstücken der Landtagsverwaltung kon-

frontiert, welche nicht den Rechtschreibregeln 

des Rates für deutsche Rechtschreibung ent-

sprachen, und auch die Sitzungsprotokolle soll-

ten zukünftig entsprechend angepasst werden. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Da sehen Sie mal, wie 

weit das gehen kann, wenn sich keiner küm-

mert!) 

 

Das sind Umstände, die wir im Land Sachsen-

Anhalt nicht haben, weshalb Ihr Antrag unnötig 

ist und abgelehnt wird. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 

SPD, bei der FDP und bei den GRÜNEN - Zu-

ruf: Richtig so!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Tschernich-Weiske, Kollege Loth will Ihnen 

noch eine Frage stellen. Wollen Sie die beant-

worten?  

 

 

Karin Tschernich-Weiske (CDU):  

 

Na klar.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Offensichtlich. - Herr Loth, dann haben Sie die 

Chance, sie zu stellen.  

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, ich hätte zwei 

Fragen, wenn ich darf. Die erste Frage ist: Sie  
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haben jetzt gerade von Bürgerinnen und Bür-

gern gesprochen, aber alles dazwischen haben 

Sie jetzt ausgelassen. Also, bitte gendern Sie 

richtig: Bürger*innen. Damit haben Sie dann 

auch alle erreicht. - Das nur noch mal, um richtig 

zu gendern. 

 

(Zurufe von der CDU, von der SPD und von 

den GRÜNEN) 

 

Das wird Ihnen Guido Heuer besser erklären 

können als ich wahrscheinlich. 

 

(Zurufe von der CDU, von der SPD und von 

den GRÜNEN) 

 

Die zweite Frage ist: Haben Sie bei sich in der 

Fraktion geklärt, welche Pronomen die einzel-

nen Abgeordneten gern benutzen möchten? 

 

 

Karin Tschernich-Weiske (CDU):  

 

Erstens. Ich kann darauf mal ganz lässig antwor-

ten: Die Frauen in unserer Fraktion sind ein an-

erkannter und ein zu 50 % gleichberechtigter 

Teil. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

 

Wir haben es überhaupt nicht nötig, uns mit  

solchen Sachen zu beschäftigen.  

 

Und zweitens zu diesem Begriff „Bürgerinnen 

und Bürger“: Das ist genau Teil der Regeln des 

Rates für deutsche Rechtschreibung. Das be-

kommen wir als geschlechterneutrale Sprache 

hin. Dazu brauchen wir weder Sternchen noch 

Doppelpunkte. Wir können uns auch so anspre-

chen. Ich glaube nicht, dass erstens irgendein 

Bürger da draußen diese Diskussion hier über-

haupt versteht, mit der wir uns beschäftigen, 

und zweitens das Binnensternchen anwenden 

wird. 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 

SPD, bei der FDP und bei den GRÜNEN - Zu-

rufe von der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. - Kollege Gebhardt steht auf meinem 

Zettel. Er spricht für die Fraktion DIE LINKE.  

 

 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident.  

 

(Zuruf von der CDU - Dr. Falko Grube, SPD: 

Kannst Dich eigentlich gleich wieder hinset-

zen!) 

 

Dass mir jetzt schon so viel vorweggenommen 

wurde, macht es für mich wesentlich einfacher,  

 

(Alexander Räuscher, CDU: Ja, dann sage es 

der einen Fraktion mal!) 

 

denn ich kann mich auf das, was eben schon ge-

sagt, tatsächlich beziehen. Wir sind der Mei-

nung, Sprache entwickelt sind. Sprache ist stän-

dig in Bewegung. Niemand - außer vielleicht 

Herr Tillschneider - spricht noch so wie vor hun-

dert oder zweihundert Jahren. Wir lehnen den 

Antrag ab; denn wir brauchen keine Sprachpoli-

zei. - So einfach ist das. 

 

(Beifall bei der LINKEN, bei der CDU, bei der 

SPD, bei der FDP und bei den GRÜNEN)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann spricht für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN noch Frau Sziborra-Seidlitz. - Bitte, Sie 

haben das Wort.  
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Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE):  

 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Als ob wir in 

unserem Land keine wirklichen Probleme  

hätten. Als ob die Menschen in unserem Land 

nicht wirklich schwierigere Lagen zu bewältigen 

hätten. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Als ob es nicht unsere Aufgabe als Parlament 

wäre, uns dieser Lebenswirklichkeit unserer 

Bürgerinnen und Bürger im Land Sachsen-An-

halt zu widmen. Als ob wir hier das Politikschau-

spiel wären, das Sie von der AfD gern für die so-

zialen Medien aufführen, und nicht ernste 

Dinge zu beraten hätten.  
 

(Lachen bei und Zuruf von der AfD) 

 

Aber okay. Was dem einen sein übergroßer 

Sportwagen ist, ist dem anderen halt sein Gen-

derfetisch. Also einige, wenige Worte zu Ihrem 

absurden Antrag,  
 

(Zuruf von der AfD) 
 

der nicht dadurch an Absurdität verliert, dass 

Sie ihn größtenteils bei der CDU in Thüringen 

abgeschrieben haben.  
 

(Zurufe von der AfD) 
 

Das ist übrigens weder clever noch originell.  
 

(Zurufe von der AfD) 
 

Das zeigt einmal mehr, was Sie hier jeden Tag 

tun: Spielchen spielen!  
 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LINKEN 

- Zuruf von der AfD) 
 

Zu Ihrem Antrag ganz kurz: Der von Ihnen im-

mer wieder behauptete Zwang zum Gendern  

 

und die von Ihnen wahnhaft herbeifabulierte 

Genderverschwörung gibt es hier nicht.  

 

(Christian Hecht, AfD: Nein!) 

 

Daran ändert auch Ihr pseudowissenschaft- 

licher Vortrag von eben nichts.  

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE 

- Zuruf von der AfD) 

 

Sie stellen richtig fest, dass die Sprache sich ent-

wickelt. Das schließt auch sich verändernde 

Grammatik- und Ansprachegewohnheiten ein. 

Ich möchte an dieser Stelle ganz kurz an die 

langwierige Abschaffung der Anrede „Fräulein“ 

in der deutschen Amtssprache erinnern. Ihre 

Versuche, die intrinsisch und durch gesellschaft-

liche Entwicklungen motivierten Veränderun-

gen von Sprachgewohnheiten zu unterbinden 

und zu verbieten, qualifiziert Sie als eines: als 

Sprachpolizei.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung von 

Stefan Gebhardt, DIE LINKE) 

 

Niemand zwingt Sie zu gendern. Wenn Sie Ge-

gendertes nicht verstehen, dann fragen Sie halt 

einfach nach.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Sprechen und schreiben Sie weiter so, wie es Sie 

heiß macht, aber lassen Sie diejenigen, die an-

dere Sprachbedürfnisse haben, mit Ihrer De-

nunziation und Ihrer Zuschreibung in Ruhe. Und 

jetzt lassen Sie uns bitte nach Ablehnung dieses 

absurden Antrages fortfahren; denn das ist un-

sere Aufgabe und wir Demokratinnen nehmen 

sie ernst. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LINKEN 

- Hannes Loth, AfD: Demokrat*innen!) 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Tillschneider, wenn Sie wollen, können Sie 

jetzt nach vorn kommen. - Sie haben das Wort.  

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Vielen Dank. - Die Frau Ministerin hat einen 

Missstand herbeifantasiert. Wissen Sie: Wenn 

die Bürger mit etwas unzufrieden sind, wenn 

der Schuh drückt, dann merkt man das. Bei 

Corona gingen sie auf die Straße. Jetzt sind sie 

mit der Kriegstreiberei unzufrieden, es fangen 

die Friedensdemos an. 

 

Mir ist aber nicht bewusst, dass nur irgendwo 

eine Gruppe, eine Bürgerinitiative oder irgend-

etwas sich von unten gegründet hätte, um dafür 

zu demonstrieren, diese Gendersprache einzu-

führen. Das ist nämlich das, was man hier vor-

hat. Das ist etwas, was von oben nach unten 

durchgedrückt wird.  

 

(Zurufe von Sebastian Striegel, GRÜNE, und 

Olaf Meister, GRÜNE) 

 

Das ist etwas, was man sich in kleinen Zirkeln 

ausgedacht hat.  

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der CDU, von 

der FDP und von den GRÜNEN) 

 

Das ist eine internationale Agenda, die von oben 

nach unten durchgedrückt und den Bürgern 

übergestülpt wird.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Der Bundeskanz-

ler hat angerufen!) 

 

Top-down! Deshalb ist es auch undemokratisch. 

Deshalb wehren wir uns dagegen als eine ur- 

demokratische Kraft. 

Dann: CDU, SPD und FDP, dafür hat nur einer ge-

sprochen - ist klar. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Eine!) 

 

Das ist natürlich Profil. Das ist Profil, wenn CDU, 

SPD und FDP eine Meinung haben. 

 

Wissen Sie, zur geschlechtsneutralen Sprache, 

natürlich, das gab es immer schon. „Sehr ge-

ehrte Damen und Herren“ ist eine Höflichkeits-

formel. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Ach! - Dr. Falko 

Grube, SPD: Eine Lernkurve!) 

 

Wenn man eine Gruppe anspricht, dann gebie-

tet es die Höflichkeit schon immer, „Bürgerin-

nen und Bürger“ zu sagen, wenn ich die Gruppe 

vor mir habe, aber wenn ich über eine Gruppe 

spreche, dann kann ich auch durchaus von Bür-

gern sprechen. 

 

Auch dieses „Studierende“, was Teil Ihrer ge-

schlechtsneutralen Sprache ist - das ist sozusa-

gen gendern light, was die Ministerin macht -, 

ist unsinnig; denn, wie gesagt, es hat sich noch 

niemand ernsthaft darüber aufgeregt. Keine 

Studentin in meiner gesamten Studienzeit hat 

sich darüber aufgeregt, beim generischen  

Maskulinum „Studenten“ mitgemeint worden 

zu sein. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Die haben gewusst, 

was ihnen droht!) 

 

Das ist es nämlich. Wir wollen hier kein Verbot, 

nein. Was wir wollen, ist Folgendes: Wir wollen 

vorbeugen für die Zukunft; denn jetzt ist es tat-

sächlich so, dass es in der Landtagsverwaltung 

nicht so ist wie in Thüringen. Wir haben hier 

Gott sei Dank, was Gott auch verhüten möge, 

keine LINKE an der Regierung, aber man weiß ja 

nicht, ob es einmal so weit kommt. Im Übrigen  
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haben wir schon Schriftstücke, die uns von die-

ser Fraktion zugemutet werden, die natürlich 

mit dem Binnen-I und mit allem Möglichen ver-

unstaltet sind. Das würde durch unseren Antrag 

verhindert werden. Es gibt also schon eine ge-

wisse Notwendigkeit. Dann könnten die näm-

lich nicht mehr diesen Unsinn treiben. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Sebastian 

Striegel, GRÜNE) 

 

Dann: Herr Gebhardt kam damit, dass sich die 

Sprache entwickelt, dass sie lebt. Klar, das ist so; 

das bestreitet auch niemand. Die Sprache ent-

wickelt sich ständig, aber sie wird eben nicht 

manipuliert. Sozusagen im freien Leben ent- 

stehen ständig neue Formen und es veralten  

irgendwelche Formen, aber diese Formen brau-

chen nicht die Krücke politischer Macht. Sie 

brauchen nicht den Druck von oben, sondern 

das ist das Leben der Sprache in Freiheit, und 

von diesem Freiheitsgedanken haben Sie über-

haupt nichts verstanden. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Tobias 

Rausch, AfD: Jawohl! So ist es! - Dr. Falko 

Grube, SPD: Und es sprach der Don  

Quichotte, nehmt mir meine Mühlen nicht! - 

Lachen bei der SPD) 

 

Dann kommt die grüne Frau Sziborra-Seidlitz 

und wirft uns vor, dass wir hier nur für Social 

Media sprechen. Wir sprechen hier zu den Bür-

gern. Die Wahrheit ist, Sie können es nicht ver-

kraften, dass Ihre Beiträge bestenfalls durch 

ihre Absurdität Aufmerksamkeit erregen, 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

in den meisten Fällen aber so stinklangweilig 

sind, dass sich niemand dafür interessiert. 

 

(Starker Beifall bei der AfD - Oh! bei der AfD) 

 

Was den Begriff „Fräulein“ angeht, so mache ich 

hier von meiner Sprachfreiheit Gebrauch und 

trete ein für die Renaissance des Begriffs „Fräu-

lein“, Fräulein Sziborra-Seidlitz. 

 

(Lachen und Beifall bei der AfD - Guido Kos-

mehl, FDP: Das ist übrigens die falsche An-

wendung! Das ist die falsche Anwendung des 

Wortes! - Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Gut. Wir sind jetzt durch. Wenn ich es jetzt un-

ter dem Strich zusammenfasse, dann gibt es kei-

nen Überweisungsantrag. Deswegen können 

wir gleich abstimmen.  

 

Abstimmung 
 

Wir stimmen über den Antrag der AfD-Fraktion 

in der Drs. 8/2125 ab. Wer diesem Antrag seine 

Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt um sein Kar-

tenzeichen. - Das ist die AfD-Fraktion. Es sind 

mehr Handzeichen als Kartenzeichen, aber es ist 

die AfD-Fraktion. Wer ist dagegen?  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sprachpolizei!) 

 

Das sind die Koalitionsfraktionen, die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Fraktion DIE 

LINKE.  

 

(Frank Otto Lizureck, AfD: Nationale Front!) 

 

Damit ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt 

worden.  

 

(Tobias Rausch, AfD: Einheitsfront!) 

 

Wir haben den Tagesordnungspunkt beendet. 

Wir können nach einem Wechsel hier vorn  

weitermachen. 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Guten Tag, meine Damen und Herren. Ich rufe 

auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 11 

 

Aussprache zur Großen Anfrage 

 

Evaluation der Regierungs- und Behördenent-

scheidungen während der Coronakrise 

 

Große Anfrage Fraktion AfD - Drs. 8/1703 

 

Antwort der Landesregierung - Drs. 8/1970 

 

Unterrichtung Landtag - Drs. 8/2056 

 

 

Wir haben die Besonderheit, dass die Debatten-

struktur „D“ vereinbart worden ist, also eine 45-

Minuten-Debatte. Zuerst wird gemäß § 43 

Abs. 6 Satz 2 GO.LT in Verbindung mit § 62 

Abs. 1 Satz 1 GO.LT Herr Siegmund diese Große 

Anfrage einbringen. Dafür hat er 15 Minuten 

Zeit. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Nein! Stimmt doch gar 

nicht!) 

 

Dann wird die Landesregierung sprechen; sie 

hat eine Redezeit von 13 Minuten. Dann folgen 

in der Reihenfolge - Sie finden das auf dem letz-

ten Blatt Ihres gelben Heftes; einige blättern 

schon; unter der Redezeitstruktur „D“ - die CDU 

mit 13 Minuten, DIE LINKE mit vier Minuten, die 

FDP mit zwei Minuten, die GRÜNEN mit zwei 

Minuten, die SPD mit drei Minuten und ganz 

zum Schluss noch einmal die AfD mit acht Minu-

ten.  

 

Herr Siegmund, bitte, Sie haben das Wort. 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herrn! Wir dürfen in diesem 

Land nicht vergessen, was wir in den letzten drei 

Jahren erlebt haben. Die letzten drei Jahre  

waren an politischen Skandalen kaum zu über-

bieten, was man den Menschen in diesem Land 

zugemutet hat. Ich habe die Befürchtung, dass 

viele rückblickend sagen, es war gar nicht so 

schlimm, es war alles verhältnismäßig. Das war 

es ganz sicherlich nicht.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Vor zwei Jahren wurden Rentner dafür bestraft, 

wenn sie ihre Enkelkinder an Weihnachten be-

sucht haben. Vor einem Jahr durften Sie hier auf 

dem Weihnachtsmarkt keine Bratwurst kaufen, 

wenn Sie am Handgelenk keinen Impfstatus hat-

ten, aber Ihre Begleitung bspw., die einen hatte, 

durfte neben Ihnen stehen und eine Bratwurst 

kaufen. Also völlig sinnfreie, absurde Dinge  

haben wir in diesem Land erlebt. Sie setzen sich 

bis heute fort.  

 

Wenn ich in Magdeburg auf den Hauptbahnhof 

gehe, dann kann ich in den roten Regionalzug 

ohne Maske steigen; steige ich in den weißen 

Fernverkehrszug, muss ich eine Maske auf- 

setzen.  

 

(Konstantin Pott, FDP: Endet am 1. Februar!) 

 

Diese Absurditäten halten bis heute an. - Endet 

am 1. Februar sagt die FDP. Warum endet es 

nicht heute? Ist ab 1. Februar dieser Virus nicht 

mehr so gefährlich? 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD, lacht) 

 

Ist die Maske dann nicht mehr wirksam? Das ist 

der größte Schwachsinn. Ja, es ist Schwachsinn. 

Warum kann man eine wichtige Entscheidung  
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nicht sofort treffen? Daran sieht man, es ist 

nicht medizinisch bedingt; es ist eine politische 

Willensentscheidung. Alles waren politische 

Willensentscheidungen, meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Das muss man ganz klar so 

sagen.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Diese unfassbaren Zustände müssen aufgeklärt 

werden. Wir sind der Anwalt der Menschen, die 

das gern möchten, die geschädigt wurden, phy-

sisch geschädigt wurden, psychisch geschädigt 

und wirtschaftlich geschädigt wurden. Sie ver-

treten wir in diesem Haus. Wir nutzen alle mög-

lichen Mittel, die wir dafür haben. Heute  

machen wir das im Rahmen einer Großen An-

frage, aber ich sage es frei heraus - ich mache 

keinen Hehl daraus -, wir hätten als AfD-Frak-

tion gern einen Untersuchungsausschuss einge-

richtet; uns fehlen zwei Sitze. Das zeigt nur ei-

nes: Jeder Mensch, der in diesem Land Interesse 

an einer Aufklärung hat - geht zur Wahl; jede 

Stimme für die Alternative für Deutschland, 

meine sehr geehrten Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Wir bleiben der Anwalt und das machen wir 

heute. Heute werten wir unsere ersten Erkennt-

nisse aus, die wir gesammelt haben. Knapp 200 

Einzelfragen haben wir gestellt. Darum geht es 

heute. Es ist sehr spannend, was wir hier bereits 

offenbaren konnten. 

 

Wir stellen erst einmal fest, dass es diese Lan-

desregierung geschafft hat, in den letzten zwei-

einhalb Jahren 52 verschiedene Eindämmungs-

verordnungen herauszugeben; 52-mal bürokra-

tischer Wahnsinn, 52-mal ein unglaublich kom-

plexer und verwirrender Wust, der sich so oft 

geändert hat wie kaum etwas anderes, ver-

meintlich immer an aktuellen Geschehnissen 

ausgerichtet. Wir wissen aber, dass das nicht  

 

der Fall war. Es ging oftmals auch um Verwir-

rung.  

 

52-mal - ich hätte mich gefreut, wenn bei der 

Beantwortung der Großen Anfrage eine ähn- 

liche Intention vorgeherrscht hätte; das tat es 

nicht. Damit bin ich schon beim Thema. 

 

Sie widersprechen sich permanent selbst. Bei-

spielsweise behaupten Sie in der Antwort auf 

Frage 53 - das ist eigentlich eine elementare 

Frage -, dass der Verlauf einer Infektion mit dem 

Coronavirus und die Entwicklung von Sympto-

men an die Viruslast gekoppelt seien - mehr  

Viruslast mehr Symptome. Zwei Fragen später, 

Frage 55, behaupten Sie genau das Gegenteil 

und sagen, die Viruslast habe keinerlei Auswir-

kung auf die Erkrankung und auf die Symptome 

des Coronavirus. Das heißt, innerhalb von zwei 

Fragen haben Sie sich um 180 Grad gedreht und 

sich selbst widersprochen. Das setzt sich in der 

Großen Anfrage bei vielen Punkten fort.  

 

Ein weiteres Beispiel. Sie behaupten in Ihrer 

Antwort auf die Großen Anfrage, jedes Mal, 

wenn Sie Maßnahmen eingeleitet hätten, 

Zwangsmaßnahmen, Gängelungsmaßnehmen, 

2G, Schließung etc., seien die Infektionszahlen 

heruntergegangen. Derselben Antwort auf die 

Große Anfrage fügen Sie aber eine Grafik bei, in 

der Sie immer monatsgenau definieren, wann 

was gemacht wurde. Man sieht was? - Jedes 

Mal, wenn Sie eine Maßnahme eingeführt  

haben - 2G, Schließung etc. -, sind die Zahlen 

danach weiter gestiegen oder sie haben sich gar 

nicht verändert. Wenn Sie eine Öffnung ge-

macht haben, eine Abschaffung, dann sind die 

Zahlen nach der Öffnung heruntergegangen.  

 

Das heißt, Sie haben in Ihrer Antwort auf die 

Großen Anfrage selbst dargelegt, dass es keiner-

lei positive Auswirkungen irgendwelcher 

Zwangsmaßnahmen gab, und das über drei 

Jahre hinweg, meine sehr geehrten Damen und  
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Herren. Ich bin froh darüber, dass es jetzt doch 

alles endlich herauskommt, aber auch nur, weil 

wir danach gefragt haben. 

 

Schauen wir uns weitere Realitäten und Wider-

sprüche ein. 14. August 2021, Karl Lauterbach, 

jetziger Gesundheitsminister. Ich zitiere Karl 

Lauterbach: 

 

„Und zusätzlich geht es darum, weshalb eine 

Minderheit der Gesellschaft eine neben- 

wirkungsfreie Impfung nicht will,“ 

 

(Jan Scharfenort, AfD: Ja! Schlimm!) 

 

„obwohl sie gratis ist und ihr Leben und das 

vieler anderer retten kann.“ 

 

Zwei Widersprüche, auf die ich gleich eingehen 

werde, die wir auch in der Großen Anfrage auf-

getan haben. 

 

Jetzt, im Januar 2023, sagt Lauterbach Folgen-

des - Zitat -:  

 

„Wir dürfen diese Menschen nicht zurück- 

lassen.“ 

 

(Jan Scharfenort, AfD: Ja!) 

 

„Das Gleiche gilt für diejenigen, die mit Post 

Vac langfristige Schäden der Impfung er- 

litten haben.“ 

 

(Jan Scharfenort, AfD: Richtig!) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  

Wieder ist eine Verschwörungstheorie der AfD-

Fraktion wahr geworden.  

 

(Jan Scharfenort, AfD: Genau!) 

 

Wir haben von Anfang an gesagt, es ist nicht  

nebenwirkungsfrei, es ist risikobehaftet und  

 

deswegen muss jeder Mensch selbst darüber 

entscheiden. Jetzt kommt es endlich heraus.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

17 Todesfälle gibt es in unserem Bundesland in 

direktem zeitlichen Zusammenhang mit der 

Verabreichung eines Coronaimpfstoffes; 160 

Nebenwirkungen, die über das übliche Maß hin-

ausgehen, stehen in direktem Zusammenhang 

damit, und das ist nur die Spitze des Eisberges; 

das wissen wir auch. Es gibt eine große Dunkel-

ziffer. Obduziert wurde keiner. Danach gefragt 

hat keiner. Aber eines ist Fakt, es ist Realität. 

Menschen haben dafür mit ihrem Leben be-

zahlt. Menschen leiden bis heute noch daran.  

 

Deswegen hat sich unser Anspruch bewahr- 

heitet: Freiwilligkeit. Aber was haben Sie ge-

macht? - Sie haben die Menschen förmlich zu 

der Impfung gedrängt, und das ist das Perfide, 

was wir jetzt nachträglich aufdecken, was ein-

fach der falsche Weg war. 

 

Die Realität spricht eine andere Sprache. Es 

wurde nämlich auch mit Steuermitteln - auch 

ein Punkt in der Großen Anfrage - eine massive 

Impfpropaganda - so muss man sie nennen - in 

Sachsen-Anhalt betrieben. Sie haben mit Steu-

ermitteln die Medien gefüttert. Die „Volks-

stimme“ hat von Ihnen 25 000 € bekommen für 

Impfwerbung. Die „Mitteldeutsche Zeitung“ hat 

35 000 € bekommen für Impfwerbung. Radio-

sender, Radio Brocken, SAW etc., haben auch 

mehrere Zehntausend Euro bekommen. Sie  

haben sogar Fußballklubs finanziert, damit sie 

Werbung für sie machen: 1. FCM, Hallescher FC, 

SC Magdeburg, jeweils 12 000 € für Impfwer-

bung. 

 

Dann die einrichtungsbezogene Impfpflicht. 

Mehr als 10 000 Menschen sind dem nicht nach-

gekommen. Was haben Sie gemacht? - Sie  

haben Ihre eigenen Gesetze nicht umgesetzt. In  
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Sachsen-Anhalt gab es kein einziges Betretungs-

verbot. Das ist Gott sei Dank richtig, aber das 

zeigt nur eines: Sie sind mit Ihrem verrückten 

Vorstoß an der Realität gescheitert. Die Men-

schen wollten es nicht, aber Sie können auf kei-

nen Einzigen verzichten. Gott sei Dank haben 

sich diese Menschen nicht unterkriegen lassen; 

sie sind immer noch dabei, aber Sie hätten sie 

hinausgeschmissen, wenn es darauf angekom-

men wäre,  

 

(Tobias Rausch, AfD: Genau!) 

 

und das ist das Perfide. Das muss man auch ein-

mal ansprechen. Das ist ein absoluter Druck. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Dann ein weiterer Punkt bei dem Zitat von Karl 

Lauterbach: der gesamte Impfzwang, der Impf-

druck auf allen Ebenen, 2G, 3G, und auch die 

einrichtungsbezogene Impfpflicht, alles mit 

dem Argument, andere Menschen müssten ja 

geschützt werden. Das war immer der Kern der 

Argumentation. Ich wollte von Ihnen ganz klar 

wissen in einer Frage: Woher nehmen Sie die Er-

kenntnis, dass Sie als Landesregierung sagen, 

andere Menschen werden durch diese Impfung 

geschützt? Ich zitiere jetzt die Antwort auf die 

Frage in der Großen Anfrage. Zitat:  
 

„Die Landesregierung hat keine eigenen Er-

kenntnisse im Sinne der Fragestellung und 

hat hierzu selbst keine Erhebungen durchge-

führt.“ 
 

(Jan Scharfenort, AfD: Schlimm!) 
 

„Sie hat jedoch Kenntnis von Haushalts- 

studien aus Norwegen und Dänemark, die 

dem RKI vorliegen,“ 
 

- übrigens noch ein Punkt: Sie haben nichts  

Eigenes gemacht; Sie haben sich immer auf die 

Berliner Kollegen vom RKI bezogen - 

(Dr. Falko Grube, SPD: Das nennt man Ar-

beitsteilung! - Zuruf von Tobias Krull, CDU) 

 

„nach denen auch unter vorherrschender 

Zirkulation der Omikronvariante die Über-

tragbarkeit um ca. 6 bis 21 % nach Grund-

immunisierung und nach Auffrischung um 

5 bis 20 % reduziert wird.“ 

 

Das heißt, Sie haben eine einrichtungsbezogene 

Impfpflicht ins Leben gerufen, Sie haben den 

Menschen unterstellt, dass sie das Leben ande-

rer Menschen gefährden, und das beziehen Sie 

auf Haushaltsstudien aus Dänemark und Nor-

wegen, in denen von einem Unterschied von 

5 % nach einer Impfung gesprochen wird und 

die eine so krasse Streuung haben, dass Ihnen 

das jeder Statistiker sowieso um die Ohren 

hauen würde. Das ist so was von unseriös, falsch 

und an den Haaren herbeigezogen. Die einzige 

Quelle, die Sie damals hatten, war die Pharma- 

lobby, meine sehr geehrten Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Das ist alles das Gesundheitliche. Ich könnte 

noch ewig so weitermachen. Es ist unfassbar, 

was hier passiert ist.  

 

Dann das Finanzielle. Ich habe gestern gesagt, 

dieses Bundesland hat allein für Schnelltests in 

Kitas und Schulen 140 Millionen € bereitge-

stellt.  

 

Was haben Sie noch gemacht? In diesem Bun-

desland wurden 8,6 Millionen Schnelltests ab-

gerechnet. Es gab eine Testzentrumsindustrie. 

Mehr als 800 Testzentren sprossen wie Pilze aus 

dem Boden. 8,6 Millionen Tests - wir wissen 

alle, dass diese jeweils mit 13 € bis fast 30 € ab-

gerechnet wurden. Das kann jeder selbst hoch-

rechnen.  

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 
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- Ja, Dr. Grube, ich hätte dieses Geld lieber im 

Landeshaushalt gesehen, bspw. für unsere 

Krankenhäuser eingesetzt, die Sie ja kaputt- 

sparen, sehr geehrte Damen und Herren. 

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

Dazu kommen die negativen Folgen Ihrer Maß-

nahmen für die Psyche der Menschen. Die Zah-

len von Kindeswohlgefährdungen sprechen eine 

eindeutige Sprache. Im Jahr 2019 gab es 3 600 

Fälle, im Jahr 2021 gab es mehr als 5 000 Fälle 

von Kindeswohlgefährdung. Das ist eine Steige-

rung um 40 %.  

 

Es sind 650 000 Unterrichtsstunden ausgefallen 

wegen Ihrer Maßnahmen, die im Nachhinein 

betrachtet völlig unbegründet gewesen sind. Sie 

haben selbst zugegeben, dass Kitas und Schulen 

keine Infektionstreiber waren. 650 000 Unter-

richtsstunden sind ersatzlos gestrichen - für im-

mer! Diese fehlen den Kindern. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mein 

Resümee ist erst einmal Folgendes: Es sind 

mehr als 50 weitere Fragen aufgetaucht, die wir 

schon zusammengestellt haben. Wir werden 

weitermachen. Wir werden weiter aufklären.  

 

Für mich steht jetzt schon eines fest: Früher gab 

es einmal Politiker in diesem Land, die Ehre hat-

ten. Sie sind hierhergekommen und haben ge-

sagt: Ich habe Fehler gemacht. 

 

(Jan Scharfenort, AfD: Ja!) 

 

Ich habe falsche Entscheidungen getroffen.  

 

(Jan Scharfenort, AfD: Ja!) 

 

Ich habe Kinder geschädigt. Ich habe Familien 

zerrissen.  

 

(Jan Scharfenort, AfD: Ja!) 

 

Ich habe Probleme in dieser Gesellschaft schlim-

mer gemacht, als sie hätten sein müssen. Ich 

trete zurück. Ich stehe zu meinen Fehlern. Das 

gibt es in diesem Land nicht mehr. Hier klam-

mert jeder an seiner Position. Hier klammert je-

der an seinem Posten. Von der aktuellen Regie-

rung in diesem Land hat niemand mehr Ehre. 

Das ist ein absoluter Skandal. Wir werden wei-

ter für Aufklärung kämpfen. - Vielen Dank für 

Ihre Aufmerksamkeit, meine sehr geehrten  

Damen und Herren. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Siegmund, den Vertretern und Vertreterin-

nen der Landesregierung hier pauschal die per-

sönliche Ehre abzusprechen, funktioniert nicht. 
 

(Christian Hecht, AfD: Das hat er doch gar 

nicht gemacht! - Weitere Zurufe von der AfD) 

 

Sie haben gesagt, es hat hier niemand mehr in 

dieser Landesregierung Ehre. Das geht nicht.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Sie können hier nicht einfach allen pauschal die 

persönliche Ehre aberkennen. Das ist etwas, das 

nicht funktioniert. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Warum nicht? Ehre, die 

Verantwortung zu übernehmen! Das ist eine 

Aussage! - Weitere Zurufe von der AfD - Un-

ruhe) 
 

Ich rufe jetzt die Ministerin Frau Grimm-Benne 

als Vertreterin der Landesregierung an das Red-

nerpult. Sie haben nach der Redezeitstruktur 

„D“ 13 Minuten Redezeit. Das ist eine Empfeh-

lung.  
 

(Tobias Rausch, AfD: Leute!) 
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Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Wir alle haben die Bilder vom Anfang der 

Coronapandemie noch im Gedächtnis. In Ge-

sundheitsnotlagen muss die Politik weit- 

reichende und schnelle Entscheidungen bei  

einem in der Regel begrenzten und sich ständig 

änderndem Wissensstand treffen. Sachgerech-

tes, entschiedenes und schnelles Handeln ist  

essenziell für eine erfolgreiche Ausbruchs- 

kontrolle sowie für die Abmilderung der  

gesundheitlichen und gesellschaftlichen Aus-

wirkungen. 

 

Eine Pandemie bedeutet, dass ein unbekanntes 

Virus auf eine immunologisch unvorbereitete 

Bevölkerung trifft. So existieren gerade zu Be-

ginn einer Pandemie nur sehr wenige wissen-

schaftliche Erkenntnisse zu Ursachen, Verlauf 

und Auswirkungen der Erkrankung. Es existiert 

auch kein Drehbuch, nach dem alle Akteure und 

Akteurinnen handeln können. So war und ist die 

Bewältigung dieser Pandemie ein wahrlich 

enormer Kraftakt.  

 

Einerseits hatte die Pandemie besonders zu Be-

ginn gravierende Auswirkungen auf unser sozia-

les, kulturelles und wirtschaftliches Leben, an-

dererseits mussten die Wissenschaft und die 

Politik in dieser Zeit lernen, mit neuartigen und 

dynamischen Situationen umzugehen und 

schwierige Entscheidungen und Abwägungen 

auf der Basis von Prognosen und Unsicher- 

heiten zu treffen. Dieser Aufgabe hat sich die 

Landesregierung mit Besonnenheit und Weit-

blick gestellt.  

 

Weiterhin ist entscheidend, in welcher Phase 

der Pandemie bestimmte Maßnahmen ergriffen 

werden. Zu Beginn lag das Hauptaugenmerk da-

rauf, Infizierte zu isolieren, zu behandeln und  

 

die Kontaktpersonen engmaschig zu betreuen. 

Im Verlauf der Pandemie wurden Maßnahmen 

zur Eindämmung - Fachleute nennen das  

Containment -, zum Schutz besonderer Risiko-

gruppen - Protection -, zur Folgenminderung - 

Mitigation -, zur Vermeidung schwerer Krank-

heitsverläufe und der Überlastung des Gesund-

heitswesens teilweise gleichzeitig und ange-

passt an die jeweilige Lage durchgeführt.  

 

Mit dem Auftreten von Virusmutationen musste 

auf das veränderte Infektionsverhalten mit  

einer entsprechenden Neubewertung und  

Anpassung der Indikatoren zur Beurteilung der 

Inzidenz und der bis dahin getroffenen Maßnah-

men reagiert werden. Dank dieses Vorgehens 

war es möglich, die Sterblichkeit an SARS-CoV-2 

zu begrenzen. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Das stimmt doch 

überhaupt nicht!) 

 

Im Laufe der Pandemie und mit zunehmendem 

Erkenntnisgewinn konnten deutliche Erfolge bei 

der Diagnostik und Therapie der Infektion er-

zielt werden. Nicht zuletzt durch die zur Verfü-

gung stehenden Impfstoffe wurden weite Teile 

der Bevölkerung, insbesondere die vulnerablen 

Personen, vor einer schweren Erkrankung ge-

schützt. 

 

Ein großer Teil der Fragen der AfD bezog sich auf 

die Grundlagen für die Maßnahmenentschei-

dungen der Landesregierung. Was geschieht, 

wenn das Virus ohne Maßnahmen auf die Be-

völkerung trifft, konnte man in der letzten Zeit 

gut in China beobachten. Einen solchen Ausnah-

mezustand wollten wir in Deutschland und in 

Sachsen-Anhalt nicht riskieren.  

 

Alle getroffenen Regelungen wurden in Sach-

sen-Anhalt durch die Landesregierung fortlau-

fend überprüft und angepasst. Dadurch konnte 

sichergestellt werden, dass die neuen Entwick- 
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lungen der Coronaviruspandemie berücksich-

tigt und regelmäßig Abwägungen dahin gehend 

vorgenommen wurden, ob die notwendigen 

Schutzmaßnahmen angepasst werden müssen 

oder ob sie noch erforderlich sind. Hierbei wur-

den einerseits die Folgen für die Gesundheit der 

Bevölkerung, insbesondere der vulnerablen 

Personengruppen, und die Funktionsfähigkeit 

des Gesundheitssystems sowie andererseits die 

Betroffenheit der Grundrechtsposition der  

Bürgerinnen und Bürger abgewogen und mit- 

einander ins Verhältnis gesetzt. 

 

Alle Verordnungen der Landesregierung und 

Regelungen der Kommunen konnten gerichtlich 

überprüft werden. Die Entscheidungen in die-

sen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten ist den 

Verwaltungsgerichten zugewiesen. Bei den Ver-

waltungsgerichten unseres Landes waren 119 

Verfahren und beim Oberverwaltungsgericht 

129 Verfahren wegen Einwendungen von Bür-

gerinnen und Bürgern sowie von Unternehmen 

gegen Coronamaßnahmen anhängig. Das heißt, 

die gerichtliche Kontrolle war während des  

gesamten pandemischen Geschehens stets  

gewährleistet. 

 

Zur Einschätzung der Gefahrenlage wurden im 

Laufe der Pandemie verschiedene Indikatoren 

herangezogen. Neben der im Infektionsschutz-

gesetz bereits ausdrücklich benannten Sieben-

tageinzidenz, dem Abwassermonitoring, den 

Surveillance-Systemen des Robert-Koch-Institu-

tes für respiratorische Atemwegserkrankungen 

etc. werden die Anzahl der schweren Krank-

heitsverläufe, die Bettenbelegung in den  

Krankenhäusern, die Auslastung der Intensiv-

stationen, die Art und die Verbreitung von 

neuen Mutationen des Coronavirus herangezo-

gen und in den Lagebericht des Pandemiestabes 

aufgenommen. 

 

Darüber hinaus fließen auch Meldungen zum  

altersspezifischen Krankheitsverlauf, zur Anzahl  

 

der Verstorbenen, zur Siebentageverstorbe-

neninzidenz, zur Versorgung mit notwendigen 

Arzneimitteln sowie zu besorgniserregenden  

Virusvarianten und zu Impfquoten in den Lage-

bericht ein und dienen als Grundlage für die  

Lageeinschätzung in unserem Land.  

 

Zum Thema der Impfung kann festgestellt wer-

den, dass die Impfkampagne ein Erfolg war. 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

In einer sehr schwierigen Situation, für die es 

vorher kein Muster gab, haben wir uns souverän 

behauptet und konnten gut Dreiviertel der zu 

impfenden Bevölkerung erreichen. Mehr als 

4,6 Millionen Impfdosen haben so ihren Weg in 

die zu schützende Bevölkerung gefunden. Der 

Erfolg zeigt sich auch in den erreichten Impfquo-

ten bei Schließung der öffentlichen Impfstellen. 

Zum Ende des Jahres 2022 wurden in Sachsen-

Anhalt etwa 2,1 Millionen Impfungen in Impf-

zentren oder durch mobile Teams durchgeführt. 

Ein besonderes Augenmerk liegt immer auf der 

als besonders vulnerabel geltenden Gruppe der 

über 60-Jährigen. Dort haben aktuell 90,8 % 

eine Grundimmunisierung erhalten, 83,3 % eine 

erste Auffrischungsimpfung und 26,8 % die 

zweite Auffrischung.  

 

Mit Blick auf die zuletzt deutlich gesunkene 

Impfnachfrage und die stagnierenden Quoten 

sowohl landes- als auch bundesweit kann insge-

samt davon ausgegangen werden, dass jede In-

teressentin und jeder Interessent ihre bzw. 

seine Impfung erhalten hat. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Nein, die haben die 

Schnauze voll!) 

 

Ein Teil der Fragen der AfD zielte auch auf die 

öffentlichen Impfempfehlungen. An dieser 

Stelle halte ich es für geboten, darauf hinzuwei-

sen, dass eine Infektionswelle oder eine Pande- 
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mie nicht an Landesgrenzen haltmacht. Aus die-

sem Grund bestehen im Infektionsschutzgesetz 

bundeseinheitliche Regelungen zu den zentra-

len Fragestellungen der öffentlichen Gesund-

heitspflege, des Infektionsschutzes oder der 

Pandemiebekämpfung. Diese sind durch die 

Länder auszulegen und schließlich umzusetzen. 

 

Bei den öffentlichen Impfempfehlungen haben 

sich die Länder entsprechend dem Infektions-

schutzgesetz auf die fachliche Expertise der zu-

ständigen Bundesbehörde bezogen. Die Stän-

dige Impfkommission am Robert-Koch-Institut, 

die sogenannte Stiko, gibt Empfehlungen zur 

Durchführung von Schutzimpfungen ab. Die 

Länder, so auch Sachsen-Anhalt, setzen diese 

entsprechend um. 

 

In einem europäischen Zulassungsverfahren 

wurden die verwendeten Impfstoffe geprüft 

und zertifiziert. Das in Deutschland zuständige 

Paul-Ehrlich-Institut ist hierbei in das Verfahren 

integriert und hat die in Deutschland gelieferten 

Chargen freigegeben. 

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Diese 

und viele anderen Fragen habe ich gern beant-

wortet, weil es im Sinne einer Evaluation ein  

effizientes und abgestimmtes Regierungshan-

deln in unserem Land aufzeigt. Aber es gab eben 

auch die Fragen der AfD, die immer wieder da-

rauf abstellen, ob z. B. die Menschen im Kran-

kenhaus nun wirklich an oder mit dem Virus ver-

storben sind. Inzwischen haben wir wohl alle 

bereits einmal oder sogar mehrfach eine 

Coronainfektion durchgemacht und dabei er-

lebt, wie stark einen dieses Virus beeinträchti-

gen kann. Und so spielt es meines Erachtens 

doch eine Rolle, ob ein ohnehin geschwächter, 

kranker Mensch am Ende seiner Lebenszeit 

auch noch unter Coronasymptomen leiden 

musste. 

 

(Christian Hecht, AfD: Hä?) 

 

Zusammenfassend möchte ich feststellen, dass 

eine Evaluierung von Regierungs- und Behör-

denentscheidungen während der Coronapan-

demie nur retrospektiv und nur im engen zeit- 

lichen Kontext möglich ist, da es sich um ein  

dynamisches Geschehen handelt. Wirkungen 

und Nebenwirkungen einzelner Schutzmaßnah-

men für sich genommen sind nicht beurteilbar, 

da es notwendig war, Maßnahmenbündel zur 

Verhinderung der Ausbreitung des Virus zu er-

greifen. Zu diesem Schluss kam auch der Sach-

verständigenausschuss nach § 5 Abs. 9 des Bun-

desinfektionsschutzgesetzes in seinem Bericht 

am 30. Juni 2022.  

 

Wir alle haben in den vergangenen drei Jahren 

viel gelernt. 

 

(Zuruf von der AfD: Wir nicht!) 

 

Der Maßstab war, schnell zu handeln und Men-

schenleben zu schützen. Ich meine, im Großen 

und Ganzen ist uns das auch gut gelungen. 

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung von 

Dorothea Frederking, GRÜNE, und von Susan 

Sziborra-Seidlitz, GRÜNE) 

 

Im Nachhinein kann man Entscheidungen im-

mer infrage stellen. Aber wir mussten Entschei-

dungen treffen und handeln.  

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Es ist 

klar, dass uns das Coronavirus auch im Jahr 2023 

erhalten bleiben wird; so ganz verschwinden 

wird es wohl nie wieder. Dennoch bin ich opti-

mistisch, dass dieses vierte Jahr mit dem Virus 

besser werden könnte als die Jahre zuvor.  

 

Die gefürchtete Winterwelle ist bisher ausge-

blieben. Auch wenn der Erreger noch zu weite-

ren Infektionen führt, sorgt er in den meisten 

Fällen nicht mehr für schwere Krankheitsver-

läufe, wenngleich es noch zu Todesfällen auf- 
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grund von Infektionen kommt und Menschen 

lange mit den Folgen einer Covid-Infektion zu 

kämpfen haben.  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Oder einer Impfung!) 

 

Viele Menschen haben eine robuste Immunität 

gegen das Virus aufgebaut, was nicht bedeutet, 

dass es keine Infektionen mehr geben wird. Der 

Erreger wird uns als endemischer Erreger regel-

mäßig, vor allem im Winterhalbjahr, aufsuchen 

und weiterhin insbesondere für ältere Men-

schen gefährlich sein können. Für sie könnten 

weitere Auffrischungsimpfungen infrage  

kommen; idealerweise mit aktualisierten Impf-

stoffen. Es wäre das gleiche Impfprinzip wie bei 

der Grippe, bei der es jährliche Auffrischungs-

impfungen für Risikogruppen gibt.  

 

Die Weltgesundheitsorganisation hat die Hoff-

nung, die Pandemie in diesem Jahr für beendet 

erklären zu können. Ob das so kommt, hängt 

von vielen unterschiedlichen Faktoren ab, ins-

besondere davon, ob es aufgrund sehr vieler In-

fektionen zu Mutationen am Virus kommt, die 

es wieder gefährlicher für die Menschheit  

machen könnten. In der Wissenschaft wird 

diese Gefahr aktuell als gering eingestuft, was 

uns dazu bringt, zur Normalität zurückzufinden 

und in der Konsequenz alle restlichen Corona-

maßnahmen zu beenden. Es ist die Aufgabe der 

Wissenschaft, die Entwicklung des Virus mithilfe 

von Probensequenzierungen genau zu verfol-

gen und so potenziell gefährliche Varianten  

bestenfalls frühzeitig zu erkennen.  

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Seit 

Beginn der Pandemie gab es keinen Jahres-

wechsel, der mit Blick auf die Coronalage mit so 

viel Optimismus verbunden war. Darüber bin 

ich froh und dafür bin ich dankbar. Insbeson-

dere bin ich all denen dankbar, auch Ihnen hier 

im Parlament, die in dieser langen Zeit uner-

müdlich gekämpft haben, gearbeitet haben und  

 

sich auch für andere aufgeopfert haben. - Ich 

danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei der 

FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Frau Grimm-Benne. Der Abg. Herr 

Scharfenort möchte eine Intervention vorbrin-

gen.  

 

 

Jan Scharfenort (AfD):  

 

Frau Grimm-Benne, wir haben durch die Große 

Anfrage erfahren, dass die Regierung keine An-

strengungen unternommen hat, um sich valide 

Daten zu besorgen. Wir hätten erwartet, dass 

Sie sich dafür starkmachen. Die Koalitionsfrak- 

tionen im Bund haben damals aus guten Grün-

den im Gesetz extra verankert, dass man dann, 

wenn man mit solchen experimentellen Impf-

stoffen an die Menschen geht, sehr schnell und 

sehr zeitnah evaluieren muss. Bisher hat man 

die Daten des Statistischen Bundesamtes ver-

wendet, die aber immer sehr spät nachlaufen, 

weshalb man extra verpflichtend vorgegeben 

hat, sich die Daten von der Kassenärztlichen 

Bundesvereinigung zu besorgen, die dann ver-

pflichtend an das RKI und an das PEI weiterge-

leitet werden müssen. Das ist bis heute nicht  

erfolgt. Das muss man sich einmal überlegen.  

 

Auch Sie haben nichts unternommen, um sich 

Daten zu besorgen. Ich habe Sie in Interventio-

nen mehrmals - das ist in den Protokollen ver-

merkt - dazu befragt, warum Sie das nicht be-

rücksichtigen. Die Stadt Magdeburg ist eine 

recht große Stadt; d. h., für statistische Erhe-

bungen haben wir hier eine große Grundge-

samtheit. An dieser Stelle muss ich auf den 

Oberbürgermeister und seinen Gesundheits- 
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amtschef verweisen, die einen sehr, sehr guten 

Job gemacht haben. Aber auch auf diese haben 

Sie nie gehört. Es war alles bekannt. In meinen 

Augen haben Sie diesbezüglich absolut versagt. 

Ihre Rede ist nur ein Ausweichen und ein Be-

schönigen Ihres Versagens.  
 

(Beifall bei der AfD - Zuruf) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Das war auch keine Frage, sondern eine Inter-

vention.  
 

(Zuruf: Gut, gut!) 
 

Damit treten wir in die Debatte ein. Der erste 

Redner ist Herr Krull für die CDU-Fraktion. Für 

ihn ist laut Redezeitstruktur eine Redezeit von 

13 Minuten vorgesehen.  

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Meine 

sehr geehrten Mitglieder des Hohen Hauses! 

Wir beschäftigen uns mit der Großen Anfrage 

mit dem Titel „Evaluation der Regierungs- und 

Behördenentscheidungen während der Corona-

krise“. Hierzu seien mir einige Vorbemerkungen 

gestattet, bevor ich mich mit einzelnen Aspek-

ten auseinandersetze.  

 

Kurzzeitig hatte ich die Hoffnung, dass wir uns 

tatsächlich thematisch, inhaltlich mit den Frage-

stellungen auseinandersetzen. Aber diese Hoff-

nung wurde schnell getrübt, als ich mir die 188 

Fragen angeschaut habe; denn sie haben zum 

Teil nichts mit der Coronapandemie zu tun.  
 

(Zuruf: Was bitte?) 
 

Frage 71: Wie viele Beschäftigte im Dienste der 

Landesverwaltung sind in den Jahren 2017 bis  

 

2022 verstorben? Diese Frage bezieht sich nicht 

auf Corona, sondern es geht darum, wie viele 

Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes verstor-

ben sind.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Ja, und?) 
 

Was hat das mit Corona zu tun? 

 

(Jan Scharfenort, AfD: Diese Zahl kann man 

ins Verhältnis zu anderen Zahlen setzen! - Zu-

ruf von Ulrich Siegmund, AfD) 

 

Um es ganz deutlich zu machen: Selbstverständ-

lich gehört die Aufarbeitung der Covid-19-Pan-

demie zu den Dingen, die absolut notwendig 

sind; aber es geht vor allem darum, daraus 

Schlussfolgerungen für die Zukunft zu ziehen.  
 

(Jan Scharfenort, AfD: Nein! Aufarbeitung ist 

auch ganz wichtig!) 
 

Zudem muss man Entscheidungen, die getrof-

fen worden sind, danach beurteilen, wie der 

Wissensstand zum Zeitpunkt der Entscheidun-

gen war.  

 

(Jan Scharfenort, AfD: Eben!) 

 

An dieser Stelle gilt der Spruch: Hinterher ist 

man immer schlauer.  

 

Außerdem ist es notwendig zu unterscheiden, 

wofür der Bund Kompetenzen hat und wofür 

das Land Kompetenzen hat; denn diesbezüglich 

muss man differenzieren. So hat das Land häufig 

mitsamt den Kommunen entsprechende bun-

desgesetzliche Regelungen umsetzen müssen.  
 

(Zuruf von der AfD: Ja, ja, ist klar!) 
 

Dass es dabei, also bei staatlichem Handeln, 

auch zu Fehlentscheidungen kommt, ist prak-

tisch unvermeidlich. Man muss sich einmal in 

Erinnerung rufen, unter welchem zeitlichen  
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Druck Entscheidungen getroffen werden muss-

ten. Gleichzeitig kam es über einen sehr langen 

Zeitraum zu einer Arbeitsverdichtung, die von 

den Beschäftigten bewältigt werden musste. 

Dies ist geleistet worden.  

 

Nichtsdestotrotz müssen immer alle Maßnah-

men ergriffen werden, um mögliche Fehler zu 

vermeiden. Allein in Sachsen-Anhalt wurden 

279 Allgemeinverfügungen und Rechtsverord-

nungen im Umfeld der Covid-19-Pandemie er-

lassen. Dass es bei einer solchen Vielzahl zu Un-

stimmigkeiten gekommen ist, ist ebenfalls, ehr-

lich gesagt, wenig verwunderlich. Diese wurden 

jedoch so schnell wie möglich korrigiert bzw. 

klarstellende Interpretationen veröffentlicht.  

 

Ich selbst kann die Gespräche, die E-Mails und 

die Nachrichten in den sozialen Medien, die ich 

in diesem Zusammenhang geführt bzw. bekom-

men habe, nicht zählen. Die Menschen hatten 

einen hohen Kommunikations- und Erklärungs-

bedarf. Das ist eine der Lehren aus der Pande-

mie, die wir ziehen müssen. Die Kommunikation 

von Entscheidungsebenen muss verlässlich und 

widerspruchsfrei sein; alles andere verunsichert 

die Bevölkerung. Es geht um das Vorbringen der 

Argumente und darum, die Wege zu erklären, 

wie Entscheidungen zustande gekommen sind. 

Das wird nicht immer zur Zustimmung führen, 

aber ich hoffe auf ein gewisses Verständnis.  

 

Auch muss man Diskussionen über getroffene 

Entscheidung natürlich zulassen,  

 

(Zuruf von Daniel Rausch, AfD) 

 

und zwar gerade dann, wenn es darum geht, 

dass nach Abwägung aller Argumente Eingriffe 

in Grundrechte erfolgt sind.  

 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD) 

 

Das gehört zum Wesen einer Demokratie.  

Wenn aber eine kleine Minderheit in der Bevöl-

kerung die Debatte auf eine Art und Weise 

führt, die persönlich verletzend, ja, sogar straf-

rechtlich relevant ist, dann geht das einfach zu 

weit. Wenn Entscheidungsträgerinnen und Ent-

scheidungsträger Polizeischutz brauchen, weil 

ihnen Gefahr an Leib und Leben droht, dann 

werden Grenzen überschritten, meine Damen 

und Herren.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Leider gab es auch in den Parlamenten Vertre-

terinnen und Vertreter, die weniger an Sachar-

gumenten interessiert waren, sondern auf Pole-

mik gesetzt haben, um sich vermeintliche Vor-

teile in der Wählerschaft zu verschaffen. Wie 

wir wissen, war das nicht erfolgreich.  

 

Ich bin froh, dass sowohl die damalige Kenia-Ko-

alition als auch die heutige Deutschland-Koali-

tion unter der Führung unseres Ministerpräsi-

denten Dr. Reiner Haseloff auf einen Weg ge-

setzt haben, der den Schutz der Bevölkerung 

mit größtmöglichen Freiheiten verbindet.  

 

(Oh! bei der AfD - Ulrich Siegmund, AfD: Och, 

nee, nicht wirklich!) 

 

Diesen Sachsen-Anhalt-Weg haben wir als Frak-

tion immer unterstützt und unsere Möglichkei-

ten genutzt, um Impulse zu setzen. Insgesamt 

darf man feststellen, dass es in Deutschland ge-

lungen ist, relativ gut durch die Krise zu kom-

men.  

 

(Zuruf) 

 

Länder, die auf entsprechende Schutzmaßnah-

men verzichtet haben, hatten vor allem zu Be-

ginn der Pandemie eine hohe Zahl an Toten zu 

verzeichnen; siehe Brasilien.  

 

(Jan Scharfenort, AfD: Dänemark!) 
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Andere Länder setzen auf eine Null-Corona-

Strategie, z. B. China. Nach Aufhebung der Maß-

nahmen aufgrund massiver Proteste aus der Be-

völkerung sehen wir die aktuelle Lage vor Ort. 

Das wollten wir nicht. Wir haben erreicht, dass 

das bei uns nicht passiert ist.  

 

(Zuruf: Die ganze Zeit über, klar!) 

 

Dass wir so schnell Impfstoffe zur Verfügung 

hatten, halte ich bis heute für eine große Errun-

genschaft. Niemand hatte vermutet, dass die 

Entwicklung so schnell vonstattengehen 

könnte. Leider wurden durch falsche Kommuni-

kation und eine falsche Erwartungshaltung 

dazu, wie schnell Impfstoffe in der Masse zur 

Verfügung stehen können, 

 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 

 

sowie durch die Änderung von Impfempfehlun-

gen Unsicherheiten geschaffen. Hinzu kamen 

Nachrichten, die Unwahrheiten verbreitet  

haben und in weiten Teilen der Bevölkerung für 

Verunsicherung und Skepsis gesorgt haben.  

 

(Daniel Rausch, AfD: Ein großer Feldversuch 

war das! - Zuruf von der AfD: Ja!) 

 

Dass es bei diesen Impfungen zu Komplikatio-

nen gekommen ist, ist unbestritten. Dort, wo es 

zu solchen Impfschäden gekommen ist, muss 

entsprechende Hilfe geleistet werden. Bei der 

Betrachtung dieser Tatsache darf man aber 

nicht vergessen, wie viele Leben gerettet und 

wie viele schwere Verläufe durch die Impfung 

vermieden werden konnten.  

 

(Zustimmung - Zurufe von der AfD: Ja, ja! - 

Daniel Rausch, AfD: Beweist das mal!) 

 

Mit heutigem Wissensstand sehe ich die soge-

nannte 2-G-Regel bei Veranstaltungen kritisch. 

Damit wurde der falsche Eindruck vermittelt,  

 

dass bei Genesenen und Geimpften kein An- 

steckungsrisiko besteht. Das war falsch. Damit 

wurde eine falsche Sicherheit vermittelt. Auch 

für Genesene und Geimpfte hätten Testungen 

verpflichtend sein müssen, um das An- 

steckungsrisiko zu reduzieren.  

 

Bezüglich der Testungen muss man ebenfalls 

ein differenziertes Bild zeichnen. Der erste recht 

zuverlässige Covid-19-Test wurde ebenfalls in 

Deutschland entwickelt. Das zeigt, dass unser 

Land auch im Bereich der medizinischen For-

schung zum weltweiten Spitzenfeld gehört. 

Durch die Testung konnten nicht nur die Er-

krankten schnellstmöglich behandelt, sondern 

auch Infektionsketten unterbrochen werden.  

 

Gleichzeitig kam es in Einzelfällen mit kriminel-

ler Energie zu Abrechnungsbetrug. Es muss nun-

mehr natürlich gegen die Täterinnen und Täter 

vorgegangen werden.  

 

Zum Schutz der vulnerablen Gruppen haben vor 

allem Kinder und Jugendliche viel geleistet. 

Nach Auswertung der Daten wissen wir heute, 

dass Kitas und Schulen keinen übergroßen Bei-

trag zum Infektionsgeschehen geleistet haben. 

 

(Frank Otto Lizureck, AfD: Das haben wir da-

mals schon gesagt! - Weitere Zurufe) 

 

Die Schließung von Kitas und Schulen war also, 

im Nachhinein betrachtet, in diesem Umfang 

nicht notwendig.  

 

(Jan Scharfenort, AfD: Das war doch vorher 

klar! - Daniel Rausch, AfD: Das hätte man 

vorher wissen können! - Weiter Zuruf von der 

AfD: Das haben wir euch doch immer ge-

sagt!) 

 

Gleichzeitig ist es notwendig, die entstandenen 

Entwicklungs- und Lerndefizite abzubauen. In 

diesem Sinne hätte ich mir gewünscht, dass das  
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Programm mit dem Titel „Aufholen nach 

Corona“ von der aktuellen Bundesregierung 

fortgesetzt worden wäre.  

 

(Zuruf von der AfD: Entschuldigt euch!) 

 

Bezüglich der Digitalisierung von Lernangebo-

ten war festzustellen, dass Deutschland hierbei 

nicht in der Champions League spielt. Es wurden 

diverse Programme aufgelegt, um die vorhan-

denen Defizite anzugehen. Es bleibt aber eine 

echte Herausforderung, nicht nur die techni-

sche Seite abzudecken, sondern auch die Ver-

mittlung von Lerninhalten und die Nutzung von 

digitalen Plattformen sicherzustellen. Dies stellt 

übrigens auch die Lehrkräfte vor große Heraus-

forderungen.  

 

Was die Verwirklichung der Gleichstellung be-

trifft, haben wir während der Coronapandemie 

Rückschritte erleben müssen. Gerade wenn es 

um die Kombination aus Homeschooling, 

Homeoffice und Homecooking ging, blieb die 

Last zu großen Teilen bei den Frauen.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 

gesamte Bereich der medizinischen und pflege-

rischen Versorgung war wirklich übermäßig ge-

fordert. Insbesondere Krankenhäuser sollten 

vor einer drohenden Überlastung durch die er-

griffenen Maßnahmen geschützt werden.  
 

(Ulrich Siegmund, AfD, lacht)  

 

Rückblickend muss man feststellen, dass bei  

allen großen Schwierigkeiten die Situation ins-

gesamt bewältigt werden konnte, und dies vor 

allem durch das Engagement der dort Beschäf-

tigten.  

 

Wir haben uns bereits gestern mit dem Thema 

Situation an Krankenhäusern in unserem Land 

beschäftigt. Das wird auch weiterhin notwendig 

sein; denn unsere Krankenhauslandschaft zu- 

 

kunftsfest und pandemiesicher zu gestalten, er-

fordert weitere Maßnahmen.  

 

Die Situation in der Pflege, in den stationären 

Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in den 

Werkstätten für Menschen mit Behinderung so-

wie der stationieren Kinder- und Jugendhilfe 

wurde leider auch bei den politischen Debatten 

zu wenig betrachtet. Eine der Lehren, die wir 

ziehen müssen, ist, die Belange dieser Einrich-

tungen, ihrer Nutzerinnen und Nutzer sowie der 

dort Beschäftigten stärker mit zu betrachten. 

Auch an dieser Stelle war die Beschaffung von 

persönlicher Schutzausrüstung eine der größten 

Herausforderungen zu Beginn der Pandemie. 

Centartikel waren plötzlich kaum noch zu be-

schaffen, und wenn, dann nur mit Preissteige-

rungen, die kaum nachvollziehbar waren.  
 

(Daniel Rausch, AfD: Maskendeal!) 
 

Dass einige diese Notlagen zur persönlichen Be-

reicherung ausnutzt haben, widerspricht mei-

nem eigenen moralischen Kompass zutiefst. Ich 

verurteile dies ausdrücklich.  
 

(Zuruf von der AfD: Das sind Ihre Parteimit-

glieder!) 
 

Gewinne zu machen, ist selbstverständlich er-

laubt, aber in dieser Situation wurden zum Teil 

Mondpreise aufgerufen, weil man um die Not 

derjenigen wusste, die auf der Suche nach ent-

sprechendem Material waren.  

 

Nun ein kleiner Exkurs: Es gibt auch in diesem 

Hohen Haus eine Fraktion, die Zweifel an der 

Wirksamkeit der Masken hat.  
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Ja!) 
 

Mit dem korrekten Tragen einer Maske schützt 

man sich und andere. Es ist mehrfach nachge-

wiesen worden, dass das Infektionsrisiko sinkt, 

und zwar nicht nur bei Corona.  
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(Ulrich Siegmund, AfD: Wann wurde das 

denn nachgewiesen? - Zuruf von der AfD: Ja, 

ja! - Weitere Zurufe von der AfD) 

 

Zurück zum Thema Beschaffung. Hierbei wurde 

deutlich, dass die Globalisierung von Produk- 

tionsprozessen und weltweite Lieferketten zu 

echten Problemen führen können. Im Umkehr-

schluss müssten solche Produkte in Deutsch-

land und/oder innerhalb Europas produziert 

werden, um entsprechende Abhängigkeiten zu 

vermeiden und Lieferketten zu verkürzen. Ge-

störte Lieferketten sind bis heute ein Problem, 

z. B. auch im Bereich der Versorgung mit phar-

mazeutischen Produkten. Die wirtschaftlichen 

Verwerfungen durch die Pandemie waren und 

sind spürbar. 

 

Gleichzeitig darf man attestieren, dass die Un-

ternehmen grundsätzlich besser durch die Krise 

gekommen sind, als viele befürchtet haben, 

auch dank der unterschiedlichen Hilfspakete, 

die aufgelegt worden sind. Dies konnte sich der 

Staat aber nur leisten, weil er vorher ordentlich 

mit dem Geld umgegangen ist, das ihm von den 

Bürgerinnen und Bürgern anvertraut worden ist 

- ein Ergebnis der unionsgeführten Bundes- 

regierung. 

 

Ich möchte insbesondere auf den öffentlichen 

Gesundheitsdienst eingehen. Dort wurden vor-

handene Defizite während der Pandemie sehr 

deutlich. Deshalb war es wichtig, dass die vor-

malige Bundesregierung den Pakt für den  

öffentlichen Gesundheitsdienst auf den Weg 

gebracht hat. Auch hierbei müssen wir fitter 

werden für die Herausforderungen der Zukunft. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nie-

mand ist unfehlbar, insbesondere nicht in Zei-

ten, in denen Entscheidungen sehr schnell und 

teilweise auf dünner Datenbasis getroffen wer-

den müssen. Der damalige Bundesgesundheits-

minister Jens Spahn sagte einmal: Wir werden  

 

einander viel verzeihen müssen. - Ich möchte 

ergänzen: Unverzeihlich wäre es, wenn wir 

nichts aus den Ereignissen und aus unseren  

heutigen Erkenntnissen lernen würden. 

 

Ich danke allen Menschen, die sich an der Pan-

demiebekämpfung, egal in welcher Form, betei-

ligt haben. Als Gesellschaft haben wir Neues 

über unsere Stärken, aber auch über unsere 

Schwächen erfahren. Ziehen wir daraus ge-

meinsam die richtigen Schlüsse - ohne Polemik, 

orientiert an der Sache und am Menschen. - Vie-

len Dank. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und von 

Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Herr Krull. - Herr Scharfenort 

möchte intervenieren. 
 

 

Jan Scharfenort (AfD):  

 

Ihre Rede stand im Zeichen des Zitats von Herrn 

Spahn: Wir müssen uns viel zu verzeihen haben. 

Das wurde auch in Ihrer Rede deutlich. - Nein, 

wir Kritiker müssen nicht verzeihen, sondern Sie 

müssen sich erst einmal entschuldigen, dann 

können wir Ihnen vielleicht verzeihen, und ver-

zeihen Ihnen auch.  
 

Ich moniere bei Ihnen als CDU-Fraktion die kri-

tiklose Übernahme der Ansichten von Corona- 

fanatikern. Sie haben dabei keine glückliche 

Rolle gespielt. Ich empfehle Ihnen einen Artikel 

vom 17. September 2022 hinter der Bezahl-

schranke der „Welt“, in dem aufgedeckt 

wird - „Politico“ und „Die Welt“ haben ein hal-

bes Jahr lang dazu recherchiert -, wie das Ganze 

im Hintergrund gelaufen ist, nämlich zwischen 

Pharmalobby, Bill-Gates-Stiftung und anderen 

Stiftungen. 
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(Oh! bei der CDU - Zurufe: Jetzt aber! - Hört 

doch auf! - Weitere Zurufe von der CDU und 

von der FDP - Daniel Rausch, AfD: Hört doch 

mal auf, Mensch! Das steht in der „Welt“! - 

Unruhe) 

 

- Ich kann Ihnen das schicken. - Es sind sogar die 

Schriftstücke zwischen Frau Merkel und Bill  

Gates geleakt worden, zwischen Frau Merkel 

und Boris Johnson usw. Dazu habe ich auch 

nichts gehört. 

 

(Zurufe von der CDU und von der FDP - Un-

ruhe) 

 

Das passt auch zu der heutigen Kritik am öffent-

lich-rechtlichen Rundfunk. Es ist ein Skan-

dal - das sieht „Die Welt“ genauso -, dass kein 

großes Medium darüber berichtet hat. Das ist 

der eigentliche Skandal. Ein halbes Jahr wirklich 

gute journalistische Arbeit ist von den anderen 

Medien nicht aufgenommen worden - von 

Ihnen übrigens auch nicht. 

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der AfD: 

Pfui!) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Krull, Sie können gern reagieren. 

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Erste Bemerkung: Wenn Sie jemanden zitieren, 

tun Sie das korrekt und versuchen Sie nicht, das 

Zitat zu verstümmeln. 

 

Zweite Bemerkung: Haben Sie sich einmal über-

legt, dass die Daten, die Sie genannt haben, von 

anderen Medien vielleicht deshalb nicht reflek-

tiert worden sind, weil sie doch nicht so toll  

recherchiert worden sind? 

(Ulrich Siegmund, AfD: Das glauben Sie doch 

wohl selber nicht! - Lachen bei der AfD) 

 

Was ich in meiner Rede deutlich gemacht habe, 

ist, 

 

(Zuruf von der AfD: So eine dumme Ausrede 

habe ich noch nicht gehört!) 

 

dass wir die Entscheidungen, die damals getrof-

fen worden sind, mit dem damaligen Wissens-

stand, heute anders beurteilen. Aber das ist, 

glaube ich, auch ein großer Unterschied zwi-

schen Ihrer Fraktion und anderen Fraktionen 

hier im Parlament:  

 

(Zuruf von der AfD: Gott sei Dank! - Lachen 

bei der AfD) 

 

Wir machen Lernprozesse durch. Wir lernen 

dazu,  

 

(Zurufe von der AfD: Das haben Sie eben 

nicht getan! - Viel zu spät!)  

 

und wir wissen, dass wir fehlbar sind. Das ist 

auch unser christliches Verständnis als CDU. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Ihr Handeln war aber 

nicht christlich! Überhaupt nicht!) 

 

Ihre Lage ist: Erstens wissen Sie grundsätzlich  

alles besser,  

 

(Zuruf von der AfD: Ja! - Weitere Zurufe von 

der AfD - Unruhe) 

 

und zweitens sind Sie nicht in der Lage, selbst-

kritisch zu reflektieren, welchen Unsinn Sie hier 

manchmal erzählen. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zurufe von der 

AfD - Unruhe) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Herr Krull. - Es folgt als nächste 

Rednerin Frau Anger für die Fraktion DIE LINKE. 

Sie hat eine Redezeit von vier Minuten. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Tja, das liegt an den 

schlechten Wahlergebnissen! - Zuruf von der 

AfD: Was ist denn jetzt los? - Daniel Rausch, 

AfD: Ohne Maske!)  

 

 

Nicole Anger (DIE LINKE):  

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Fakt ist: Diese Pandemie hat uns allen viel  

abverlangt. Fakt ist auch: Wir werden mit den 

Folgen der Pandemie noch viel und lange zu tun 

haben. Fakt ist ebenfalls: Es gab durchaus viele 

in diesem Haus, die in den letzten drei Jahren 

Lerneffekte hatten. 

 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD) 

 

Niemand von uns war auf eine Art Pandemie 

vorbereitet. Wir mussten dazulernen, wie wir 

mit den pandemischen Entwicklungen umge-

hen. Das Sozialministerium hatte jede Menge 

Zusatzbelastungen, bei all den anderen gesund-

heits- und sozialpolitischen Herausforderungen. 

Die Ministerin hat dazu schon einiges richtig 

ausgeführt.  

 

Meine Damen und Herren! Es gibt in diesem 

Haus diese eine Fraktion mit ihren 23 Coro-

naleugner*innen, Hetzer*innen und Spalter*in-

nen. 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Sie will diesen Lerneffekt einfach nicht haben 

und verweigert sich dem gänzlich. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der AfD) 

 

Das zeigen einmal mehr die Fragen der Großen 

Anfrage deutlich: Suggestivfragen, Fragen, die 

schon x-mal beantwortet wurden, Fragen, die 

mit der Pandemie - dies führte der Kollege Krull 

bereits aus - überhaupt nichts zu tun haben, 

und das alles immer mit dem Ziel, Ihre eigenen 

Verschwörungstheorien weiterzuspinnen. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der AfD) 

 

Meine Damen und Herren! Diese Pandemie 

kam doch der AfD genau zur richtigen Zeit, um 

weiterhin die Menschen aufzuwiegeln,  

 

(Unruhe bei der AfD) 

 

um weiterhin an den Grundfesten der Demokra-

tie zu rütteln,  

 

(Oh! und Lachen bei der AfD)  

 

um unsere Solidarität zu brechen  

 

(Zuruf von der AfD: Was für ein Schwach-

sinn!)  

 

und um die Gesellschaft weiter zu spalten.  

 

(Zuruf von der AfD: Das glaubst du ja nicht!) 

 

Die Coronapandemie war und ist Ihnen nur ein 

Vorwand dafür.  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Verschwörungstheorien über die Pandemie zu 

verbreiten  

 

(Zuruf von der AfD: Ihr habt das als Vorwand 

genutzt und Angst verbreitet! - Unruhe) 

 

und sich hier als parlamentarischer Arm auch 

der Querdenker*innen da draußen zu sehen, 

das ist seit drei Jahren das Credo der AfD. 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

105 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der AfD) 

 

Unsere Aufgabe als Parlament ist es jedoch, 

jetzt die Folgen der Pandemie für die jeweiligen 

Zielgruppen entsprechend abzuschwächen und 

abzuschaffen. Die Pandemie - das muss man 

festhalten - hat viele Missstände im Land ver-

schärft. Dem gilt unser Augenmerk, das will 

meine Fraktion fokussieren. Daher lohnt sich für 

mich eine weitere Aussprache zu dieser Großen 

Anfrage nicht. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der LINKEN - Unruhe bei der AfD) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Frau Anger. - Es folgt als Nächster 

Herr Pott für die FDP-Fraktion. Für diese ist eine 

Redezeit von zwei Minuten vorgesehen. 

 

 

Konstantin Pott (FDP): 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Innerhalb von zwei 

Minuten auf eine Große Anfrage mit 188 Fragen 

einzugehen ist sportlich. Deswegen möchte ich 

mich in meinem Redebeitrag etwas allgemeiner 

halten.  
 

Es wurde schon mehrmals gesagt: Man muss die 

Entscheidungen immer in die Zeit einordnen. 

Am Anfang wussten wir tatsächlich wenig von 

dem, was auf uns zukommt. Darauf hätte man 

mit Sicherheit besser vorbereitet sein können. 

Deshalb ist es durchaus richtig, dass wir auch im 

Nachgang schauen: Was lief gut? Was lief 

schlecht? Wo können wir besser werden? Was 

können wir für die Zukunft daraus lernen? 

 

Eine Sache, die ich an dieser Stelle betonen 

möchte: Die Coronazeit mit ihren Einschränkun-

gen - das wird manchmal vergessen - war der 

Ausnahmezustand, das ist keine neue Normali- 

 

tät. Deshalb ist es auch der richtige Weg, dass 

wir jetzt dazu übergehen, alle Regelungen wie-

der abzuschaffen. Ich bin daher auch sehr dank-

bar, dass auf der Bundesebene die Masken-

pflicht im Fernverkehr aufgehoben wird. Ich bin 

auch dem Bundesland Sachsen-Anhalt und der 

Landesregierung sehr dankbar dafür, dass wir 

das erste Bundesland waren, das die Corona-

Eindämmungsverordnung abgeschafft hat. 
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU) 
 

Noch einmal dazu, Lehren aus den letzten Jah-

ren zu ziehen. Wir als Freie Demokraten schla-

gen dafür eine Enquete-Kommission vor. Denn 

wir finden es wichtig, mit Fachleuten aus der 

Wissenschaft dazu ins Gespräch zu kommen, 

den Diskurs zu führen und über die Dinge, die 

ich angesprochen habe, zu sprechen, zu disku-

tieren und auch das Parlament einzubeziehen. 

Ich glaube, das ist wichtig. Auch das war in der 

Pandemie nicht immer selbstverständlich - und 

auch das muss kritisch gesehen werden. Des-

halb sollten wir bei der Auswertung diese Fehler 

nicht wiederholen, sondern das Parlament mit 

den Parlamentariern, auch denen der Opposi-

tion, einbeziehen. Dafür ist eine Enquete-Kom-

mission eine gute Wahl. 
 

(Zustimmung bei der FDP und bei der CDU) 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

Redezeit ist fast vorbei. Ich hoffe, dass wir per-

spektivisch insgesamt zu einer guten Auswer-

tung kommen werden. - Ich bedanke mich für 

Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Zustimmung bei der FDP) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Herr Pott. - Ich rufe als nächste 

Rednerin Frau Sziborra-Seidlitz für die Fraktion  
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ans Rednerpult. 

Auch dieser Fraktion ist in der Redezeitstruktur 

„D“ eine Redezeit von zwei Minuten zugewie-

sen.  

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE):  

 

Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Im März 2020 

äußerte sich ein Landespolitiker in Sachsen-An-

halt wie folgt: Der absolut richtige Schritt der 

Schließungen von Schulen und Kindergärten 

nützt relativ wenig, wenn einzelne Risikobe- 

reiche weiterhin gleichsam bestehen bleiben.  

 

Zur Ausstattung mit Schutzausrüstungen wird 

von dem gleichen Politiker festgestellt: Solange 

diese flächendeckende Ausstattung nicht mög-

lich ist, besteht die Gefahr einer massiven Virus-

ausbreitung nach wie vor. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Das ist vom März 

2022!)  

 

All das gipfelt in der Forderung: Die AfD-Frak-

tion fordert umfassende Maßnahmen zur Ein-

dämmung des Coronavirus und ebenso auch 

ambulante Testeinheiten, die in Verdachtsfällen 

die Bürger zu Hause aufsuchen und orale Ab- 

striche nehmen. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Richtig! Und wann 

war das?) 

 

- Zitate von Ihnen, Herr Siegmund, vom März 

2020. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Wann?) 

 

- März 2020. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Richtig! März!)  

Wie sich Ihre Einschätzung zu Corona, Schutz-

kleidung, Tests und Schulschließungen ent- 

wickelt hat, ist allseits bekannt. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Realistisch!) 

 

Seine Position zu ändern, sogar um 180 Grad, ist 

nicht an sich verwerflich. Vielmehr ist es sogar 

ein Wert an sich, aus Fehlern zu lernen  

 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD)  

 

und neue Erkenntnisse aufzunehmen. Glaub-

hafte Politik gelingt nur, wenn man sich im poli-

tischen Handeln der Unsicherheit bewusst ist 

und in der Abwägung verschiedener Rechts- 

güter handelt, indem man Maßnahmen eva- 

luiert - auch im Rückblick - und unnötige Maß-

nahmen wie etwa die Schließung von Spielplät-

zen, Kitas oder Schulen offen kommuniziert. 

 

Der zentrale Unterschied zwischen Ihrem Mei-

nungsumschwung und seriöser Politik, Herr 

Siegmund, ist: Sie wechseln Ihre Meinung je 

nach gefühlter Stimmungslage  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Nach Fakten!) 

 

und genau spiegelbildlich zum Regierungs- 

handeln. 

 

(Zurufe von der AfD: Nach Fakten! - Weitere 

Zurufe von der AfD) 

 

Sagt die Regierung „Hü!“, sagen Sie „Hott!“; sagt 

die Regierung „Hott!“, sagen Sie „Hü!“, und das 

Ganze komplett fakten- und wissenschaftsbe-

freit. Populismus in Reinform! 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Verantwortungsbewusste Politikerinnen und 

Politiker machen sich die Mühe, für ihre Mei-

nungsbildung etwa die in der Großen Anfrage  
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genannten Studien, Untersuchungen und  

wissenschaftlichen Statements genauer in den 

Blick zu nehmen.  

 

(Lachen bei der AfD)  

 

Ihre Große Anfrage bietet dazu keinen Anlass. - 

Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LINKEN 

- Unruhe bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Frau Sziborra-Seidlitz. - Es folgt 

Frau Dr. Richter-Airijoki. Der SPD-Fraktion sind 

drei Minuten Redezeit zugewiesen. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Hohes Haus! 

Am Schiff bauen, während wir schon segeln, das 

war und ist noch die Herausforderung, vor die 

uns das neuartige Coronavirus Covid-19 gestellt 

hatte und noch stellt. Die Coronaschutzmaß-

nahmen haben uns allen viel abverlangt, aber 

sie waren insgesamt notwendig, um Menschen 

zu schützen und Leben zu retten. Keine der 

weitreichenden Einschränkungen wurde leicht-

fertig vorgenommen. Grundlage war durchge-

hend eine sehr umfassende Analyse des jeweils 

aktuellen Standes der Forschung unter Berück-

sichtigung nicht nur von Einzelstudien, sondern 

dessen, was in der Wissenschaft zusammen- 

fassend als Body of Evidence, Gesamtheit der 

Evidenz, bezeichnet wird. 

 

Dass wir heute wieder ein normales Leben füh-

ren können, ist vor allem dem Umstand zu ver-

danken, dass mit den Impfungen eine große Im-

munität in der Bevölkerung erreicht werden 

konnte.  

(Zustimmung) 

 

Das Zusammenwirken von Impfschutz und der 

Gesamtheit der Infektionsschutzmaßnahmen 

war ausschlaggebend dafür, dass wir in 

Deutschland und in Sachsen-Anhalt nicht noch 

viel mehr Leben an Covid-19 verloren haben 

und nicht noch viel mehr Menschen gesundheit-

liche Einschränkungen durch Covid erleiden.  

 

Das Corona-Sondervermögen in Sachsen-Anhalt 

hat es ermöglicht, unsere Gesundheitsversor-

gung für die durch Corona eingetretene Notlage 

sowie künftige Notlagen besser zu rüsten und 

Auswirkungen auf die wirtschaftliche und  

soziale Entwicklung abzufedern. 

 

Eine von der Bundesregierung beauftragte  

Expertenkommission zu Covid-19 hat die Maß-

nahmen ausgewertet. Auf der Grundlage ihres 

Berichts und ihrer Empfehlungen wurden die 

Maßnahmen aktualisiert und an die bestehende 

Lage angepasst, zusätzlich zu laufenden Anpas-

sungen sowohl auf der Bundes- als auch auf der 

Landesebene. 

 

Ein Aspekt, den man nicht genug betonen kann, 

ist, dass die Wirksamkeit von Maßnahmen nicht 

allein von grundsätzlichen medizinisch-wissen-

schaftlichen Erkenntnissen abhängt. Auch ver-

schiedene Aspekte der jeweiligen Situation 

spielen eine Rolle, darunter ganz wesentlich die 

Akzeptanz. Dabei sind die Kommunikation und 

die Förderung von Gesundheitskompetenz sehr, 

sehr wichtig. 

 

Eine große Herausforderung im Verlauf der Pan-

demie war und ist der Umgang mit Desinforma-

tion, mit falschen Behauptungen, Halbwahr- 

heiten und pseudowissenschaftlichen Zahlen-

spielen,  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Da war Herr Lauter-

bach der Beste!) 
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die von dem Ziel geleitet sind, Zweifel an demo-

kratischen und wissenschaftlichen Institutionen 

zu schüren,  

 

(Zuruf von der AfD: Die Impfung ist neben- 

wirkungsfrei! Zitat Karl Lauterbach!)  

 

wie wir es auch hier immer wieder - das muss 

ich wirklich sagen, auch jetzt wieder - von der 

AfD gesehen haben. 
 

(Zustimmung bei der SPD, bei der LINKEN und 

bei den GRÜNEN - Oliver Kirchner, AfD: Es 

kommt immer darauf an, wer es sagt! - Wei-

tere Zurufe von der AfD)  

 

Es handelt sich um ein weltweites Phänomen, 

wesentlich genährt aus Filterblasen in sozialen 

Medien. Wir müssen unterscheiden zwischen 

einem nötigen politischen und wissenschaft- 

lichen Diskurs und Versuchen, einen geistigen 

Bürgerkrieg zu führen, allgemeines Unbehagen 

zu mobilisieren usw. 

 

Fragen Sie mich gern nach der Quelle dieser  

Zitate. 
 

(Oliver Kirchner, AfD: Das war das Innen- 

ministerium des Bundes!) 
 

Ich wünsche mir eine lebhafte Beteiligung unse-

rer Hochschulen, z. B. mit Diplom- und Doktor-

arbeiten, an der vertieften Auswertung der ver-

schiedenen Aspekte der Pandemiebekämpfung 

in Sachsen-Anhalt und der daraus zu lernenden 

Lektionen. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Dr. Richter-Airijoki. - Der 

letzte Redner der Debatte ist Herr Siegmund, 

und das sind jetzt noch einmal acht Minuten. 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Ich möchte mit Frau 

Sziborra-Seidlitz beginnen. Frau Sziborra-

Seidlitz hat uns unterstellt, dass wir Anfang 

2020, im Februar und März, als niemand auf die-

sem Planeten wirklich wusste, was auf uns zu-

kommt, für Vorsicht plädiert haben. Das haben 

wir als AfD-Fraktion damals gemacht. Und, Frau 

Sziborra-Seidlitz, falls Sie sich richtig erinnern, 

waren wir damals die einzigen. Es war ein unbe-

kannter Virus. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Genau!) 

 

Niemand wusste, was auf uns zukommt, und ich 

erinnere Sie daran, dass Sie und die gesamte 

Bundesregierung zu dieser Zeit völlig tatenlos 

waren. Wir hatten Leute, die aus China einge-

reist sind. Deutschland war eines der wenigen 

Länder, das keine Maßnahmen eingeleitet hat, 

weil man hier geschlafen hat. Hier hatten wir 

politisch Aufmerksamkeit gefordert. 

 

Als im April, Mai und Juni die ersten Erkennt-

nisse vorlagen und man weltweit wusste, dass 

sich dieser Virus vor allem für die älteren Men-

schen dieser Gesellschaft darstellt, sind wir auf 

die aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse 

eingestiegen und haben adäquat zu anderen 

Ländern, bspw. zu Schweden, gefordert, den  

Fokus auf die Risikogruppen zu richten, Frau  

Sziborra-Seidlitz. 

 

Das ist eine Politik, wie man sie sich vorstellen 

muss, eine Ausrichtung anhand neuer wissen-

schaftlicher Erkenntnisse. Das gab es nur mit 

der Alternative für Deutschland. Sie haben ge-

schlafen. Sie haben den anderen Weg mitge-

macht.  

 

(Beifall von der AfD - Matthias Büttner, 

Staßfurt, AfD: Genau so ist es!) 
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Deshalb ist das völlig seriös, und deshalb ist es 

absolut peinlich, dass Sie heute, drei Jahre spä-

ter, meine aktuellen Äußerungen, ein Zitat aus 

einer Großen Anfrage, mit einem Zitat von mir 

aus dem März 2020 in Verbindung bringen. Das 

ist an Hilflosigkeit kaum noch zu überbieten. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Jetzt die anderen Punkte. Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Die CDU-Fraktion ist der 

Meinung, dass sie sich an neuen Erkenntnissen 

ausrichtet und die aktuelle Politik nachschärft. 

Ich möchte in einem kurzen Satz die letzten drei 

Jahre skizzieren, wie unsere Position war. Der 

Anfang war - das habe ich gerade gesagt - völlig 

legitim. Dann ging es weiter, als Sie losgingen 

und die gesamte Gesellschaft einsperren woll-

ten. Unser Kurs war es von Anfang an, Kinder 

und Schulen sind keine Pandemietreiber. 
 

(Zuruf von Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE) 
 

Das gesellschaftliche Leben ist kein Pandemie-

treiber; der Fokus muss auf die Risikogruppen 

gelegt werden. Die Zeit hat uns recht gegeben. 

Wo ist die Entschuldigung? Wir warten bis 

heute darauf. Das war unser Kurs von Anfang 

an. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Weiter: Impfung freiwillig lassen. Ich zitiere - ich 

habe es schon einmal an diesem Pult gemacht -: 

Robert Farle war der erste deutsche Politiker, 

der an diesem Pult die Impfpflicht prognosti-

ziert hat. Sie ist genauso eingetreten, nämlich 

die einrichtungsbezogene Impfpflicht. 
 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 
 

Hunderttausende Menschen haben Sie zur Imp-

fung genötigt. Er hatte recht. Es ist genauso ein-

getreten, wie wir es damals in diesem Hause als 

Erste gesagt haben. - Zweiter Punkt. 

(Beifall bei der AfD) 

 

Drittes Argument, Maßnahmen im Verhältnis. 

 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE) 

 

Ich habe gerade aufgezeigt, 40 % mehr Fälle von 

Kindeswohlgefährdung. Herr Lange, dass Ihnen 

Kindeswohlgefährdung egal ist, wissen wir alle 

in diesem Hause. Dass den GRÜNEN Kindes-

wohlgefährdung egal ist, wissen wir auch alle in 

diesem Hause. Aber das sind Zahlen, Herr 

Lange, aus der Großen Anfrage, die ich zitiert 

habe. Das nehmen Sie alles in Kauf. Wir haben 

damals auch als einzige Kraft gesagt, die Maß-

nahmen stehen nicht im Verhältnis zu einem 

eventuellen Nutzen.  

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

Sie haben uns ausgelacht. Sie haben uns als Ver-

schwörungstheoretiker bezeichnet. Herr 

Dr. Grube war auch ein maßgeblicher Befürwor-

ter, dass das alles Verschwörungstheorien sind. 

Ihre Zahlen entlarven Sie selbst, Herr Dr. Grube.  

 

(Beifall bei der AfD - Dr. Falko Grube, SPD: 

Ausnahmsweise zitieren Sie mich richtig!) 

 

Der letzte Punkt: Die Impfnebenwirkungen sind 

auch ein Punkt, bei dem wir recht hatten. Liebe 

Kolleginnen und Kollegen, für mich bleibt unter 

dem Strich eines festzustellen: Im Prinzip ist es 

für Sie eine Ersatzreligion.  

 

(Oh! bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Es ist wie eine Religion, und das sieht man bspw. 

am Verhalten einzelner Abgeordneter. Auf dem 

Höhepunkt der Maskenpflicht bspw. saß die 

Landesvorsitzende der SPD, Juliane Kleemann, 

permanent in diesem Raum mit über 90 Abge-

ordneten ohne Maske am Platz, ist dann aber 

mit Maske an dieses Pult gegangen, damit,  
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wenn sie von der Kamera aufgenommen wird, 

alle Menschen denken, sie trägt die ganze Zeit 

eine Maske, hat sich wieder hingesetzt und das 

Ding wieder abgenommen. 

 

Frau Anger, Ihre gesamte Fraktion, alle Referen-

ten saßen als einzige in diesem Haus bis vor  

einem Monat noch mit FFP2-Maske in den Aus-

schüssen und haben irgendwann mitbekom-

men, dass kein anderer mehr mitmacht, nicht 

einmal die GRÜNEN, nicht einmal die SPD. Sie 

haben gemerkt, sie machen sich in diesem Haus 

völlig zum Ei, und jetzt sitzen sie auch alle ohne 

Maske da. - Ups. 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Das zeigt, das waren alles politische Entschei-

dungen und keine wissenschaftlichen, meine 

sehr geehrten Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Es ist einfach nur lächerlich, was Sie hier ab- 

ziehen. Das Traurige ist eigentlich, dass so viele 

Menschen da draußen darauf hereingefallen 

sind, weil sie Ihnen vertraut haben, und Sie  

haben mit dem Vertrauen der Menschen in  

diesem Land gespielt, liebe Kollegen. 

 

Eine Frage hat sich mir in der Debatte aufgetan: 

Warum verteidigt die CDU diesen Kurs so krass? 

Bis heute sind die ganzen Maskenskandale nicht 

aufgearbeitet. Wie viele CDU-Politiker, vor al-

lem auf Bundesebene, haben richtig abkassiert? 

Woher kommen die Millionen beim ehemaligen 

Gesundheitsminister Spahn für seine riesen-

große Villa? Wer hat hier mitverdient? Was ist 

in der Uniklinik? Ist das endgültig aufgeklärt? Es 

gibt so viele Fälle, die noch Fragezeichen sind. 

Da ist mir klar, dass das eine oder andere viel-

leicht einfach verschleiert werden soll, meine 

sehr geehrten Damen und Herren. 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Genau so 

ist es!) 
 

Übrigens hat dieses Land 500 Millionen Dosen 

Impfstoffe bestellt, vom Baby bis zum Rentner, 

acht Shots für jeden Menschen in diesem Land. 
 

(Lachen bei der AfD) 
 

Was kostet das die Gesellschaft und was ist mit 

diesen Impfstoffen passiert? 
 

Als letzter Punkt hat sich nach drei Jahren 

schlussendlich die große Logikfrage dieser Zeit 

bewiesen. Sie haben alles gemacht. Die CDU - 

Herr Krull hat es gerade zitiert - wollte die Kran-

kenhäuser schützen und vor einer Überlastung 

bewahren. Gestern haben wir über die Überlas-

tung der Krankenhäuser gesprochen, weil kein 

Geld da ist. Die Krankenhäuser wurden seit über 

15 Jahren kaputtgespart, und selbst jetzt in der 

aktuellen Krisensituation stellen Sie kein Geld 

im Haushalt für diesen wichtigen Punkt bereit. 
 

Wir haben einen gigantischen Ärztemangel. Wir 

gehen seit über zehn Jahren sehenden Auges in 

eine Pflegekatastrophe. Aber es wird alles ge-

macht, um die Krankenhäuser nicht zu überlas-

ten. Die Beantwortung dieser Logikfrage blei-

ben Sie bis heute schuldig, und das beweist die 

ganze Skrupellosigkeit, die Doppelmoral dieser 

Coronapolitik - alles ein riesengroßer Zirkus. Ich 

hoffe, dass das die Menschen in diesem Land  

irgendwann verstehen. - Vielen Dank für Ihre 

Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall bei der AfD - Matthias Büttner, 

Staßfurt, AfD: Jawohl! - Zuruf von Dr. Falko 

Grube, SPD) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 
 

Es gibt zwei Fragen, von Herrn Schulenburg und 

von Herrn Krull und eine Zwischenintervention  
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von Frau Dr. Heide Richter-Airijoki. - Herr Sieg-

mund, wie ist das mit den Fragen? 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Immer gerne. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Immer gern. - Dann zunächst Herr Schulenburg. 

 

 

Chris Schulenburg (CDU):  

 

Sehr geehrter Herr Siegmund, ist Ihr sachkundi-

ger Einwohner der AfD-Fraktion im Tangermün-

der Stadtrat - Herr Markus P. heißt er, glaube 

ich - nicht derjenige, der ein Coronatestzentrum 

in Tangermünde betrieben und dadurch massiv 

von der Coronapandemie profitiert hat? 

 

(Zurufe von der AfD-Fraktion und von 

Dr. Falko Grube, SPD) 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Ich äußere mich garantiert nicht zu einzelnen 

Persönlichkeiten. Das steht mir überhaupt nicht 

zu. 

 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜNEN: 

Oh!) 

 

Wieso steht mir das nicht zu? - Ich stelle nur  

eines klar in Frage: Welche Möglichkeiten  

haben Sie als Landesregierung in diesem Land 

geschaffen, so etwas überhaupt zu ermög- 

lichen? Man muss sich einmal überlegen 

 

(Unruhe) 

 

- das habe ich gestern hier aufgezeigt -, Sie ha-

ben über die KV flächendeckend 8,6 Millionen 

Tests abgerechnet. Darüber hinaus haben Sie 

noch einmal 140 Millionen € aus dem Landes-

haushalt für Schnelltests an Kitas und Schulen 

bereitgestellt. Das muss man in diesem Zusam-

menhang immer mal erwähnen, obwohl Sie im 

Nachhinein sagen, das war völlig unnötig. 

 

Ich kann mich nur wiederholen: Gestern rede-

ten wir über marode Krankenhäuser, heute 

sage ich, dass Sie 140 Millionen € zum Fenster 

hinausgeschmissen haben. Sie haben eine Poli-

tik vorbei an den Interessen der Menschen in 

diesem Land gemacht. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Jetzt ist Frau Dr. Richter-Airijoki mit einer Inter-

vention an der Reihe. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Ich bin absolut dafür, dass wir uns ernsthaft mit 

den Maßnahmen, die während der Coronapan-

demie getroffen wurden, auseinandersetzen. 

Das ist auch kontinuierlich passiert. Ich denke, 

wir haben in der Umsetzung sehr viel gelernt. 

Wichtig ist, dass es Rückkopplungsmechanis-

men gibt, ständig im Dialog mit der Bevölkerung 

zu sein, welche Maßnahmen wie aufgenommen 

werden. 

 

Was aber die AfD seit Beginn der Pandemie ver-

sucht, ist nichts anderes, als getroffene Ent-

scheidungen zu delegitimieren, wissenschaft- 

liche Fakten zu verdrehen, falsche Zusammen-

hänge herzustellen und Angst zu verbreiten. 

 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 
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Man kann es an dem Sinneswandel nachvoll- 

ziehen, den die AfD selbst in Sachen Corona voll-

zogen hat. Noch am 30. März 2020 sprach Herr 

Kirchner hier von einem laxen Umgang mit der 

Covid-Situation. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Genau! - Weitere Zu-

rufe von der AfD) 

 

Er wollte, dass viel mehr in der Richtung getan 

wird, was heute kritisiert wird. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Ihr früherer Kollege Farle freute sich über  

Maskenlieferungen. Später hieß es, dass  

Masken angeblich mehr schaden als nutzen, 

was Unsinn ist. Das muss ich einmal klar sagen. 

Das heißt, die Argumentation hat sich immer 

nach der Situation gerichtet, um daraus politi-

sches Kapital zu ziehen. 

 

(Unruhe) 

 

Was aber wichtig ist, ist eine ernsthafte Diskus-

sion, eine ernsthafte Auseinandersetzung, das 

Aufnehmen der Reaktionen, die aus der Bevöl-

kerung kommen, der systematische Umgang 

mit den wissenschaftlichen Fakten. Das ver-

misse ich völlig. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Dr. Richter-Airijoki, jetzt Punkt. - Gut. Jetzt 

kommt noch die Frage von Herrn Krull. - Es sei 

denn, Herr Siegmund, Sie wollen antworten. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Natürlich. Ich möchte noch einen Satz sagen, 

Frau Richter-Airijoki. Ich finde es ziemlich nett, 

dass Sie das immer auf einem Level machen, wo  

 

es menschlich okay ist. Das weiß ich wirklich zu 

schätzen. Auch im Ausschuss macht es immer 

Spaß mit Ihnen. Das muss man einmal positiv 

hervorheben. Sie greifen mich nicht persönlich 

an, wie viele andere. Wirklich klasse. Erst einmal 

vielen Dank. 

 

Trotzdem stelle ich fest, dass Sie mir leider Got-

tes anscheinend nicht zugehört haben. Das, was 

Sie mir gerade unterstellt haben, hat mir bereits 

Frau Sziborra-Seidlitz unterstellt, und dazu habe 

ich schon Stellung bezogen, dass wir viele Er-

kenntnisse im Laufe der Zeit entsprechend der 

aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse an-

gepasst haben. Das Zitat von Herrn Kirchner war 

aus dem gleichen Zeitraum wie das, für das ich 

mich bereits gerechtfertigt habe, Frau Richter-

Airijoki. 

 

Einen Satz gestatten Sie mir noch: Sie haben ge-

sagt, wir schüren Ängste etc. Ich habe mich in 

der Auswertung der Großen Anfrage auf Zahlen 

der Landesregierung berufen: 17 Verstorbene, 

160 schwere Impfnebenwirkungen etc. Das sind 

nackte Fakten. Wenn das den Menschen Angst 

macht, ist das nicht meine Schuld, dann ist es 

einfach die Realität. 

 

(Beifall bei der AfD - Matthias Büttner, 

Staßfurt, AfD: Jawohl!) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Jetzt hat Herr Krull eine Frage. 

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Herr Abg. Siegmund, ich habe eine - in Anfüh-

rungszeichen - persönliche Frage, und zwar wie 

es Ihnen immer wieder gelingt, Tatsachen so zu 

verdrehen, wie es Ihnen gerade passt. Sie haben 

darauf hingewiesen, dass wir angeblich erst  
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Mitte 2020 den ersten Lockdown hatten. Das 

war bereits im März 2020 der Fall. 

 

Bei uns in der CDU ist es eine Gesamtproblema-

tik, dass wir, wenn wir Einzeltäter haben, die wir 

auch aus den Fraktionen ausschließen und bei 

denen wir alle möglichen Verfahren einleiten, 

um diese Personen aus den Unionsparteien her-

auszubekommen. Bei Ihnen ist es der Einzelfall 

einer Person, die möglicherweise ein Testzent-

rum betreibt. Wie können Sie damit leben, dass 

Sie versuchen, ständig mit Fake News und einer 

sehr eigenwilligen Interpretation von Daten Ih-

ren Willen durchzusetzen, ohne auf Sachkennt-

nis basierende Tatsachen zu berücksichtigen? 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Krull. - Die Sachkenntnisse 

nehme ich aus der Beantwortung der Großen 

Anfrage des SPD-geführten Ministeriums. -  

Erster Punkt.  

 

Zweiter Punkt. Wie kann ich damit leben? Ich 

lebe, seitdem ich die CDU verlassen habe, glück-

lich wie nie zuvor. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ich kann mich politisch frei entfalten, indem ich 

für mein Land lebe. Ich kann eine Politik unter-

stützen, die die Deutschen unterstützt, die die 

Familien unterstützt, die die Menschen unter-

stützt, die dieses Land aufgebaut haben, die 

weiter hart arbeiten gehen. Das konnte ich in 

der CDU nicht. 

 

Die CDU hat alles Schlechte, was in diesem Land 

in den letzten Jahren passiert ist, zu verantwor-

ten. Das muss ich hier wiederholen. Sie haben 

alle Entscheidungen mitgetragen. Alle Entschei-

dungen, die ich im Sinne der Großen Anfrage  

 

aufgetan habe, hat die CDU mit zu verantwor-

ten. Und ich glaube, das Verhältnis mit den Ein-

zelfällen, das Sie gerade aufgestellt haben, und 

wenn ich Mitglieder Ihrer Partei habe, die sich 

persönlich mit Millionenbeträgen bereichern, 

das ist doch ein ziemlicher Unterschied. Da geht 

es mir in der AfD mit so tollen Kollegen sehr gut. 

- Danke schön. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Siegmund ist fertig. - Es geht nur, dass man 

sich zu Interventionen oder Nachfragen meldet, 

wenn man das während der eigentlichen Rede 

tut, aber nicht während der Antworten auf  

Fragen oder Interventionen, und noch dazu bei 

eigenen Leuten. 

 

Die Aussprache zur Großen Anfrage ist damit 

beendet. Es liegen keine Entschließungsanträge 

vor. Damit sind wir am Ende dieses Tagesord-

nungspunktes angekommen. 

 

Ich rufe auf 

 

 

Tagesordnungspunkt 20 

 

Erste Beratung 

 

Betreute Taubenschläge zur Reduzierung der 

Anzahl von Tauben und von Taubenkot im öf-

fentlichen Raum ermöglichen 

 

Antrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 

8/2046 

 

 

Einbringen wird diesen Antrag Frau Frederking.  
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Dorothea Frederking (GRÜNE):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Abgeordnete! Wer kennt das nicht: mit Tauben-

kot verschmutzte Plätze, Wege, Brunnen, Fassa-

den. Und manchmal findet man die tierische 

Hinterlassenschaft sogar in einem Glas oder auf 

einem Eis, und das ist alles andere als lecker. 

 

Frei lebende Stadttrauben sind keine Wildtiere. 

Es sind verwilderte Haustauben, weil sie immer 

aus dem häuslichen Bereich kommen. Sie haben 

ihren Ursprung z. B. als Brieftauben, aufgelas-

sene Hochzeitstauben oder Rassetauben. Die 

Tiere leben in den Siedlungsgebieten und Städ-

ten, finden dort aber weder ausreichend noch 

artgerechtes Futter und hungern. 

 

Für viele Menschen sind Stadttauben eine 

Plage. Deshalb wäre es gut, das Zusammenle-

ben von Menschen und Tauben zu verbessern. 

Wir wollen weniger Verschmutzungen durch 

Taubenkot, insgesamt weniger frei lebende 

Tauben und zugleich mehr Schutz für diese 

Tiere. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Dafür müssen die Tiere kontrolliert und artge-

recht gefüttert werden dürfen und ein Aus-

tausch ihrer Eier gegen Gipseier muss ermög-

licht werden. Doch genau das wird heute behin-

dert. Der Grund ist, dass Sachsen-Anhalt als  

eines von zwei Bundesländern verwilderte 

Haustauben als Schädlinge eingestuft hat. 

 

Aufgrund des Schädlingsstatus sprechen die 

Kommunen Fütterungsverbote aus, sodass eine 

kontrollierte und betreute Fütterung in Tauben-

häusern und Taubenschlägen erschwert wird  

oder sogar unmöglich wird. Deshalb fordern 

wir, dass die sachsen-anhaltische Schädlingsbe-

kämpfungsverordnung korrigiert wird und dort  

 

der Status der verwilderten Haustaube als 

Schädling gestrichen wird. 
 

(Unruhe) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Meine Damen und Herren! Könnten Sie dem 

Thema bitte etwas Aufmerksamkeit schenken. 

Aufmerksamkeit ist vielleicht übertrieben, aber 

ich bitte um etwas mehr Ruhe im Plenum, damit 

diejenigen, die das möchten, auch der Rede ihre 

Aufmerksamkeit widmen können. - Frau Freder-

king, bitte. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE):  

 

In mehreren Rechtsprechungen wurde begrün-

det, dass frei lebende Stadttauben keine obliga-

torischen Gesundheitsschädlinge sind und von 

ihnen keine besonderen Gefährdungen für die 

menschliche Gesundheit ausgehen. Ein Sach-

verständigengutachten des Robert-Koch-Insti-

tuts hat einen Großteil der Aussagen, Tauben 

seien gefährliche Überträger von Krankheits- 

erregern, zurückgenommen. 
 

(Unruhe) 

 

Das Robert-Koch-Institut hat im letzten Jahr 

noch einmal ausgeführt, dass bei Tauben zwar 

humanpathogene Keime und Krankheitserreger 

nachgewiesen werden, dass es aber keine ge- 

sicherte Übertragung auf den Menschen gibt 

bzw. nur in wenigen Fällen und das Risiko hier-

für insgesamt gering ist. 

 

Bereits im Jahr 1998 hat das damalige Bundes-

institut für gesundheitlichen Verbraucherschutz 

und Veterinärmedizin in einer fachlichen Beur-

teilung festgestellt, dass es keine zwingenden 

Anhaltspunkte für eine generelle Einstufung frei  
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lebender Tauben als Schädlinge gibt. Durch die 

große Nähe zu Menschen sei zwar eine Übertra-

gung von Krankheitserregern durch frei lebende 

Tauben auf den Menschen prinzipiell möglich; 

dies gelte jedoch im gleichen Maße auch für an-

dere in Städten lebende Wildvogelarten oder 

auch für Säugetierarten. 

 

Noch deutlicher formuliert dieses Bundesinsti-

tut - ich zitiere -:  

 

„Es wäre absurd, alle in der Umgebung des 

Menschen lebende und hierdurch zwangs-

läufig auch mit dessen Krankheitserregern in 

Berührung kommende Tierarten allein aus 

diesem Grund als Gesundheitsschädlinge 

einzustufen. In dieser Hinsicht dürfte der 

weitaus engere Kontakt mit Heimtieren  

größere Gefahren bergen.“ 

 

Zusammenfassend besagen die Beurteilungen 

seit 1998, eine Übertragung von Krankheitser- 

regern durch verwilderte Haustauben auf den 

Menschen ist prinzipiell möglich, aber die Ge-

sundheitsgefährdung entspricht der bei ande-

ren Tierarten. Von Stadttauben gehen keine be-

sonderen Gesundheitsgefährdungen aus. Die 

Stadttauben als Ratten der Lüfte abzustempeln, 

ist fachlich überholt. 

 

Es stellt sich die interessante Frage, wie die  

Tauben heute eigentlich leben. 
 

(Lachen bei der CDU und bei der AfD - Zurufe 

von der AfD) 
 

In den Städten finden die Tiere kaum geeignetes 

Futter. Die Tiere hungern und viele verhungern 

sogar. Trotz Mangel und Fehlernährung nimmt 

die Anzahl der Tauben nicht ab, weil sie die Brut 

nicht einstellen. Ich habe eingangs erläutert, 

dass es ursprünglich Haustauben sind, denen 

ein ganzjähriges Brutverhalten angezüchtet 

worden ist. 

Für die Nahrungsaufnahme bleiben ihnen oft 

nur Abfälle und weggeworfene Essensreste. Auf 

der Suche nach Nahrung wickeln sich auch oft 

Haare, Drähte und Fäden um die schuppigen 

Füße. Dadurch kommt es zu Einschnürungen, 

Abschnürungen und Entzündungen oder Füße 

und Beine sterben sogar ab. Auch einige Ver- 

grämungsmaßnahmen, wie verletzende mecha-

nische Abwehrsysteme oder Klebepasten, sind 

qualvoll. All das führt bei den Tieren zu Schmer-

zen, Leiden oder Schäden. Diese tierschutz- 

widrigen Zustände verstoßen auch gegen das 

Tierschutzgesetz und müssen beendet werden. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von der AfD: 

Also einsammeln und eine Suppe daraus  

machen!) 
 

Deshalb muss das kontrollierte und betreute 

Füttern erlaubt werden. Dazu muss der Schäd-

lingsstatus weg, damit die Kommunen ihre Vor-

behalte verlieren und sich für das Wohlbefinden 

der Tiere auch einsetzen wollen. Sobald das Füt-

tern erlaubt ist, soll es sich auf von der Kom-

mune autorisierte Personen beschränken. Das 

heißt, für die uns allen bekannten Menschen, 

die mit großen Plastetüten kommen und ihre 

Brotreste auskippen wollen, soll das Fütterungs-

verbot natürlich weiterhin gelten. 

 

Die kontrollierte und betreute Fütterung funk- 

tioniert am besten in Taubenschlägen und -häu-

sern. Einige Städte haben damit gute Erfahrun-

gen gemacht. In Augsburg wird seit 2017 vom 

Tierschutzverein Augsburg und Umgebung e. V. 

das Augsburger Stadttaubenmodell geleitet. 

Zentrales Element sind betreute Tauben-

schläge, auch in denkmalgeschützten Gebäu-

den. Dort gibt es aktuell zehn Taubenschläge 

und zwei Taubentürme. 

 

Diese wurden gerade an den Stellen realisiert, 

an denen es Probleme mit den Tieren gab. Auf-

grund der artgerechten Futterversorgung ver- 
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bringen die Tiere die meiste Zeit im Schlag. Die 

Gelege werden durch Eiattrappen ersetzt. Die 

Taubentürme und Taubenschläge werden  

regelmäßig gesäubert und desinfiziert. Pro Jahr 

werden 5 t Kot aus den Türmen und Schlägen 

entnommen; diese Kotmenge fällt dann natür-

lich nicht mehr im öffentlichen Raum an. 

Dadurch wird das Stadtgebiet entlastet.  

 

Die Anzahl der Tauben in Augsburg blieb zu-

nächst konstant; mittlerweile nimmt die Anzahl 

der Tauben ab. Die Tiere sind gesund, bevorzu-

gen ihren Schlag und halten sich auch von den 

Häusern von den Plätzen fern, an denen sie vor-

her zu den Verschmutzungen geführt haben. 

 

Wir bitten die Landesregierung weiterhin, die 

Kommunen für die tierschutzrechtlichen  

Aspekte bei Stadttauben zu sensibilisieren und 

mit Informationen zu unterstützen. Der Tier-

schutzbeirat des Landes Niedersachsen hat be-

reits Empfehlungen zur tierschutzgerechten Be-

standskontrolle der Stadttaubenpopulation her-

ausgegeben. Diese Informationen könnten uns 

in Sachsen-Anhalt auch als Vorbild dienen. 

 

Lassen Sie uns also Veränderungen für mehr 

Tierschutz, für weniger Verschmutzungen und 

insgesamt weniger Tauben in den Städten auf 

den Weg bringen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Frederking. Ich sehe keine 

Fragen oder Interventionen. Deswegen rufe ich 

zunächst Frau Grimm-Benne als Mitglied der 

Landesregierung ans Rednerpult. - Frau Grimm-

Benne, bitte. 

 

(Zuruf) 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Sie müssen andere Ressortanträge formulieren. 

Es tut mir leid, dass ich Sie mit meiner Anwesen-

heit hier vorn - ich will nicht „belästigen“ sagen, 

aber okay. 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! In Sachsen-An-

halt gilt, wie es Frau Frederking gerade gesagt 

hat, die verwilderte Haustaube nach unserer 

Schädlingsbekämpfungsverordnung noch gene-

rell als tierischer Schädling. 

 

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

 

Im Jahr 1996 wurde diese Verordnung auf der 

Grundlage einer Ermächtigung im damaligen 

Bundesseuchengesetz erlassen. Im Jahr 2000 

hat das Infektionsschutzgesetz das Bundes- 

seuchengesetz ersetzt. Das Ziel des Infektions-

schutzgesetzes wie zuvor das des Bundes- 

seuchengesetzes ist der wirksame Schutz der 

Bevölkerung vor Infektionskrankheiten, insbe-

sondere durch Maßnahmen zur Vorbeugung 

von übertragbaren Krankheiten bei Menschen 

und zur Verhinderung ihrer Weiterverbreitung. 

 

Hierfür sind im Infektionsschutzgesetz unter an-

derem Gesundheitsschädlinge definiert und es 

werden Gesundheitsschädlinge, die Krankheits-

erreger auf Menschen übertragen können, fest-

gestellt. Ist die Gefahr begründet, dass durch sie 

Krankheitserreger verbreitet werden, so sind 

nunmehr im Infektionsschutzgesetz auch die 

Rechtsgrundlagen für die erforderlichen be-

hördlichen Maßnahmen und für den Erlass  

von Rechtsverordnungen durch die Länder ent-

halten. 

 

Vor dem Hintergrund des Staatszieles des Tier-

schutzes, welches in Artikel 20a des Grundge- 
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setzes verankert ist, haben die zuständigen Ge-

sundheitsbehörden in unserem Land bei der An-

wendung der Vorschriften der Schädlingsbe-

kämpfungsverordnung und der Bekämpfung 

von Wirbeltieren als tierische Schädlinge selbst-

verständlich geltende Bestimmungen des Tier-

schutzes zu beachten und einzuhalten. 

 

Nach dem Tierschutzgesetz ist es verboten, ei-

nem Tier ohne vernünftigen Grund Schmerzen, 

Leid oder Schäden zuzufügen. Folglich ist auch 

das Töten von Tieren ohne vernünftigen Grund 

verboten. Da bei der Umsetzung der Vorschrif-

ten der Schädlingsbekämpfungsverordnung  

höherrangige Rechtsvorschriften, insbesondere 

die Vorschriften des Tierschutzgesetzes, zu be-

achten und einzuhalten sind, ist eine Änderung 

oder Anpassung der Schädlingsbekämpfungs-

verordnung grundsätzlich zwar nicht zwingend, 

aber - ich habe noch einmal mit unserer Fachab-

teilung gesprochen - eine Novellierung der Ver-

ordnung wird diesbezüglich zeitnah erfolgen 

bzw. wurde bereits in Angriff genommen. 
 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 

GRÜNE)  
 

Die frei lebende Stadttaube ist jedenfalls nicht 

grundsätzlich als Gesundheitsschädling einzu-

stufen. Im Zuge der Novellierung werden wir 

das Thema auch mit dem für Tierschutz zustän-

digen Ressort bzw. mit dem Tierschutzbeauf-

tragten, der im Haus meines Kollegen ressor-

tiert, erörtern, wie etwa Kommunen besser für 

dieses Thema sensibilisiert werden können. - 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN - Zu-

stimmung von Dorothea Frederking, GRÜNE) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Grimm-Benne. - Wir steigen 

in die Debatte ein. Der erste Redner ist Herr  

 

Teßmann für die CDU-Fraktion. - Herr Teßmann, 

bitte. 

 

(Zurufe: Guru, guru!) 

 

 

Tim Teßmann (CDU):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! Frau Frederking, 

ich muss sagen, ich konnte mir beim ersten Le-

sen des Antrags und des Titels ein Lächeln leider 

nicht verkneifen. Es kam mir zudem schnell der 

Gedanke, ob wir gerade im Sozialausschuss, 

dem es wahrscheinlich zugeordnet werden soll, 

keine wichtigeren Themen haben. 

 

Ich versuchte aber, mich ernsthaft mit dem 

Thema auseinanderzusetzen, und schaute mir 

auch Ihren Beitrag im „MDR“ dazu an, belas 

mich zudem zu dem Thema. 

 

Dass Taubenkot gerade in größeren Städten ein 

ernstes Thema ist, ist bekannt. Doch es stellt 

sich die Frage, ob das für unser Bundesland 

auch eine große Rolle spielt. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Halle-Neustadt!) 

 

Der „Berliner Morgenpost“ kann man entneh-

men, dass gerade unsere Bundeshauptstadt 

große Probleme mit diesem Thema hat. 

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Doch dort ist man der Meinung, dass die Tau-

benschläge angesichts der großen Anzahl an 

Tauben dort nicht mehr helfen. Zudem versuch-

ten Stadträte des Bezirks Pankow, den Senat da-

von zu überzeugen, dass man die Taube wieder 

als Schädling einstuft. 

 

Diesen Schädlingsstatus wollen Sie abschaffen. 

Die Ministerin sagte bereits, es würden Ände- 
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rungen kommen. Doch in Berlin raten Experten 

dem Pankower Bezirksamt eher dazu, die Tau-

ben mit Futter zu füttern, das mit Empfängnis-

verhütungsmitteln versetzt ist. 

 

(Lachen bei der CDU) 

 

Eine Art Antibabypille für Tauben, so würde ich 

es einmal nennen. Vorbild ist dabei Barcelona. 

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sie  

sehen, bei dem Thema gibt es mehr Möglichkei-

ten als die, die hier genannt wurden. Das kön-

nen wir im Ausschuss besprechen. Ich bitte da-

her um die Überweisung des Antrags. - Danke. 
 

(Beifall bei der CDU)  
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Teßmann. - Herr Loth ist als 

nächster Redner an der Reihe. 

 

 

Hannes Loth (AfD): 

 

So, da komme ich schon angeflogen. 
 

(Lachen bei der AfD) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Loth, bitte schön, Sie haben das Wort. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Beim ersten Lesen des Antrags dachte ich doch 

glatt an den Gassenhauer „Drei weiße Tauben 

und ein Gewehr“ - na ja, ihr wisst, wie es weiter-

geht. 
 

(Lachen bei der AfD) 

Ich komme noch zu einem anderen Gassen-

hauer, und zwar „Das ist alles nur geklaut“. - Ich 

wollte es eigentlich nicht bringen. Aber es 

kommt sehr oft vor, dass in Anträgen der GRÜ-

NEN einfach nicht ordentlich zitiert wird bzw. 

Passagen aus Gutachten und Stellungnahmen 

einfach komplett kopiert und übernommen 

werden und keine Quellen angegeben werden. 

 

Das habe ich bisher nie thematisiert, bis Fräu-

lein Sziborra-Seidlitz das bei uns moniert hat. 

Der Unterschied ist, Frau Sziborra-Seidlitz: Wir 

haben im Vorfeld angekündigt, dass unser An-

trag damals von der CDU-Fraktion komplett 

übernommen wurde. Sie plagiieren in Ihren An-

trägen ständig, ohne dabei Quellen zu nennen. 

Schämen Sie sich! 

 

(Lachen und Zustimmung bei der AfD) 

 

Aber Sie sollen heute auch etwas lernen. Des-

halb kann ich aus dem „Handbuch der Vögel 

Mitteleuropas“, Band 9, erzählen. Dort ist zwar 

über die fehlende Forschung zur Straßentaube 

viel gesagt, aber grundsätzlich ist das ein Stan-

dardwerk und das muss man auch so verstehen. 

 

Der lateinische Name zeigt auf, dass sich die 

Stammform der Felsentaube aus der Domesti-

kation über 4 500 Jahre entwickelt hat und dar-

aus die Haustaube entstanden ist. Die allge-

meine Meinung, dass es sich bei der Straßen-

taube um die Nachkommenschaft verwilderter 

Haustauben handelt, ist eher angenommen und 

bisher immer noch nicht bewiesen worden. 

Ähnlich wie bei der Hausmaus und der Haus-

ratte könnte es sich um einen natürlichen Adap-

tionsprozess handeln, der durch Verschleppung 

unterstützt wurde. 

 

Die Straßentaube ist praktisch weltweit verbrei-

tet und führt stellenweise bereits dazu, dass die 

Felsentaube aus ihren eigentlichen Brutgebie-

ten verdrängt wird. So kommt es, dass an eini- 
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gen Stellen Felsen-, Straßen- und entflogene 

Haustauben zusammen vorkommen und brü-

ten. Die moderne Großstadt stellt für die  

Straßentaube das ideale Brutbiotop dar; denn 

die Felsenklüfte, die die Felsentaube besiedelt, 

sind mit den Spalten und Nischen der Hoch- 

häuser vergleichbar. 

 

So kommt es, dass auch die Straßentaube prak-

tisch das ganze Jahr über ideale Brutbedingun-

gen in Sachsen-Anhalt vorfindet.  

 

Nahrung steht natürlich überall zur Verfügung. 

Allein auf dem Weg vom Landtag zur Eisdiele 

sind zwei Fütterungsstationen, wo die Vögel 

ständig sind. Man kann sie sich im Sommer gern 

ansehen. Und wenn man an der Eisdiele sitzt, 

dann sieht man, dass der eine oder andere Ab-

geordnete seinen Beitrag dazu leistet, dass die 

Tauben hier gefüttert werden. 

 

Derartige Fütterungen sind konsequent zu un-

terbinden und zu verbieten. Die letzten beiden 

Jahre haben eindeutig bewiesen, dass sich  

Straßentauben auch ohne Hilfe des Menschen 

ernähren und ihre Nahrung außerhalb der 

Städte wie andere Wildvogelarten finden  

können. 

 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Taube wären, 

z. B. die Schaffung von Brutmöglichkeiten an 

Gebäuden zu verhindern oder Brutmöglichkei-

ten für Prädatoren zu errichten. Mit wenig Geld 

aus dem Artensofortprogramm könnten diese 

Brutmöglichkeiten für die Arten Wanderfalke, 

Turmfalke, Uhu, Dohle geschaffen werden. So 

kann die Straßentaube bejagt werden. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Loth. 

Hannes Loth (AfD): 

 

Moment! 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Sie sind noch nicht fertig? 

 

 

Hannes Loth (AfD): 

 

Auf der Uhr steht: Es verbleiben mir noch zehn 

Sekunden. - Jetzt darf ich noch etwas zu dem Zi-

tat vorbringen, das Frau Frederking hier vorhin 

gebracht hat. Die Kostenermittlung betreuter 

Taubenschläge im Städtevergleich ist sie mir 

schuldig geblieben. In Augsburg kostet das Ein-

richten 56 000 € pro Jahr, der Betrieb 30 000 € 

pro Jahr, in Stuttgart 60 000 € pro Jahr, in 

Aachen 24 000 € pro Jahr. Wir sehen, die be-

treuten Taubenschläge sind nicht billig. Billiger 

ist es daher, im Artensofortprogramm Geld für 

die Ansiedlung der Prädatoren freizumachen, 

die die Tauben ganz natürlich bekämpfen. - 

Danke schön. 
 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Jetzt aber waren Sie fertig. - Jetzt spricht Frau 

Tarricone für die FDP-Fraktion. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Wir beschäftigen uns 

heute auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN mit einem Thema, das viele Facetten 

hat, viele Facetten, die ich aus jahrelanger Be-

schäftigung mit dem Thema Stadttaube sehr gut 

kenne. 
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Im Rahmen meiner fast 30-jährigen Tätigkeit im 

Monitoringprogramm „Umweltprobenbank des 

Bundes“ bin ich auf unzählige Dachböden,  

Brücken und Türme gestiegen und gekrochen, 

um Eier von Stadttauben für Schadstoffanalysen 

zu sammeln. Das ist ein sehr mühsames und 

zum Teil halsbrecherisches Unterfangen. Wie 

oft habe ich damals gedacht: Augen auf bei der 

Berufswahl! 

 

(Lachen und Zustimmung bei der CDU) 

 

Nach der Wende gab es z. B. in Halle viele ka-

putte Dachstühle oder verlassene Gebäude, in 

die Tauben freien Einflug hatten. Dort siedelten 

sich größere Brutschwärme an. In Halle waren 

das vor allem das Passendorfer Schlösschen, das 

Landgericht, die „Scheibe 5“ in Ha-Neu. Mittler-

weile gibt es kaum noch konzentrierte Brutge-

meinschaften, da die Dachstühle saniert oder 

zumindest gegen Taubenbesiedlung geschützt 

wurden. Im Zuge dieser Entwicklung zur Ab- 

sicherung einer dauerhaften Beprobung ver-

suchte ich zusammen mit meinen Kollegen, Tau-

benschläge einzurichten, die wir dann betreuen 

wollten. Immer - wirklich immer! - war als Erstes 

zu hören, dass man sich für das Ansiedeln der 

„Ratten der Luft“ nicht erwärmen könne. 

 

Dass Tauben als Krankheitsüberträger und Ver-

schmutzer von Fassaden und Plätzen wahrge-

nommen werden, machte unsere Suche nicht 

einfach. Geschafft haben wir es tatsächlich. Wir 

haben im historischen Taubenturm der Burg 

Giebichenstein einen Taubenschlag eingerich-

tet und betreut. Konfliktfrei waren aber weder 

die Errichtung noch der Betrieb.  

 

Was Begriffe und Presseberichte anrichten, ist 

an diesem Beispiel gut zu sehen, allerdings auch 

an meinem Beispiel, dass man mit Sachargu-

menten und einem hohen Betreuungsaufwand 

Schläge einrichten und betreuen kann. 

Im Koalitionsvertrag haben wir uns darauf ver-

ständigt, Modellprojekte, z. B. für Tauben, zu 

unterstützen. Über die Frage, ob dazu die 

Schädlingsbekämpfungsverordnung des Landes 

geändert werden muss, würden wir gern in den 

Fachausschüssen diskutieren.  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Vor einer solchen Entscheidung ist eine Folgen-

abschätzung durchzuführen.  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

 

Die Prinzipien des Tierschutzes werden durch 

die Verordnung nämlich nicht außer Kraft ge-

setzt; Frau Ministerin Grimm-Benne hat es ge-

rade schon erwähnt. 

 

Welche Handlungsmöglichkeiten wir für  

welchen Gewinn aus der Hand geben, sollten 

wir im Gesundheitsausschuss, im Innenaus-

schuss und im UWE diskutieren, ebenso, wie 

Modellprojekte auch ohne Anpassung der Ver-

ordnung gelingen können. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Tarricone. - Als nächster Red-

ner folgt der Abg. Herr Lange. - Herr Lange, bitte 

schön. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Tarricone, 

meinen ganz großen Respekt für dieses Engage-

ment. Ich wusste nicht, dass Sie hinter dem Tau-

benschlag auf der Burg Giebichenstein stehen.  
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Also wirklich: Tolles Engagement! Das muss 

man einmal sagen.  
 

(Zustimmung) 
 

Sie haben damit eine fundierte Kenntnis für ge-

nau diese Debatte und damit natürlich auch das 

Verständnis dafür, dass die GRÜNEN mit ihrem 

Anliegen durchaus recht haben, dass man die 

Taubenpopulation anders regeln kann, anders 

regeln muss, dass man sie tierschutzgerecht  

regeln sollte. Auch das ist, denke ich, mittler-

weile ein Konsens, der sich verbreitet hat. 

 

Natürlich: Jeden, der davon betroffen ist - es 

wurde gerade die Neustadt genannt -, stört der 

Taubenkot. Das ist unhygienisch, eklig und wirk-

lich unschön in den Städten. Und, ja, Frau Fre-

derking hat es gesagt: Es geht keine besondere 

Gefahr aus. Aber wenn man z. B. diese Fütte-

rungsverbote gänzlich aufheben würde - Sie ha-

ben gesagt, dass Sie das nicht möchten -, dann 

würden sich riesige Taubenschwärme um einen 

ansammeln. Dabei besteht durchaus die Ge-

fahr, dass dabei Zoonosen entstehen. Sie sind 

nicht ganz ungefährlich. Aber man kann das an-

ders regeln. Deswegen muss man natürlich die 

Gerichtsentscheidungen entsprechend akzep-

tieren.  

 

Ich fand es interessant, Frau Ministerin - dort 

drüben ist sie; falscher Platz! -, dass Sie die No-

vellierung der Schädlingsbekämpfungsverord-

nung tatsächlich in Angriff nehmen wollen. Ich 

denke, das ist erst einmal ein richtiger Schritt. 

Ich glaube aber - Ihr Beispiel zeigt es ja -, das 

wäre nicht die notwendige Voraussetzung da-

für, dass man das Augsburger Modell in anderen 

Kommunen durchführt; denn es ist doch anders 

herum. Was Frau Tarricone beschrieben hat, 

sind zum einen Berichterstattung und Vorurteil 

gegenüber den Tauben. Zum anderen ist es aber 

auch etwas, das den Kommunen tatsächlich 

schwerfällt: Das ist teuer. Das muss aufgebaut  

 

werden. Das Futter muss herangeschafft wer-

den. Es braucht Menschen, die das betreuen. 

Und das kostet Geld.  

 

Es ist das große Manko an Ihrem Antrag, liebe 

Freundinnen und Freunde der GRÜNEN, dass 

Sie den Kommunen sagen wollen, Sie möchten 

sie aufklären, was alles Tolles möglich ist, dass 

Sie aber einen Fonds, bspw. auf der Landes-

ebene, nicht ins Spiel bringen. Das wäre aber 

tatsächlich etwas, womit man den Kommunen 

helfen kann, genau diese Modelle umzusetzen, 

damit wir die Taubenpopulation in den Städten 

wirklich tiergerecht regulieren können. - Vielen 

Dank. 
 

(Zustimmung bei der LINKEN) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Lange. - Als nächste Rednerin 

folgt Frau Richter-Airijoki für die SPD-Fraktion. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen 

und Herren Abgeordneten! Der vorliegende An-

trag möchte Folgendes erreichen:  

 

Erstens. Aus der Schädlingsbekämpfungsver-

ordnung des Landes Sachsen-Anhalt aus dem 

Jahr 1996 soll der § 1 Abs. 1 Nr. 2d gestrichen 

und damit die verwilderte Haustaube nicht 

mehr als tierischer Schädling eingestuft werden.  

 

Zweitens. Die Kommunen sollen für die tier-

schutzrechtlichen Aspekte bei den Stadttauben 

sensibilisiert und mit Informationen unterstützt 

werden.  

 

Welche Lage finden wir vor? - In unserem Bun-

desland stuft die aktuell gültige Schädlingsbe- 
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kämpfungsverordnung aus dem Jahr 1996 Tau-

ben generell als Schädlinge ein. Die Ministerin 

hat auf die veränderte bundesgesetzliche 

Grundlage und die Konflikte mit dem Tier-

schutzgesetz hingewiesen und hat angekündigt, 

die Verordnung zu novellieren. Auch die seither 

ergangene Rechtsprechung muss berücksichtigt 

werden. 

 

Ich begrüße die Ankündigung von Petra Grimm-

Benne auch deswegen, weil sich meine Partei in 

ihrem Landtagswahlprogramm für eine Verän-

derung der Verordnung ausgesprochen hat. Wir 

werden den Novellierungsprozess in den Aus-

schüssen begleiten. Auch die geltende Verord-

nung schließt übrigens die im Antrag genannten 

Taubenschläge oder Taubenhäuser nicht auto-

matisch aus. 

 

Halle - wieder einmal Halle! - macht vor, dass es 

geht. Das Taubenhaus auf dem Dach des Haupt-

bahnhofs Halle (Saale) ist ein gemeinsames Pro-

jekt des Tierschutzes Halle e. V. und der Deut-

sche Bahn AG. Nachdem andere Maßnahmen 

keinen Erfolg hatten, versucht die Deutsche 

Bahn, den ansässigen Taubenschwarm an  

einem Ort zu binden - außerhalb der Bahnhofs-

halle und weg vom Vorplatz - und dort Einfluss 

auf seine Population zu nehmen. Wir sehen 

also: Es geht. Die Wirksamkeit ist noch umstrit-

ten und braucht noch Evaluierung. 

 

Erwähnen möchte ich unbedingt noch das 

Friedrich-Loeffler-Institut auf der Insel Riems 

bei Greifswald. Es ist ein Kollaborationszentrum 

der Weltgesundheitsorganisation WHO für Zoo-

nosen, also Infektionskrankheiten, die vom Tier 

auf den Menschen und umgekehrt übertragen 

werden. 

 

Unter den insgesamt 25 WHO-Kollaborations-

zentren in Deutschland ist das FLI übrigens ein 

seltenes Juwel; denn es ist bisher das einzige 

Kollaborationszentrum der Weltgesundheits- 

 

organisation in einem der neuen Bundesländer. 

Glückwunsch, Mecklenburg-Vorpommern! 

Auch diese Expertise können und sollten wir 

nutzen.  

 

Wir bitten um die Überweisung des Antrags zur 

federführenden Beratung in den Sozialaus-

schuss und zur Mitberatung in den Umweltaus-

schuss und in den Innenausschuss. - Vielen 

Dank. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Dr. Richter-Airijoki. - Als letzte 

Rednerin rufe ich noch einmal Frau Frederking 

ans Rednerpult. Sie spricht für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Bevor ich mit meinem eigentlichen 

Redebeitrag beginne, möchte ich der falschen 

Tatsachenbehauptung von Herrn Loth entge-

gentreten. Alle können das in der Begründung 

zu dem Antrag nachlesen. Ich nenne selbstver-

ständlich die Quelle. Das war das damalige Bun-

desinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-

schutz und Veterinärmedizin. - Lesen hilft also, 

Herr Loth. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von Hannes 

Loth, AfD) 

 

Nun zum Antrag. Das Ziel unseres Antrages ist 

es, Taubenhäuser und Taubenschläge einfacher 

zu ermöglichen. Das heißt, diejenigen - wie in 

Magdeburg die Interessengemeinschaft Innen-

stadt oder das Allee-Center -, die das machen 

wollen, sollen das dürfen. Es geht also um die  
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Ermöglichung von Taubenhäusern und Tauben-

schlägen. Und an die Adresse von Herrn Lange 

gerichtet: Es geht nicht um eine Verpflichtung 

für die Kommunen.  

 

Wenn wir den Tauben ein Angebot für eine tier-

wohlgerechte Umgebung machen, dann hätte 

das gleich drei Vorteile:  

 

Erstens. Die Verschmutzungen im öffentlichen 

Raum mit Taubenkot werden reduziert. Das be-

deutet zugleich weniger Reinigungsarbeiten 

und dass aufwendige Vergrämungsmaßnahmen 

mit Drähten, Metallstacheln, Netzen nicht mehr 

nötig wären.  

 

Zweitens. Durch den Eieraustausch wird die 

Taubenpopulation reduziert.  

 

Drittens. Die Tauben bekommen vernünftiges 

und ausreichendes Futter, müssen nicht mehr 

verhungern. Sie werden einfach besser ge-

schützt.  

 

Wenn diese Ziele auch gut mit anderen Maß-

nahmen erreicht werden können, so soll dem 

nichts entgegenstehen. Es kam ja heute das 

Stichwort „Antibabypille für die Taube“. Aber 

dann müssen diese Maßnahmen eben in die 

Hand genommen werden. 

 

(Zuruf: Ja!) 

 

Für Taubenschläge und Taubenhäuser gibt es 

Initiativen, die das machen möchten. Ich habe 

zwei aus Magdeburg genannt.  

 

Aber diesen Initiativen stehen zurzeit Hemm-

nisse durch die Fütterungsverbote im Wege. 

Deshalb soll der Schädlingsstatus, der diese Füt-

terungsverbote begründet, aus der Schädlings-

bekämpfungsverordnung des Landes gestrichen 

werden.  

Ich möchte betonen: 14 Bundesländer stufen 

die Stadttauben nicht mehr als Schädling ein. 

Das machen nur noch Sachsen-Anhalt und 

Mecklenburg-Vorpommern. 

 

Der Schädlingsstatus für frei lebende Stadttau-

ben ist längst überholt. Das wurde in mehreren 

Rechtsprechungen und im Mai 2022 noch ein-

mal vom Robert-Koch-Institut bestätigt.  

 

Wenn der Antrag in den Sozialausschuss über-

wiesen werden sollte, dann bitte ich darum, zu-

sätzlich auch Vertreter*innen aus dem Land-

wirtschaftsministerium einzuladen, damit auch 

der Tierschutzaspekt beleuchtet werden kann. - 

Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zurufe von der 

CDU: Ja!) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Es gibt zwei Interventionen. Zunächst möchte 

Herr Lange intervenieren und danach Herr Loth. 

- Herr Lange, bitte. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE): 

 

Frau Frederking, nicht, dass an dieser Stelle  

irgendein Missverständnis im Raum stehen 

bleibt: Ich habe den GRÜNEN nicht unterstellt, 

dass sie eine Pflicht daraus machen wollen. Die 

Kommunen haben selbst ein Interesse daran, 

die Taubenpopulation zu regulieren. Sie haben 

zurzeit eine Pflicht aus der Gefahrenabwehr 

heraus.  

 

Ich habe angesprochen, dass Sie den Kommu-

nen mit dem Antrag insofern nicht helfen, als es 

oftmals eine finanzielle Frage ist, ob man sich 

diese relative teure Form der Populationsregu- 
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lierung, wie Eier entnehmen usw. usf., über-

haupt leisten kann. In einem solchen Antrag 

hätte ich mir gewünscht, dass Sie dafür bspw. 

auf der Landesebene einen Fonds vorschlagen. 

Darauf bezog sich meine Anmerkung und über-

haupt gar nicht auf die Frage nach einer Pflicht. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Frederking, wollen Sie darauf direkt reagie-

ren? 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Ja, darauf möchte ich gern reagieren. - Die Füt-

terungsverbote, Herr Lange, werden von den 

Kommunen ausgesprochen. Sie werden nicht 

vom Land ausgesprochen. Sie werden in den 

Verordnungen der Kommunen festgelegt. 

Wenn im ersten Schritt die Fütterungsverbote 

aufgehoben werden, dann könnten sich private 

Initiativen wie Tierschutzinitiativen - oder ich 

habe eine genannt: das ist in Magdeburg die In-

teressengemeinschaft Innenstadt, die möchte, 

dass an bestimmten Hotspots die Verschmut-

zungen reduziert werden - dort auf privater 

Ebene einbringen und könnten das bezahlen. 

 

(Unruhe) 

 

Wenn sich in einem weiteren Schritt herausstel-

len sollte, dass es ein gutes Modell ist, solche 

Taubenschläge und Taubenhäuser zu betreiben, 

und dass das von den Kommunen eine finan- 

zielle Unterstützung erfahren sollte, dann kann 

man auch durchaus über eine solche Förderung 

nachdenken. Aber das würde ich im zweiten 

Schritt nachschießen. Wichtig wäre jetzt, dass 

das erst einmal im ersten Schritt für all diejeni-

gen, die es machen wollen, überhaupt ermög-

licht wird. 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Frederking. - Herr Loth hat 

seine Intervention zurückgezogen. Damit kom-

men wir zum Abstimmungsverfahren. 

 

Abstimmung 

 

Es ist beantragt worden, diesen Antrag zur  

federführenden Beratung in den Sozialaus-

schuss sowie zur Mitberatung in den Umwelt- 

und in den Innenausschuss zu überweisen. 

 

(Unruhe) 

 

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um 

das Kartenzeichen. - Ich sehe Zustimmung bei 

den Koalitionsfraktionen, bei der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der Fraktion 

DIE LINKE. Wer ist dagegen? - Das ist die AfD-

Fraktion. Wer enthält sich der Stimme? - Zwei 

Stimmenenthaltungen. Aber die Ausschüsse 

sind mehrmals genannt worden. So ist es nun. - 

Der Antrag ist überwiesen worden wie angege-

ben. Damit ist der Tagesordnungspunkt 20 be-

endet. 

 

Ich rufe auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 21 

 

Erste Beratung 

 

Jugendkriminalität in Sachsen-Anhalt bekämp-

fen! 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/2124 

 

 

Einbringen wird den Antrag Herr Matthias Bütt-

ner, Staßfurt. 
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Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! „Überfälle in Halle - 

immer jünger, immer brutaler - Jugendkrimina-

lität in Sachsen-Anhalt verschärft sich“ - das 

sage nicht ich, sondern das ist ein Zitat, nämlich 

die Überschrift eines Artikels aus der „Mittel-

deutschen Zeitung“ vom 28. Oktober 2022.  

 

Halle ist mittlerweile die drittunsicherste Stadt 

in Deutschland. Vor Halle liegen nur noch Berlin 

und Frankfurt am Main. Halle war im letzten 

Jahr noch die viertunsicherste Stadt, d. h., sie ist 

einen Platz weiter hochgeklettert. Das macht 

deutlich, dass wir hier im Land ein großes Prob-

lem mit Jugendkriminalität haben. Ich möchte 

deutlich sagen: im Land, nicht nur in Halle. Halle 

ist natürlich der traurige Leuchtturm dieser 

Problematik, 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Der traurige 

Leuchtturm!) 

 

aber wir haben diese Probleme im ganzen Land. 

Dabei muss man sich natürlich die Frage stellen: 

Woran liegt das? - Perspektivlosigkeit, wie in 

den 1990er-Jahren, kann es nicht sein, denn es 

gibt genug Arbeitsstellen und Lehrstellen. Es 

gibt genug Chancen, von denen die Jugend- 

lichen in den 1990er-Jahren nur hätten träumen 

können. 

 

Es kann auch nicht darum gehen, seinen  

Lebensunterhalt damit zu verdienen; denn wer 

sich die Berichte aus Halle durchliest, der stellt 

schnell fest, dass diese Überfälle, die dort getä-

tigt werden, dazu nicht taugen. Wenn eine Tä-

tergruppe von zehn Tätern einen Jugendlichen 

umstellt, um ihm dann die Kopfhörer oder die 

getragenen Turnschuhe abzunehmen, um diese 

gleich anschließend im Internet für 50 € zu ver-

kaufen, dann kann jeder errechnen, dass 50 €  

 

geteilt durch zehn Räuber 5 € für jeden Räuber 

macht. Man muss schon mächtig viele Überfälle 

machen, um davon leben zu können. Das kann 

also nicht der Grund sein. 

 

Ich sage Ihnen, was der Grund ist: Es handelt 

sich hierbei um Machtdemonstrationen. Es geht 

darum zu gucken, wie weit man gehen kann, um 

seine Grenzen auszutesten, um das System und 

die Gesellschaft zu testen, um zu sehen und um 

zu probieren, ob man das, was man im Fern- 

sehen sieht, wenn über kriminelle Clans in Ber-

lin oder sonst wo berichtet wird, auch so um- 

setzen kann und ob man genauso straffrei da-

vonkommt.  

 

Ich sage Ihnen: Wenn man mit Juwelenräubern 

in Dresden oder in Sachsen Deals abschließt, 

dann macht das keinen guten Eindruck und 

dann führt das sicherlich nicht dazu, dass die Ju-

gendlichen in unserem Land über ihr kriminelles 

Verhalten nachdenken. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Gleich vorab: Das Problem ist aber kein ein- 

faches Problem. Es reicht nicht aus, nur die 

Symptome zu bekämpfen. Das heißt also: Auch 

wenn unsere Polizei über Jahre hinweg syste-

matisch kaputtgespart worden ist, ist es nicht 

so, dass das einzig und allein ein Problem des In-

nenbereiches oder der Innenpolitik ist, sondern 

es handelt sich hierbei um ein gesamtgesell-

schaftliches bzw. gesamtpolitisches Problem. 

 

Es geht schon los mit der Jugendarbeit. Viele 

Kommunen in unserem Land sind leider klamm. 

Die finanzielle Ausstattung des Landes für die 

Kommunen reicht nicht aus, um Jugendarbeit so 

durchführen zu können, wie es sein müsste. 

Mancherorts mussten Jugendklubs schließen, 

weil die Räumlichkeiten nicht mehr so gut sind, 

dass sie für die Jugendarbeit genutzt werden  
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können. Es fehlt an Personal. Es fehlt an Mate-

rial.  
 

Das heißt also: Zum einen wird eine anständige 

Ausstattung der Kommunen gebraucht, zum an-

deren geht es um kulturelle Einwirkungen; denn 

mittlerweile ist es so, dass die Gewalt und die 

Gangkultur aus den USA unbehelligt über Musik 

und über Filme nach Deutschland importiert 

werden. 
 

Ich sage, es gibt dafür einen neuen Begriff, eine 

neue Musikart: Das ist die Drillmusik. Dort ist es 

mittlerweile so, dass die Sänger und die Rapper 

nicht älter als Anfang 20 werden, weil sie sich 

alle gegenseitig über den Haufen schießen. Das 

ist tatsächlich so. Aber das sind nicht nur Prob-

leme in den USA, sondern auch in Deutschland 

haben wir natürlich die Probleme, d. h., wir ha-

ben Rapper, die aus dem kriminellen Clanmilieu 

Berlins oder aus dem Ruhrgebiet kommen und 

die ihre Musik und ihre kriminellen und ihre  

aggressiven Texte unbehelligt zu den Jugend- 

lichen transportieren können.  
 

In den sozialen Medien werden mittlerweile 

Clanmitglieder und Clanbosse zu Tiktok-Stars. 

Das ist auch schon relativ normal. Videos auf 

Whatsapp zeigen Gewalt und Übergriffe. Mir ist 

den Tag ein Video zugespielt worden, in dem 

sich eine Gruppe von mehreren Jugendlichen 

beharkt hat und zwei davon aufeinander losge-

gangen sind. Der eine Jugendliche hat dem an-

deren einfach ein Messer in den Hals gerammt. 

Dort ist eine Blutfontäne herausgekommen. Der 

hat vielleicht noch drei bis vier Minuten lang zu 

leben gehabt und dann war er tot. Das muss 

man sich einmal überlegen. So etwas spielen die 

sich heutzutage per Video gegenseitig zu. Das 

sind also keine gestellten Szenen. Das ist die  

Realität. Es ist ja wohl klar, dass so etwas zur 

Verrohung der Gesellschaft führt. 

 

Zu allem Überfluss ist es dann noch so, dass Ty-

pen wie Bushido den Bambi für Integration krie- 

 

gen. Abends bedroht er auf Veranstaltungen 

mit seinen Clanfreunden Reporter. Am Tage ist 

er stolzer Träger des Bambis für Integration. Das 

ist an Lächerlichkeit nicht mehr zu überbieten.  
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Das zeigt, wie irre die politische Landschaft und 

die Medienlandschaft in Deutschland geworden 

sind. 
 

Das alles trifft auf eine antiautoritäre Erziehung 

in den Haushalten. Das heißt, den Jugendlichen 

werden teilweise kaum noch Grenzen gesetzt. 

Die Eltern trauen sich auch nicht mehr so wirk-

lich, weil sie keine Kinderschläger sein wollen. 

Früher war es normal, dass man als Kind auch 

einmal welche hinter die Ohren bekommen hat. 

Heute ist das alles ganz schlimm. Das trifft auch 

auf die Schulen zu. Die Lehrer haben keinerlei 

Rückendeckung mehr, d. h. also, die Lehrer kön-

nen auch nicht mehr erzieherisch tätig werden, 

wie es in der Vergangenheit passiert ist. Das 

führt dann natürlich dazu, dass die Jugendlichen 

völlig enthemmt ihre Gewaltfantasien und das, 

was sie in dieser Musik hören und in dieser Ge-

sellschaft, im Fernsehen und überall sehen, aus-

üben. 

 

Weiter geht es dann mit der Familienpolitik, 

meine sehr geehrten Damen und Herren. Ein 

wichtiger Aspekt ist die Auflösung der klassi-

schen Familie. Das erleben wir jeden Tag. Das 

erleben wir ständig besonders von der linken 

Seite hier im Raum. Es geht weiter mit den 

Scheidungsraten. Wir hatten, gerade in den 

neuen Bundesländern, zwischen den Jahren 

2000 und 2013 - die Scheidungsraten sind jetzt 

nicht signifikant gesunken - Scheidungsraten 

von 37,5 % bis 43,6 %. Es ist klar - das ist auch 

bewiesen -, dass Kinder, die Scheidungskinder 

sind, eher dazu neigen, psychische Auffälligkei-

ten zu entwickeln, die sich dann in aggressivem 

Verhalten niederschlagen und in dem Beginn 

von Straftaten äußern können. 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

127 

Die klassische Geschlechterrolle wird aufgelöst, 

wird aufgeweicht. Das Vorantreiben und das 

Umsetzen von Genderzielen führt dazu, dass 

den Jugendlichen der Rahmen fehlt, klare Struk-

turen fehlen. In einem Jahr kann man ein Mann 

sein. Im anderen Jahr ist man eine Frau. Im drit-

ten Jahr ist man ein Schwuler. Das ist heute alles 

normal. Das gibt den Jugendlichen nicht den 

Rahmen und nicht den klaren Weg mit an die 

Hand, um sich so zu entwickeln, sage ich einmal, 

wie es eigentlich sein müsste. 

 

Dann kommen noch überzogene Coronamaß-

nahmen hinzu, die zu psychischen Auffällig- 

keiten führen. Wir wissen alle, dass Kinder und 

Jugendliche als Pandemietreiber bezeichnet 

worden sind. Wir wissen alle, dass Kinder und 

Jugendliche zwei Jahre lang weggesperrt wor-

den sind.  
 

(Unruhe) 
 

Dass das zu psychischen Problemen führt, das 

ist klar. Die Kinderpsychiatrien sind voll. Ich 

kenne auch Erwachsene, die heute noch darun-

ter zu leiden haben, die durch die Coronamaß-

nahmen, ich betone, durch die Maßnahmen, 

nicht durch die - - 
 

(Unruhe) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 
 

Herr Büttner, einen Augenblick eben. Sie reden 

jetzt über die Kinder. - Ich denke, bei dem Ge-

räuschpegel, den wir hier haben, könnte das 

schon eine Pause in einem Unterrichtsraum sein 

und nicht eine Debatte in einem Plenarsaal. Also 

bitte, ein bisschen ruhiger. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Da gebe ich Ihnen völlig recht, Frau Präsidentin. 

Das zeigt auch, dass den Abgeordneten hier im  

 

Haus dieses Thema nicht wichtig ist und dass 

ihnen die Kinder und die Jugendlichen nicht am 

Herzen liegen. Das stimmt mich sehr traurig. Bei 

wenigen Ausnahmen, insbesondere hier drüben 

im Raum,  
 

(Der Redner weist in Richtung der AfD-Frak-

tion)  
 

merkt und sieht man, dass die Abgeordneten an 

dem Thema sehr interessiert sind.  
 

(Lachen bei der CDU - Guido Kosmehl, FDP: 

Die Hälfte fehlt! Die Hälfte Ihrer Fraktion 

fehlt! - Unruhe) 
 

Jetzt kommen wir zu einem nächsten Aspekt, 

der auch ganz wichtig ist. Der nächste Aspekt, 

der auch ganz wichtig ist, ist natürlich die un-

kontrollierte Masseneinwanderung. Migranten 

und Flüchtlinge, die aus Ländern und kulturellen 

Hintergründen kommen, wo Aggression und 

Faustrecht bis hin zur Blutrache zum Alltag ge-

hören, wo jede kleine Auseinandersetzung auf 

dem örtlichen Marktplatz bei einem Messerge-

fecht ausgetragen wird, strömen nach Deutsch-

land. Sie bringen natürlich diese Lebensart und 

diese Verhaltensweisen mit und übertragen die 

auf unsere Jugendlichen, die dann noch sehen 

können, dass nicht viel passiert. 
 

Ich sage Ihnen das ganz klar. Ich habe mich auch 

mit solchen Leuten unterhalten, mit Albanern 

und anderen, und habe sie gefragt, warum sie 

keine Angst vor unserer Polizei oder vor unserer 

Justiz haben. Sie haben mir gesagt: Polizei 

Deutschland, ha! Ich frage: Warum? - Daraufhin 

hat er mir erklärt: In Albanien ist es so - das hat 

er gesagt -: Wenn ich gehe Polizei, dann sagt 

der: Ausweis. Dann kriege ich erst einmal 

Schläge, dann gebe ich Ausweis hin. Dann ist 

Schichtwechsel; dann kommt neuer Polizist und 

sagt: Ausweis. Ich sage: hat Kollege. Dann kriege 

ich wieder Schläge. Das geht - hat er ge-

sagt - drei Tage lang so, dann schmeißen sie 

mich wieder raus. - Die kommen aus Ländern, in  
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denen die Polizei gegenüber den Jugendlichen 

eine solche Verhaltensweise an den Tag legt. 

Dann lachen die natürlich über unsere polizei- 

lichen Maßnahmen und über unsere Justiz. Das 

ist doch ganz logisch. 

 

Darum sage ich: Wir müssen solche Leute, die 

sich hier nicht benehmen können und die hier 

zu Silvester aus unseren Großstädten Kriegsge-

biete machen, des Landes verweisen.  

 

(Zuruf: Oh! - Zustimmung von der AfD)  

 

Sie müssen ihre Haftstrafen absitzen oder ihre 

Strafen, wenn sie denn welche bekommen, und 

anschließend haben sie des Landes verwiesen 

zu werden. So machen das andere Länder auch. 

Und dann muss ein Betretungsverbot für 

Deutschland ausgesprochen werden. Wir müs-

sen sie auch nicht zurückfliegen oder sie irgend-

wohin bringen, wenn wir nicht wissen, woher 

sie kommen. Sie müssen einfach die Bundes- 

republik Deutschland verlassen. Sie kriegen hier 

kein Geld mehr, sie kriegen hier keine Wohnung 

mehr und dann hat sich das Thema erledigt. So 

müssen wir mit solchen Leuten umgehen, 

meine sehr geehrten Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Sie merken also schon, das Problem ist nicht nur 

die Symptombekämpfung, sondern es ist ein ge-

samtpolitisches Problem, das wir hier zu be-

werkstelligen haben. Der Antrag, den wir hier 

heute stellen, ist ein Baustein in die richtige 

Richtung. Wir wollen das Neuköllner Modell. Es 

darf nicht so sein, dass Tat und Strafen sehr weit 

auseinanderliegen. Es muss so sein: Am Montag 

Tat, am Dienstag vor dem Richter und am Mitt-

woch Arrest. Dann wissen die Jugendlichen 

auch, was sie zu tun und zu lassen haben, was 

sie dürfen und was sie nicht dürfen und dass 

diese Tat unmittelbar mit der Strafe im Einklang 

steht. Das ist der Weg, den wir hier gehen  

 

müssen. Ich werde nachher - meine Redezeit ist 

leider am Ende - bei meiner Nachfasserrede 

noch einmal genauer darauf eingehen. - Vielen 

Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Für die Landesregierung spricht Ministerin Frau 

Dr. Zieschang. 

 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport):  

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Ab-

geordneten! Wie in der Kriminalitätsbekämp-

fung insgesamt, so leistet die Landespolizei 

Sachsen-Anhalts auch bei der Bekämpfung der 

Jugendkriminalität eine hervorragende profes-

sionelle Arbeit. Das bezieht sich insbesondere 

auch auf die Polizeiinspektion Halle und auf das 

Polizeirevier Halle. Wie Sie wissen, hat das Poli-

zeirevier Halle die Ermittlungsgruppe „Cornern“ 

zur Bekämpfung der Jugendkriminalität einge-

richtet. Das war im April 2022 der Fall.  

 

Ich habe mir gerade die aktuellen Zahlen geben 

lassen: Seit April 2022 hat die Ermittlungs-

gruppe im Kontext Jugendkriminalität 436 Er-

mittlungsverfahren eingeleitet. Es wurden 

136 Tatverdächtige ermittelt. Zu den Tatver-

dächtigen sei gesagt, dass mehr als zwei Drittel 

deutsche Staatsangehörige sind.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Hört, hört!) 

 

Es kommt aber nicht nur auf die unverzügliche 

Ermittlungsarbeit an, sondern auch auf Zuwen-

dung zu den Opfern; denn die Opfer sind oft-

mals ebenfalls Minderjährige. Auch das hat die 

Polizeiinspektion Halle im Blick. 
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Da es in dem Antrag aber um Jugendkriminalität 

in Sachsen-Anhalt geht, gestatten Sie mir einige 

allgemeine Bemerkungen zur Bekämpfung der 

Jugendkriminalität. Für eine effektive Bekämp-

fung der Jugendkriminalität kommt es auf die 

schnelle und konsequente staatliche Reaktion 

auf das delinquente Verhalten von jungen Men-

schen an. Ebenso ausschlaggebend ist das Be-

mühen, ihnen rechtzeitig zielgerichtete Chan-

cen und Hilfsangebote für ein weiteres straf-

freies Leben zu eröffnen. Beidem trägt die Lan-

despolizei Rechnung, indem die kriminalpolizei-

liche Bearbeitung der Jugendkriminalität auf 

der Revierebene in jedem Kriminaldienst im 

Sachgebiet für täterorientierte Ermittlungen 

verankert ist und dort intensiv unter Beachtung 

von Aspekten der Repression wie auch der Prä-

vention bearbeitet wird. 
 

Hierbei arbeitet die Polizei eng mit der Justiz zu-

sammen. In präventiver Hinsicht verfolgt die Po-

lizei den, wie ich finde, sehr innovativen Ansatz 

der Zusammenarbeit mit den Jugendberatungs-

stellen bei der Polizei, die mit tatverdächtigen 

Minderjährigen unverzüglich ins Gespräch kom-

men, um kriminelle Karrieren zu verhindern. 
 

Die Landespolizei arbeitet zudem eng und ver-

trauensvoll mit den Kommunen und den dorti-

gen Sicherheitsbehörden zusammen. Darüber 

hinaus besuchen die Regionalbereichsbeamten 

Schulen, um die Schülerinnen und Schüler für 

Themen wie Gewaltkriminalität, Zivilcourage 

und Opferschutz zu sensibilisieren und um sie zu 

schützen.  
 

Bei einem Blick in die polizeiliche Kriminalstatis-

tik ist übrigens festzustellen, dass die Fallzahlen 

im Bereich der Jugendkriminalität seit 2013 nur 

leichten Schwankungen unterlegen waren und 

nach den Coronajahren 2020 und 2021 wieder 

auf dem Straftatniveau der vorherigen Jahre lie-

gen. Aus polizeilicher Sicht lagen und liegen die 

Schwerpunkte in den Städten Magdeburg und 

Halle. 

Abschließend sei gesagt: Um Jugendkriminalität 

in Sachsen-Anhalt zu bekämpfen, braucht es 

mehr als Polizei und Justiz. Es braucht unter an-

derem eine deutliche gesellschaftliche Ächtung 

von Gewalt und vor allem ein ausreichendes 

Freizeit- und Betreuungsangebot mit qualifizier-

ten Fachkräften in der pädagogischen Sozial- 

arbeit. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich sehe keine Fra-

gen oder Interventionen. - Wir können in die 

Debatte einsteigen. Ich rufe als ersten Redner 

Herrn Erben für die SPD-Fraktion auf. 
 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Büttner, Staßfurt, ich war eini-

germaßen verwundert, als ich Ihren Antrag erst-

mals zur Kenntnis nehmen durfte; denn genau 

zu diesem Thema - Sie sind auch Innenaus-

schussvorsitzender - liegen bereits zwei Selbst-

befassungsanträge im Innenausschuss vor, 

nämlich einer von Ihnen und einer von der SPD-

Fraktion. Ich kann mich gut daran erinnern, dass 

wir in der letzten Sitzung die beiden Anträge 

wegen der bereits fortgeschrittenen Zeit in die 

nächste Sitzung geschoben haben. Dass Sie das 

anschließend noch einmal aufschreiben, damit 

Sie heute hier einen Pausenfüller auf die Tages-

ordnung bekommen, wundert mich doch sehr. - 

Das vorweggeschickt. 

 

(Daniel Rausch, AfD: Pausenfüller!) 

 

Zweitens. In Ihrem Redebeitrag war deutlich 

sichtbar, was Sie mit dem Antrag eigentlich be-

zwecken: heute hier einmal darzulegen, was Sie 

so alles an widerlichen Thesen kundtun können.  
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Das tun Sie natürlich lieber vor der Kamera als 

im Innenausschuss. Dass Sie gegen Ausländer 

sind und dass Sie gegen Homosexuelle sind, 

 

(Tobias Rausch, AfD: Oh!) 

 

das wussten wir alles. Aber dass das neue Feind-

bild jetzt die Scheidungskinder sind - - 

 

(Tobias Rausch, AfD: So ein Schwachsinn!) 

 

- Natürlich. Sehr umfangreich haben Sie sich 

dem neuen Feindbild Scheidungskinder zuge-

wandt. - In dem heutigen Plenum könnte man 

vielleicht einmal eine Umfrage dazu machen, 

wer alles Scheidungskind ist.  

 

(Lachen bei der SPD und bei der CDU)  

 

Also, mir blieb die Spucke weg. Plötzlich die 

Scheidungskinder zu einer Ursache der Jugend-

kriminalität in Sachsen-Anhalt zu machen, das 

ist schon etwas schräg. 

 

(Unruhe) 

 

Deswegen legen wir den Antrag zu Ihrem ande-

ren Antrag, der sich im Innenausschuss befin-

det. Ich beantrage eine Überweisung des  

Antrags zur federführenden Beratung in den  

Innenausschuss und zur Mitberatung in den  

Sozialausschuss und in den Ausschuss für Recht, 

Verfassung und Verbraucherschutz. 

 

(Unruhe) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Erben - Als nächste Rednerin 

kommt Frau Anger nach vorn. - Frau Sziborra-

Seidlitz, war das eine Frage?  

 

(Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE: Nein, nein!) 

 

Frau Anger, bitte. 

 

 

Nicole Anger (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Die Gründe da-

für, meine Damen und Herren, weshalb junge 

Menschen straffällig werden, sind vielfältig. 

Dazu zählen Perspektivlosigkeit, Vernachlässi-

gung, unter anderem durch das Elternhaus, 

Schwierigkeiten im sozialen Umfeld, Leistungs-

druck, fehlende Frustrationstoleranz, schlechte 

Zukunftsperspektiven, fehlende Räume und 

eine unzureichende Prävention.  

 

Was ist also zu tun, um dem zuvorzukommen? - 

Meine Fraktion und ich sind der Auffassung, 

dass junge Menschen von einer Gesellschaft  

solche Rahmenbedingungen geboten bekom-

men müssen, unter denen Straftaten erst gar 

nicht zur Option werden. Jugenddelinquenz 

braucht Jugendhilfe, für Täter*innen genauso 

wie für die Opfer. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Die Jugendhilfe gibt den jungen Menschen 

Räume, schafft Vertrauen und ermöglicht Eigen-

verantwortung. Sie bietet Anlaufpunkte, an de-

nen Probleme junger Menschen ernst genom-

men und gemeinsam mit dem pädagogischen 

Fachpersonal bearbeitet werden können. Wir 

brauchen in der Gesellschaft Places to be für 

junge Menschen, also Orte, an denen sie sein 

können, an denen sie ungestört sind.  

 

Fakt ist aber auch, dass es dennoch zu Straffäl-

ligkeiten - wie auch in allen anderen Altersgrup-

pen im Übrigen - kommen kann. Die Wahr-

scheinlichkeit von Wiederholungstaten, gerade 

von sogenannten einfachen Delikten, sinkt al-

lerdings dann, wenn man eine zeitnahe Konse-

quenz auf die Tat folgen lässt. Denn es ist für 

den Lebensweg eines jungen Menschen durch- 
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aus schädlich, wenn eine Straftat erst deutlich 

später sanktioniert wird und der junge Mensch 

sich mittlerweile in einem anderen, möglicher-

weise stabileren Lebensumfeld befindet und 

aus diesem wieder herausgerissen wird. 

 
Im Gegensatz zum Erwachsenenstrafrecht, 

meine Damen und Herren, steht beim Jugend-

strafrecht der Erziehungsgedanke im Vorder-

grund. Der oder die Jugendliche soll aus seinen 

oder ihren Taten lernen, um möglichst nicht er-

neut straffällig zu werden. Wichtig dabei ist 

aber, dass kein System neben dem anderen ar-

beitet, sondern dass an dieser Stelle Justiz und 

Jugendhilfe kooperativ im Sinne der jungen 

Menschen zusammenwirken, interventiv, aber 

vor allen Dingen schon präventiv. Wir müssen 

dahin kommen, dass Prävention vor Interven-

tion gedacht wird,  

 
(Zustimmung bei der LINKEN)  

 
und wir müssen den Blickwinkel überwinden, 

unter dem bei Vergehen nur über Strafe nach-

gedacht wird. Der Gedanke, der in diesem Law-

and-Order-Antrag aufgemacht wird, Erziehung 

über so krude Dinge wie Zucht und Ordnung zu 

bewältigen, erinnert mich eher an dunkle  

Zeiten. 

 
Meine Damen und Herren! Wir plädieren dafür, 

über Jugenddelinquenz mit aktiver Einbezie-

hung der Jugendhilfe nachhaltig zu debattieren. 

Beides, Jugendhilfe und Jugendstrafrecht, ist 

miteinander zu verzahnen, und es sind Syner-

gien zwischen diesen herzustellen. Der Antrag 

der AfD ist abzulehnen. Herr Erben hat es ge-

sagt: Es liegen schon Selbstbefassungsanträge 

dazu vor. Damit kann man auch arbeiten. - Vie-

len Dank. 

 
(Zustimmung bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Anger. - Als nächster Redner 

kommt Herr Kosmehl für die FDP-Fraktion nach 

vorn. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Auch ich beginne 

mit der Verwunderung darüber, dass über das 

Thema sozusagen schon vorab im Plenum disku-

tiert werden sollte, obwohl wir derzeit im In-

nenausschuss einen Selbstbefassungsantrag 

von Ihrer Fraktion, Herr Büttner, wie auch einen 

Selbstbefassungsantrag des Kollegen Erben 

dazu vorliegen haben. 

 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 

werden und müssen uns mit der Situation und 

mit der Entwicklung in der Stadt Halle (Saale) 

befassen müssen. Denn das, was wir in den letz-

ten anderthalb Jahren verstärkt zur Kenntnis ge-

nommen haben, kann uns nicht kalt lassen. Wir 

brauchen Konzepte dafür, wie wir konsequent 

dagegen vorgehen.  

 

Ich bin bei Ihnen, Frau Ministerin, wenn Sie sa-

gen, dass die Polizei in Halle, sowohl das Revier 

als auch die PI, bereits tätig geworden ist. Ich 

weiß auch, dass Sie mit mir übereinstimmen, 

wenn ich sage, dass das kein Sprint, sondern ein 

Marathon ist, den wir dort in einen langen Zeit-

raum hinweg mit großem Kräfteeinsatz fahren 

müssen, wenn wir tatsächlich die Täterstruktu-

ren, die bandenähnlichen Strukturen, dauerhaft 

zerschlagen wollen und dafür sorgen wollen, 

dass diejenigen, die straffällig geworden sind, 

auch ihrer gerechten Strafe zugeführt werden. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

will an dieser Stelle deutlich machen: Ermittlun- 
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gen durch die Polizei und das Eingreifen durch 

die Polizei sind das eine. Wir brauchen, Frau Mi-

nisterin Weidinger, aber auch eine besondere 

Sensibilität in der Staatsanwaltschaft Halle, da-

mit wir jeden einzelnen Fall so gut es geht und 

so intensiv wie möglich aufarbeiten und zu einer 

Anklage bringen. Schnell Einstellungen vorzu-

nehmen, ist dort nicht dauerhaft richtig.  

 

(Zustimmung bei der FDP und von Rüdiger Er-

ben, SPD) 

 

Denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

das Zeichen nach draußen muss sein: Wer eine 

Straftat begeht, der wird dafür auch die Konse-

quenzen tragen müssen. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Rüdi-

ger Erben, SPD) 

 

Ich will an dieser Stelle auch etwas aufgreifen, 

Frau Anger. Genau das ist der Punkt: Die Ju-

gendhilfe ist gerade in der Frage der Jugend- 

kriminalität und des Umfeldes die zentrale Ein-

richtung, die das zusammenführen muss, so-

wohl was die präventive Arbeit betrifft als  

natürlich auch die Frage, wie man einen jugend-

lichen Straftäter integriert und ihm wiederum 

die Möglichkeit gibt, daraus zu lernen. Deshalb 

werden wir auch an der Stelle stärker eingreifen 

oder unterstützen müssen, damit solche Struk-

turen vorhanden sind, um das entsprechend tun 

zu können. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

freue mich ausdrücklich - das ist der letzte Satz, 

Frau Präsidentin -, dass das, woran vor fast 

20 Jahren Kritik von der LINKEN geäußert 

wurde, z. B. gegen die Möglichkeit des Warn-

schussarrests, also Jugendarrestanstalten zu 

nutzen, um jugendlichen Straftätern frühzeitig 

das Signal zu geben: „Hier ist ein Stopp- 

zeichen!“, jetzt von Ihnen offensichtlich als 

Maßnahme anerkannt wird. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war eher eine Periode als ein Satz. Aber, na 

ja, das fällt unter den Oberbegriff Satz. Vielen 

Dank, Herr Kosmehl. - Als nächster Redner 

kommt Herr Striegel. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Ich will es kurz machen: Ihr Antrag, 

meine Herren und Damen von der AfD-Fraktion, 

ist schlecht, sehr schlecht. Ihre Rede, Herr Bütt-

ner, die vor Rassismus und Bestrafungsfanta-

sien strotzte, war noch schlechter. 

 

Erstens. Das Neuköllner Modell, bei dem es um 

die Beschleunigung von Jugendstrafverfahren 

geht, ist kein generell geeignetes Mittel, um Ju-

gendkriminalität zu begegnen. Bei den wirklich 

wenigen Jugendlichen, die wiederholt oder gar 

permanent strafrechtlich auffällig werden und 

um die es Ihnen in Ihrem Antrag offensichtlich 

geht, kommt es nicht darauf an, ob eine Verur-

teilung nach drei oder nach acht Monaten er-

folgt. Diese Jugendlichen werden sich im Zwei-

fel schwer an die einzelne Tat erinnern können. 

Viel wichtiger wäre es, die Zeit in Erwartung  

einer Anklageerhebung oder eines Urteils für 

Sozialarbeit, für tatsächliche soziale Interven-

tion im Nahraum der Jugendlichen zu nutzen. 

Dort kann Einfluss genommen und tatsächlich 

etwas erreicht werden. 

 

Zweitens. Nennen Sie mir doch einmal eine 

taugliche Anwendungsmöglichkeit, bei der ein 

vorbeugender Platzverweis für Jugendliche zur 

Anwendung kommen könnte. Entweder er-

wischt man Täter*innen auf frischer Tat und 

dann greift das Strafrecht, 
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(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD, lacht) 

 

oder man spricht willkürlich Platzverweise ge-

gen Jugendliche in den Straßen von Halle aus. 

Nein, dieser Ansatz überzeugt nicht. 

 

Wir sagen: Gegen Jugendkriminalität hilft vor al-

lem Prävention. Die aktuellen Vorfälle in Halle 

sind jedenfalls in ihrem Ausmaß ein postpande-

misches und nicht auf die Stadt Halle beschränk-

tes Phänomen. Entscheidend wird sein, die Zahl 

der Straftaten schnell wieder auf das Niveau von 

vor 2020 zu senken. Diesbezüglich bin ich sogar 

bei dem Kollegen: Das ist kein Sprint, das ist eine 

ziemlich dauerhafte Aufgabe. 

 

Die Polizei in Halle scheint mir gemeinsam mit 

der Stadt, der Staatsanwaltschaft und der Ju-

gendgerichtshilfe dabei auf einem grundsätzlich 

guten Weg zu sein. Aber ich fürchte, Polizei, 

Staatsanwaltschaft und Jugendgerichtshilfe al-

lein werden es nicht richten können. Das Straf- 

und das Gefahrenabwehrrecht allein werden 

nicht ausreichen. Wir müssen bei der Aufrecht-

erhaltung der öffentlichen Sicherheit viel stär-

ker auch sozialpolitische Aspekte in den Blick 

nehmen. Wichtig sind Jugendhilfe, Sozialarbeit, 

Jugendklubs usw. Junge Menschen brauchen 

nicht härtere Strafen, sondern Unterstützung. 

 

In vielen Punkten ist die Kommune zuständig. 

Ich möchte dennoch in Richtung Landesregie-

rung sagen - das Thema Konzepte kam hier 

schon auf -: Der Zustand der Schulsozialarbeit 

ist jedenfalls weiterhin katastrophal; wir müs-

sen sie endlich mit einem eigenen Landespro-

gramm ausstatten und ausweiten. Die Stadt 

Halle selbst tut schon sehr viel. Aber das Land 

wäre endlich einmal gefordert. Die momentane 

Planungsunsicherheit aufgrund der Förder- 

periode aus EU-Mitteln ist unerträglich.  

 

Zu Herrn Erben noch ein Satz: Dass die Koalition 

diesen Antrag angesichts Ihres Einstiegs in die  

 

Rede in den Innenausschuss überweisen will, ist 

nun wirklich komplett daneben. Das braucht 

niemand. Wir haben dort zwei Selbstbefas-

sungsanträge vorliegen; die reichen aus. Dieser 

grottenschlechte Antrag gehört abgelehnt. 

Dazu sollte sich auch die Koalition aufraffen 

können. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung von Susan Sziborra-Seidlitz, 

GRÜNE) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Ich sehe keine Interventionen, keine Fragen. - 

Jetzt kommt Frau Godenrath an das Rednerpult. 

- Frau Godenrath, bitte. 

 

 

Kerstin Godenrath (CDU): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Abgeordnete! Das Thema Jugendkriminalität 

beschäftigt uns tatsächlich schon eine ganze 

Weile, insbesondere das Thema Jugendkrimina-

lität in Halle. Wir als CDU Halle haben das mehr-

fach thematisiert und uns lange damit beschäf-

tigt. Wir müssen hierbei natürlich sagen: Die Po-

lizei leistet sehr gute Arbeit. Frau Ministerin 

Zieschang hat es auch schon gesagt: Es wurde 

eine eigene Ermittlungsgruppe gegründet. Aber 

die Polizei ist nicht nur stark in der Nachverfol-

gung, sondern auch bei dem Thema Prävention. 

 

(Zuruf: Aha!)  

 

- Ja.  

 

(Lachen bei der CDU) 

 

Es gibt bspw. die Aktion „Genug“. Wer möchte, 

kann sich dazu gern informieren. Es gibt einen 

Flyer, der sich an betroffene Jugendliche richtet, 

die vielleicht Zeuge geworden sind, an Leute,  
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die am Tatgeschehen beteiligt waren, aber auch 

an Eltern, die vielleicht Veränderungen am Kind 

bemerken und denen aufgezeigt wird, wie sie 

sich vielleicht verhalten können. 

 

Auch das Landesschulamt hat sich dem Thema 

bereits gewidmet und ist schon in Kontakt mit 

Opferhilfeorganisationen, um zu schauen, wie 

man sich gut vernetzen kann. Die Polizei bietet 

außerdem Präventionsveranstaltungen an 

Schulen an. Ich denke, man kann durchaus  

sagen: Danke schön, Polizei. Sie tut schon viel. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Aber - das möchte ich auch ganz deutlich sa-

gen - das Thema Jugendkriminalität kann nicht 

allein der Polizei angelastet werden. Wir müs-

sen ganz deutlich die Kommunen in die Pflicht 

nehmen. Ich schaue wieder in meine Heimat-

stadt; denn das ist sozusagen Hauptanliegen 

dieses Antrages. Das Thema Sicherheit muss 

ganzheitlich betrachtet werden. Das heißt, wir 

müssen alle Beteiligten miteinander vernetzen. 

Dazu gehören neben der Polizei natürlich 

Streetworker, das Ordnungsamt, die Jugendge-

richtshilfe, aber auch der Ausländerbeirat bzw. 

Migrationsverbände, das Jugendamt sowie  

Jugendorganisationen bzw. Träger der Jugend-

hilfe. Ich habe gelesen, dass Halle gestern oder 

vorgestern wohl erste Maßnahmen ergriffen 

und ein Koordinierungstreffen angesetzt hat. 

Die Ergebnisse bleiben abzuwarten. 

 

Natürlich ist - meine Vorredner haben es ge-

sagt - an dieser Stelle auch die Justiz gefragt. 

Wir müssen uns fragen: Welche Strafen und 

welche Konsequenzen sind angemessen, ab-

schreckend und erzielen Lerneffekte? Denn ich 

sage einmal: Jeder Täter muss einzeln betrach-

tet werden. Es gibt den einen, der aus einem 

Klaps auf die Finger vielleicht lernt, und es gibt 

den anderen, der vielleicht eine etwas härtere 

Gangart braucht. 

Im Hinblick auf das Neuköllner Modell muss ich 

sagen: Natürlich sind schnelle Verfahren immer 

wünschenswert. Die wünsche ich mir auch. 

Aber die setzen natürlich voraus, dass der Sach-

verhalt einfach ist oder aufgrund klarer Beweis-

lage dafür geeignet ist. Das ist leider nicht im-

mer so. Aber auch diesbezüglich müssen und 

können wir darüber diskutieren, welche Rah-

menbedingungen ggf. zu ändern sind, um an 

dieser Stelle voranzukommen. 

 

Sie sehen, es gibt viel zu diskutieren. Der Antrag 

berührt viele Themen. Somit sind auch wir für 

eine Überweisung zur federführenden Beratung 

in den Innenausschuss sowie in den Rechtsaus-

schuss und in den Sozialausschuss als mitbera-

tende Ausschüsse. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der 

FDP) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Godenrath. - Als letzter Red-

ner ist noch einmal Herr Matthias Büttner, 

Staßfurt, an der Reihe. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  
 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Ich möchte mit 

Herrn Erben und seinen Ausführungen begin-

nen. Also, Herr Erben, grundsätzlich ist es so, 

dass wir als Oppositionsführer hier beantragen, 

was wir wollen. Dazu werden wir Sie auch in Zu-

kunft nicht um Erlaubnis fragen. Damit werden 

Sie sich leider Gottes wohl  
 

(Oliver Kirchner, AfD: Abfinden müssen!) 
 

abfinden müssen. So sieht es nämlich aus. 
 

(Beifall bei der AfD) 
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Ihre Ausführungen zu Scheidungskindern haben 

deutlich gemacht, dass Sie über die - - 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Dass Sie ein Schwach-

kopf sind! - Zustimmung von Sebastian  

Striegel, GRÜNE) 

 

- Frau Präsidentin, also, das geht mir jetzt ein 

bisschen zu weit. Er hat mich gerade „Schwach-

kopf“ genannt, der Kollege. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Ein Schwachkopf, so 

was zu sagen über Scheidungskinder! - 

Tobias Rausch, AfD: Was ist denn jetzt mit ei-

ner Ermahnung? Sag mal! - Lachen bei der 

AfD - Tobias Rausch, AfD: Gleiches Recht für 

alle!) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Haben Sie mich soeben geduzt? Also, so geht es 

ja nun auch nicht. 
 

(Lachen) 
 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Okay, ich merke schon - - 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Außerdem habe ich bisher - - 
 

(Tobias Rausch, AfD: Ich habe Sie überhaupt 

nicht geduzt!) 
 

- Sie haben gesagt: „Sag mal!“. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Ich habe gefragt: Was 

ist denn jetzt mit einer Ermahnung? Da war 

kein Dutzen dabei! Da muss man mal zu- 

hören!) 

 

- Halt, Herr Büttner ist am Mikrofon. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Ist doch wahr! Da muss 

man doch mal einschreiten!) 

 

- Er ist in der Lage, sich mit diesem Vorwurf aus-

einanderzusetzen. 

 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 

 

Oder nehmen Sie das jetzt als Beleidigung? 

Dann müssten Sie darauf entsprechend reagie-

ren. - Herr Büttner, bitte schön. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Ist so!) 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Nein, ich nehme 

das nicht als Beleidigung. Ich stelle fest, wenn 

Herr Erben mich „Schwachkopf“ nennt,  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Ist das eine Tat-

sachenbehauptung! - Tobias Rausch, AfD: 

Mensch, halt die Klappe da drüben!) 

 

dann ist er ein noch viel, viel größerer Schwach-

kopf. Denn ich kann etwas zitieren. Sie  

brauchen bloß einmal Google zu bemühen. Dort 

werden Sie sofort wissenschaftliche Artikel  

finden, die genau das, was ich gesagt habe, be-

stätigen. 
 

(Rüdiger Erben, SPD: Sie kriminalisieren!) 
 

- Jetzt hören Sie bitte zu, ansonsten werden Sie 

es nie lernen.  
 

(Zuruf von Rüdiger Erben, SPD) 
 

Ich zitiere und lese es Ihnen jetzt vor: 

 

„Mögliche psychische Reaktionen von Tren-

nungskindern sind: 
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 gesteigerte Aggressivität (Zorn, Streitlust, 

ja sogar strafrechtlich relevante Auffällig-

keiten wie Diebstahl kommen manchmal 

vor) 

 

 altkluges, pseudo-erwachsenes Auftre-

ten […]“ 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Deswegen überfallen 

die keine Gleichaltrigen in Halle!) 

 

- Herr Kollege Erben, Sie sollten sich, bevor Sie 

hier eine Rede halten und den Mund auf- 

machen, einmal anständig mit den Sachverhal-

ten auseinandersetzen. Ansonsten machen Sie 

sich lächerlich. Das ist Ihr Problem und nicht 

mein Problem. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Rüdiger Erben, 

SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Erben - - 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Wenn Sie mich Schwachkopf nennen, dann 

muss ich feststellen, sind Sie der größte 

Schwachkopf hier im gesamten Haus. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Oh! - Beifall bei der 

AfD - Unruhe) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Jetzt ist gut. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

So. 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Wenn Herr Erben einen Zwischenruf tätigt, 

dann hat Herr Büttner durchaus die Möglich-

keit, darauf zu reagieren. Dafür steht er auch am 

Rednerpult. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Aber es muss jetzt nicht versucht werden, in ein 

Rededuell zu gehen, das durch Lautstärke ent-

schieden wird. Ich denke, wir sollten wieder zu 

der Rede und zu dem normalen Verfahren zu-

rückkommen. - Bitte, Herr Büttner. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Das können wir gern tun, Frau Präsidentin. - 

Weiter geht es mit den Ausführungen von Herrn 

Striegel. Ich glaube, wenn wir dem, was Herr 

Striegel hier zum Besten gegeben hat, Folge leis-

ten, dann landen wir in Halle und in gesamt 

Sachsen-Anhalt in einer absoluten Anarchie. 

Das sollten wir lieber sein lassen. 

 

Zum Neuköllner Modell bleibt Folgendes zu sa-

gen. Es geht bei dem Neuköllner Modell nicht 

ausschließlich um Arrest. Das muss man in der 

Situation jetzt noch einmal sagen. Es geht doch 

darum, dass Richter auch andere Anweisungen 

geben können. Ich glaube, es gibt einen Fall, in 

dem irgendein Richter irgendeinen Skinhead 

dazu verurteilt hat, mit dem örtlichen Döner- 

ladenbesitzer, einem Türken, zusammen einen 

Döner zu essen. Ich meine, das ist in der Befug-

nis des Richters, was man machen kann. Es kann 

Arrest geben, es kann aber auch andere Maß- 
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nahmen geben. Auf jeden Fall muss etwas  

passieren. 

 

Ich sage Ihnen Folgendes: Wenn wir nicht adä-

quat handeln und das so weiterlaufen lassen, 

dann werden diese Jugendlichen demnächst 

noch auf die Idee kommen, einmal wirkliche, 

richtig harte Straftaten zu begehen, so wie sie in 

Berlin und irgendwo anders stattfinden. Dann 

bekommen wir es nicht mehr so einfach einge-

fangen mit dem Neuköllner Modell.  

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

In Berlin-Neukölln war es schon zu spät. Man 

hat es damit nicht mehr in den Griff bekommen, 

weil es schon zu weit fortgeschritten war. Hier 

sind wir aber noch am Anfang. Wenn wir jetzt 

nicht wirklich klare Grenzen und - wie es Herr 

Kosmehl gesagt hat - ein Stoppsignal setzen, 

dann werden wir die Situation nicht mehr ein-

fangen können. Das muss man an dieser Stelle 

ganz deutlich sagen. 

 

Meine Redezeit ist jetzt leider zu Ende. - Ich 

danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Wir sind auch am Ende der Debatte angelangt.  

 

Abstimmung 
 

Es wurde beantragt, den Antrag zur federfüh-

renden Beratung in den Ausschuss für Inneres 

und zur Mitberatung in den Rechtsausschuss 

und in den Sozialausschuss zu überweisen. Wer 

dem zustimmt, den bitte ich um das Karten- 

zeichen. - Das sind die AfD-Fraktion und die  

Koalitionsfraktionen. Wer ist dagegen? - Das 

sind die Fraktion DIE LINKE und die Fraktion  

 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist kein Raum 

für Enthaltungen. Der Antrag ist in die genann-

ten Ausschüsse überwiesen worden. 

 

Wir kommen zum 

 

 

Tagesordnungspunkt 22 

 

Beratung 

 

Einsatzfähigkeit der Feuerwehren sichern! Feu-

erwehrführerschein einführen! 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/2126 

 

Alternativantrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 

8/2165 

 

 

Einbringen wird den Antrag der Abg. Herr Roi. - 

Herr Roi, bitte schön. 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Da-

men und Herren! Ohne Fahrer fährt kein Feuer-

wehrauto. Dieser Fakt klingt banal, aber für  

einige Politiker, so scheint es, ist diese Tatsache 

undurchdringbar; zumindest wenn ich mich in 

Sachsen-Anhalt umschaue. 

 

Ja, Kommunen müssen eine leistungsfähige 

Feuerwehr aufstellen. Sie müssen sie ausstat-

ten, sie müssen sie ausrüsten. Das ist eine 

Pflichtaufgabe der Kommune; so steht es im 

Brandschutzgesetz. Das wissen wir alle hier im 

Hohen Haus. Das wissen auch die Verantwort- 

lichen vor Ort in den Kommunen, insbesondere 

die Gemeinderäte, die Stadträte. 

 

Aber in der Landesverfassung ist auch veran-

kert, dass das Land die Kommunen mit finan- 

ziellen Mitteln ausstatten muss, damit diese  
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ihren Aufgaben entsprechend nachkommen 

können. Genau an der Stelle besteht, aus mei-

ner Sicht, ein Problem. Wenn ich auf das Jahr 

2023 schaue, dann zeigt sich, dass die Bewälti-

gung der Pflichtaufgaben für die Kommunen im-

mer schwerer wird. Denn sämtliche Folgen von 

katastrophalen politischen Fehlentscheidungen 

schlagen in diesem Jahr vollumfänglich durch. 

 

Ich bin seit dem Jahr 2014 im Kreistag und im 

Stadtrat; ich habe so etwas wie in diesem Jahr, 

was die Haushaltsaufstellung auf der Kreis-

ebene anbelangt, noch nicht erlebt. Wir haben 

höhere Zinsen im Millionenbereich, wir haben 

höhere Energiekosten, wir haben Folgekosten 

aufgrund der irren Coronamaßnahmen. 

 

Wir haben in den Landkreisen viel höhere Trans-

ferleistungen für Flüchtlinge aufzubringen, die 

nicht erstattet werden. Das sind Millionenbe-

träge, die jetzt auf die Kommunen zu rollen und 

zu negativen Haushaltsbilanzen führen, und das 

führt letztendlich dazu, dass die Kommunen für 

die Pflichtaufgaben immer weniger Geld zur 

Verfügung haben. 

 

Nebenbei bemerkt - darüber spreche ich heute 

nicht -, eine Feuerwehrabgabe, wie es in einigen 

kreisangehörigen Städten diskutiert wurde, leh-

nen wir als AfD konsequent ab. Die Bürger in un-

serem Land zahlen Steuern und die Einnahmen 

des Staates sprudeln. Selbst in der sogenannten 

Coronakrise sprudelten die Einnahmen des 

Staates. Das Geld - so scheint es - versackt in 

den Ministerien für immer mehr Posten, für im-

mer mehr Bürokratie. Manche sagen: Wir ver-

walten uns tot; andere sagen: Wir schaffen uns 

ab. Das kann jeder für sich selbst bewerten. 

 

Meine Damen und Herren! Wenn die Sirene 

geht, dann schlägt nicht die Stunde der Büro- 

kraten, sondern die der Rettungskräfte, die in 

großen Teilen in unserem Bundesland ehren-

amtlich ihren Dienst tun. 

(Beifall bei der AfD) 

 

All diesen Kameradinnen und Kameraden kann 

nicht oft genug für ihr Engagement rund um die 

Uhr gedankt werden, und zwar an jedem Tag, 

egal ob an Weihnachten oder an Neujahr. Diese 

Leute stehen immer bereit; ich weiß das aus  

eigener Erfahrung.  

 

Wenn der Alarmempfänger geht, dann muss ge-

handelt werden; das weiß jeder. Dann weiß 

auch jeder, was er tun hat, wo die Geräte auf 

dem Fahrzeug verlastet sind und wie alles funk-

tioniert, um Hilfe zu leisten. Doch eine Grund- 

voraussetzung dafür ist, dass das Fahrzeug und 

die Geräte überhaupt die Wache verlassen kön-

nen. Dafür braucht es - ja, es klingt banal - den 

Führerschein für die entsprechende Klasse. 

 

Es gab eine Anhörung im Innenausschuss bzw. 

einen Selbstbefassungsantrag. Dort ist auch das 

Thema Riestedt mit Blick auf einen MDR-Bericht 

angesprochen worden, der deutlich gemacht 

hat, dass es im Mansfeld-Südharz eine Feuer-

wehr gibt, die nicht ausrücken konnte. 

 

Ich kann Ihnen aus eigener Erfahrung sagen: Das 

ist kein Einzelfall. Es kommt oftmals in den Dör-

fern zu Fällen, wo lange gewartet werden muss 

oder in denen kein Maschinist vor Ort ist, ge-

rade in den kleinen Dörfern. Das wird nur nicht 

immer alles an die große Glocke gehängt. Des-

halb ist das Beispiel Riestedt für uns ein Alarm-

zeichen. Wir müssen uns als Gesetzgeber Ge-

danken darübermachen, wie wir dieses Prob-

lem lösen. 

 

Damit sind wir wieder bei den Kommunen. Ich 

hatte es gesagt: Es ist eine Pflichtaufgabe, aber 

wir müssen die Kommunen ausstatten. Es ist an 

dieser Stelle unsere Pflicht, Geld zur Verfügung 

zu stellen. Vor Jahren, um das einmal zu nen-

nen - das stand jetzt in der „Volksstimme“, in ei-

nem Artikel über den Salzlandkreis -, bezahlte  
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man für einen Führerschein 1 500 € für die Klas-

sen C und CE. Heute sind es bis zu 3 500 €. 

 

In dem Artikel aus der „Volksstimme“ von vor 

einigen Tagen ist auch von den Wehrleitern der 

Bedarf im Salzlandkreis genannt worden, ein 

Bedarf für unser Land, den das Innenministe-

rium - das muss man sich auf der Zunge zerge-

hen lassen - nicht kennt. 

 

Wir haben eine Gemeindegebietsreform durch-

geführt. Wir haben den Kommunen gesagt: 

Macht Risikoanalysen. Dort ist alles aufgeführt 

worden. Diese Landesregierung - das kennen 

wir aus der letzten Legislaturperiode - kennt 

nicht den Investitionsbedarf in den Feuerwehr-

wachen und sie kennt auch nicht den Bedarf an 

Maschinisten und an Führerscheinen in den 

Feuerwehren.  

 

Das ist ein Totalversagen; das ist an der Stelle 

eine Vollkatastrophe. Das muss man einmal hier 

im Hohen Hause so deutlich sagen. Ich kann 

mich im Ausschuss nicht hinstellen und sagen: 

Es gibt keine Berichtspflicht der Kommunen 

dem Land gegenüber. Das mag ja so sein, aber 

ein Ministerium kann sich diese Zahlen auch ge-

ben lassen. 

 

Ich habe jetzt eine Kleine Anfrage dazu gestellt; 

in der es darum geht - was eigentlich die Auf-

gabe des Ministeriums wäre - diese Zahlen zu 

eruieren, damit man weiß, wie viele Fahrzeuge 

bis 7,5 t es überhaupt in unserem Bundesland 

gibt, wie viele von den 1 500 Ortsfeuerwehren 

es gibt, die ein solches Fahrzeug haben und die 

ausschließlich ein solches Fahrzeug haben. Das 

ist ganz wichtig zu wissen. 

 

Dann geht es natürlich um das Geld. Die AfD-

Fraktion hat sich seit dem Jahr 2016 im Landtag 

dafür eingesetzt, dass die Einnahmen aus der 

Feuerschutzsteuer vollständig an die Kommu-

nen zweckgebunden ausgereicht werden. Be- 

 

reits im Jahr 2016 waren es mehr als 11 Millio-

nen € - mittlerweile ist es mehr -, die das Land 

eingenommen hat. Das sind Mittel, die man 

zweckgebunden ausgeben kann, damit die 

Kommunen ihrer Pflichtaufgabe nachkommen 

können, um z. B. Feuerwehrführerscheine zu 

bezahlen. 

 

Ich habe mehrfach ausgeführt, dass es ein  

falscher Weg ist, den Kommunen diese Gelder 

vorzuenthalten, weil die Kosten für die persön-

liche Schutzausrüstung der Kameraden und all-

gemein für Ausrüstung immer weiter steigen. 

Schauen Sie sich an, was ein Feuerwehrhelm, 

was eine vollständige Einsatzkleidung kostet. 

Das sind enorme Kosten. 2 000 € pro Nase sind 

da ganz schnell weg. 

 

Natürlich brauchen die Kommunen diese Gelder 

auch, um Feuerwehrführerscheine zu bezahlen. 

Denn der Brandschutz - das muss uns allen be-

wusst werden - muss vor Ort sichergestellt wer-

den, damit am Ende die Sicherheit der Kamera-

den und die Sicherheit von uns allen gewährleis-

tet werden kann. Denn wir alle können in die  

Situation kommen, insbesondere im ländlichen 

Raum, auf die Feuerwehr tagsüber angewiesen 

zu sein. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Deshalb braucht es auch tagsüber genügend 

Leute, die die Feuerwehrautos fahren können. 

 

Ich komme nun zu den speziellen Punkten in un-

serem Antrag. Es sind zwei konkrete Punkte, die 

wir aufgeführt haben. Das möchte ich kurz be-

leuchten. 

 

Wir reden über zwei Dinge. Erstens die Einfüh-

rung des sogenannten Feuerwehrführerscheins. 

Ich gehe gleich noch näher darauf ein. Das ist 

eine kurzfristige und praktische Maßnahme, um 

gerade im ländlichen Raum, insbesondere in  

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

140 

den kleinen Ortsfeuerwehren kurzfristig für aus-

reichend Fahrer zu sorgen. 
 

Zweitens. Das ist die weitere Förderung der 

Führerscheinklassen C und CE durch das Land, 

um auch mittel- und langfristig genügend Fahrer 

zu haben und damit dem Trend Rechnung zu 

tragen - ja, den gibt es -, dass in der Fläche im-

mer größere Fahrzeuge angeschafft werden. Es 

werden Feuerwehren zusammengelegt, es wer-

den statt kleiner Staffelfahrzeuge Gruppenfahr-

zeuge, HLF mit 15 t, angeschafft. Dafür brau-

chen Sie einen großen Führerschein. Das ist voll-

kommen klar; das wissen wir. Dafür muss man 

auch Geld bereitstellen. - Es sind aber zwei ver-

schiedene Paar Schuhe. 
 

Ich sagen Ihnen: Es brennt auch kurzfristig in 

den Dörfern, in denen wir die Problematik mit 

den 7,5-Tonnern haben. Ich gehe kurz darauf 

ein, weil das im MDR-Bericht auch nicht richtig 

klar geworden ist. Es gab in den Jahren 1998 

und 1999 diese EU-Anpassung. Alle hier im 

Raum haben, denke ich, einen PKW-Führer-

schein und wissen: Wer vor dieser Zeit seinen 

Führerschein gemacht hat, darf bis zu 7,5 t fah-

ren. Wer ihn danach gemacht hat, darf es eben 

nicht mehr. 
 

Der Gesetzgeber hat damals auf Initiative des 

Landes Sachsen-Anhalt zusammen mit Bayern 

und auf Initiative des Landesfeuerwehrverban-

des im Jahr 2011 im Bund beschlossen, dass die 

Länder per Rechtsverordnung regeln können, 

einen sogenannten Feuerwehrführerschein für 

die Rettungskräfte und Katastrophenschutzein-

heiten einzuführen. Das Land Sachsen-Anhalt 

hat davon nicht Gebrauch gemacht. Es gibt sie-

ben Bundesländer, die das umgesetzt haben. 

Hier wird seit zehn Jahren darüber diskutiert 

und es wird nicht umgesetzt. Genau das ist ein 

Problem. 
 

Wenn man dann noch nicht einmal den Bedarf 

kennt, dann grenzt das aus meiner Sicht an  

 

Desinteresse und an Versagen aufseiten der 

Landesregierung. 

 
Das Problem besteht nämlich darin - das kann 

jeder nachvollziehen -: Die älteren Kameraden 

gehen nach und nach in den Ruhestand; jüngere 

Kameraden mit Pkw-Führerschein rücken nach; 

heute hat im ländlichen Raum fast jeder einen 

Pkw-Führerschein. Das Problem dabei ist, die 

muss ich nachschulen. Das könnte ich, wenn das 

Land eine Rechtsverordnung auf den Weg brin-

gen würde, so wie das Brandenburg gemacht 

hat, unbefristet verlängert. Wir könnten dann 

kurzfristig im ländlichen Raum für die vielen 

kleinen Fahrzeuge bis 7,5 t genügend Fahrer zur 

Verfügung stellen. 

 
Glauben Sie mir eines, nichts ist schlimmer, als 

ein Einsatz, zu dem die Feuerwehr nicht aus- 

rücken kann, weil kein Fahrer vor Ort ist. Das ist 

wirklich das Schlimmste, was passieren kann. 

Ich wünsche keinem von uns, dass das der Fall 

sein wird, wenn man einmal selbst in Not ist. 

 
(Zustimmung bei der AfD) 

 
Der eine oder andere wird sagen: Wir haben ja 

noch eine Anhörung im Innenausschuss; ja rich-

tig. Wir können den Antrag auch überweisen. 

Wir haben konkret unsere Vorstellung auf den 

Tisch gelegt. Nehmen Sie den Ball der AfD auf. 

Lösen Sie ein Problem. Wir können darüber dis-

kutieren. Wir sind offen, aber wir müssen  

irgendwann einmal zu Lösungen kommen. Wir 

müssen auch die C-Führerscheine weiter  

fördern. - Das ist der zweite Punkt. 

 
Meine Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte Sie 

herzlich darum, sich mit diesem Thema aus- 

einanderzusetzen und eine Lösung herbeizufüh-

ren. - Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

 
(Beifall bei der AfD) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Roi. Es gibt eine Frage, sodass 

Sie noch eine weitere Möglichkeit zur Ausfüh-

rung hätten. - Herr Schulenburg, bitte. 

 

 

Chris Schulenburg (CDU): 

 

Herr Abg. Roi, Sie haben in Ihrem Antrag und 

auch in Ihrer Rede beide Begriffe verwendet, so-

wohl „Führerschein“ als auch „Fahrerlaubnis“. 

Es gibt einen ganz klaren rechtlichen Unter-

schied zwischen Führerschein und Fahrerlaub-

nis. Erklären Sie uns einmal diesen Unterschied 

und dann, was Sie konkret durch das Land ge-

fördert haben wollen. Denn ich sehe hierin 

schon einen Unterschied in Ihren Ausführungen 

und in dem, was in Ihrem Antrag aufgeführt ist. 
 

 

Daniel Roi (AfD): 
 

Unser Antrag ist extra für Sie, könnte ich jetzt 

sagen… Aber ich mache das jetzt mal ohne Po-

lemik. 
 

(Rüdiger Erben, SPD: Erklären Sie es doch ein-

fach! Was ist der Unterschied zwischen Füh-

rerschein und Fahrerlaubnis? - Matthias 

Büttner, Staßfurt, AfD: Das haben wir doch 

verstanden! Mensch, Herr Erben! Leute! - 

Weitere Zurufe) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 
 

Herr Erben, er wollte doch gerade antworten. 
 

 

Daniel Roi (AfD): 
 

Unser Antrag ist in zwei Punkte unterteilt. Der 

zweite Teil behandelt die Führerscheinklasse C  

und CE. Dafür müssen Sie eine Prüfung absolvie-

ren, für diese Klassen müssen Sie eine ganz nor- 

 

male Fahrerlaubnis machen. Dabei geht es um 

die finanzielle Förderung des Landes für die 

Kommunen. 
 

Bei dem sogenannten Feuerwehrführer-

schein - das steht im Antrag, wenn Sie ihn gele-

sen haben - geht es um eine entsprechende 

Rechtsverordnung, die das Land erlassen kann, 

die für anerkannte Rettungsdienste wie Techni-

sches Hilfswerk, Freiwillige Feuerwehren und 

sonstige Einheiten des Katastrophenschutzes 

regelt, dass sie ihren ehrenamtlichen Helfern 

den Erwerb einer Fahrberechtigung - den soge-

nannten Feuerwehrführerschein - zum Führen 

ihrer Einsatzfahrzeuge ermöglichen können.  
 

Dazu gibt es z. B. in Hessen eine konkrete 

Rechtsverordnung - das können Sie sich an-

schauen -, in der ausgeführt ist, was der Kame-

rad dafür machen muss, wie die Schulung inner-

halb der Organisation stattzufinden hat. Damit 

erwirbt er die Erlaubnis und die Befähigung für 

Einsatzfahrten, nicht für private Fahrten, Fahr-

zeuge bis zu 7,5 t zu fahren.
 

Darum geht es. Denn zum ländlichen Raum 

kann ich Ihnen sagen: Wenn Sie sich die Risiko-

analysen anschauen, erkennen Sie, dass es das 

Problem gibt, dass wir dort zu wenige Berech-

tigte haben, die ein solches Fahrzeug fahren 

können. 
 

Aus meiner Sicht ergibt es gerade in ländlichen 

Gemeinden kurzfristig keinen Sinn und es ist 

auch nicht umsetzbar, bei einer Feuerwehr mit 

25 Ortsfeuerwehren in den 20 Ortsfeuer- 

wehren, in denen es ein TSF-W gibt, überall 

kurzfristig einen C-Führerschein zu machen. Das 

sind immense Kosten. Es stellt sich die Frage, ob 

das der richtige Weg ist. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Schulenburg, aber kurz. 
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Chris Schulenburg (CDU): 

 

Herr Roi, die Frage ist immer noch nicht beant-

wortet. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Genau so!) 

 

Fahren ohne Führerschein ist eine Ordnungs-

widrigkeit. Fahren ohne Fahrerlaubnis ist eine 

Straftat. Das, was Sie in Punkt 2 fordern und ge-

fördert haben wollen, ist einfach nur die Aus-

stellung eines Dokumentes und nichts anderes. 

Ich glaube nicht, dass das die Intention Ihres An-

trages ist. 

 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Ich habe es, glaube ich, erklärt. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Nee, eben nicht! - Wei-

tere Zurufe: Nein! - Rüdiger Erben, SPD: Sie 

kennen einfach den Unterschied zwischen 

der Fahrerlaubnis und dem Führerschein 

nicht!) 

 

Wenn Sie einen C-Führerschein machen, erwer-

ben Sie den Führerschein für die Klassen C und 

CE. Bei den 7,5 t geht es nicht um C; das ist C1. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Sie haben nicht mal 

seine Frage verstanden! - Olaf Meister, 

GRÜNE, lacht - Sebastian Striegel, GRÜNE: Er 

checkt es nicht!) 

 

Ich habe gerade vorgelesen, welche Möglichkei-

ten das Land hat, um eine Fahrberechtigung für 

Kameraden zu ermöglichen, die nach 1999 ihren 

Führerschein gemacht haben. 

 

Das ist wieder typisch. Sie kommen jetzt hier mit 

juristischen Begriffen. Ich freue mich auch 

schon auf die Rede von Herrn Erben. Der stellt 

sich wieder hier hin wie ein Gockel und sagt: Oh,  

 

Sie müssen jetzt aber einmal genau die Begriffe 

„Erlaubnis“ und „Befähigung“ erklären und was 

denn jetzt der Unterschied ist. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Das ist Kompetenz! 

Kompetenz!) 

 

Wenn Sie das, was ich hier vorgetragen habe, 

nicht verstanden haben, dann frage ich mich, 

wie Sie eigentlich Staatssekretär im Innenminis-

terium werden konnten.- Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Es spricht für die Landesregierung Frau Ministe-

rin Dr. Zieschang. 

 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Ab-

geordneten! Das Thema „Sonderfahrerlaub-

nisse für Mitglieder der freiwilligen Feuerweh-

ren für Fahrzeuge bis zu 7,5 t“ ist nicht neu. Es 

ist weit mehr als zehn als Jahre alt. Bereits im 

Jahr 2012 wurde von der damaligen Landes- 

regierung entschieden, von der Möglichkeit der 

Sonderfahrerlaubnisse keinen Gebrauch zu  

machen. 

 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit wurden 

eine reguläre Fahrschulausbildung und eine  

externe Prüfung durch amtlich anerkannte 

Sachverständige oder Prüfer weiterhin für not-

wendig erachtet. An dieser Einschätzung hat 

sich nichts geändert, und zwar nicht nur nicht 

bei der Landesregierung, sondern auch nicht 

beim Landesfeuerwehrverband und auch nicht 

bei der ganz überwältigenden Mehrheit der Ge-

meindewehrleiter. 
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Wieso ist das so? - Das hat mit den spezifischen 

Bedingungen von Einsatzfahrten zu tun. Einsatz-

fahrten finden oftmals unter erschwerten Be-

dingungen statt, bspw. nachts, bei Sturmlagen, 

bei schneebedeckten Straßen und eben in der 

Regel in Stresssituationen. Deswegen zeigen 

auch Studien, die von der Bundesanstalt für 

Straßenwesen in Auftrag gegeben worden sind, 

dass die Fahrer bei Einsatzfahrten mit Sonder- 

und Wegerechten mindestens einem achtfach 

höheren Unfallrisiko ausgesetzt sind. Deswegen 

dient die Absage an eine solche Sonderfahrer-

laubnis vor allem dem Schutz und der Sicherheit 

der ehrenamtlichen Kameradinnen und Kame-

raden in den freiwilligen Feuerwehren. 

 
(Zustimmung bei der CDU, bei der FDP und 

von Dr. Falko Grube, SPD) 

 
Die Fahrzeugtechnik hat sich übrigens auch wei-

terentwickelt. Dadurch hat sich die zulässige 

Gesamtmasse einiger Fahrzeugtypen erhöht 

und liegt bei mehr als 7,5 t. Dafür greifen die 

Sonderfahrerlaubnisse ohnehin nicht. 

 
Wie Sie wissen - das hat der Abg. Roi gesagt -, 

sind die Gemeinden verpflichtet, eine leistungs-

fähige Feuerwehr aufzustellen, auszurüsten und 

zu unterhalten. Im Gegensatz zu Ihnen bin ich 

der Auffassung, dass die Gemeinden diesem 

Auftrag nachkommen. Dank des herausragen-

den ehrenamtlichen Engagements von mehr als 

31 000 Kameradinnen und Kameraden in rund 

1 500 Ortswehren ist der Brandschutz im Land 

gewährleistet. 

 
Wir wollen hier keine FAG-Debatte führen, aber 

ich muss schon auf einen Widerspruch hin- 

weisen: Man kann nicht sagen, dass die Steuer-

einnahmen sprudeln, und meinen, dass von den 

sprudelnden Steuereinnahmen nur die Ministe-

rien profitieren. Es sind Bund, Land und  

Kommunen. 

Gleichwohl unterstützt das Land die freiwilligen 

Feuerwehren seit Jahren mit erheblichen finan-

ziellen Mitteln. 

 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 

 

Allein in den letzten zwei Monaten konnte ich 

mit Gemeinden Zuwendungsverträge für die 

Beschaffung von 130 Feuerwehrfahrzeugen un-

terzeichnen. Die Landesförderung allein für 

diese 130 Feuerwehrfahrzeuge umfasst rund 

28,6 Millionen €. Dies unterstreicht das klare 

Bekenntnis des Landes zu den freiwilligen  

Feuerwehren im Land. 

 

(Zustimmung bei der CDU und von Dr. Falko 

Grube, SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Herr Roi, haben 

Sie sich eben schon während der Rede gemel-

det? 

 

(Daniel Roi, AfD: Ja!) 

 

- Okay. 

 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Ich habe noch eine konkrete Nachfrage zu den 

Sonderfahrerlaubnissen bis 7,5 t, um die es ja 

geht. Unser Nachbarland Brandenburg hat,  

neben sechs weiteren Bundesländern, eine  

solche Regelung. Haben Sie von dort negative 

Erfahrungen mitbekommen auf Innenminister-

konferenzen oder wenn das woanders Thema 

war? Wie ist dazu Ihr Stand? 

 

Denn Brandenburg hat die Regelung unbefristet 

verlängert. Daher verstehe ich etwas nicht: Sie 

sprechen jetzt von Studien, wonach eine Ein- 
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satzfahrt gefährlich ist. Das weiß ich selbst. Ich 

bin selbst auch Maschinist und weiß das. Aber 

das hat nichts mit der Frage zu tun, ob es dort 

damit Probleme gab. Brandenburg hätte es 

nicht verlängert, wenn das besondere Probleme 

hervorgebracht hätte. Und warum Sachsen-An-

halt - - 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Ich denke, die Frage ist klar. 

 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Okay, in Ordnung. Den Rest sage ich nachher. 

 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Jedes Land muss für sich selbst entscheiden. 

Deswegen haben sich einige Länder so entschie-

den. Wir haben uns mit anderen Ländern gegen 

eine solche Sonderfahrerlaubnis entschieden. 

Ich glaube, die Bundesanstalt für Straßenwesen, 

die dem Bundesverkehrsministerium nachge-

ordnet und mir somit bestens bekannt ist, ist 

eine sehr bekannte wissenschaftliche Einrich-

tung, gerade auch für Studien mit Blick auf Un-

fallrisiken. Die Studie ist zwar schon ein paar 

Jahre alt, aber sie spricht eben eine deutliche 

Sprache. 

 

Wir haben hier diese Entscheidung in der Lan-

desregierung nicht alleine getroffen, sondern 

wir haben 2012 - das haben Sie auch im Innen-

ausschuss vernommen, dass sich dazu an der 

Einschätzung nichts geändert hat - das intensiv 

mit dem Landesfeuerwehrverband abgestimmt, 

aber eben auch rückgekoppelt mit den Gemein-

dewehrleitern. Die kommen zu dem gleichen Er-

gebnis, dass aus Gründen der Verkehrssicher- 

 

heit eine solche Sonderfahrerlaubnis in Sach-

sen-Anhalt nicht eingeführt werden soll. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Wir steigen ein in 

die Debatte. Der erste Redner ist Herr Erben für 

die SPD-Fraktion. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich trage jetzt nicht zum Unterschied 

zwischen Fahrerlaubnis und Führerschein vor, 

sondern ich will mich den Punkten des Antrags 

widmen. 

 

Es gibt einen Spruch, der heißt: Nur Dummköpfe 

ändern ihre Meinung nie. Den sollte man auch 

beherzigen. Ich gebe zu, ich gehörte vor zehn 

Jahren zu den intensiven Verfechtern der  

Sonderfahrerlaubnisse. Sachsen-Anhalt hat das 

mit befördert und über A-B-Grenzen hin-

weg - Holger Hövelmann war damals Minis-

ter - auch im Bundesrat mit durchgesetzt. Das 

ist übrigens eine der wenigen Bundesratsinitia-

tiven, die jemals zu einem Ergebnis geführt hat. 

Das sollte an der Stelle angemerkt sein. 

 

Aber die Geschichte ist seitdem weitergegan-

gen. Wir haben nämlich erheblich weniger Fahr-

zeuge unter 7,5 t. Wir haben weiterhin die Situ-

ation, dass niemand relevantes in diesem Land 

mehr der Auffassung ist, dass wir von dieser 

Möglichkeit in der Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung Gebrauch machen sollten. Es gibt  

niemanden mehr. 

 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass es jetzt zu  

einer solchen Regelung kommt, während gleich- 
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zeitig der Landesfeuerwehrverband fragt, was 

denn das für ein Quatsch ist. Das kann man nicht 

verantworten. Deswegen sollten wir das Thema 

„Sonderfahrerlaubnis für Fahrzeuge bis 7,5 t“ 

jetzt ein für alle Mal beerdigen. Das ist kein 

Thema mehr, mit dem wir uns hier befassen 

müssen. 

 

(Zustimmung von Dr. Falko Grube, SPD, und 

von Guido Heuer, CDU) 

 

Das heißt aber nicht, dass wir nicht dafür sorgen 

müssen, dass die Feuerwehren in diesem Lande 

einsatzbereit sind. Das steht und fällt nun ein-

mal, solange wir noch keine Flugtaxis bei der 

Feuerwehr haben, damit, dass Maschinisten 

über die entsprechende Fahrerlaubnis ver- 

fügen. 

 

Wir haben im Innenausschuss auf Antrag der 

LINKEN darüber diskutiert und dazu befragt. Da-

bei haben wir festgestellt, dass es das Problem 

gibt, aber dass niemand so richtig den Überblick 

hat, wie groß es ist. Dann gab es die Anregung 

an den nicht anwesenden Vorsitzenden des In-

nenausschusses Herrn Büttner, Staßfurt, doch 

einmal den Städte- und Gemeindebund anzu-

schreiben und darum zu bitten, sie mögen es 

doch einmal erfassen; denn wir wollen ja  

wissen, wie groß die Dimension ist. 

 

Meine Hoffnung war nicht so groß, deswegen 

habe ich mich während der Innenausschuss- 

sitzung hingesetzt und habe einen Brief an alle 

Einheits- und Verbandsgemeindewehrleiter in 

Sachsen-Anhalt geschrieben und habe aktuell 

einen Rücklauf von 79 Einheits- und Verbands-

gemeinden zu diesem Thema. Das ist erheblich. 

 

Das zeigt auch, dass es ein erhebliches Problem 

in den nächsten Jahren geben wird. Deswegen 

wird es vermutlich auch nicht verwundern, dass 

wir als Koalitionspartner das Thema in den 

nächsten Wochen in den Haushaltsberatungen  

 

noch einmal aufrufen werden, um die Förde-

rung des Erwerbs der Fahrerlaubnisse fortzu- 

setzen. 

 

Wir müssen uns nach meiner Auffassung mittel-

fristig Gedanken machen, ob es nicht auch eine 

Möglichkeit ist, eine eigene Behördenfahr-

schule einzuführen, die es in anderen Bundes-

ländern auch gibt, damit man lehrgangsmäßig 

Lkw-Fahrerlaubnisse erwerben kann. Das ist  

sicherlich auch ein Lösungsmodell. Das kann 

man nicht in vier Wochen auf die Beine stellen, 

aber das können wir langfristig - - 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Erben, schauen Sie auf die Uhr? 

 

 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Ja, ich schaue auf die Uhr 

 

(Lachen) 

 

und ich bin noch in meiner Karenzzeit. Herz- 

lichen Dank für den Hinweis. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Also, rot ist keine Karenzzeit, Herr Erben. 

 

(Lachen) 

 

Das ist keine Karenzzeit. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Herr Erben sieht halt 

gerne rot!) 

 

Jetzt kommt Herr Andreas Henke für die Frak-

tion DIE LINKE nach vorn. 
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Andreas Henke (DIE LINKE): 

 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Jeder der beiden im Antrag der AfD-Frak-

tion formulierten Beschlusspunkte wäre für sich 

allein genommen schlüssig. Beide zusammen 

mit einem Antrag zu beschließen, erscheint, zu-

mindest aus meiner Sicht, wenig sinnvoll, insbe-

sondere mit Blick auf die Abwägung der Risiken, 

auf die Frau Ministerin schon hingewiesen hat. 

 

Schließlich hat Sachsen-Anhalt gerade wegen 

dieser Risiken nicht auf die gesetzlich mögliche 

Behelfslösung Feuerwehrführerschein gesetzt 

und zu Recht viel mehr den gebotenen Sicher-

heitsaspekten Rechnung getragen und den Er-

werb der regulären Fahrerlaubnis Klasse C bis-

her gefördert. 

 

Meine Heimatstadt hat das ebenso gemacht 

und als Dienstherr der Feuerwehr jährlich zwei 

Fahrerlaubniserwerbe finanziell gefördert. Als 

Voraussetzung galt hierbei nicht nur eine min-

destens fünfjährige aktive Zugehörigkeit zur 

Feuerwehr, sondern auch mindestens fünf 

Jahre Fahrpraxis mit der Fahrerlaubnis Klasse B. 

Denn selbst ein junger Fahrer aus dem Feuer-

wehrnachwuchs im Besitz der Fahrerlaubnis der 

Klasse B braucht unter normalen Bedingungen 

eine Verkehrsteilnahme von fünf bis sieben 

Jahre, ehe sein Unfallrisiko auf ein normales 

Maß reduziert ist. So ist auch die Einschätzung 

der DGUV als Spitzenverband der gesetzlichen 

Unfallversicherungen. 

 

Die verbandsinternen Ausbildungen für den 

Feuerwehrführerschein sind qualitativ mit der 

regulären Fahrausbildung nicht zwingend ver-

gleichbar. Das könnte man natürlich auch in  

einer Ausbildungsverordnung für den Erwerb  

eines Feuerwehrführerscheins regeln. In Bayern 

reichen vier Einheiten à 45 Minuten. In Bran-

denburg sind es sechs. Zum Vergleich: In einer 

regulären Ausbildung braucht es zehn Doppel- 

 

stunden Theorie und zehn Einheiten à 45 Minu-

ten Praxis für die Klasse CE. 

 

Die Trends in der Bedarfsplanung und die 

Trends in der Beschaffung - darauf wurde vom 

Kollegen Roi schon hingewiesen - gehen zu im-

mer größeren Fahrzeugen. Ein mittleres Lösch-

fahrzeug mit 1 000 l liegt ja schon bei 9 t. Ein 

TFL 4000 mit 5 500 l Wasser plus Zuladung plus 

Schaum etc., wie es im Jahr 2022 z. B. an die 

Feuerwehr in Möser ging, wiegt bereits 18 t. 

 

Und es gibt noch schwere Fahrzeuge. Die Masse 

des Fahrzeuges, sein Schwerpunkt, seine Ab-

maße, seine Fahrdynamik, dazu die Stressfakto-

ren - das hörten wir auch schon - beim Fahren 

unter Sondersignal, die Verkehrsdichte, das 

Wetter und die Straßenverhältnisse bringen ein 

großes Gefahrenpotenzial mit sich.  

 

Dabei haben die Einsatzfahrer höchste Verant-

wortung für die Mannschaft, die sie befördern 

und erst recht auch für andere Verkehrsteilneh-

mer. Dazu braucht es neben langer Erfahrung 

auch eine äußerst solide und umfängliche Fahr-

ausbildung. Genau deshalb fordert meine Frak-

tion, von der gelebten Praxis in Sachsen-Anhalt 

nicht abzuweichen und darüber hinaus die Aus-

bildung für die Klasse CE auch landesseitig als 

Unterstützung für die Kommunen und für die 

Feuerwehren zu fördern.  

 

Ich denke, die Sicherheit der Kameradinnen und 

Kameraden, die Sicherheit anderer Verkehrs-

teilnehmer und die Einsatzfähigkeit der Feuer-

wehren sollten uns das allemal wert sein. - Vie-

len Dank.  
 

(Beifall bei der LINKEN) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  
 

Vielen Dank, Herr Henke. - Es folgt Herr  

Kosmehl.  
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Guido Kosmehl (FDP):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Auch ich will ganz 

kurz auf den Antrag eingehen. Kollege Roi, Sie 

haben in der Anhörung im Innenausschuss  

einige Fragen gestellt und haben, wie alle ande-

ren Anwesenden, auch zur Kenntnis genom-

men, wie die Position des Landesfeuerwehrver-

bandes zu diesem Sachverhalt ist. Es wundert 

mich ein wenig, da Sie ansonsten dem Landes-

feuerverband immer folgen, dass Sie ihm an der 

Stelle 

 

(Daniel Roi, AfD: An welcher Stelle?) 

 

nicht folgen und darauf bestehen, dass sie die 

Regelung hinsichtlich einer Sonderfahrberechti-

gung in Sachsen-Anhalt einführen wollen. Ich 

glaube, wir tun gut daran, bei der bisherigen 

Praxis zu bleiben, dass Sachsen-Anhalt von die-

ser Möglichkeit des Bundesrechts keinen Ge-

brauch macht und stattdessen weiterhin mit 

den dafür zuständigen Kommunen darauf setzt, 

dass die Kameradinnen und Kameraden eine 

ordnungsgemäße und umfangreiche Fahrschul-

ausbildung für das Führen eines Feuerwehrfahr-

zeuges bekommen.  

 

An der Stelle, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, bin ich bei Punkt 2 Ihres Antrages und 

will ausdrücklich das unterstützen, was Rüdiger 

Erben hier gesagt hat. Wir als Parlament und 

auch als Innenpolitiker haben zur Kenntnis  

genommen, dass sich die Landesregierung in  

ihrem Haushaltsentwurf für den Einzelplan 03 

von einer weitergehenden Förderung für den 

Erwerb der Fahrerlaubnis als Unterstützung für 

die Kommunen verabschiedet hat. Das war ein 

Programm, das über fünf Jahre angelegt war. 

Aber wir wissen alle - das bedarf auch keiner 

konkreten Nachfrage zu einzelnen Zahlen; allein 

der Überblick reicht aus -, dass es bei den  

Kommunen noch immer einen Bedarf gibt  

(Zuruf von der AfD: Ach!) 

 

und dass wir noch immer dafür Sorge tragen 

sollten, unsere Kommunen dabei zu unterstüt-

zen.  

 

(Zustimmung von Rüdiger Erben, SPD) 

 

Ich will noch ein Argument liefern, Frau Ministe-

rin, vielleicht für die künftigen Haushaltsbera-

tungen. Die Koalitionspartner von CDU, SPD und 

FDP haben in ihrem Koalitionsvertrag verabre-

det, dass wir uns in dieser Legislaturperiode be-

mühen wollen - und das auch umsetzen wer-

den -, dass die Gemeinden einen höheren Anteil 

an der Feuerschutzsteuer bekommen. Solange 

wir bei der Feuerschutzsteuer nicht eine Er- 

höhung in Erwägung ziehen, sollten wir nicht die 

parallel laufende Förderung und Unterstützung 

der Kommunen einstellen; denn das wäre der 

falsche Weg, um diese Probleme zu lösen.  

 

Deshalb bin ich sehr optimistisch, dass es ge-

meinsam mit unseren Freunden in der CDU-

Fraktion gelingen wird, in der finalen Bereini-

gungssitzung im Haushaltsausschuss an dieser 

Stelle noch einmal tätig zu werden. - Vielen 

Dank.  

 

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei der 

SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Kosmehl. - Es folgt Herr  

Striegel.  

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Ich kann mich der Überraschung 

anschließen, dass Sie nach der Anhörung des  
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Feuerwehrverbandes in der letzten Sitzung des 

Innenausschusses nun mit einem fachlich und 

praktisch offensichtlich überholten Antrag zur 

Einführung eines Feuerwehrführerscheins um 

die Ecke kommen. Herr Roi, haben Sie denn den 

Äußerungen der Praktiker nicht zugehört? Die 

beteiligten Sachverständigen äußerten sich 

doch, na ja, sagen wir einmal, eher sehr zurück-

haltend, was die Geeignetheit und die Erforder-

lichkeit eines Feuerwehrführerscheins betrifft. 

Es gibt im Land Sachsen-Anhalt - das ist schon 

deutlich geworden - immer weniger Feuerwehr-

fahrzeuge der Klasse bis 7,5 t, 

 
(Zuruf von Daniel Roi, AfD) 

 
die für solchen Feuerwehrführerschein über-

haupt in Betracht kämen, weil die neuen Fahr-

zeuge zunehmend schwerer sind. Genau ge-

nommen überschreiten selbst die Bestandsfahr-

zeuge bei vollständiger Beladung regelmäßig 

die 7,5 t. In der Folge ist - das ist, glaube ich, bei 

vielen Rednern hier deutlich geworden - der 

Feuerwehrführerschein kein geeignetes Mittel.  

 

Erforderlich wäre vielmehr, dass wir genügend 

Lkw-Führerscheine für Feuerwehrmänner 

und -frauen durch das Land fördern. Das bisher 

bestehende System des Landes zur finanziellen 

Förderung von Lkw-Führerscheinen war nicht 

ausreichend und offensichtlich viel zu bürokra-

tisch ausgestaltet. Die Aufgabe, ausreichend Ka-

meradinnen und Kameradinnen zu Inhabern 

von Lkw-Führerscheinen auszubilden, liegt bei 

den Gemeinden. Etwaige Mangellagen sind dort 

bekannt - Kollege Erben hat es noch einmal sehr 

deutlich gemacht - und offensichtlich gegen-

über dem Land kommunizierbar. Bei Bedarf - ich 

bin froh, das jetzt zu hören - sollte das Land eine 

entsprechend unkomplizierte und unbürokrati-

sche Förderung mit einer stark entschlackten 

Förderrichtlinie aufsetzen - möglicherweise ist 

auch das notwendig - und tatsächlich selbst die  

 

Zügel in die Hand zu nehmen, was die Ausbil-

dung anbelangt. - Vielen herzlichen Dank.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Striegel. Es gibt eine Interven-

tion von Herrn Roi. - Bitte, Herr Roi.  

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Mir war klar, 

dass Herr Striegel keine Frage beantworten 

kann, weil er in der Frage einfach nicht sachkun-

dig ist.  

 
(Beifall bei der AfD) 

 
Aber er kann es ja noch nachholen.  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Deshalb mache ich eine Intervention. Es ist inte-

ressant, dass nicht nur Herr Striegel, aber vor  

allem Herr Striegel, mit der Behauptung aufwar-

tet bzw. sagt, dass es erheblich weniger Feuer-

wehrfahrzeuge bis 7,5 t gebe. Zahlen nennen 

Sie nicht.  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Ich will Sie nur darauf hinweisen, dass es sieben 

Bundesländer gibt, die diesen Feuerwehrführer-

schein mit der Sondererlaubnis - extra für Herrn 

Schulenburg - eingeführt haben. Das ist unter 

anderem Baden-Württemberg, wo die GRÜNEN 

regieren. In Brandenburg regieren die GRÜNEN, 

in Hessen regieren die GRÜNEN mit, auch in Nie-

dersachsen und in Schleswig-Holstein, glaube 

ich, auch. Das sind fünf Bundesländer, in denen  
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GRÜNE regieren. Dort gibt es diese Sonderfahr-

erlaubnis. Ich frage mich, was Sie hier für einen 

Schwachsinn erzählen.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Striegel, wollen Sie darauf reagieren? - 

Nein, das wollen Sie nicht. Dann rufe ich jetzt als 

nächsten Redner Herrn Schulenburg auf, der 

schon auf dem Weg nach vorn ist.  

 

 

Chris Schulenburg (CDU):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte  

Damen und Herren! Oberste Priorität hat natür-

lich die Einsatzfähigkeit der freiwilligen Feuer-

wehren im Land, aber nicht um jeden Preis und 

erst recht nicht zum Nachteil der Sicherheit der 

Kameradinnen und Kameraden und anderer 

Verkehrsteilnehmer.  

 

Es wird mit uns keinen Freifahrtschein für  

Feuerwehreinsätze mit der sogenannten Feuer-

wehrfahrerlaubnis mit Sonderfahrberechtigung 

geben. Das lehnen wir aus Gründen der Ver-

kehrssicherheit ab.  

 

(Zustimmung von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Aufgrund der spezifischen Bedingungen bei Ein-

satzfahrten der Feuerwehr sind eine reguläre 

Fahrschulausbildung und eine externe Prüfung 

durch amtlich anerkannte Sachverständige und 

Prüfer einfach unerlässlich und notwendig.  

 

(Zuruf von Daniel Roi, AfD) 

 

Klar ist jedoch, dass die Einsatzfähigkeit der frei-

willigen Feuerwehren erhalten bleiben muss, 

und das Land hilft den Kommunen dabei, die  

 

Einsatzfähigkeit der freiwilligen Feuerwehren  

sicherzustellen. Dabei greift das Land den Kom-

munen finanziell tatkräftig unter die Arme. Frau 

Ministerin ging eben auf die 130 Feuerwehr-

fahrzeuge ein.  

 

Genauso engagiert wie alle freiwilligen Feuer-

wehren werden wir uns als CDU-Fraktion im 

Rahmen der laufenden Beratungen über den 

Haushaltsplan 2023 für weitere Unterstützungs-

maßnahmen einsetzen. Diesbezüglich bin ich 

ziemlich optimistisch. Aber ich sage ganz deut-

lich: Wenn z. B. eine Kommune, wie jetzt aktuell 

Osterburg, Mittel in Höhe von 176 000 € für ein 

öffentliches Klo ausgeben will, dann haben wir 

eine Unwucht in den kommunalen Haushalten 

zum Nachteil von Pflichtaufgaben.  

 

Wir appellieren an die Kommunalpolitiker, dass 

sie hier die richtigen Prioritäten setzen im Inte-

resse der Pflichtaufgaben. - Herzlichen Dank.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Schulenburg. - Als letzter Red-

ner kommt noch einmal Herr Roi an das Redner-

pult.  

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Schade, dass 

kein Redner mir einmal erklärt hat, was der Un-

terschied ist zwischen einem Menschen - egal, 

ob weiblich oder männlich -, der im Jahr 1998 

seinen Pkw-Führerschein gemacht hat, und  

einem Menschen, der im Jahr 2000 seinen Pkw-

Führerschein gemacht hat. Derjenige, der ihn im 

Jahr 1998 gemacht hat, darf bis heute ohne  

zusätzliche Fahrstunden Fahrzeuge bis 7,5 t  

fahren.  
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(Guido Kosmehl, FDP: Richtig!) 

 

Derjenige, der ihn im Jahr 2000 gemacht hat, 

darf es nicht.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

Und jetzt fangen Sie an, hier zu erzählen, dass 

derjenige, der den Führerschein im Jahr 2000 

gemacht hat, jetzt das große Risiko sei. Die  

Studie, in der das steht, müssen Sie mir einmal 

zeigen. Sie müssten mir einmal begründen, wie 

man das - - Das ist doch an den Haaren herbei-

gezogen.  

 

(Zuruf von der AfD: Die FDP ist ein Risiko!) 

 

Der Landesfeuerverband hat damals diese  

Bundesratsinitiative unterstützt.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Genau!) 

 

Dass es nicht eingeführt wurde, ist an Herrn We-

bel gescheitert, nicht am Innenministerium. Als 

Begründung wurde der schwere Feuerwehrun-

fall in Wolmirstedt herangezogen, bei dem es 

tote Kameraden gab. Dabei handelte es sich al-

lerdings um ein Fahrzeug, das 12 t gewogen hat. 

Es war eine Kameradin, die gut ausgebildet war.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Und den Führerschein 

hatte!) 

 

- Ja, klar, sie hatte auch den C-Führerschein. Das 

hat aber mit dem Thema 7,5 t überhaupt nichts 

zu tun. Das muss man an der Stelle einmal  

sagen. So schlimm, wie diese Katastrophe dort 

war. Somit kann man das auch nicht heran- 

ziehen. Es ist heute noch in der „Volksstimme“ 

nachzulesen, dass das der Grund war.  

 

Deswegen habe ich auch gefragt, welche nega-

tiven Erfahrungen es in diesen sieben Bundes- 

 

ländern gibt, die diese Sonderfahrerlaubnis ein-

geführt haben.  

 

Übrigens, Herr Schulenburg, Ihre Ausführung 

bezüglich der Sonderfahrerlaubnis, die im 

Volksmund und auch in den Medien als „Feuer-

wehrführerschein“ bezeichnet wird - eine ganz 

tolle Frage, die Sie vorhin gestellt haben -, zeigt 

mir, dass Sie überhaupt kein Interesse an einer 

Problemlösung haben.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ich wundere mich übrigens, warum der Kame-

rad Barthel dazu nicht spricht, er ist ja selbst 

Mitglied der Feuerwehr - aber egal - oder Herr 

Hövelmann. Herr Hövelmann wohnt in der Stadt 

Zerbst. Wenn man sich in Zerbst mit der Risiko-

analyse und der Struktur der Stadt beschäftigt, 

die ja nicht nur aus der Kernstadt besteht, son-

dern auch aus zahlreichen Dörfern - 25 Stand-

orte von Ortsfeuerwehren -, dann können Sie 

sich einmal die Risikoanalyse - Stand 2018 - an-

schauen und werden sehen: Es gibt sechs  

Feuerwehren, die Großfahrzeuge mit einer Ge-

samtmasse von über 7,5 t haben. Dafür brau-

chen Sie einen Führerschein der Klasse CE. Dann 

gibt es in Zerbst 18 Feuerwehren - 18! -, bei de-

nen sich Fahrzeuge mit einer Gesamtmasse von 

bis zu 7,5 t befinden. Von diesen 18 Feuerweh-

ren haben 16 Ortsfeuerwehren damals nur  

einen TSF-W mit einer Gesamtmasse bis zu 7,5 t 

gehabt. Das ist die Realität.  

 

Rufen Sie einmal an in den Gemeinden Oster- 

nienburger Land, Muldestausee, Südliches An-

halt oder - Sie kommen ja aus Bitterfeld-Wolfen, 

Herr Kosmehl - in Reuden oder Bobbau: Dort 

steht auch nur ein TSF-W. Warum muss ich all 

diesen Kameraden in den Dörfern den C-Führer-

schein bezahlen? Das macht doch aus meiner 

Sicht überhaupt keinen Sinn.  

 

(Beifall bei der AfD) 
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Jetzt noch ein letzter Satz zum Landesfeuer-

wehrverband. Sie haben gesagt, ich würde im-

mer dem Landesfeuerwehrverband folgen.  

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Das möchte ich zurückweisen,  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Okay!) 

 

denn der Landesfeuerwehrverband besteht oft-

mals nur aus einer Person, die auftritt. Herr 

Lohse vom Landesfeuerwehrverband hat in der 

Coronazeit die Forderung hinsichtlich der Imp-

fung der Kameradinnen und Kameradinnen ge-

stellt - wie nannte sich das? -, dass 3G und 2G 

innerhalb der freiwilligen Feuerwehren prob-

lemlos umsetzbar sei.  

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Wissen Sie was? Jetzt kann ich einmal aus dem 

Nähkästchen plaudern: 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Das ist dann aber mehr als ein Satz. 

 

(Lachen - Zuruf) 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

In Bitterfeld-Wolfen gab es 3G für acht Stunden. 

- So viel zum Thema Landesfeuerwehrverband. 

- Danke.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war es mit der Debatte.  

Abstimmung 
 

Von der einbringenden AfD-Fraktion beantragt 

worden, diesen Antrag zu überweisen. Es sind 

der Innen- und der Finanzausschuss genannt 

worden. Wer der Überweisung zustimmt, den 

bitte ich jetzt um sein Kartenzeichen. - Das ist 

die AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? - Ablehnung 

bei allen anderen Fraktionen. Damit ist die 

Überweisung abgelehnt worden.  

 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 

der AfD-Fraktion. Wer diesem Antrag zustimmt, 

den bitte ich um sein Kartenzeichen. - Das ist die 

AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das sind 

die übrigen Fraktionen. Damit ist dieser Antrag 

abgelehnt worden.  

 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den 

Alternativantrag der Fraktion DIE LINKE in der 

Drs. 8/2165. Wer dem zustimmt, den bitte ich 

jetzt um sein Kartenzeichen. - Das sind die Frak-

tionen DIE LINKE, der AfD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN.  
 

(Zuruf von der CDU: Ach?!) 
 

Wer stimmt dagegen? - Das sind die Koalitions-

fraktionen. Wer enthält sich der Stimme? - Nie-

mand. Damit ist auch der Alternativantrag abge-

lehnt worden und der Tagesordnungspunkt 22 

ist beendet.  
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Wir kommen nunmehr zu dem 
 

 

Tagesordnungspunkt 23 
 

Erste Beratung 
 

Kernkraftwerke aktivieren, Brennstäbe unver-

züglich bestellen, grundlastfähige Energiesi-

cherheit gewährleisten! 
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Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/2136 

 

 

Einbringer für die Fraktion der AfD ist Matthias 

Lieschke. Er ist bereits auf dem Weg. - Herr 

Lieschke, Sie haben das Wort. 

 

 

Matthias Lieschke (AfD):  

 

Kernkraftwerke aktivieren, Brennstäbe unver-

züglich bestellen, grundlastfähige Energie- 

sicherheit gewährleisten! Ich könnte jetzt gern 

die Rede von Tobias Rausch von gestern, die 

wirklich hervorragend war, wiederholen; das er-

spare ich mir. Ich konnte gestern feststellen 

während der langen Aktuellen Debatte, die von 

der FDP-Fraktion beantragt wurde, die letztlich 

das Gleiche will wie wir mit diesem Antrag, den 

wir gestellt haben, dass uns alle Fraktionen bis 

auf die auf der linken Seite folgen. Wir brauchen 

grundlastfähigen Strom, und das dauerhaft und 

ständig. Wir konnten sehen, dass die FDP-Frak-

tion dem ausdrücklich zugestimmt hat, was wir 

als AfD-Fraktion sagen, genauso wie die CDU-

Fraktion. Die SPD habe ich ein bisschen verges-

sen. GRÜNE und LINKE sind völlig weltfremd. 

 

Wir haben heute schon über das Thema Intel 

diskutiert, wobei es hieß, 100 % grüner Strom. 

Ich kann Ihnen versprechen, dass auch Intel 

nicht mit 100 % grünem Strom leben kann, weil 

das einfach nicht durchzusetzen sein wird. Aus 

diesen Gründen brauchen wir Kernkraftwerke. 

 

Wir sollten wirklich nach vorn blicken und sa-

gen: Was passiert, wenn wir im nächsten Winter 

plötzlich ein Stromproblem haben? Wir können 

uns nicht im Winter darüber Gedanken machen 

und sagen, wir haben ein Problem, was machen 

wir jetzt? Dann brauchen wir noch ein halbes 

Jahr, bis wir irgendwo ein Kernkraftwerk anlau-

fen lassen können. Wir müssen jetzt Brennstäbe 

bestellen. Wir müssen jetzt die Weichen dafür  

 

stellen, dass wir Kernkraft haben, dass wir 

grundlastfähigen Strom haben, und das dauer-

haft und ständig, wenn er benötigt wird. 

 

Wie gesagt, es gab gestern eine lange Diskus-

sion. Ich denke, normalerweise haben wir  

gestern nur vergessen, den Antrag zu der Aktu-

ellen Debatte hinzuzugeben. Wir hätten über 

den Antrag abstimmen können. Ich glaube, er 

hätte vielleicht sogar die Mehrheit gefunden. 

Nun haben wir einen neuen Tag. Neuer Tag, 

neues Glück. Wir werden einmal schauen, wie 

es heute ausgeht. Ich hoffe einfach, dass die 

FDP-Fraktion sehr vernünftig ist und unserem 

sehr vernünftigen Antrag folgt. - Vielen Dank  

dafür. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Damit sind wir mit der Einbringung durch. - Die 

Landesregierung hat auf einen Redebeitrag ver-

zichtet. Für die CDU-Fraktion steht Herr Scheff-

ler bei mir. - Bitte. 
 

 

Michael Scheffler (CDU):  
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Abgeord-

nete! Wir haben das Thema gestern weitgehend 

besprochen. Ich glaube, meine und die Meinung 

unserer Fraktion ist deutlich geworden. Dabei 

bleiben wir. - Danke. 
 

(Beifall bei der CDU - Chris Schulenburg, CDU: 

Die beste Rede! - Rüdiger Erben, SPD: Über-

weisungsantrag!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Dann haben wir von der Fraktion DIE LINKE Frau 

Eisenreich. - Nicht. Für die FDP-Fraktion Herr  

Silbersack. - Bitte. 
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Andreas Silbersack (FDP):  

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrn! Die 

Dinge sind gestern ausgetauscht worden. Die 

Positionen wurden klar.  

 
(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das musste 

jetzt noch einmal gesagt werden!) 

 
Für die Koalition darf ich die Überweisung des 

Antrags zur federführenden Beratung an den 

UWE und zur Mitberatung an den Wirtschafts-

ausschuss beantragen. - Vielen Dank, meine  

Damen und Herren. 

 
(Beifall bei der FDP) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 
Bei der Fraktion GRÜNE habe ich einen Verzicht 

stehen. Für die SPD-Fraktion Frau Kleemann. - 

Offensichtlich auch ein Verzicht. Für die AfD-

Fraktion noch einmal Herr Lieschke. - Sie haben 

das Wort. 

 

 
Matthias Lieschke (AfD):  

 
Ich freue mich darüber, dass die Wichtigkeit er-

kannt wird. Nach der Überweisung an den Wirt-

schaftsausschuss und an den UWE können wir 

trefflich diskutieren. Ich hoffe, dass auch die Be-

schlussempfehlung so aussehen wird wie unser 

Antrag, den wir ursprünglich gestellt haben.  

 
(Wolfgang Aldag, GRÜNE: Mit Sicherheit 

nicht!) 

 
- Vielen Dank dafür. 

 
(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Es gibt den Antrag auf Überweisung an den 

Wirtschaftsausschuss und an den Umweltaus-

schuss. Welcher soll federführend sein? 

 

(Andreas Silbersack, FDP: UWE federfüh-

rend!) 

 

Abstimmung 
 

- Umwelt. - Dann stimmen wir darüber so ab. 

Wer dafür ist, den bitte ich um sein Karten- 

zeichen. - Das sind die Koalitionsfraktionen und 

die AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? - Die Frak- 

tionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN. Mehrheitlich ist das so beschlossen wor-

den. Der Tagesordnungspunkt ist beendet. 

 

Wir kommen zu dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 26 

 

Beratung 

 

Härtefallfonds gegen Energiesperren 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/2140 

 

 

Einbringerin ist Frau Eisenreich. - Frau Eisen-

reich, Sie haben das Wort.  

 

(Kerstin Eisenreich, DIE LINKE, fährt das Red-

nerpult herunter) 

 

Los geht‘s, wenn Sie wollen.  

 

 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Energiearmut ist bei  
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Weitem kein neues Phänomen; denn schon 

lange vor den Preisexplosionen der letzten 24 

Monate sahen sich Menschen in Sachsen-An-

halt nicht mehr in der Lage, ihre Energierech-

nungen zu bezahlen. 

 

Menschen, die dauerhaft in Armut leben oder 

von Armut bedroht sind, ringen tatsächlich tag-

täglich um jeden Cent, um irgendwie über die 

Runden zu kommen. Sie stellen sich die Frage: 

Soll ich jetzt essen, das Licht einschalten, heizen 

oder kochen? Ja, die Schuhe müssten eigentlich 

auch wieder einmal erneuert werden. Und das 

Telefon? Also, diese Menschen drehen sich mit 

diesen Fragen permanent im Kreis. Bei allen  

Bemühungen, irgendwie irgendetwas einzu- 

sparen, ist das Tischtuch einfach immer zu kurz, 

an dem sie ziehen. 

 

Ja, dann dauert es nicht lange, bis sich diese 

Menschen - das sind vor allem Rentnerinnen 

und Rentner, Familie und deren Kinder - ver-

schulden. Sie haben keinerlei Ersparnisse, die 

sie einsetzen könnten. 

 

Alle kennen das: Wer bei Strom und Gas über 

längere Zeiträume solche Schulden anhäuft, der 

läuft Gefahr, dass eine Energiesperre droht oder 

aber schließlich auch umgesetzt wird. Das ist 

gravierend und ein massiver Einschnitt in die Le-

bensqualität. Was für die meisten Menschen 

auch hier im Saal selbstverständlich ist, wird 

zum Luxus. Es gibt keine warme Stube, keine 

warme Mahlzeit, keine saubere Wäsche, kein 

Telefon, kein Internet. Besonders schwer- 

wiegend ist eine solche Situation für Kinder, für  

ältere Menschen, aber eben auch für Kranke. 

 

Im Jahr 2020 wurde 10 688 Verbraucherrinnen 

in Sachsen-Anhalt der Strom abgeklemmt. Da-

mit nahm Sachsen-Anhalt bundesweit eine sehr 

traurige Spitzenposition ein, und das trotz des 

zu Beginn der Coronapandemie eingeführten 

Moratoriums für Strom- und Gassperren.  

Ich will dabei gar nicht verkennen, dass vor  

allem kommunale Energieversorgungsunter-

nehmen, Energieschuldner und Insolvenzbera-

tung viele Anstrengungen unternehmen, um  

gemeinsam mit den Betroffenen Lösungen zu 

suchen und zu finden, aber das funktioniert in 

vielen Fällen einfach nicht. 

 

Menschen, die Rechnungen nicht bezahlen kön-

nen, schämen sich dafür. Sie schämen sich teil-

weise auch dafür, Hilfe überhaupt zu suchen 

und in Anspruch zu nehmen. Wenn sie in den 

Briefkasten schauen, dann nehmen sie Rech-

nungen, Mahnungen, Vollstreckungsbescheide 

und vieles andere mehr heraus - oder eben auch 

nicht mehr, weil sie es einfach nicht mehr ertra-

gen; denn sie können diese Forderungen gar 

nicht erfüllen.  

 

Ich darf daran erinnern, dass unter dem Hashtag 

„IchBinArmutsbetroffen“ seit einiger Zeit zahl-

reiche Menschen ihre Scham überwunden  

haben und damit an die Öffentlichkeit getreten 

sind. Das ist aus meiner Sicht sehr mutig; 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

denn in unserer Gesellschaft wird Armut einfach 

gern verdrängt. Inzwischen, meine sehr geehr-

ten Damen und Herren, sind aber nicht mehr 

nur Menschen mit geringen, sondern zuneh-

mend auch mit mittleren Einkommen betroffen 

und geraten in finanzielle Nöte. Ja, die Bevölke-

rung in Sachsen-Anhalt leidet überproportional 

unter den steigenden Lebenshaltungskosten. 

 

Bei der Energiearmut konkret sehen wir als 

LINKE schon lange erheblichen Handlungsbe-

darf; denn aus unserer Sicht ist Energie genau 

wie z. B. Wasser Teil der Daseinsvorsorge.  

 

An dieser Stelle möchte ich auch einmal mit  

einem Mythos aufräumen. Es herrschen aus 

meiner Sicht sehr viele falsche Vorstellungen  
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z. B. darüber, dass die Stromkosten von ehe-

mals Hartz-IV- und heute Bürgergeldempfän-

ger*innen komplett vom Staat übernommen 

werden. Das ist schlichtweg falsch. Schon lange 

muss ein Teil der Stromkosten von dem dürfti-

gen Grundbetrag bezahlt werden. Viele Be-

troffene müssen dafür noch ein Darlehen auf-

nehmen. Also häufen sie weiter Schulden an. 

Beim jetzt eingeführten Bürgergeld, meine sehr 

geehrten Damen und Herren, decken die ange-

setzten Stromkosten den tatsächlichen Bedarf 

ebenfalls nicht ab. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Im Beispiel einer alleinstehenden Person be-

trägt der Bedarf 641 € im Jahr, aber angesetzt 

werden nur knapp 511 €. 

 

Mit den seit zwei Jahren galoppierenden Ener-

giepreisen verschärft sich die Situation weiter. 

Weder die drei Entlastungspakete noch die Ein-

führung des Bürgergeldes sowie die aktuellen 

Strom- und Gaspreisbremsen können dabei 

wirklich Abhilfe schaffen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

So wurden bei den Einmalzahlungen zunächst 

ganze Bevölkerungsgruppen einfach vergessen. 

Insgesamt sind Einmalzahlungen aus unserer 

Sicht ungeeignet, um das Problem steigender 

Preise für die Verbraucher*innen abzumildern.  

 

Auch die Preisdeckel für Strom und Gas entlas-

ten nicht jene, die es am Nötigsten haben. Der 

Deckel bei 80 % des Verbrauchs des Jahres 2021 

belastet im Gegenteil Menschen, die bisher 

schon wenig verbraucht haben. Dafür zahlen sie 

aber dann drauf. Bei den Preisen, die gerade 

aufgerufen werden, drohen weitere Schulden. 

Im Übrigen wird wahrscheinlich erst mit den Be-

triebskostenabrechnungen für das vergangene 

Jahr das Ausmaß der Kostensteigerungen deut- 

 

lich werden. Viele Menschen werden weitere 

Unterstützung brauchen, wenn sie ihre Rech-

nungen nicht bezahlen können und aufgelau-

fene Schulden tilgen wollen, um Strom- und 

Heizsperren abzuwenden. 

 

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, schlagen wir mit unserem Antrag vor, einen 

landeseigenen Härtefallfonds in Höhe von 

10 Millionen € einzurichten. Damit sollen Ver-

braucher*innen unterstützt werden, denen un-

verschuldet Energiesperren drohen, oder wenn 

diese bereits bestehen. 

 

Natürlich muss dem Ganzen eine Einzelfallprü-

fung vorausgehen. Es geht aber eben darum, 

kurzfristig die Energieschulden zu bezahlen; 

denn so gut das Angebot von Darlehen gemeint 

ist, es hilft genau diesen Menschen nicht weiter.  

 

Darüber hinaus ist die Beratung dieser Men-

schen im Bereich Energie, aber eben auch im Zu-

sammenhang mit den Schulden wichtig, um 

ihnen langfristig eine Perspektive und sichere 

Energieversorgung zu garantieren.  

 

Die Stärkung der entsprechenden Beratungs-

stellen und vor allem auch die enge Zusammen-

arbeit von Sozialbehörden, Jobcentern, Bera-

tungsstellen und Energieversorgern sind des-

halb entscheidende Bausteine zur Unterstüt-

zung Betroffener und müssen ausgebaut wer-

den. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Ja, auch mir ist bekannt, dass vor allem kommu-

nale Energieversorgungsunternehmen hierfür 

schon sehr viel tun. Neben der schon genannten 

Schamschwelle kommt aber hinzu, dass Ver-

braucher*innen im ländlichen Raum davon 

meist nicht profitieren können, weil es weder 

kommunale Versorgungsunternehmen noch 

leicht zugängliche Beratungsstrukturen gibt. 
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Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

darüber hinaus fordern wir übrigens seit Jahren 

ein gesetzliches Verbot von Strom-, Heizungs- 

und Gassperren. Deshalb fordern wir die Lan-

desregierung mit unserem Antrag erneut dazu 

auf, in diesem Sinn im Bund initiativ zu werden. 

Die Praxis zeigt, dass ein Haushalt ohne Strom 

nicht nur ein sehr unglücklicher, unangenehmer 

Zustand ist, sondern auch eine Bedrohung für 

Leib und Leben sein kann; denn immer wieder 

kommt es vor, dass Menschen bei Hausbränden 

sterben, weil sie eben anstelle von Strom, den 

sie nicht mehr haben, Kerzen nutzen oder viel-

leicht anderweitig Feuer machen, um nicht im 

Dunkeln zu sitzen.  

 

Für die Fraktion DIE LINKE ist die Versorgung mit 

Strom und Wärme eine Grundvoraussetzung für 

ein menschenwürdiges Leben und die Teilhabe 

der Bürger*innen am gesellschaftlichen Leben. 

Wer das nämlich nicht hat, der ist ausgeschlos-

sen. Sie ist aus unserer Sicht daher ein soziales 

Recht und deshalb bitte ich um Zustimmung zu 

unserem Antrag. - Danke.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann kommen wir zur Debatte. Es ist eine 

Dreiminutendebatte vorgesehen. Zuvor spricht 

Frau Ministerin Grimm-Benne für die Landes- 

regierung. - Sie haben das Wort. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Sie 

sprechen hier ein ernstes Thema an hinsichtlich 

der Frage, wie wir das Versprechen einlösen, 

dass wegen der gestiegenen Energiekosten  

 

niemand seine Wohnung verliert und dass nie-

mand deswegen Schulden anhäuft. Das haben 

wir versprochen, das hat der Bund versprochen 

und er hat hinsichtlich der gestiegenen Energie-

preise eine Vielzahl unterstützender Maßnah-

men umgesetzt und weitere in Aussicht gestellt. 

Ich möchte bspw. die einmalige Energiepreis-

pauschale, den Einmalbonus in Höhe von 100 € 

für Familien mit Kindern, den Heizkostenzu-

schuss für Haushalte im Wohngeldbezug oder 

den einmaligen pauschalen Zuschuss für Emp-

fängerinnen und Empfänger von Bafög oder Be-

rufsausbildungsbeihilfe bzw. Ausbildungsgeld 

nennen. 

 

Leider dauert die Antragstellung im Augenblick 

sehr lange. In der Zwischenzeit kann sich die  

Situation verschärfen. Deswegen bin ich auch 

dem neuen Verbraucherschutzministerium sehr 

dankbar dafür, dass wir Verbraucherinnen und 

Verbrauchern hinreichende Möglichkeiten zur 

Abwendung von Versorgungsunterbrechungen 

eröffnen und ihnen mit Beratungsangeboten 

zur Seite stehen können. Wir können die Ver-

braucherzentrale Sachsen-Anhalt anbieten, die 

vom Land gefördert wird. Diese bietet Hilfestel-

lung zum Thema Energiesparen an, zu der 

Frage, wie man damit umgeht. Das gesamte Be-

ratungsangebot ist insbesondere für einkom-

mensschwache Haushalte mit einem entspre-

chenden Nachweis kostenlos. Das erwähne ich, 

weil Sie vorhin davon gesprochen haben, dass 

die Betroffenen eine gewisse Scham haben.  

 

(Zuruf von Kerstin Eisenreich, DIE LINKE) 

 

In Umsetzung des EU-Rechts wurden im No-

vember 2021 die Grundversorgungsverordnun-

gen für Strom und Gas angepasst. So wurden die 

Rechte der Verbraucherinnen und Verbraucher 

wesentlich gestärkt. Es geht darum, dass die 

Jobcenter und die Sozialämter dazu angehalten 

sind, die Heizkosten nicht nur als Pauschale zu 

übernehmen, sondern die tatsächlichen Kosten  
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in Ansatz zu bringen und dabei zu helfen, diese 

zu erstatten. Die Grundversorgungsverordnun-

gen ziehen zudem Hürden zum Schutz der Ver-

braucherinnen und Verbraucher ein, bevor es in 

letzter Konsequenz zu Stromsperren kommen 

kann. Darüber hinaus ist eine Sperrung nicht zu-

lässig, wenn sie unverhältnismäßig ist. Auch das 

soll einkommensschwachen Bürgerinnen und 

Bürgern dabei helfen, dass es nicht zu Energie-

sperren kommt.  

 

Wir haben in der letzten Kabinettssitzung dar-

über gesprochen, dass auch diejenigen Empfän-

ger von Unterstützungsleistungen, die nicht mit 

dem herkömmlichen Gas und Strom heizen, 

sondern mit Briketts, Pellets oder anderen Din-

gen, schnell in den Genuss von Förderungen 

kommen sollten, damit sie nicht in die von Ihnen 

beschriebene Not geraten. Wir haben unsere 

Überlegungen zu dem Härtefallfonds noch nicht 

abgeschlossen. Wir müssen schauen, dass wir in 

die Lücken hineingehen, die der Bund lässt. 

Wenn es sich bei diesen Fällen wirklich so ver-

hält, müssen wir im Kabinett noch einmal dar-

über beraten, wie wir landesweit helfen  

können, damit es dazu nicht kommt.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Ministerin, ich sehe keine Fragen. - Wir 

steigen an dieser Stelle in die Debatte der Frak-

tionen ein. Für die CDU-Fraktion spricht Abg. 

Herr Albrecht. - Sie haben das Wort. 

 

 

Christian Albrecht (CDU): 

 

Wenn der Energieversorger klingelt, und kurz 

danach ist die Wohnung dunkel oder kalt, dann 

ist das für die Betroffenen eine dramatische  

Situation, keine Frage. Doch wie kommt es zu 

diesem Drama? Bevor es überhaupt zu einer 

Sperrung kommt, läuft eine ganze Kaskade an  

 

Maßnahmen ab. Wir haben es gehört: Es flat-

tern Mahnungen ins Haus, vielleicht sogar ein 

Mahnbescheid, mindestens eine Sperran- 

drohung. Vielleicht gibt es auch ein Gerichtsver-

fahren. Der Grundversorger kümmert sich, 

kommt mit dem Außendienst vorbei, weist auf 

das drohende Drama hin. Man kümmert sich 

viel, bevor überhaupt gesperrt wird.  

 

Doch wenn seitens der Schuldner dann immer 

noch nicht mitgewirkt wird, bleibt dem Grund-

versorger überhaupt keine andere Option, als 

den Anschluss zu sperren oder es zumindest 

nachdrücklich anzudrohen, damit nicht noch 

mehr Energie entnommen wird, für die keine 

Gegenleistung erbracht wird. Denn die Energie-

versorgung für uns alle beruht auf dem Grund-

satz von Leistung und Gegenleistung. Soll über-

all dort, wo die Gegenleistung nicht erbracht 

wird, die Gemeinschaft einspringen? Denn 

nichts anderes ist so ein Härtefallfonds. Was 

wäre das für ein Signal für diejenigen Bürger, die 

Energie sparen oder die ihre Energiekosten-

rechnung trotz finanzieller Schwierigkeiten  

zahlen?  

 

(Zuruf von Kerstin Eisenreich, DIE LINKE) 

 

Auch wenn Wasser, Strom und Gas aus der 

Wand kommen, ohne dass man unmittelbar 

eine Gegenleistung erbringen muss, muss doch 

in diesen Zeiten jedem bewusst sein, dass nur 

das entnommen werden kann, was man sich 

auch leisten kann. Dabei spreche ich nicht von 

dem Fall, wenn Bürger Innen-  

 

(Zurufe: Oh!) 

 

und Außenbereiche  

 

(Lachen) 

 

heizen, ohne an Kosten zu denken. Nein, auch 

Normalverbraucher wie wir alle sind in diesen  
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Zeiten gezwungen, bewusster mit Energie um-

zugehen, damit die Kosten eben nicht aus dem 

Ruder laufen. Wenn ich wenig verbrauche, 

zahle ich wenig, und wenn ich viel verbrauche, 

ohne mir darüber Gedanken zu machen, zahle 

ich eben viel. 

 

Dennoch gibt es Menschen - wir haben es ge-

hört -, die trotz aller Sparsamkeit nicht in der 

Lage sind, ihren Lebensunterhalt auskömmlich 

zu gestalten. Für diese Menschen gibt es die So-

zialämter. Dort gibt es Möglichkeiten, die Ener-

gieschulden zu übernehmen. Wir haben gerade 

von der Ministerin gehört, welche Maßnahmen 

der Staat schon umsetzt, um dabei zu entlasten.  

 

Der Ansatz, die Schuldnerberatung und ähnliche 

Beratungsangebote zu stärken, ist gut und aller 

Ehren wert. Aber dann ist das Kind meist schon 

in den Brunnen gefallen. Wir müssen viel früher 

ansetzen, damit es überhaupt nicht erst zu  

solchen Schulden kommt. In den allermeisten 

Fällen ist eine Sperrung auch gar nicht notwen-

dig. Die Androhung reicht, um die Mitwirkung 

der meisten Menschen zu aktivieren, damit es 

nicht zu Zahlungsausfällen kommt.  

 

Die Grundversorger haben aber schon seit Jah-

ren auch eine andere Möglichkeit, und zwar den 

Einsatz von Vorkassezählern. Wenn jemand 

durch einen Riesenbetrag auf seiner Jahresab-

rechnung überrascht wird, besteht die Möglich-

keit, dass er so einen Zähler bekommt. Damit 

kann er seinen laufenden Bedarf decken, sitzt 

nicht im Dunkeln oder in der Kälte und kann sich 

in Ruhe Gedanken darüber machen, wie er 

seine Schulden loswird.  

 

Zum Schluss noch ein Positivbeispiel von einem 

meiner sparsamsten Freunde. Ich nenne ganz 

kurz die Daten, da die Zeit gleich um ist: 80 qm 

Dreiraumwohnung, Zweipersonenhaushalt mit 

Hund, Stromverbrauch 569 kWh. Das machte 

im letzten Jahr 270 €, natürlich grüner Strom.  

 

Der Gasverbrauch belief sich auf 3 473 kWh und 

kostete 264,22 €. Es ist also möglich zu sparen, 

auch wenn das, wie gesagt, ein Extrembeispiel 

war. 

 

Wir beantragen, den Antrag abzulehnen und 

nicht erneut im Ausschuss zu behandeln. - Vie-

len Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Für die AfD-Fraktion spricht der Abg. Herr Köh-

ler. - Sie haben das Wort. 

 

 

Gordon Köhler (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Niemand in diesem Hohen 

Hause kann sich ernsthaft vorstellen, auf Strom 

zu verzichten. Vor diesem Hintergrund er-

scheint es erst einmal logisch, sicherstellen zu 

wollen, dass niemand von der Versorgung abge-

schnitten wird. Von links kommt nun der Vor-

schlag, einen Härtefallfonds mit einem Gesamt-

volumen von 10 Millionen € einzuführen, um 

Energiesperren zu begegnen.  

 

Es geht also um jene Kunden, denen z. B. der 

Strom abgedreht wird, weil sie ihre Rechnungen 

nicht bezahlen. Das klingt erst einmal drama-

tisch. Wenn wir jedoch in die entsprechenden 

Verordnungen schauen, sehen wir, dass Ener-

giesperren nicht vom Himmel fallen. Dem Gan-

zen muss nämlich ein Prozess vorausgehen: 

Mahnungen, Androhungen und Beratung. Hier-

bei sind auch die Versorgungsunternehmen in 

die Pflicht genommen worden. Erst im Dezem-

ber 2022 wurden die Voraussetzungen für eine 

Stromsperrung in der Stromgrundversorgungs-

verordnung noch einmal verschärft. Gerade vor  
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diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob ein 

Härtefallfonds der richtige und nachhaltigste 

Weg ist - insbesondere da eine Übernahme der 

Kosten offenbar bedingungslos geschehen soll.  

 

(Zuruf von Kerstin Eisenreich, DIE LINKE) 

 

In Ihrem Antrag steht kein Wort davon, welche 

Voraussetzungen man erfüllen muss, um diese 

Leistung oder was auch immer zu erhalten, oder 

wie eine Prüfung erfolgen soll. Das hat uns darin 

einfach gefehlt.  

 

Der Antrag ist ebenso wenig wie die Entlas-

tungspakete der Ampelkoalition geeignet, die 

Auswirkungen der desaströsen Regierungspoli-

tik aufzufangen. Darin liegt auch der Kern des 

Problems - das ist und bleibt die dümmste Ener-

giepolitik der Welt. Das ist im Übrigen ein Zitat, 

das ich immer wieder gern nutze. Das „Wall 

Street Journal“, eine der auflagenstärksten Zei-

tungen in den USA, hat das in einer Schlagzeile 

über Deutschland im Jahr 2019 zum Besten ge-

geben. Solange in Deutschland auf Flatterstrom 

gesetzt wird, hilft kein Härtefallfonds. Deshalb 

lehnen wir diesen Antrag ab. - Vielen Dank für 

Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Für die FDP-Fraktion spricht Abg. Herr Bern-

stein.  

 

 

Jörg Bernstein (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Das Zahlenmaterial, das 

die antragstellende Fraktion in ihrem Antrag 

präsentiert, entstammt vermutlich einem Bei-

trag der „Tagesschau“ am 5. Januar dieses Jah- 

 

res. Darin wurde gemeldet: Differenz von 25 % - 

Bürgergeld deckt Stromkosten nicht. Man bezog 

sich in diesem Beitrag auf eine Berechnung des 

Internetportals Check24, um aufzuzeigen, dass 

die im Bürgergeld kalkulierten Stromkosten 

nicht auskömmlich seien. Für einen Einperso-

nenhaushalt werden 614 € statt 511 € pro Jahr 

gefordert, und man fragt, ob das denn korrekt 

sei.  

 

Ich habe die 511 € einmal durch die 40 ct des 

gedeckelten Strompreises dividiert und komme 

auf einen Jahresverbrauch von 1 277 kWh für 

diesen eben genannten Einpersonenhaushalt. 

Wenn ich mir jetzt einmal meine letzte Strom-

abrechnung der Stadtwerke Dessau ansehe, 

dann ist das ein guter, realistischer Verbrauch, 

wenn man sparsam ist. Das hat auch der Kollege 

Albrecht gerade aufgezeigt mit seinem Extrem-

beispiel. Die 1 500 kWh, die Check24 als typi-

schen Verbrauch aufführt, gehen laut der Stadt-

werke Dessau-Roßlau eher in den Bereich eines 

hohen Verbrauchs. Da ist also sicherlich Spar- 

potenzial vorhanden. Auch das hier aufgeführte 

Worst-Case-Szenario, nach dem gleich die 

Sperre drohe - das haben die Vorredner schon 

ausgeführt -, ist nicht unbedingt mit der Realität 

in Übereinstimmung zu bringen.  

 

In einem Beitrag der „MZ“ in Dessau-Roßlau 

ging es letztens um eine Wassersperrung, aller-

dings nicht durch den Mieter verursacht, son-

dern durch den Vermieter. Der Sprecher der 

Stadtwerke hat die ganzen Maßnahmen aufge-

führt: mehrfache Aufforderung zur Zahlung, 

Kontaktversuche der Servicemitarbeiter, Sperr-

ankündigung usw.  

 

In den meisten Fällen - das haben mir Mitarbei-

ter der Stadtwerke bestätigt - wird am Ende 

eine einvernehmliche Lösung gefunden, sodass 

aus meiner Sicht an dieser Stelle ein Problem 

aufgebauscht wird, das in der Realität so nicht 

unbedingt bestehen muss.  



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

160 

Statt existierende Maßnahmen zur Preisdämp-

fung anzuerkennen und vielleicht ein Bera-

tungsangebot zu unterbreiten - Ihre Partei ist in 

diesem Bereich sehr aktiv -, bspw. in Bezug auf 

die Fragen, wie man Energie sparen kann, an 

wen man sich bei Zahlungsschwierigkeiten wen-

den kann und welche Möglichkeiten es gibt, um 

Sperren abzuwenden - dazu könnte man aktiv 

ein Beratungsangebot unterbreiten; das ver-

stehe ich übrigens unter einer verantwortungs-

bewussten Politik; nebenbei zähle ich zu einer 

verantwortungsbewussten Politik auch den 

Sachverhalt, sich um sinkende Preise zu be- 

mühen -, gießen Sie Öl ins Feuer, sprichwörtlich, 

vielleicht sogar in die Feuer gegen soziale Kälte. 

Das mag kurzfristig durchaus für Wärme sorgen, 

aber Probleme löst man damit nicht.  

 

Die FDP-Fraktion wird diesen Antrag ebenfalls 

ablehnen. - Ich danke Ihnen für die Aufmerk-

samkeit. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Wir gehen in der Debatte weiter. - Frau  

Sziborra-Seidlitz für die Fraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN.  

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Wenn gerade in der dunklen 

Jahreszeit die Lichter ausgehen und die Heizung 

kalt bleibt, dann mag Kerzenschein für einen 

Moment eine gewisse Gemütlichkeit erzeugen. 

Aber wenn man Kerzenschein nicht nur nutzen 

kann, sondern muss, dann ist das nicht roman-

tisch, sondern dann sind das soziale Härten, die 

eines Sozialstaats unwürdig sind.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LINKEN) 

 

Daher hatten wir als GRÜNE bereits im Oktober 

vergangenen Jahres einen Landesrettungs-

schirm gefordert, der auch Privathaushalte vor 

übermäßigen Energieschulden bewahren sollte; 

denn zumindest Strom- und Gassperren auf-

grund der aktuellen Energiekrise gilt es zu ver-

hindern.  

 

Gerade mit Blick auf vulnerable Gruppen wie Fa-

milien, chronisch Kranke oder Ältere, insbeson-

dere in diesen Fällen und insbesondere in Win-

termonaten, haben wir uns bereits mehrfach 

für das Aussetzen von Strom- und Gassperren 

eingesetzt.  

 

(Unruhe bei der AfD) 

 

Auch eine Sperrung direkt vor Feier- oder Sonn-

tagen ist ein Unding, weil es die Behebung die-

ser Sperre zwangsweise bürokratisch verzögert.  

 

Die Energiekrise verlangt nach einer Bündelung 

der Kräfte von Bund und Land, um den Bürge-

rinnen und Bürgern hierzulande Schutz vor  

sozialen Härten zu bieten, wobei der Bund mit 

seinen Rettungspaketen bereits in einem histo-

rischen Ausmaß tätig geworden ist.  

 

Stellen Sie sich einmal im Kontrast dazu eine 

Bundesregierung unter der Führung von Herrn 

Merz vor - dann wäre es im Land wirklich kalt 

geworden.  

 

(Zuruf von der CDU: Was?) 

 

Dass dies nicht in dieser Art geschehen ist und 

daher auch der sogenannte heiße Herbst im 

Grunde eher ausgefallen ist, verdanken wir den 

Aktivitäten des Bundes. Diese müssen wir als 

Land flankieren, und zwar im Bereich der  

Krankenhäuser - darüber haben wir bereits be-

raten - und im Bereich der Privathaushalte.  
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Ob dafür eine Antwort wie die Ihre taugt, liebe 

Kolleginnen von der LINKEN, wage ich zu be-

zweifeln. Hätten Sie heute nur den Härtefall-

fonds beantragt, wie wir es im vergangenen 

Jahr gefordert haben, dann wären wir an dieser 

Stelle selbstverständlich dabei gewesen. Der 

hätte geholfen, und zwar sehr konkret und er-

gänzend zu den großen Anstrengungen im 

Bund. Im großen Rest Ihres Antrages stecken in 

meinen Augen aber zu viel Pauschalierung, ein 

bisschen Populismus und unangemessene  

Globalkritik. Zu diesem Antrag werden wir uns 

deshalb der Stimme enthalten. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Für die SPD-Fraktion spricht jetzt Frau  

Gensecke.  

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! Ja, das ist ein 

ernstes Thema, keine Frage. Auch ich möchte zu 

Beginn daran erinnern, dass wir auf der Bundes-

ebene im vergangenen Jahr insgesamt drei Ent-

lastungspakete mit einem Volumen von mehr 

als 100 Milliarden € auf den Weg gebracht ha-

ben und dass die Umsetzung noch in vollem 

Gange ist. Wer die aktuell laufenden Haushalts-

verhandlungen vor Augen hat, der weiß, dass 

wir im Rahmen der sogenannten Kofinanzierung 

an diesen Aufgaben beteiligt sind, nämlich bei 

den Heizkosten bzw. bei dem sogenannten 

„Wohngeld plus“.  

 

(Unruhe bei der AfD) 

 

Die Bundesregierung hat an Art, Umfang und 

Geschwindigkeit noch nie dagewesene Pakete  

 

geschnürt. Das zeigt: Wir verstehen die Sorgen 

und Nöte. Ich bin froh, dass unsere Bundes- 

regierung so handelt.  

 

Die wichtigen Punkte sind bereits genannt wor-

den; ich muss sie nicht noch einmal auflisten. 

Wichtig erscheint mir, dass es mehr Kindergeld 

und vor allen Dingen den erhöhten Kindergeld-

zuschlag von bis zu 250 € gibt. Ich glaube, das ist 

wichtig. Die Senkung der Umsatzsteuer für Gas 

ab Oktober ist bereits genannt geworden.  

 

(Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Frau Gensecke, bitte warten Sie kurz. -  

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Ja, es ist sehr laut. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Werte Kolleginnen und Kollegen, explizit von 

der AfD-Fraktion! Es wäre ein Mindestmaß an 

Achtung gegenüber der Lehrerin, zumindest so 

zu tun, als würde man zuhören. Wenn man sich 

dafür nicht interessiert, dann kann man auch 

hinausgehen. Aber jetzt gibt es hier einen Ge-

räuschpegel, der es den anderen kaum noch 

möglich macht, der Rede zu folgen. Ich bitte Sie, 

den Geräuschpegel zu senken. - Frau Gensecke, 

Sie haben das Wort.  

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Im Dezember 

übernahm der Bund als Soforthilfe die in diesem 

Monat fällige Abschlagszahlung auf Gas und  
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Fernwärme. Das heißt, die Versorger erheben 

sie nicht und bekommen das fehlende Geld vom 

Bund erstattet. Vermieter verrechnen die staat-

liche Dezemberhilfe mit den Abschlagszahlun-

gen der Mieterinnen und Mieter. Zudem wird es 

den Härtefallfonds für Heizöl und Pellets geben; 

das ist ausgemacht. Außerdem wird es ab dem 

Jahr 2023 keine CO2-Preiserhöhung geben, was 

hoffentlich dazu beiträgt, dass die Preise nicht 

weiter steigen.  

 

Zu dem angedachten Schutz von Mietern und 

Mieterinnen, falls Nebenkostenvorauszahlun-

gen nicht sofort geleistet werden können: Man 

muss, damit es eben nicht zu Strom- und Gas-

sperren kommt, hin und wieder auch einmal das 

Gespräch suchen. Der Anbieter teilt das sogar 

mit; er ergreift die Initiative und versucht, für 

solche Fälle eine Ratenzahlung zu vereinbaren. 

Wenn der Anbieter das Ratenangebot nicht  

akzeptiert und stattdessen mit der Sperrung 

droht, gibt es noch die Möglichkeit, eine Schul-

denübernahme beim örtlichen Sozialamt zu be-

antragen, um eine Sperre zu verhindern.  

 

Ich finde es sehr spannend, dass Ihr Kollege, der 

Fraktionsvorsitzende der linken Stadtratsfrak-

tion in Halle, Herr Bodo Meerheim - er ist zudem 

Geschäftsführer der GWG Halle -, im letzten 

Jahr darauf hingewiesen hat, dass die kommu-

nalen Unternehmen genau diesen Weg  

beschreiten werden, also dass das auf sie zu-

kommen wird.  

 

(Kerstin Eisenreich, DIE LINKE: Aber nicht im 

ländlichen Raum!) 

 

Dieses Interview ist in der „MZ“ vom 12. August 

2022 nachzulesen.  

 

Fazit. Um die finanziellen Auswirkungen der 

stark gestiegenen Energiekosten abzufedern, 

sind - ich habe sie genannt - die drei Entlas-

tungspakete mit einem Gesamtvolumen von  

 

rund 100 Milliarden € beschlossen worden. Mit 

der Einführung einer Gas- und Wärmepreis-

bremse und einer Strompreisbremse sind  

Finanzmittel in Höhe von bis zu 200 Milliarden € 

bereitgestellt worden.  

 

Ich glaube, die Bundesregierung hat es verstan-

den und hat die Sorgen und Nöte im Blick. An 

dieser Stelle können sich die Bewertungen der 

Entlastungsmaßnahmen durch die Expertinnen 

und Experten der Kommission sehen lassen. 

Deshalb werden wir diesem Antrag nicht folgen 

und ihn ablehnen. - Vielen Dank.  
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Frau Gensecke, es gibt eine Frage von Herrn 

Gebhardt. Wollen Sie sie beantworten? 

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Wenn ich es kann.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herr Gebhardt, dann versuchen Sie einmal, die 

Frage zu stellen.  

 

 

Stefan Gebhardt (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Frau Gensecke, 

können Sie mir erklären, warum die SPD-Frak-

tion einen Antrag der AfD mit dem Titel „Kern-

kraftwerke aktivieren“ in den Ausschuss über-

weist und einen Antrag zum Verhindern von 

Energiesperren und Stromsperren nicht einmal 

für im Ausschuss diskussionswürdig hält?  
 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Was ist denn daran sozialdemokratische Politik? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie können antworten.  

 

(Zuruf von der CDU: Musst du aber nicht!) 

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Ich möchte darauf nicht antworten.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Nein, Sie haben keine Auskunftspflicht, das 

stimmt allerdings.  

 

(Lachen) 

 

Dann kommen wir zurück zur Debatte, und zwar 

zu dem abschließenden Redebeitrag von Frau 

Eisenreich für die einbringende Fraktion DIE 

LINKE.  

 

 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Die Redebeiträge 

lassen echt tief blicken. Ich habe bewusst auch 

die ländliche Perspektive aufgemacht. Auf dem 

Dorf gibt es keine kommunalen Versorgungsun-

ternehmen. Die Menschen sind anderen Unter-

nehmen mitunter ausgeliefert. Dort greifen 

nicht all diese Mechanismen. Wenn die Mecha-

nismen so gut sind, dann erklären Sie mir bitte, 

warum es im Jahr 2020 zu 10 688 Abschaltun-

gen gekommen ist.  

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Weil sie 

nicht bezahlt haben! - Zuruf von Tobias 

Rausch, AfD) 

Irgendwo muss also Sand im Getriebe sein, so-

dass das nicht so gut funktioniert, wenn Men-

schen tatsächlich das Problem haben, dass sie 

Schulden anhäufen und dass es nicht so einfach 

ist, diese Schulden abzubauen.  

 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD - Unruhe) 

 

Eines wird hier noch viel klarer - man muss sich 

einfach einmal die Zusammensetzung unseres 

Parlaments ansehen -: Armut hat in diesem 

Haus keine Lobby und das ist das Problem.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Tobias Rausch, AfD. 

Ja, genau! - Weitere Zurufe von der AfD)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Damit sind wir am Ende der Debatte angelangt 

und wir können in das Abstimmungsverfahren 

eintreten.  

 

Abstimmung 

 

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE in der 

Drs. 8/2140 zustimmt, den bitte ich um das Kar-

tenzeichen. - Das ist die Fraktion DIE LINKE. Wer 

ist dagegen? - Das sind die Koalitionsfraktion 

und die AfD. Wer enthält sich der Stimme? - Die 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist 

dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt worden 

und wir können diesen Tagesordnungspunkt 

nunmehr beenden.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

habe die Ehre, den letzten Tagesordnungspunkt 

aufzurufen. Ich bitte bei dem letzten Tagesord-

nungspunkt noch einmal um Konzentration. Sie 

sollen aber nicht gleich einschlafen.  



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 27.01.2023 | Stenografischer Bericht 8/35 

 

 

164 

Wir kommen zu dem  

 

 

Tagesordnungspunkt 28 

 

Erste Beratung 

 

Demokratische Kultur in den Spezialeinheiten 

der Polizei stärken 

 

Antrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 

8/2146 

 

 

Herr Striegel steht schon vorn. - Sie haben das 

Wort.  

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Die aktuellen Berichte über diszip-

linarrechtliche Ermittlungsverfahren gegen vier 

Polizeibeamte des Landeskriminalamtes Sach-

sen-Anhalt sind Ihnen und der Öffentlichkeit be-

kannt. Mich besorgen diese Berichte, auch weil 

Informationen auf etwaiges Fehlverhalten nicht 

aus unserem Land kamen, sondern unsere Be-

hörden erst nach einem Hinweis aus einem an-

deren Bundesland tätig werden konnten.  

 

Zwei Beamte waren beim Spezialeinsatzkom-

mando, SEK, die anderen beim Personenschutz 

des Ministerpräsidenten Dr. Reiner Haseloff 

eingesetzt.  

 

Wir warnen vor einer Vorverurteilung der der-

zeit auch zu ihrem eigenen Schutz suspendier-

ten bzw. versetzten Polizeibeamten. Die Lan-

desregierung hat nach unserem Kenntnisstand 

sehr schnell und nach den uns im Innenaus-

schuss übermittelten Informationen auch ver-

antwortungsvoll reagiert. Die gegen die Beam-

ten erhobenen Vorwürfe müssen jetzt sehr  

 

zügig, vorurteilsfrei und umfassend ausermittelt 

werden. Dafür muss das notwendige Personal 

bereitstehen. Nach Abschluss der Ermittlungen 

ist dem Landtag vollumfänglich zu berichten.  

 

Eines aber muss uns über den konkreten Fall 

von vier Beamten, denen Fehlverhalten vorge-

worfen wird, hinaus klar sein: Die Polizei, und 

mit ihr alle Polizist*innen, hat zur Aufgabe, alle 

Menschen in diesem Land zu schützen, die  

öffentliche Sicherheit und Ordnung zu wahren 

und die Demokratie und den Rechtsstaat zu ver-

teidigen. Sie darf sich nicht verdächtig machen, 

Personen mit nationalsozialistischen Einstellun-

gen in ihrer Mitte zu tolerieren oder gar zu 

schützen.  

 

Diesen Verdacht wird sie nicht los, wenn jeg- 

liche Hinweise auf Rassismus oder Probleme in 

der Polizei per se negiert werden. Sie wird ihn 

nicht los, wenn nur auf Hinweise von außen  

reagiert wird. Die Polizei kann diesem Verdacht 

nur begegnen, indem auf struktureller Ebene 

wirklich alles dafür getan wird, um widerstands-

fähiger gegen Verfassungsfeinde zu werden und 

transparenter mit den Gefahren von Rechts- 

extremismus für die Polizei umzugehen.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Wir wollen die Verdachtsfälle zum Anlass neh-

men, genauer auf die strukturellen Heraus- 

forderungen bei der Polizei Sachsen-Anhalts zu 

blicken und dabei insbesondere die geschlosse-

nen Einheiten und die Spezialeinheiten in den 

Blick nehmen. Das sind insbesondere die Spe- 

zialeinheiten und Kräfte des Landeskriminalam-

tes, wie das SEK, das Mobile Einsatzkommando, 

kurz: MEK, und der Personenschutz, sowie die 

Bereitschaftspolizei mit ihren Beweissiche-

rungs- und Festnahmeeinheiten, kurz: BFE. 

Diese Einheiten heben sich hinsichtlich ihrer 

Aufgaben und Anforderungen an die Mitglieder 

deutlich von denen anderer Dienstposten ab. 
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Die Bereitschaftspolizei kommt z. B. bei Groß- 

lagen zum Einsatz. Diese sind geprägt von sich 

sehr dynamisch entwickelnden Geschehnissen. 

Sie erfordern eine hohe Professionalität bei An-

sprache, Deeskalation und dem Einsatz von Ge-

walt. Sie erfordern eine geschulte Einschätzung 

der Lage, um einen jederzeit rechtmäßigen und 

verhältnismäßigen Einsatz zu garantieren.  

 

Das SEK bspw. ist in besonderen Gefährdungs- 

lagen unterwegs. Sie sind dafür speziell ausge-

bildet, geschützt und bewaffnet, um schnell und 

robust vorzugehen.  

 

Speziell ausgebildet ist auch der Personen-

schutz. Er muss sich auf sich plötzlich ändernde 

Sicherheitslagen einlassen und darauf reagieren 

können. Er hat aufgrund seiner Verwendung 

beim Schutz von Verfassungsorganen regel- 

mäßig Zugang zu sensiblen Informationen und 

steht in einem außerordentlich tiefen Ver- 

trauensverhältnis zu den Schutzpersonen. Das 

erfordert daher in besonderem Maße Integrität 

und Loyalität.  

 

Es sind also unterschiedliche Einheiten, die auch 

eine differenzierte Betrachtung erfordern. Ge-

mein aber haben sie Folgendes: Sie gehören zu 

den Eliten unserer Landespolizei; und weil sie  

so exponiert sind, müssen sie sich auch eine 

stärkere Kontrolle gefallen lassen. 

 

In der Soziologie und Polizeiwissenschaft ist seit 

langem bekannt, dass auch innerhalb der Polizei 

voneinander abgrenzbare Organisationskultu-

ren mit eigenen Umgangsformen bestehen und 

Werte und Basisannahmen, z. B. zum Men-

schenbild, vorhanden sind. Diese sind wichtig. 

Sie helfen der jeweiligen Einheit, Handlungs-

muster im komplexen polizeilichen Alltag zu 

entwickeln, und sie geben Sicherheit. 

 

In der Einheit wird Privates und Berufliches ge-

teilt. Es wird auch einmal Dampf abgelassen  

 

über den Frust, den der polizeiliche Alltag auch 

aufgrund unserer Äußerungen, Forderungen 

und Entscheidungen mit sich bringt. In den all-

täglichen Gefahrensituationen ist es für die Be-

amt*innen ganz entscheidend, sich auf die Kol-

leg*innen verlassen zu können. All das schweißt 

zusammen und es bildet sich eine starke Loyali-

tät im Kolleg*innenkreis aus. 

 

Ein gutes soziales Klima für die Polizeibeamt*in-

nen ist zentral. Polizeiliche Subkulturen erwei-

sen sich jedoch dann als problematisch, wenn 

sie polizeiliches Fehlverhalten tolerieren, be-

günstigen oder sogar fördern. Sie erweisen sich 

dann als problematisch, wenn die Loyalität ge-

genüber den Kolleg*innen die Integrität als Be-

amter oder Beamtin überwiegt und Fehlverhal-

ten nicht thematisiert, aufgeklärt und wirksam 

verhindert wird. 

 

Die Folge in diesen Fällen ist: Polizei verlässt  

ihren rechtsstaatlich legitimierten Auftrag, zu 

dem in engen Grenzen auch der Einsatz von Ge-

walt gehört. In der Folge verlieren die Bevölke-

rung oder Teile der Bevölkerung, insbesondere 

jene, die öfter mit Polizei zu tun haben, das Ver-

trauen in die Polizei. 

 

Es ist bekannt, dass Spezial- und geschlossene 

Einheit stärkere Subkulturen entwickeln, offen-

bar begünstigt von folgenden Faktoren: Diese 

sind überwiegend mit Männern besetzt. Sie  

haben eine starke Innen- und Außenwahrneh-

mung. Und sie werden eher in einem Umfeld 

eingesetzt, das die betreffenden Beamtinnen 

und Beamten als feindlich wahrnehmen. 

 

Spezialeinheiten sind nicht nur untererforscht, 

sondern möglicherweise auch vulnerabler für 

die negativen Seiten polizeilicher Subkulturen. 

Das macht sie in der Konsequenz auch vulnerab-

ler für verfassungsfeindliche und rechtsextreme 

Einstellungen innerhalb ihrer Einheiten. Inso-

fern ist es wichtig und richtig, wenn wir uns mit  
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unserem heutigen Antrag insbesondere auf 

diese Einheiten fokussieren. 

 

Wir sind überzeugt, dass die weit überwiegende 

Mehrheit der Beamt*innen des Landes auf dem 

Boden unserer Verfassung steht und ihren 

Dienst gesetzestreu verrichtet. Wir fordern 

strukturelle Maßnahmen, die es den Polizeibe-

amt*innen erleichtern sollen, ihren Auftrag 

rechtmäßig auszuführen und sich und die Orga-

nisation gegenüber rechtsextremen Fällen  

widerstandsfähiger zu machen.  

 

Wir fordern strukturelle Maßnahmen, um eine 

bessere Fehlerkultur zu etablieren. Dazu gehö-

ren nach unserer Ansicht erstens Supervisionen, 

in denen regelmäßig Probleme und Konflikt- 

lagen angesprochen oder Einsätze auf proble-

matisches Verhalten hin nachbesprochen und 

analysiert werden können. Dies betrifft Einzel-

gespräche, Gruppengespräche und insbeson-

dere auch Gespräche mit Führungskräften der 

Polizei. 

 

Zweitens. Die Polizeibeamt*innen dieser Einhei-

ten müssen Strafverfolgung und die Wahrung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch-

setzen, oftmals zu einem Zeitpunkt, zu dem an-

dere gesellschaftliche Kompromiss-, Kommuni-

kations- und Hilfsmittel gescheitert oder nur un-

zureichend vorhanden sind. Es finden also regel-

mäßig Überforderungen statt. Daher ist es wich-

tig, Reflexionsräume zu ermöglichen, sowohl für 

die Einheiten als auch für ihre Führungskräfte. 

Es ist elementar, sich ihres Auftrags und ihrer 

Rolle in der demokratischen Gesellschaft be-

wusst zu sein und das eigene Selbstbild immer 

wieder neu zu reflektieren. 

 

Drittens. Wir benötigen auch Unterstützung auf 

disziplinarrechtlicher Ebene, um z. B. tätige 

Reue im Beamtenrecht einzuführen. Und wir 

müssen den Whistleblower-Schutz ausbauen. 

Wir halten es aber bei der Etablierung einer  

 

neuen Fehlerkultur für hinderlich, wenn keine 

disziplinarrechtlichen Schutzräume geschaffen 

werden. Es bedarf auch einer vertrauensvollen 

und offenen internen Kommunikation, um Fehl-

verhalten abzubauen. 

 

Ganz wichtig hierfür sind die Führungskräfte, 

die eine demokratische, offene Fehler- und 

Lernkultur prägen, aber auch immer wieder und 

sehr regelmäßig einfordern müssen. Dafür müs-

sen sie strukturell gestärkt werden. 

 

Ich freue mich, wenn Sie mit einer Zustimmung 

zum Antrag helfen, unsere Polizei widerstands-

fähiger gegenüber Verfassungsfeinden zu  

machen und das innere Klima der Organisation 

weiter zum Positiven zu verändern. - Herzlichen 

Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Für die Landesregierung spricht Frau 

Zieschang. - Sie haben das Wort. 

 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Ab-

geordneten! Die Pflicht der Beamtin und des Be-

amten zur Verfassungstreue ist eine der Grund-

pflichten, die für das öffentlich-rechtliche 

Dienst- und Treueverhältnis von essenzieller Be-

deutung ist. Beamtinnen und Beamte haben 

sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheit- 

lichen demokratischen Grundordnung zu be-

kennen und für deren Erhaltung einzutreten. 

 

Rassistisches, antisemitisches, extremistisches 

oder fremdenfeindliches Verhalten stellt damit 

einen Verstoß gegen beamtenrechtliche Pflich- 
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ten dar. Derartige Pflichtverstöße werden kon-

sequent aufgeklärt und geahndet. 

 

Meine Erwartungshaltung an gute und profes- 

sionelle Arbeit ist eng mit einem gemeinsamen 

Wertekanon verbunden, der auf der freiheit- 

lichen demokratischen Grundordnung basiert 

und bis ins Privatleben reicht. Dies gilt gerade 

auch mit Blick auf die der Polizei innewohnende 

Vorbildfunktion als Hüter von Recht und Ord-

nung. 

 

Das vorbehaltlose Eintreten für die freiheitliche 

demokratische Grundordnung ist selbstver-

ständliche und unabdingbare Voraussetzung 

jeglichen polizeilichen Handelns. Dies gilt für 

alle Beamtinnen und Beamten, für alle Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter. 

 

Das Innenministerium arbeitet gemeinsam mit 

der Landespolizei kontinuierlich an dem System 

der wertebasierten Führung. Insbesondere, 

Herr Striegel, in den vergangenen drei Jahren 

wurden diverse Maßnahmen ergriffen, um die 

interkulturelle Kompetenz und die demokra- 

tische Resilienz in der Landespolizei stärken. 

Hierüber haben wir im Ausschuss, unter ande-

rem auch in der Sitzung im Juni 2022, ausführ-

lich informiert. 

 

Auch die Etablierung einer nachhaltigen Fehler-

kultur ist in den spezialisierten Bereichen unse-

rer Landespolizei fester Bestandteil einer ler-

nenden Organisation. Das LKA und die Landes-

bereitschaftspolizei nehmen eigeninitiativ 

Nachsorgetermine nach besonders kritischen 

Einsatzsituationen in Anspruch, die mit den Lan-

despolizeipfarrern als ausgebildete Superviso-

ren gemeinsam gestaltet werden. 

 

Spezialeinheiten und Personenschutz werden 

Reflexionsmöglichkeiten und auch Supervision 

angeboten, und das wird auch durchgeführt.  

Hierfür wird externer Sachverstand, also Polizei-

seelsorger, Psychologen und Betriebsmediziner, 

hinzugezogen. 

 

Auch dem Anspruch an Diversität stellen sich 

die Landesbereitschaftspolizei und die Spezial-

einheiten. Die Landesbereitschaftspolizei be-

gann im letzten Jahr mit der Umsetzung von 

Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils von 

Frauen in Führungspositionen. Sachsen-Anhalts 

SEK wird übrigens seit dem Jahr 2018 von einer 

Frau geführt. In beiden Spezialeinheiten, SEK 

und MEK, finden sich Beamtinnen und Beamte 

mit Migrationshintergrund. 

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! 

Selbstverständlich können wir immer noch bes-

ser werden. Daran arbeiten wir im Ministerium 

und in der Landespolizei jeden Tag. Besser zu 

werden, ist unser Anspruch. Umgekehrt er-

warte ich, dass Politik und Gesellschaft unisono 

Angriffe auf Polizisten in Ausübung ihres Diens-

tes aufs Schärfste verurteilen. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Das gilt sowohl für die gezielten Angriffe auf Po-

lizisten in der Silvesternacht in Berlin als auch 

für Angriffe von teilweise gewalttätigen De-

monstranten in Lützerath. Eine Einsatzhundert-

schaft der Landesbereitschaftspolizei war in  

Lützerath im Einsatz und hat dort trotz schwie-

riger Umstände sehr gute Arbeit geleistet. -  

Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Es gibt zwei Fragen. - Herr Zietmann, bitte. 

 

(Zuruf von der AfD: Das ist aber Herr Kohl!) 
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- Oh, Verzeihung, Herr Kohl, sorry. Mensch, das 

ist mir doch glatt weggerutscht. 

 

 

Hagen Kohl (AfD):  

 

Das ist aber nicht schlimm. Kein Problem. Vielen 

Dank, Herr Präsident. - Frau Dr. Zieschang, eine 

Frage: Sie sprachen davon, dass wir in den  

Spezialeinheiten Beamte mit Migrationshinter-

grund im Einsatz haben. Lässt sich etwas dazu 

sagen, wie hoch deren Anteil im Vergleich zum 

Landesdurchschnitt ist? 

 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Dazu habe ich die Zahlen jetzt nicht parat. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Herr Striegel. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Präsident! - Frau Ministerin, herzlichen 

Dank. Ich glaube, wir sind in sehr vielen Punkten 

beieinander. Mich würde interessieren, weil Sie 

dazu sehr im Ungefähren geblieben sind, wie 

die Landesregierung zu der Forderung des An-

trags steht, auch im Disziplinarrecht zu Verän-

derungen zu kommen - Stichwort: tätige Reue -, 

um auch andere Wege im Disziplinarrecht zu 

finden als die bisherigen, um noch besser auf im 

Einzelfall durchaus komplexere Problemlagen 

reagieren zu können und nicht nur ein sehr  

grobes Werkzeug in der Hand zu haben, son-

dern im Sinne einer gelebten Fehlerkultur auch 

in die Beamtenschaft zu signalisieren: Wir sind 

auf der Suche nach wirklich geeigneten Lösun-

gen. Wie steht die Landesregierung dazu? 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Herr Abgeordneter, wir haben eine Dreiminu-

tendebatte. Sie haben einen umfassenden An-

trag gestellt. Vielleicht können Sie verstehen, 

dass man nicht auf jedes einzelne Detail einge-

hen kann. Das werden wir sicher im Innenaus-

schuss in aller Ausführlichkeit erörtern. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Für die SPD-Fraktion Herr Erben. - Das 

nenne ich mal kurz und präzis. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN 

hat heute einen sehr umfangreichen Antrag vor-

gelegt. Nicht alles davon kann man von der 

Hand weisen; vieles ist sogar richtig, aber eben 

auch nicht alles. 

 

(Zustimmung bei der SPD - Guido Kosmehl, 

FDP: Einiges, einiges!) 

 

Damit will ich auch begründen, warum wir den 

Antrag zur Beratung in den Innenausschuss 

überweisen werden. 

 

Aber, lieber Kollege Striegel, ich glaube, wenn 

Sie die Erwartung haben, dass sich mit dem In-

halt Ihres Antrags ernsthaft auseinandergesetzt 

wird, dann kann man das nicht in einer Drei- 

minutendebatte tun. 

 

(Zurufe von Sebastian Striegel, GRÜNE, und 

von der AfD) 

 

- Darf ich noch zu Ende reden? 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Jetzt zum Schluss hier keine Hektik! - Herr  

Erben, bitte; Sie haben das Wort. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Danke. - Dann macht man das nicht in einer 

Dreiminutendebatte mit einem so umfang- 

reichen Antrag, den man kurz vor Toresschluss 

einreicht. Er wird ja nicht umsonst bei diesem 

Tagesordnungspunkt behandelt. Sie haben ihn 

am Donnerstag im Ältestenrat vorgebracht. 
 

(Hagen Kohl, AfD: Richtig!) 

 

Wir werden uns sehr ernsthaft mit den Inhalten 

auseinandersetzen. Aber ich möchte an dieser 

Stelle auch einen Wunsch formulieren: Wir wis-

sen wenig über den Inhalt der Nachrichten, und 

wir wissen quasi nichts über mögliche Reaktio-

nen darauf. Wir haben in den letzten Wochen 

eine Debatte erlebt, die hart an der Grenze zur 

Vorverurteilung war. 
 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei der 

AfD - Hagen Kohl, AfD: Richtig!) 
 

Wir wissen nur wenig und wir sprechen über Be-

amte, deren berufliche Laufbahn daran hängt. 
 

(Hagen Kohl, AfD: Richtig!) 
 

Ich habe manchmal auf meinen eigenen Sohn 

geschaut, der seit dem Jahr 2015 Polizeibeam-

ter ist, und einmal unterstellt, was in der „Volks-

stimme“ stand, und mir die wahrscheinlich 

harmloseste Nachricht vorgestellt: Mein Sohn 

hätte im Jahr 2015 als Polizeianwärter diese 

Nachricht bekommen, hätte nicht darauf rea-

giert, könnte sich heute wahrscheinlich über-

haupt nicht mehr an diese Nachricht erinnern, 
 

(Hagen Kohl, AfD: Richtig!) 

und am 23. Dezember würde er suspendiert 

werden, weil man in Mecklenburg-Vorpom-

mern auf dem Handy eines anderen Beamten 

ebendiese Nachricht gefunden hat. 

 

(Hagen Kohl, AfD: Ja!) 

 

Wie gesagt, wir wissen wenig. Ich bastle das hier 

erst zusammen; aber ich stelle mir vor, es hätte 

meinen eigenen Jungen getroffen. Dann hätte 

ich auch gesagt: Das ist eine Vorverurteilung. 

Deshalb bitte ich an dieser Stelle um Mäßigung 

und Augenmaß bei dem, was hier gesagt wird. 

Das macht Ihren Antrag nicht weniger wichtig, 

aber das sollte man ebenfalls beachten. Es geht 

um das berufliche und persönliche Schicksal von 

Beamt*innen unseres Landes. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei der 

AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Als nächster Debattenredner hat Herr 

Kohl das Wort. 

 

(Zuruf von der AfD: Dass ich Herrn Erben mal 

recht geben würde!) 

 

- Pssst! Herr Kohl hat das Wort. 

 

 

Hagen Kohl (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Da-

men und Herren! Mit dem vorliegenden Antrag 

wollen die GRÜNEN vorgeblich die demokrati-

sche Kultur in den Spezialeinheiten der Polizei 

stärken. Ein erster Ansatzpunkt soll sein, die 

Spezialeinheiten diverser aufzustellen, d. h., 

mehr Frauen und Personen mit Migrationshin-

tergrund sollen in diesen Einheiten eingesetzt 

werden, um Rechtsextremismus vorzubeugen. 
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Anlassgebend für den Antrag sind Extremismus-

vorwürfe gegen vier Beamte der Landespolizei, 

die sich erwartungsgemäß als haltlos erwiesen 

haben. Und nach Lage der Dinge ist auch diszip-

linarrechtlich kein schuldbares Verhalten der 

Beamten erkennbar, sodass eine baldige Ein-

stellung der Disziplinarverfahren folgen sollte. 

 

An diesem ganzen Vorgang ist zu kritisieren, 

dass das Innenministerium den Innenausschuss 

ohne Not voreilig informiert hat. Man hätte zu-

nächst die Prüfung der Staatsanwaltschaft ab-

warten sollen. Der eigentliche Skandal in die-

sem Fall, meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, ist doch, dass Informationen aus dem ver-

traulichen Sitzungsteil des Innenausschusses 

aus offensichtlich politischem Kalkül an die 

Presse weitergeleitet und so der Ruf der Beam-

ten und das Ansehen der Polizei mit haltlosen 

Anschuldigungen beschädigt wurden. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Da stellt sich für mich die Frage, wie man zu-

künftig im Innenausschuss noch vertrauensvoll 

zusammenarbeiten will. 

 

Was die Diversität in den Spezialeinheiten anbe-

langt, dazu hat Frau Innenministerin schon  

etwas gesagt. Es gibt in den MEK und den SEK 

Personen mit Migrationshintergrund. In den 

MEK - da bin ich mir zu 100 % sicher - gibt es 

auch Frauen. Also ist die Diversität dort schon 

Realität. 

 

Dass es keine weiblichen SEK-Einsatzbeamten 

gibt, ist einfach dem Umstand geschuldet, dass 

die körperlichen Anforderungen besonders 

hoch sind. Diese Anforderungen erfüllen meist 

männliche Beamte. Das liegt in der Natur der 

Sache. In diesem Bereich irgendwelche Quoten 

einzuführen, würde bedeuten, dass man den Er-

folg eines SEK-Einsatzes und damit Leben und 

Gesundheit von Menschen ohne Not gefährdet. 

Was den Personenschutz anbelangt, hat die  

Sicherheit der Schutzperson oberste Priorität. 

Dafür braucht man Beamte, die diese Aufgabe 

mit besonderer Hingabe erledigen. Irgend- 

welche Vorgaben zu Geschlecht oder Abstam-

mung des Beamten sind hier völlig kontrapro-

duktiv. Hätte eine Schutzperson ein gesteigertes 

Interesse oder den Bedarf, von einem weib- 

lichen Personenschützer begleitet zu werden, 

was durchaus verständlich sein kann, würde 

man entsprechende Lösungen finden.  

 

Im Ergebnis ist dieser Antrag abzulehnen, weil 

alle Forderungen bereits Realität oder/und in 

Puncto Sicherheit weder im öffentlichen noch 

im dienstlichen Interesse sind. - Vielen Dank für 

Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Für die FDP-Fraktion spricht Herr  

Kosmehl, bitte. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Das Ergebnis der Debatte haben Sie schon 

mitbekommen. Wir werden also diesen Antrag 

in den Ausschuss für Inneres und Sport über- 

weisen, um uns dort sehr detailliert zu den ein-

zelnen Punkten zu unterhalten. 

 

Ich will für die Freien Demokraten nur einen 

Punkt herausgreifen, um Herrn Striegel schon 

einmal darauf vorzubereiten, dass der in einer 

Beschlussempfehlung nicht auftauchen wird. 

Das ist Ihr Punkt 7. Wir haben da ein anderes 

Herangehen. Da haben Sie sozusagen den Poli-

zeibeauftragten wieder untergeschoben. Das 

hätte es in dem Antrag speziell nicht gebraucht. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

will wie der Kollege Erben dafür werben, dass 

wir uns als Abgeordnete selbst hohe Maßstäbe 

anlegen, wie wir mit Informationen aus der 

Pflicht der Landesregierung, den Abgeordneten 

im Parlament Informationen zur Verfügung zu 

stellen, umgehen.  

 

Ich persönlich sage ausdrücklich, ich bin der Mi-

nisterin sehr dankbar, dass sie von sich aus ge-

sagt hat: Das ist ein Vorfall, eine Personalange-

legenheit in der Polizei; ich werde dem Aus-

schuss darüber berichten, auch wissend, dass 

die Ermittlungen noch bei der Staatsanwalt-

schaft lagen, abgegeben wurden, aber zumin-

dest zu sagen, wir haben gehandelt; das ist auf-

getreten und das haben wir gemacht. - Die  

Behandlung erfolgte zu Recht in einem vertrau-

lichen Teil. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass 

es dann keine 18 Stunden dauert, bis diese In-

formationen öffentlich werden, ist gelinde ge-

sagt, eine Schande für den Innenausschuss, dass 

wir diese Vertraulichkeit nicht halten konnten. 

 

(Beifall bei der FDP, bei der CDU, bei der AfD 

und bei der SPD) 

 

Ich will an der Stelle sehr deutlich sagen, bevor 

Sie, Herr Striegel, das wieder sagen: Das kam 

fast mit Ansage. Aber ich werde nicht mehr über 

den vertraulichen Teil sagen. Es muss doch je-

dem klar sein, wenn wir wollen und zu Recht er-

warten können, dass die Landesregierung in  

einer Personalangelegenheit berichtet, die be-

sondere Vertraulichkeit braucht, dann müssen 

wir diese Vertraulichkeit auch rechtfertigen. An-

sonsten kann es für eine Landesregierung gute 

Gründe geben, dem Parlament aufgrund von  

Sicherheitsbedenken Informationen vorzuent-

halten oder nur noch in der Kommission zur 

Kontrolle des Verfassungsschutzes solche Infor- 

 

mationen zu geben. Das wollen wir nicht. Wir 

wollen doch frühzeitig eingebunden werden.  

 

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, bitte ich Sie herzlich - - Wir werden inhalt-

lich über diese Fragen MEK, SEK, Personen-

schutz sprechen. Wie gehen wir damit um? Was 

können wir machen? Es gibt viele Länder, die  

Expertenkommissionen haben. Dort kann man 

einmal hinschauen. Aber das Wichtigste, das wir 

heute aus dieser Debatte herausnehmen müs-

sen, ist, dass uns das, was am Folgetag passiert 

ist, dass aus einer vertraulichen Sitzung berich-

tet wird, nicht wieder passieren sollte. - Vielen 

Dank. 

 

(Beifall bei der FDP, bei der CDU, bei der AfD 

und bei der SPD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Für die Fraktion DIE LINKE Frau Quade, 

bitte. 

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Es ist inzwischen in der Tat schwer 

geworden, den Überblick zu behalten, wo in der 

Bundesrepublik gerade wieder ein neuer Skan-

dal in Spezialeinsatzkommandos oder Revieren 

der Polizei öffentlich wird, dessen Gegenstand 

extrem rechte und neonazistische Äußerungen 

von Einsatzkräften sind. 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

In Münster sollen Beamte einer Polizeieinheit, 

einer SEK-Einheit, über Jahre hinweg extrem 

rechte Nachrichten in einer Chatgruppe ausge-

tauscht haben. 20 Mitglieder waren Teil dieser  
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Gruppe, gegen acht wurden Ermittlungen ein-

geleitet. Im Jahr zuvor musste in Frankfurt eine 

SEK-Einheit wegen extrem rechter Chats aufge-

löst werden. Die Fälle in Sachsen-Anhalt sind ge-

nannt worden. 

 
Es sind also, wie wir schon lange wissen, keine 

Einzelfälle. Es gibt in Teilen der Polizei des Bun-

des und der Länder ein veritables Problem mit 

extrem rechten, neonazistischen und verfas-

sungsfeindlichen Einstellungen. Dem wirksam 

zu begegnen, ist nicht zuvorderst notwendig, 

um das Ansehen der Polizei zu schützen, wie es 

die antragstellende Fraktion formuliert,  

sondern weil Polizeikräfte das staatliche Ge-

waltmonopol ausüben, weil sie mit Waffen und 

erheblichen Befugnissen ausgestattet sind. 

 
(Beifall bei der LINKEN) 

 
Extrem rechte Einstellungen stehen in einem 

unauflösbaren fundamentalen Widerspruch zu 

den Werten des demokratischen Rechtsstaates, 

den zu schützen und nach dessen Gesetzen zu 

handeln, Aufgabe der Polizei ist. Inwieweit die-

sem Problem mit mehr Möglichkeiten der Me-

diation oder der tätigen Reue im Disziplinar-

recht sinnvoll begegnet werden kann, erschließt 

sich mir nicht. An dieser Stelle vermag uns der 

Antrag auch nicht zu überzeugen. 

 
Selbiges gilt im Übrigen für Fortbildung zu  

sozialer, interkultureller und kommunikativer 

Kompetenz. Diese sind zweifellos sinnvoll und 

nötig. Wer jedoch Neonaziparolen aus Überzeu-

gung in einen Chat oder an einen anderen Be-

amten schreibt oder ihnen nicht widerspricht, 

der hat nicht zuerst ein Bildungsproblem,  

sondern ein Haltungsproblem. 

 

Überzeugender ist die Forderung nach einer 

Stärkung des Schutzes für Whistleblower. Die ist  

 

dringend geboten. Hier bleibt das Land aktuell 

mit der dysfunktionalen Gestaltung der Polizei-

beschwerdestelle weit hinter den Möglich- 

keiten zurück. 

 
Zum letzten Punkt des Antrags. Eine oder einen 

tatsächlich unabhängigen Polizeibeauftragten 

fordern wir seit Jahren und unterstützen wir 

ausdrücklich. Neben diesen - in Anführungs- 

zeichen - harten Punkten und der konsequen-

ten Durchsetzung des Disziplinarrechts bedarf 

es - hierbei gehen wir mit dem Antrag ausdrück-

lich mit - einer Veränderung der Organisations-

kultur innerhalb der Polizei, und zwar nicht, weil 

jene Beamten, die extrem rechts eingestellt 

sind, ihre Einstellung dadurch ablegen würden, 

sondern weil das Schweigen um sie herum so 

beendet werden und Korpsgeist aufgebrochen 

werden kann. 

 
(Beifall bei der LINKEN) 

 
Die Einhaltung von Recht und Gesetz und der 

Vollzug polizeilicher Aufgaben müssen in einer 

menschenrechtsfreundlichen Ausgestaltung im 

Mittelpunkt stehen, nicht falsche Loyalitäten  

innerhalb der Polizei. - Wir überweisen den  

Antrag sehr gern mit und sind gespannt auf die 

Debatte. 

 
(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Es gibt eine Frage von Herrn Hövel-

mann. 

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Von Herrn Hövelmann, ja. 
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Holger Hövelmann (SPD):  
 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Vielen Dank, Frau 

Quade, dass Sie bereit sind, die Frage ggf. zu be-

antworten. Sie haben Ihren Beitrag mit der Er-

klärung begonnen, dass Sie darüber entsetzt 

sind, dass es erneut einen Skandal in einer Spe-

zialeinsatzeinheit, in einem SEK in Sachsen-An-

halt gibt. Darf ich Sie einmal ganz direkt fragen, 

woher Sie die Kenntnis haben, dass es über-

haupt einen Skandal beim SEK in Sachsen-An-

halt gibt? 
 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Herr Hövelmann, eine kleine Korrektur: Ich 

habe damit begonnen, dass es schwer ist, einen 

Überblick über die Polizeiskandale in geschlos-

senen Einheiten zu haben. Und habe dann ge-

sagt, dass die Fälle, die offensichtlich zum An-

trag der Fraktion der GRÜNEN hier in Sachsen-

Anhalt geführt haben, bekannt sind. Die Infor-

mationen, die mir dazu vorliegen, habe ich in 

der Innenausschusssitzung bekommen, auf die 

sich hier mehrfach bezogen wurde. 

 

Herr Hövelmann, ich weiß jetzt nicht, was Ihr 

Punkt ist. Ich ahne angesichts des Debatten- 

beitrags Ihrer Fraktion, dass Sie darauf hinaus-

wollen, dass es überhaupt keinen Skandal gibt. 

Ich will an der Stelle deutlich widersprechen. 

 

Sagen wir einmal so: Wenn es so ist, wie ich der 

Presse entnehmen konnte, dass es sich lediglich 

um das Empfangen von Nachrichten und nicht 

das aktive Verschicken von neonazistischen  

Parolen oder den Nationalsozialismus verherr- 

lichenden Positionen, Bildern, was auch immer 

handelt, dann ist das natürlich ein Punkt. Aber 

ernsthaft zu sagen, wenn Polizisten eines Son-

dereinsatzkommandos oder des Personen-

schutzes diese Nachrichten von einem Poli- 

 

zisten aus einem anderen Bundesland bekom-

men und keinen Anlass sehen, etwas zu tun, 

 
(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Was stand 

denn drin in den Nachrichten? Was stand 

denn drin? Das weiß doch keiner!) 

 
dann ist das Problem nicht wirklich kleiner. Ge-

nau das ermöglicht nämlich Skandale. 

 
(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der AfD - 

Unruhe) 

 

 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 
Herr Schulenburg, ein bisschen sportlich hier. 

Kommen Sie! - Herr Schulenburg für die CDU. 

Bitte. 

 

 
Chris Schulenburg (CDU):  

 
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen 

und Herren Abgeordnete! Was die Landesregie-

rung definitiv nicht braucht, ist ein Antrag von 

den GRÜNEN verbunden mit der Aufforderung, 

den Sachverhalt vorurteilsfrei ermitteln zu las-

sen; denn damit unterstellen Sie, dass Behörden 

und Beamte des Landes Sachverhalte nicht vor-

urteilsfrei ermitteln können. 

 
(Beifall bei der CDU - Sebastian Striegel, 

GRÜNE: Oh, oh, oh!) 

 
Wir leben in einem Rechtsstaat und Beamte  

haben die gesetzliche Pflicht, vor allem bei 

Straftaten alle be- und entlastenden Momente 

zu ermitteln. Das Gleiche gilt im Übrigen auch 

im Disziplinarrecht. Dabei vertrauen wir im Ge-

gensatz zu Ihnen den Beamten unseres Landes. 
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Wir kennen diese Spielchen: Macht die Landes-

regierung zu wenig, ist die Empörung groß. 

Macht die Landesregierung zu viel, ist die Empö-

rung groß. Von daher bitte ich auch im Interesse 

der Beamten um etwas Zurückhaltung bei die-

sem Thema. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

Wir brauchen auch keinen Antrag von Ihnen, in 

dem Sie die Landesregierung auffordern, Spe- 

zialeinheiten des Landeskriminalamtes diverser 

zu machen, diverser zu besetzen. 

 

(Zuruf von der AfD: Richtig!) 

 

Für uns zählen nämlich drei wesentliche Ele-

mente mit Verfassungsrang: Eignung, Leistung 

und Befähigung. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
 

Da ist es egal, ob das ein Mann oder eine Frau 

ist oder wie Sie schreiben „Menschen mit  

Migrationsgeschichte“.  

 

Im Koalitionsvertrag steht, dass die Koalition die 

Beschwerdestelle in das Amt eines weisungsun-

abhängigen Polizeibeauftragten beim Minister-

präsidenten umwandeln will. Ich sage ausdrück-

lich, das war nicht unbedingt ein Wunsch der 

CDU. Denn wir sind der Auffassung, dass die Be-

schwerdestelle eine hervorragende Arbeit leis-

tet. Erst recht brauchen wir keinen Polizeibeauf-

tragten mit Ermittlungskompetenzen. 

 

(Sebastian Striegel GRÜNE: Das steht da gar 

nicht drin!) 
 

- Schauen Sie rein! 
 

(Zurufe von der CDU und von den GRÜNEN) 
 

Von daher: Die Gewaltenteilung hat sich be-

währt und daran wollen wir festhalten. 

Die Polizei in Sachsen-Anhalt verfügt über eine 

moderne Fehlerkultur. Polizeibeamte können 

sich mit Problemen an Vorgesetzte wenden. Das 

sollte die Botschaft des Tages sein und nicht die 

von Ihnen geforderte Stärkung des Schutzes für 

sogenannte Flötenbläser oder, wie sie so schön 

heißen, Whistleblower. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Das ist eine weitere typische grüne Blase, die 

wir nicht unterstützen. 

 

Wir würden den Antrag ablehnen. Wir hatten 

eine heiße Diskussion zu diesem Thema. Aber 

wenn der Wunsch besteht, dass wir das über-

weisen, dann machen wir das gern und dann 

schauen wir einmal, wie es im Ausschuss weiter-

geht. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zuruf von Guido 

Kosmehl, FDP)  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Herr Striegel hat noch einmal das Wort. 

Bitte. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Die Beamtinnen und Beamten des 

Landes Sachsen-Anhalt, die Polizei in Sachsen-

Anhalt haben mehr verdient als die billige Pole-

mik eines CDU-Fraktionsmitgliedes hier.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Ich möchte schon von Ihnen, Herr Schulenburg, 

wissen, ob Sie auch der GdP unterstellen, dass 

die Landesregierung hier Dinge nicht richtig 

macht. Denn auch die GdP hat im Austausch mit  
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uns - wir waren zu diesem Antrag im Kontakt - 

davon gesprochen, wie wichtig die vorurteils-

freien Ermittlungen sind. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Vorurteilfrei! Nehmen 

Sie sich das zu Herzen, Herr Striegel! - Wei-

tere Zurufe von der CDU, von der AfD und von 

Guido Kosmehl, FDP)  

 

Mein Eindruck ist nicht, dass die GdP der Lan-

desregierung in irgendeiner Form unterstellt, 

die Ermittlungen nicht vernünftig zu führen. 

Sparen Sie sich diese üblen Unterstellungen! 

Sparen Sie sich diese billige Polemik! Lassen Sie 

uns auf die Sache gucken! 

 

(Guido Heuer, CDU: Wer hier polemisch ist, 

ist schon klar!)  

 

Die Vorwürfe haben sich also als haltlos erwie-

sen - interessant. Ich kenne kein Ergebnis. Ich 

kenne kein Ergebnis; ich kenne die Nachrichten 

nicht. Ich erwarte - so habe ich auch die Landes-

regierung und die Ministerin verstanden - - 

 

(Tobias Rausch, AfD: Aber Sie wissen doch, 

was geschrieben wurde! Lügen habe kurze 

Beine!) 

 

- Ich habe gesagt, was Herr Kohl hier zitiert hat. 

Er hat gesagt, sie hätten sich als haltlos er- 

wiesen. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Aber Sie wissen doch, 

was geschrieben wurde!) 

 

Und das ist einfach nicht der Fall. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Lügen habe kurze 

Beine!) 

 

Es ist nicht ausermittelt und es muss ausermit-

telt werden. Es muss geprüft werden, was da los 

war. Ich weiß es nicht. Mit liegen dazu keine In-

formationen vor. 

(Guido Kosmehl, FDP: Sie dürfen es nicht  

sagen! Sie wissen es schon! - Zuruf von  

Christian Hecht, AfD) 

 

- Nein, ich kenne die Nachrichten nicht, Herr 

Kosmehl. Ich kenne die Nachrichten nicht.  

 

(Unruhe) 

 

Deswegen sage ich sehr deutlich: Ich erwarte, 

dass dort vorurteilsfrei ermittelt wird. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: So kann man es auch 

machen! - Zurufe von der AfD)  

 

Die zweite Frage ist, warum die Ministerin die 

entsprechende inhaltliche Debatte an dieser 

Stelle verweigert. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Das tut sie doch gar 

nicht!) 

 

Das finde ich schade, weil ich glaube, dass die 

Frage, wie wir unser Disziplinarrecht ausgestal-

ten, essenziell dafür ist, welche innere Kultur 

sich in der Polizei Sachsen-Anhalt entwickeln 

und weiterentwickeln kann. An dieser Stelle 

müssen wir Dinge tun.  

 

Ich will der Kollegin von der LINKEN auch erklä-

ren, warum ich es für zentral halte, die tätige 

Reue dabei aufzunehmen. Das ist im Übrigen  

etwas, das wir im Dialog mit Polizeiforschern 

und mit Leuten, die in der Lehre tätig sind, in 

diesen Antrag geschrieben haben. 

 

Wir müssen dafür sorgen, dass diejenigen, die 

vielleicht in einer bestimmten Situation aus 

Druck weggeschaut haben - Polizeikultur/Cop 

Culture -, eben nicht auf Ewigkeiten gebrand-

markt sind, sondern in der Lage sein können zu 

sagen, ich habe mir das noch einmal überlegt, 

ich komme mit Verspätung um die Ecke, und 

dann auch die tätige Reue im Disziplinarrecht  
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vorhanden ist und die Möglichkeiten zur Diver-

sion und im Rahmen von Mediation bspw. ge-

eignete Konfliktlösungen gegeben sind. In  

solchen Fällen ist es wichtig, nicht nur ein relativ 

grobschlächtiges Instrument zu haben, die 

Leute zu suspendieren oder andere Strafen auf-

zuerlegen. Ich glaube, dadurch können wir für 

die Organisation wirklich etwas erreichen.  

 

Ja, es geht um das berufliche Schicksal von Be-

amten. 

 

(Zurufe von Oliver Kirchner, AfD, und von 

Christian Hecht, AfD)  

 

Aber dann muss mir das Innenministerium auch 

erklären können - ich hoffe, das werden Sie im 

Ausschuss tun -, 

 

(Tobias Rausch, AfD: Ich hoffe, Sie entschul-

digen sich, wenn rauskommt, dass nichts 

dran ist!) 

 

warum Sie bei gleichem Sachverhalt zwei unter-

schiedliche Herangehensweisen wählen; so ist 

es in der Presse zu lesen. Das werden wir doch 

hoffentlich miteinander irgendwann heraus- 

bekommen. 

 
(Guido Kosmehl, FDP: Jetzt reicht es! Sie müs-

sen doch auch einmal zuhören! - Tobias 

Rausch, AfD: Und ihr überweist den auch 

noch!) 

 
Zu Ihrer Frage zum Polizeibeauftragten, Herr 

Kosmehl. Dort steht bewusst nichts von Ermitt-

lungskompetenzen, sondern von weitreichen-

den Befugnissen.  

 
 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Striegel, wir sind - - 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 
Ich bin gleich fertig, letzter Satz.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 
Letzter Satz. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 
Das haben wir aufgenommen, weil es in der 

Bundesrepublik sehr unterschiedlich ausgestal-

tete Polizeibeauftragte gibt. 

 
(Guido Kosmehl, FDP: Immer hoch dotiert bei 

den GRÜNEN) 

 
Wir wollen uns z. B. gern am Brandenburger 

Modell orientieren. - Herzlichen Dank.  

 
(Guido Kosmehl, FDP: B-5-Stellen!)  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 
Sie machen bitte keinen Schachtelsatz. Stopp, 

Herr Striegel, Augenblick bitte. Würden Sie noch 

einmal kurz nach vorn kommen? Es gibt noch 

eine Frage an Sie von Herrn Schulenburg. - Wol-

len Sie die beantworten?  

 

 
Chris Schulenburg (CDU):  

 
Herr Striegel, ich habe eine einfache Frage. Ich 

frage Sie ganz konkret: Haben Sie die Informa-

tion aus einem vertraulichen Teil des Innenaus-

schusses an die Presse durchgesteckt - ja oder 

nein? 
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Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Das kann ich Ihnen sehr deutlich beantworten. 

Ich habe mit keinem Pressevertreter vor der Be-

richterstattung gesprochen. 

 

(Christian Hecht, AfD: Herr Striegel, das ist 

aber keine Antwort! - Matthias Büttner, 

Staßfurt, AfD: Das ist eine falsche Antwort! 

Ich habe gesehen, wie Sie ein Interview ge- 

geben haben! - Weitere Zurufe von der AfD - 

Unruhe) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke.  

 

(Unruhe) 

 

- Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

bitte konzentrieren Sie sich. Das ist fast wie zur 

Mittagspause. Ich bitte noch einmal um Kon-

zentration.  

 

Wir sind am Ende der Debatte. Wir kommen 

zum Abstimmungsverfahren zur Drs. 8/2146.  

 

Abstimmung 
 

(Unruhe)  

- Beruhigt euch doch mal!  

 

Wer für die Überweisung in den Innenausschuss 

ist, den bitte ich um das Kartenzeichen.  

 

(Zurufe von der AfD: Oh, oh, oh!)  

 

Das sind die Koalitionsfraktionen, DIE LINKE und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt dage-

gen? - Das sind die AfD 

 

(Zurufe: Und Teile der CDU!)  

 

und Teile der CDU. - Danke für den Hinweis. 

 

(Tobias Rausch, AfD: Das sind die Vernünfti-

gen! - Beifall bei der AfD) 

 

 

Schlussbemerkungen 
 

 

Wir sind damit am Ende der 35. Sitzung ange-

langt. Ich berufe den Landtag zu seiner 18. Sit-

zungsperiode am 23. und 24. Februar 2023 ein. 

Ich wünsche allen ein gutes Wochenende. Kom-

men Sie wieder ein bisschen runter. Genießen 

Sie das Wochenende. Viel Spaß. 

 

Schluss: 19:40 Uhr.  
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